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Editorial: Die kommende Deflationskrise? 


Seit den 1960er Jahren war Inflation und 
ihre Bekämpfung eines der wichtigsten 
Themen der Wirtschaftspolitik in den 
entwickelten kapitalistischen Ländern. In 
der Tat baute sich Ende der 1960er Jahre 
eine inflationäre Welle auf, die dann En- 
de der 1970er Jahre und Anfang der 
1980er Jahre mit zweistelligen Inflations- 
raten in vielen industriell entwickelten 
Ländern ihren Höhepunkt erreichte. In 
den 1980er Jahren ebbte die Inflations- 
welle in den Industrieländern ab. Aller- 
dings hatten in dieser Periode viele Ent- 
wicklungsländer und später auch nahezu 
alle Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion mit zum Teil sehr hohen 
Inflationsraten zu kämpfen, in vielen 
dieser Länder kam es zu Hyperinflatio- 
nen mit einem jährlichen Anstieg des 
Preisniveaus von mehreren Hundert oder 
gar Tausend Prozent. Allerdings sanken 
auch hier die Inflationsraten ab Mitte 
der 1990er Jahre auf durchschnittlich 
einstellige Raten. 

Inflation scheint für die Weltwirtschaft 
in absehbarer Zeit kein ernsthaftes Prob- 
lem zu sein. Ganz im Gegenteil, es 
zeichnet sich eine Entwicklung ab, die 
vor 10 oder 15 Jahren nicht für möglich 
gehalten wurde: Erneut scheint eine De- 
flation möglich zu sein, die schon in den 
1930er Jahren verheerende Wirkungen 
für die Weltwirtschaft hatte. Von den in- 
dustriell entwickelten Ländern musste 
vor allem Japan ab Mitte der 1990er Jah- 
re eine moderate, jedoch langanhaltende 
Deflationsphase hinnehmen, die noch 
nicht überwunden ist. Bei den Entwick 
lungsländern ist es vor allem die Volks- 
republik China, die ab Ende der 1990er 


Jahre durch deflationäre Entwicklungen 
gekennzeichnet ist. Vor dem Hinter- 
grund des konjunkturellen Einbruchs in 
allen Ökonomien der westlichen Welt 
sowie der schlechten Lage auch in den 
meisten Entwicklungsländern setzte der 
Internationale Währungsfonds eine Task 
Force ein, welche die Deflationsgefahren 
ın der Weltwirtschaft untersuchen sollte. 
Im Bericht dieser Task Force vom Früh- 
jahr 2003 zählte Deutschland zusammen 
mit Japan, Taiwan und Hongkong zur 
Gruppe der Länder, die als hoch deflati- 
onsgefährdet angesehen wurden. Auch 
die US-amerikanische Zentralbank sah 
Deflationsgefahren für die USA und die 
Weltwirtschaft und hat mit schnellen 
und starken Senkungen ihrer Zinssätze 
versucht, solchen Tendenzen entgegen- 
zuwirken. Selbst die Europäische Zent- 
ralbank sah sich im Mai 2003 dazu ge- 
zwungen, ihr Inflationsziel, das sie beim 
Beginn der Europäischen Währungsuni- 
on Anfang 1999 auf zwischen null und 
zwei Prozent festgelegt hatte, zu präzisie- 
ren. Die Zielinflationsrate im Euroraum 
soll nach der EZB nun leicht unter zweı 
Prozent liegen. In Deutschland liegt die 
offiziell gemessene Inflationsrate derzeit 
bei etwa einem Prozent. Berücksichtigt 
man den breit akzeptierten Sachverhalt, 
dass durch Qualitätsverbesserungen und 
neue Produkte die Inflationsrate systema- 
tisch zwischen einem und zwei Prozent 
zu hoch gemessen wird, dann befindet 
sich Deutschland bereits in einem leich- 
ten Deflationsprozess. 

Ob die Weltwirtschaft in den nächsten 
Jahre von einer Deflationswelle erfasst 
wird hängt in erster Linie von der Ent- 
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wicklung in den USA sowie des Dollar- 
Kurses ab. Sollten die USA die nächsten 
Jahre wie in den 1990er Jahren einen 
starken und langen Aufschwung erleben 
und sollte sich der US-Dollar auf seinem 
jetzigen Niveau stabilisieren, dann wären 
die Deflationsgefahren in der Weltwirt- 
schaft deutlich reduziert. Sollte der Auf- 
schwung in den USA jedoch schwach 
bleiben, dann könnten sie nicht erneut 
als weltweite Konjunkturlokomotive a- 
gieren, die mit gigantischen Leistungsbi- 
anzdefiziten die Nachfrage in der ge- 
samten Welt anregt. Selbst ein starkes 
Wachstum in den USA stabilisiert die 
Weltwirtschaft nicht automatisch. Denn 
sollten die internationalen Kapitalströme 
in die USA, die zur Finanzierung des 
Leistungsbilanzdefizits notwendig sind, 
versiegen und der Dollarkurs weiter ab- 
stürzen, dann würde das US-amerikani- 
sche Leistungsbilanzdefizit schrumpfen. 
Für die Akkumulationsaussichten der 
Weltwirtschaft wäre es äußerst problema- 
tisch, wenn sich in den USA das Defizit 
der Leistungsbilanz in einen Überschuss 
verwandeln sollte. Denn dann würde die 
Aufwertung des Euro sowie des Yen im 
Euroraum und in Japan die Deflations- 
gefahren massiv erhöhen. Besonders ver- 
heerend wäre es, wenn der Dollarkurs 
unkontrolliert ins Trudeln käme und 
sich die amerikanische Zentralbank ge- 
zwungen sähe, durch Hochzinspolitik 
den Dollarkurs zu verteidigen. In eine 
solche Konstellation waren die USA 
schon einmal Ende der 1970er Jahre ge- 
raten. Die damals verfolgte harte restrik- 
tive Geldpolitik hat nicht nur zu dem 
bislang tiefsten Konjunktureinbruch in 
den USA seit den Zweiten Weltkrieg ge- 
führt, sondern auch zu einer tiefen Krise 
der Weltwirtschaft beigetragen, die mit 
der Zahlungsunfähigkeit Mexikos im 
Jahre 1982 deutlich sichtbar wurde. Heu- 
te hätte eine solche Entwicklung eine 
noch weitaus fatalere Wirkung als da- 
mals, da die Weltwirtschaft heute insge- 
samt krisenanfälliger geworden ist. 

Selbst wenn der sich andeutende welt- 
wirtschaftliche Aufschwung, dessen Stär- 


ke allerdings noch nicht abzuschätzen ıst, 
die Deflationsgefahren kurzfristig in den 
Hintergrund drängt, ist in den 1990er 
Jahren doch eine weltwirtschaftliche 
Konstellation entstanden, welche über- 
zyklisch deflationäre Gefahren bestehen 
lässt. Die neue und in der Tendenz de- 
flationäre Konstellation ist mit zweı län- 
gerfristigen Entwicklungen verbunden. 
Erstens hat die schrittweise vorangetrie- 
bene Deregulierung der internationalen 
Finanzmärkte die Konkurrenz zwischen 
Währungen intensiviet, da private 
Haushalte, Unternehmen, Banken etc. 
die Möglichkeit bekamen, bei ihren 
Vermögensanlagen effektiv zwischen ver- 
schiedenen Währungen zu wählen. Für 
ihre Anlageentscheidung spielt einerseits 
die mögliche Kapitalverwertung (Höhe 
der Zinssätze, erwartete Dividenden, 
Kurssteigerung der Aktien) andererseits 
die Sicherheit der Währung eine Rolle 
und die bemisst sich vor allem an der 
Abwesenheit von inflationären Prozessen 
aber auch an der politischen und öko- 
nomischen Stärke des Landes, das die 
entsprechende Währung ausgibt. In die- 
ser Währungskonkurrenz kann nur be- 
stehen, wer eine „wertstabile“ Währung 
bieten kann. Damit verstärkt die Wäh- 
rungskonkurrenz die ohnehin schon ın 
der Weltwirtschaft bestehende Hierar- 
chie: insbesondere die Länder der sog. 
„Dritten Welt“ können mit den Wäh- 
rungen an der Spitze der Währungshie- 
rarchie wie dem US-Dollar oder dem Eu- 
ro nicht konkurrieren. Die Folgen sind 
ein hoher „Dollarisierungsgrad“ in die- 
sen Ländern, d.h. auch im Inland wird 
ein großer Teil der Geldfunktionen von 
einer ausländischen „harten“ Währung 
wie dem Dollar oder dem Euro über- 
nommen, Kapitalexporte in „sichere“ 
Währungshäfen und der Zwang, interna- 
tionale Kredite in fremder Währung 
aufzunehmen, so dass der sowieso schon 
schwache Schuldner das gesamte Wech- 
selkursrisiko tragen muss, was bei den 
USA oder den Ländern der Eurozone, 
die sich in eigener Währung verschulden 
können, nicht der Fall ist. 
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Zweitens hat sich aber auch die Wäh- 
rungskonkurrenz zwischen den führen- 
den Währungen intensiviert. Der US- 
Dollar übernimmt nicht mehr so unan- 
gefochten wie noch in den letzten Jahr- 
zehnten alle internationalen Geldfunkti- 
onen. Mit dem Euro ist zum ersten Mal 
seit dem Ende des 2. Weltkrieges eine 
Währung entstanden, welche die Rolle 
des Dollars als Weltgeld zukünftig ernst- 
haft in Frage stellen könnte. Die weltpo- 
litischen Konsequenzen einer verschärf- 
ten wirtschaftlichen Konkurrenz zwı- 
schen Europa und den USA wurden be- 
reits in der letzten Ausgabe der PROKLA 
(Nr. 133, Imperialistische Globalisierung, 
Dezember 2003) angesprochen. Die öko- 
nomischen Folgen der zunehmenden 
Währungskonkurrenz sind zunächst 
einmal heftige Wechselkursschwankun- 
gen zwischen den Währungen an der 
Spitze der Währungshierarchie und einer 
Tendenz zu einer restriktiven, vor allem 
die „Geldwertstabilität“ sichernden Geld- 
politik, denn auch die führenden Wäh- 
rungen der Welt müssen sich vor den in- 
ternationalen Anlegern bewähren, wenn 
sie nicht durch Kapitalverlagerungen „be- 
straft“ werden wollen. 

Insgesamt hat die Deregulierungswelle 
und die verstärkte Währungskonkurrenz 
zu einem strukturellen Machtgewinn von 
Geldvermögensbesitzern geführt. Der 
weltweite Rückgang von Inflationsraten, 
die zunehmende Unabhängigkeit von 
Zentralbanken, die Verabsolutierung der 
Dominanz von Preisniveaustabilität ge- 
genüber allen anderen Zielen der Wirt- 
schaftspolitik, die ın vielen Ländern zu 
beobachten ist, sind Ausdruck dieser 
Machtverschiebung. Eine Konsequenz 
dieser neuen Situation, die bislang noch 
kaum diskutiert wurde, ist die latent de- 
flationäre Konstellation der Weltwirt- 
schaft. Hansjörg Herr gibt in seinem Bei- 
trag einen Überblick über die verschie- 
denen Dimensionen der Deflation und 
verdeutlicht, wie die Weltwirtschaft im 
Zuge der Globalisierung vor allem der 
Finanzmärkte in diese neue Konstellati- 
on geraten ist. 


Warum sind Deflationen so 
gefährlich? 

Fallende Preise sind für die Haushalte 
zwar zunächst angenehm, da sie deren 
reale Kaufkraft erhöhen. Für die Dyna- 
mik einer kapitalistischen Ökonomie, 
deren Akkumulation zu einem großen 
Teil kreditfinanziert verläuft, ist eine De- 
flation allerdings fatal, denn sie erhöht 
ganz allgemein die reale Belastung der 
Schuldner: Unternehmen realisieren de- 
flationsbedingt geringere Umsatzerlöse, 
die Rückzahlung ihrer Schulden ist aber 
nominell fixiert ist, so dass es schwieriger 
für sie wird, die Schulden zu bedienen. 
Dasselbe gilt im übrigen auch für den 
Staat, der aufgrund der Deflation gerin- 
gere Steuereinnahmen realisiert. Deflati- 
onen können ab einer gewissen Intensi- 
tät zum Zusammenbruch von besonders 
stark verschuldeten Unternehmen wie 
auch zu verschärften Finanzproblemen 
der öffentlichen Haushalte führen. Die 
Zahlungsprobleme der Schuldner führen 
dann typischerweise zu einer Bankenkri- 
se, die eventuell den letzten Damm ge- 
gen eine große Depression einreißt. Die 
Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre 
kann als Anschauungsmaterial für diesen 
Fall gelten. 

Deflationen können auch zum Zusam- 
menbruch der Nachfrage auf den Gü- 
termärkten führen. Ein Unternehmen 
wird heute nicht investieren, wenn es 
damit rechnen muss, dass ein Konkur- 
rent die gleiche Maschine oder das glei- 
che Gebäude zu einem späteren Zeit- 
punkt günstiger kaufen kann. Ebenso 
werden Konsumenten bei Deflationser- 
wartungen die Käufe von langlebigen 
Konsumgütern und Immobilien in die 
Zukunft verschieben, so dass auch diese 
Nachfragekomponente bei eine Deflati- 
on massiv geschwächt wird, was die In- 
vestitionszurückhaltung der Unterneh- 
men noch verstärkt. 

Die Geldpolitik der Zentralbank, die bei 
inflationären Prozessen mit einer Erhö- 
hung der Leitzinsen gegensteuern kann, 
wird beı Deflationen weitgehend wir- 
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kungslos. Eine Zentralbank kann zwar 
ihren Refinanzierungszinssatz auf Null 
senken,‘ wie in Japan geschehen, aber 
nicht unter Null. Daher steigt mit der 
Deflationsrate die Belastung der Schuld- 
ner, ohne dass die Zentralbank mit ihrer 
Geldpolitik etwas dagegen unternehmen 
könnte. Einer Deflation kann der Staat 
dann nur noch durch Fiskalpolitik, d.h. 
durch Steuersenkungen oder Ausgaben- 
erhöhungen begegnen. In Japan hat die 
Fiskalpolitik bisher dazu beigetragen, 
dass die Deflation sich nicht kumulativ 
entwickelt hat. Auch in den USA schal- 
tete die Fiskalpolitik schnell auf einen 
expansiven Kurs um, allerdings wurden 
dort durch die massiven Steuererleichte- 
rungen vor allem die Bezieher hoher 
Einkommen und die Unternehmen be- 
günstigt. Europa leidet dagegen am Sta- 
bilitäts- und Wachstumspakt, der eın 
maximales Budgetdefizit von nicht mehr 
als drei Prozent des Bruttoinlandspro- 
dukt festlegt. Zwar wurde der Pakt vor 
allem von Frankreich und Deutschland 
gebrochen, da der konjunkturell beding- 
te Einbruch der Steuern schlicht und 
einfach nicht durch Ausgabenkürzungen 
zu kompensieren war, jedoch wird zu- 
mindest in Deutschland nach wie vor ei- 
ne Sparpolitik betrieben, die die deflati- 
onären und krisenhaften Tendenzen eher 
verstärkt. Sollte es in den nächsten bei- 
den Jahren in Deutschland tatsächlich zu 
einem leichten konjunkturellen Auf 
schwung kommen, dann jedenfalls nicht 
wegen, sondern trotz der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik der rot-grünen Regie- 
rung. 


\Wo kommen Deflationen her? 


Letztlich finden Preisniveauänderungen 
ihre Ursachen ın sich verändernden Kos- 
ten. Steigt das Kostenniveau in einer 
Ökonomie, so führt dies zu Inflation, da 
die Unternehmen, um Verluste zu ver- 
meiden, gestiegene Kosten auf die Preise 
überwälzen. Da bei allgemeinen Kosten- 
erhöhungen alle Unternehmen betroffen 
sind, ist die Überwälzung auf die Preise 


einfach und wird nicht durch die Kon- 
kurrenz zwischen Unternehmen verhin- 
dert. Bei Deflationen findet der umge- 
kehrte Prozess statt. Allgemeine Kosten- 
senkungen führen zu allgemeinen Preis- 
senkungen. 

Eine der wichtigsten Kostenkomponen- 
ten sind die Lohnstückkosten. Sinken 
diese, dann kommt es zu einem sinken- 
den Preisniveau. Die Lohnstückkosten 
hängen von der Veränderung der Stun- 
denlöhne und der Arbeitsproduktivität 
ab. Sobald die Lohnerhöhungen unter 
dem Anstieg der Produktivität liegen o- 
der es gar zu Lohnsenkungen kommt, 
sinken Lohnstückkosten und Preisniveau. 
In diesem Fall reißt der „Lohnanker“, 
der eine Deflation verhindern kann. Em- 
pirisch ist der Zusammenhang zwischen 
der Entwicklung der Lohnstückkosten 
und dem Preisniveaus ausgesprochen 
eng. Cornelia Kaiser zeigt in ihrem Beı- 
trag, dass die zentrale Ursache der Defla- 
tion in Japan das Reißen des Lohnankers 
nach dem Platzen der Börsenblase Ende 
der 1980er Jahre war. Sie macht deutlich, 
dass die unternehmensbezogenen Lohn- 
verhandlungen in Japan, die im Falle 
von ökonomischen Problemen im Un- 
ternehmen, bei den Beschäftigten dazu 
führen, dass sie es in Kauf nehmen, dass 
ihre Löhne nur schwach oder auch gar 
nicht steigen, den Kern des Deflations- 
prozesse ausmachen: Wenn alle Unter- 
nehmen versuchen, sich durch niedrige 
Lohnerhöhungen im Konkurrenzprozess 
einen Vorteil zu verschaffen, dann resul- 
tiert eine Deflation, ın der alle verlieren. 

Eine weitere Kostenkomponente sind 
Wechselkursveränderungen. Eine Aufwer- 
tung der eigenen Währung verbilligt im- 
portierte Güter und wirkt dadurch defla- 
tionär. Die Gefahr weiterer Aufwertun- 
gen des Yen und des Euro ist dann auch 
einer der Gründe, die den Internationa- 
len Währungsfonds zur Überzeugung 
kommen ließ, dass Japan und Deutsch- 
land hochgradig deflationsgefährdet sind. 
Veränderungen der Steuern und Sozial- 
abgaben oder Veränderungen von Roh- 
stoffpreisen wirken ebenfalls über die 
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Kostenseite auf das Preisniveau ein. 

Auch die Nachfrage auf den Gütermärk- 
ten kann inflationär oder eben auch de- 
flationär wirken. Leidet der Unterneh- 
menssektor an einem Nachfragemangel, 
dann nimmt der Druck in Richtung 
Preissenkungen zu. Oben wurde betont, 
dass eine Deflation von sich aus die In- 
vestitions- und Konsumnachfrage ab- 
senkt. Typisch für einen Deflationspro- 
zess sind somit sinkende Kosten und ein 
Nachfragemangel. Kosten- und Nach- 
fragedeflation verstärken sich in diesem 
Fall und führen zu den ökonomischen 
Zerrüttungstendenzen, die aus deflatio- 
nären Phasen in der Geschichte bekannt 
sind. 

Ein ähnlicher Effekt wie bei einer Defla- 
tion ergibt sich, wenn ein Land, das in 
fremder Währung verschuldet ist, seine 
eigene Währung abwerten muss. Denn 
auch in diesem Fall bleibt der in fremder 
Währung definierte Schuldendienst un- 
verändert, während die Einnahmen eines 
inländischen Unternehmens, selbst bei 
gleicher Umsatzsumme in inländischer 
Währung, unter Umständen nicht mehr 
ausreichen, um den Schuldendienst zu 
leisten, da sich der selbe Betrag inländı- 
scher Währung jetzt gegen einen geringe- 
ren Betrag der ausländischen Währung 
umtauscht. Aufgrund dieses Mechanis- 
mus führen Währungskrisen bei Schul- 
den in Fremdwährung immer auch zu 
Unternehmenszusammenbrüchen und 
Bankenkrisen im abwertenden Land. Die 
Belastung von Schuldnern steigt somit 
bei einem Fall des Preisniveaus ebenso 
wie bei einer Abwertung und Verschul- 
dung in Fremdwährung. Elmar Altvater 
arbeitet in seinem Beitrag genau diesen 
Aspekt des Deflationsprozesses, die Ver- 
teuerung des Kapitals für die Schuldner 
und das Ansteigen der Realzinsen mit all 
seinen fatalen Konsequenzen heraus. 


Die groteske wirtschaftspolitische 
Debatte in Deutschland 


In Deutschland ging die Debatte um De- 
flationsgefahren an der offiziellen Wirt- 
schaftspolitik weitgehend vorbei. Die 
Regierung hat über Jahre versucht, mit 
allen Mitteln den Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt zu erfüllen. Sie ist in erster Li- 
nie aufgrund der einbrechenden Steuer- 
einnahmen dann aber doch gescheitert. 
Von einer aktıven antızyklischen Politik 
der Bundesregierung ist nichts zu spüren. 
Im Gegenteil, die Logik von Sachzwän- 
gen wird ins Feld geführt, um Ausgaben 
radikal zu kürzen. Die öffentlichen In- 
vestitionen sind seit Jahren im Keller, da 
die Gemeinden, die sich nur sehr be 
grenzt verschulden können, aufgrund ih- 
rer finanzieller Engpässe in erster Linie 
an den investiven Ausgaben sparen. Der 
Sozialstaat wird an allen Ecken und En- 
den gestutzt, um die Ausgaben der öf- 
fentlichen Haushalte einschließlich der 
Haushalte der Sozialversicherungen den 
sinkenden Einnahmen anzupassen. In 
einigen Bundesländern - der Vorreiter 
war der rot-rote Senat in Berlin - hat 
man mit der Zerstörung des Flächenta- 
rifvertrages und deutlichen Lohnkürzun- 
gen der im öffentlichen Bereich Beschäf- 
tigten begonnen. Zwar ist eine ausufern- 
de Staatsverschuldung auch nicht die 
Lösung aller Probleme, aber ausgerech- 
net in einer ökonomischen Krisenphase 
die Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte zu betreiben, verstärkt eher 
eine Abwärtsspirale von sinkenden Ein- 
nahmen und noch größeren Haushalts- 
löchern. Insofern wird man von der ge 
genwärtigen rot-grünen Haushaltspolitik 
unangenehm an die Fiskalpolitik der Re- 
gierung Brüning erinnert, die mit ähnli- 
chen Schritten die Krise der 1930er Jahre 
massiv verstärkt hat. Unter anderem wa- 
ren damals die Lohnsenkungen im öf 
fentlichen Bereich das Signal für allge- 
meine Lohnkürzungen. Brüning hat wie 
heute seine restriktive Fiskalpolitik mit 
Sachzwängen begründet. In der Tat wa- 
ren seine Sachzwänge aufgrund der da- 
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maliıgen Reparationszahlungen deutlich 
größer als es heute der Fall ist. Michael 
Heine untersucht in seinem Beitrag die 
Fiskalpolitik der Brüning-Zeit und zieht 
Konsequenzen für die derzeitige Politik 
der öffentlichen Haushalte in Deutsch- 
land. 

Deflationen können kumulativen Cha- 
rakter annehmen, wenn die Geldlöhne 
nicht entsprechend der Produktivität an- 
steigen oder gar anfangen zu sinken. 
Denn dann wird der nominelle Anker 
des Preisniveaus zerstört. In Deutschland 
zeigen sich derzeit verstärkte Tendenzen, 
dass dieser „Lohnanker“ reißt. Verschie- 
dene Effekte spielen hier zusammen: Die 
Unternehmen bauen freiwillige, übertarif- 
liche Zahlungen ab, die Gewerkschaften 
sind aufgrund anhaltender Massenar- 
beitslosigkeit und der politischen Ge- 
samtlage geschwächt und nicht in der 
Lage wirkliche Lohnerhöhungen durch- 
zusetzen, und es gibt eine breite Allianz 
von Politikern, Ökonomen und Wirt- 
schaftsjournalisten, die dem Glauben 
anhängen, man könne über allgemeine 
Lohnsenkungen die Arbeitslosigkeit ver- 
ringern. Selbst Gewerkschaften haben 
sich im Rahmen von „Bündnissen für 
Arbeit“ partiell auf diese Logik eingelas- 
sen. Zur Kritik solcher Vorstellungen ist 
nach wie vor gültig, was in PROKLA 116 
(„Rot-Grüner“ Absturz, September 1999) 
bereits ein Jahr nach Antritt der ersten 
rot-grünen Regierung geschrieben wurde. 
In ihrem Beitrag zeigen Eckhard Hein, 
Thorsten Schulten und Achim Truger, 
dass die gegenwärtige Entwicklung der 
Arbeitsmärkte in Deutschland die Defla- 
tion verstärkt, so dass Deutschland am 
Rande einer Deflationsspirale steht. Sie 
machen weiter deutlich, dass aufgrund 
der Bedeutung Deutschlands für den Euro- 
raum die Gefahr besteht, dass eine deflatio- 
näre Entwicklung in Deutschland die EU 
mitreißt. Denn es ist in der EU bisher 
nicht gelungen, einen Lohnbildungsme- 
chanismus zu etablieren, der einen Damm 
gegen deflationäre Entwicklungen sein 
könnte. 


Das Thema Deflation wird also aktuell 
bleiben, sowohl auf nationaler und auf 
europäischer Ebene, wie auch auf der 
Ebene der Weltwirtschaft. 


Bereits im letzten Heft wurde angekün- 
digt, dass zukünftig kürzeren Debatten- 
beiträgen zu aktuellen Themen ein grö- 
ßerer Raum als bisher eingeräumt werden 
soll. Für solche Beiträge haben wir jetzt 
die Rubrik „Einsprüche“ geschaffen. Wir 
eröffnen sie in diesem Heft mit einem 
Beitrag von Jan Hoffrogge zu den stu- 
dentischen Streiks im vergangenen Win- 
tersemester sowie einem Kommentar von 
Stephan Lessenich zu aktuellen sozialpo- 
litischen Debatten und Vorurteilen. Ein 
früherer Beitrag von Stefanie Hürtgen zu 
Fragen der Gewerkschaftspolitik (PRO- 
KLA 130 Gewerkschaften zur Sonne, zur 
Freiheit’, März 2003) hat inzwischen 
Wellen auch in anderen Zeitschriften ge- 
schlagen: Richard Detje antwortete in 
Sozialismus 9/03 auf die Kritik von 
Hürtgen und auf diese Antikritik reagier- 
te Hubert Herfurth in express I11- 
12/2003. 


or 


Es bleibt noch, eine traurige Mitteilung 
zu machen. Hansgeorg Conert ist ım Ja- 
nuar in Bremen verstorben. Er war (in- 
zwischen emeritierter) Hochschullehrer 
an der Universität Bremen und über lan- 
ge Jahre Mitglied in der Vereinigung zur 
Kritik der politischen Ökonomie, von 
der die PROKLA herausgegeben wird. In 
der PROKLA analysierte er schon früh 
die Widersprüche der „realsozialisti- 
schen“ Gesellschaften. Volker Stork 
schrieb einen Nachruf über den Linksso- 
zialisten und Individualisten Hansgeorg 
Conert. 


Hansgeorg Conert (19.3.1933 - 6.1.2004) 
als 
Wissenschaftler, Linkssozialist und Individualist" 


Hansgeorg Conert hat uns verlassen. Wenige Monate vor seinem 71. Ge- 
burtstag beendete am 6. Januar 2004 Herzversagen sein Leben. 

Wenn ich meines Freundes Hansgeorg gedenke, so ist dabei zu berücksichti- 
gen, dass ein Mensch seines intellektuellen Formats über einen komplexen 
Charakter verfügt, er also nicht einfach zu porträtieren ist und schon gar nicht 
mit wenigen Strichen. Ich möchte mein Bild von Hansgeorg skizzieren, indem 
ich mich zu vergewissern versuche, an welchem Punkt sich unsere Wege 
kreuzten, warum daraus eine langjährige und enge Freundschaft entstand und 
was für mich den Kern seiner Persönlichkeit ausmachte. 

Persönlich lernte ich Hansgeorg an der Universität Bremen kennen, als ich 
dort 1978 mein Zweitstudium begann. Ich besuchte ein Seminar von ihm über 
die sowjetische Planökonomie, weil ich einerseits Texte von ihm gelesen hatte 
und er mir andererseits als einer der Exponenten der intellektuellen Bremer- 
Linken ein Begriff war. Da mich die theoretische Argumentation des Wissen- 
schaftlers ebenso wie die politische Analyse des Linkssozialisten mehr oder 
weniger überzeugten, war es für mich selbstverständlich, als Student eine sei- 
ner Lehrveranstaltungen zu besuchen. Nach gut 25 Jahren fällt es mır schwer, 
mich meiner ersten Wahrnehmung des Hochschullehrers Hansgeorg zu verge- 
genwärtigen. Wenn mir meine Erinnerung keinen Streich spielt, so beein- 
druckte mich insbesondere sein bemerkenswertes wissenschaftlich-pädagogi- 
sches Ethos. 

Aus diesen drei Berührungspunkten zwischen uns entstand in den folgenden 
Jahren langsam eine Freundschaft. Was das Eingehen letzterer betrifft, so war 
Hansgeorg trotz seiner Offenheit und Herzlichkeit in persönlichen Angele- 
genheiten ein vorsichtiger und bedächtiger Mensch, vielleicht vermöge seiner 
Aufrichtigkeit, die er, zumal in politischen Fragen, bis zur Schroffheit radikali- 
sieren konnte. Vor allem anderen aber zeichneten ihn zwei Eigenschaften aus, 
die unprätentiöse und sinnliche Grundstruktur seines Charakters. Er war, ob- 
wohl er sich seines Stellenwerts durchaus bewusst war, ohne jegliche Allüren 
und wusste die sinnlichen Freuden des Lebens zu schätzen. Die Askese ebenso 


*  Gekürzte und leicht überarbeitete Rede zur Trauerfeier von Hansgeorg Conert in Brernen 
am 10. Januar 2004. 
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wie die Selbstdarstellung gewisser linker Intellektueller weckten dagegen sein 
Misstrauen. Diese und andere Eigenschaften nahmen mich für ihn ein. 
Hansgeorgs Persönlichkeit gründete auf drei Pfeilern: er war Wissenschaftler, 
Linkssozialist und im dargelegten Sinne ein auf seine Unabhängigkeit bedach- 
ter, eigensinniger Individualist. Auch wenn die drei Säulen in seiner Person ei- 
ne untrennbare Einheit bildeten, so ist die von mir gewählte Reihenfolge doch 
nicht zufällig. Primär war er Intellektueller, was für ihn als Gesellschaftswissen- 
schaftler bedeutete, Spezialist für die allgemeinen Angelegenheiten der verge- 
sellschafteten Menschen zu sein. Seine wissenschaftstheoretische Position ver- 
ortete er in der Kontinuität der Aufklärung, genauer: in einer durch die dialek- 
tische Kritik hindurchgegangenen Aufklärung. Seine normative Richtschnur 
war die Konstitution einer Gesellschaft der Freien und Gleichen, an der er die 
gegenwärtige Gesellschaft und ihren Staat maß. Für ihn hieß das, alle Verhält- 
nisse zu kritisieren, in denen der Mensch ein ausgebeutetes, unterdrücktes und 
erniedrigtes Wesen ist. Die politischen Schlussfolgerungen seiner theoretischen 
Einsichten machten ihn, so seine eigene Formulierung, zum „konsequenten 
Sozialisten“. Als solcher pflegte er im Verlaufe seines Lebens Arbeitsbeziehun- 
gen zu gewerkschaftlich organisierten Linken, zu verschiedenen linkssozialisti- 
schen Gruppierungen, Projekten und Redaktionen. Er war ein genuiner politi- 
scher Intellektueller. Im privaten Umgang knüpfte und pflegte er, soweit mir 
bekannt ist, zu solchen Menschen dauerhaften freundschaftlichen Kontakt, zu 
denen er sich nicht nur aufgrund ihrer menschlichen Eigenschaften hingezo- 
gen fühlte, sondern mit denen er sich darüber hinaus auch wissenschaftlich 
und vor allem politisch austauschen konnte. In der Beziehung musste eine 
gewisse Grundübereinstimmung bestehen. Löste sie sich auf, gab es für ıhn 
keine Kompromisse. Denn die verbindende Klammer zwischen den drei 
Komponenten seiner Persönlichkeit - Wissenschaftler, Linkssozialist, Indivi- 
dualist - war die Wahrung seiner Integrität. 

Plastisch machen kann ich das vielleicht am besten an der in der Heimvolks- 
hochschule der Jägerei Hustedt, an der er nach seinem sozialwissenschaftli- 
chen Studium in Wilhelmshaven rund zehn Jahre als Ost-West-Referent tätig 
war, stattfindenden Tagung zu seinem siebzigsten Geburtstag im April letzten 
Jahres mit dem Thema „Vom Niedergang der Sowjetunion zur globalen He- 
gemonie der USA?“. Obwohl er die Heimvolkshochschule bereits Ende der 
60er Jahre verlassen hatte, haben ihm seine alten Kollegen, Weggefährten, 
Freunde und Genossen aus der Arbeiterbildung über 30 Jahre später die Ehre 
dieser Veranstaltung erwiesen. Hansgeorg war sich selbst und anderen gegen- 
über ein treuer Mensch. Die Tagung selbst mit ihrer Mischung aus Wissen- 
schaft, Politik und Fest war charakteristisch für ihn. Sich für seine Lebensbi- 
lanz als Person ehren zu lassen, war nicht seine Sache. Und als zu Beginn des 
Festes einer seiner früheren Kollegen zu einer kurzen Laudatio anhob, merkte 
der Freund sofort, wie unwohl er sich dabei fühlte, als Jubilar im Mittelpunkt 


Nachruf auf Hansgeorg Conert 11 


des Interesses zu stehen. Als dann nach einem zweiten auch noch ein dritter 
Redner ihn enren wolite, unterbrach er inn mit den Worten, „Liebe Freunde, 
nun ist es genug der Reden, wir sind zum Feiern hier.“ Das haben wir dann 
auch ausgiebig getan. Aber es wurde eben nicht nur gefeiert. Die Feier seines 
siebzigsten Geburtstages war für ihn vielmehr primär der Anlass dafür, im 
Freundeskreis über Charakter und strukturelle Tendenz der gegenwärtigen 
Weltordnung nachzudenken. Es war ein wunderbares Wochenende. 

Wenn ich mir die Frage zu beantworten versuche, warum Hansgeorg zu dem 
geworden isi, der eı für nich war, so muss ich mit dem Jahr sciner Geburt be- 
ginnen - 1933. Er wuchs als Sohn eines selbständigen Müllers in der Nähe 
von Weimar auf. Aus den wenigen Erzählungen von ihm zu seinen frühen 
Jahren weiß ıch, dass es für ıhn als Kind zwar das „normalste“ der Welt war, 
in der Zeit des Schreckens aufzuwachsen. Angesichts fehlender Vergleichsmög- 
lichkeiten konnte das auch nicht anders sein. Zugleich war er sıch aber abso- 
lut sicher, in späteren Jahren unter keinen Umständen ein Parteigänger des 
nazıstischen Regimes geworden zu sein, hätte es statt zwölf tatsächlich 1000 
Jahre existiert. Schon als Kind stießen ıhn nämlich Zwangsvergemeinschaf- 
tung, der er im „Jungvolk“ ausgesetzt war, und Brutalität, deren Zeuge er war, 
ab. In den Kontext gehören ebenso die geheimnisvollen Vorgänge auf Goethes 
Ettersberg im Konzentrationslager Buchenwald, von dem er selbst als Kind 
bereits schaudernd wusste, dass den Lagerinsassen dort Schreckliches angetan 
wurde. Der Marsch der befreiten Gefangenen durch sein Dorf hatte sich ihm 
unauslöschlich ins Gedächtnis eingebrannt. Zu seinen prägenden Erfahrungen 
gehörte weiter, wie eine scheinbar auf Ewigkeit angelegte Ordnung sich buch- 
stäblich über Nacht ın Luft auflöste. Von seinen Jugendjahren in der SBZ und 
der DDR ist mir nur in Erinnerung, dass er der neuen Ordnung neutral be- 
gegnete. Seine Übersiedlung nach Frankfurt a.M. resultierte aus seiner Be- 
fürchtung, als Sohn eines selbständigen Handwerkers nicht zum Studium zu- 
gelassen zu werden. In der kapitalistischen BRD angekommen, lernte er 
schnell die Differenz zwischen den wohlfeilen Sonntagsreden über die Ver- 
bundenheit mit den Brüdern und Schwestern in der „SBZ“, wıe die offizielle 
Sprachregelung für die DDR damals lautete, und der tatsächlichen Gleichgül- 
tigkeit ihrem konkreten Schicksal gegenüber kennen. Das schärfte seine Sinne 
für die der bürgerlichen Gesellschaft eigene Heuchelei. 

Hält man sich Hansgeorgs Kindheit und Jugend vor Augen, so war es zwar 
ein weiter Weg vom Kind eines selbständigen Handwerkers, das als einziger 
Sohn unter „normalen“ Umständen vermutlich den Betrieb seines Vaters über- 
nommen hätte, zum sozialistischen Intellektuellen, gleichwohl entbehrt dieser 
Weg nicht einer gewissen Logik. Denn ist es nicht die trügerische „Normalı- 
tät” des faktischen Ausnahmezustandes, bereits in einem jungen Leben nazisti- 
sche Diktatur, Weltkrieg, stalinistischen Staatssozialismus und bundesrepubli- 
kanischen Kapitalismus zu erleben? Und klärt einen sensiblen und intelligen- 


12 Volker Stork 


ten jungen Mann die damit verbundene Entwurzclung nicht ganz praktisch 
über die Zufälligkeit seiner individuellen Existenz auf? Wie auch ebenso prak- 
tisch darüber, dass diese mit jedem Faden und bis ins Innerste hinein mit dem 
gesellschaftlichen Ganzen verknüpft ist? Und liegt es angesichts einer solchen 
Biographie nicht nahe, nach einer Theorie zu suchen, die eine Interpretations- 
folie zur Erklärung dieser katastrophalen Ereignisse zu liefern und zugleich 
Orientierung in dem allgegenwärtigen Chaos zu stiften verspricht? 

Hansgeorg lernte eine solche Theorie in der marxschen Kritik der politischen 
Ökonomie kennen. Als Tlieorie der bürgerlichen Gesellschaft war sie für ihn 
bis zuletzt unübertroffen und von bedrängender, ja bestürzender Aktualität. 
Durch sie lernte er, zwar die Mannigfaltigkeit der unmittelbaren Tatsachen zur 
Kenntnis zu nehmen, sıe aber nıe fürs Ganze zu halten, sondern sie im Gegen- 
teil nach ihrem gesellschaftlichen und geschichtlichen Entstehungsprozess und 
Stellenwert in der Gesamtgesellschaft sowie ihrer Formbestimmtheit zu befra- 
gen und in Frage zu stellen. Und zugleich war die marzsche Kritik für ıhn die 
Orientierungswissenschaft schlechthin, die den einzig denkbaren vernünftigen 
theoretischen Ausweg aus dem Verhängnis der gegenwärtigen Gesellschaft er- 
öffnete - Marxens „Verein freier Menschen“. Das machte ihn zum überzeug- 
ten marxistischen Linkssozialisten. Als solcher war ihm unabhängig von seı- 
nen politischen und publizistischen Aktivitäten für die Sache der sozialen 
Emanzipation stets klar, wie unwahrscheinlich die praktische Verwirklichung 
der von ihm ersehnten Gesellschaft der Freien und Gleichen war. Die Verbrei- 
tung selbstbetrügerischer Illusionen oder falschen Trostes hielt er ım Falle ei- 
ner so ernsten Angelegenheit wie der sozialen Emanzipation für fahrlässig. 
Statt dessen sah er als realistischer Mensch den unangenehmen Tatsachen ins 
Auge, weil er sie trotz alledem verändern wollte. Sein Denken und Handeln 
waren zutiefst der humanistischen Aufklärung verpflichtet, deren Grenzen er 
reflektierte. 

Hansgeorgs prägende Erfahrungen und der von ihm favorisierte theoretisch- 
politische Ansatz bildeten zusammen mit seiner intellektuellen Leidenschaft 
und enormen Produktivität die Basis für die Kontinuität seiner wissenschaftli- 
chen Fragestellungen und für seine umfangreichen publizistischen Aktivitäten. 
Mit Blick auf die Kontinuität seiner Arbeitsfelder waren das die Geschichte 
der Arbeiterbewegung und die Theorie der Arbeiterbildung, der sowjetische 
Staats- und der jugoslawische Selbstverwaltungssozialismus, die Theorie der 
kapitalistischen Gesellschaft und die Kritik der politischen Ökonomie. Zu die- 
sen Themen hat er Dutzende Artikel und Aufsätze und mehrere Bücher veröf- 
fentlicht. Sein Hauptwerk, die große Studie Vom Handelskapital zur Globalı- 
sierung mit dem Untertitel Entwicklung und Kritik der kapitalistischen Öko- 
nomie, erschien 1997, Jahre nach seiner Pensionierung als Hochschullehrer 
der Universität Bremen. Ich bin mır sicher, dass das Buch zu einem Klassiker 
der kritischen Gesellschaftstheorie werden wird. 
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Über seine unermüdliche wissenschaftliche Arbeit und die mit Leidenschaft 
ausgeübte Rolie des Lehrers vergaß Hansgeorg nicht, auch die Annehmlichkei- 
ten des Lebens zu genießen. Dieser Seite seines Lebens verdankt sich unsere 
Freundschaft. So stieß ich um das Jahr 1980 herum zu einem kleinen wissen- 
schaftlich-politischen „Stammtisch“, aus dessen Diskussionen heraus sich ein 
enger Freundeskreis entwickeln sollte. Wo immer und zu welchem Anlass wir 
uns auch trafen, es war stets eine Mischung aus theoretischem und politt- 
schem Disput und persönlichen Angelegenheiten. Diese Mixtur hat ihn mit 
seinen Freunden verbunden. In dem Zusammenhang werde ich nie vergessen, 
wie wır uns 1987 am Vorabend seiner Abreise zu einem mehrmonatigen For- 
schungsaufenthalt ın der Sowjetunion zu viert zum Abschied in einer Kneipe 
trafen und Hansgeorg irgendwann im Verlauf der Nacht das seinerzeit noch 
Unvorstellbare aussprach: Er gebe der Sowjetunion keine fünf Jahre mehr. Die 
empirisch-analytische Begründung seines apodiktischen Urteils ist ın seiner 
drei Jahre später erschienenen bedeutenden Studie über Die Ökonomie des 
unmöglichen Sozialismus. Krise und Reform der sowjetischen Wirtschaft unter 
Gorbatschow nachlesbar. 

Der unausweichliche Sachverhalt, als Teil der Natur ein endliches Wesen zu 
sein, rückte für Hansgeorg in den 90er Jahren infolge schwerer Herz- und Ge- 
fäßkrankheiten immer mehr ins Zentrum seines Lebens. Aber ungeachtet des- 
sen arbeitete er unter Schmerzen fast bis zum letzten Tag. Seinen letzten Text 
vollendete er wenige Wochen vor seinem Ableben. 

Mit Hansgeorg Conerts Tod haben die marxistische Wissenschaft und der 
Linkssozialismus Deutschlands einen bedeutenden Kopf verloren. 


Volker Stork 


Hansjörg Herr 
Deregulierung, Globalisierung und Deflation 


Die Wirtschaftspolitik sowie die allgemeine Wahrnehmung rückt nach wie vor 
das Problem der Inflation in den Vordergrund. Der Euro wird als „Teuro“ be- 
klagt, ein Anstieg der Lebenshaltungskosten wird ohne näheres Hinsehen un- 
terstellt. Im allgemeinen Bewusstsein herrscht die Angst vor Inflation vor, 
während Deflation kein Thema zu sein scheint. Oftmals wird die Absenkung 
der Realeinkommen inflationären Effekten zugeschrieben, obwohl die Einbu- 
ßen auf höhere Abgaben etwa im Gesundheitswesen oder offenen und ver- 
steckten Lohnsenkungen geschuldet sind. Inflationsbekämpfung ist auch in 
Veröffentlichungen der Europäischen Zentralbank bis hin zu Kommentaren in 
der Wirtschaftspresse das Primat der Wirtschaftspolitik. Tatsächlich entwickel- 
te sich in den Industrie- als auch Entwicklungsländern ab Ende der 1960er 
Jahre eine Inflationswelle, die sich in den 1970er Jahren aufbaute, am Anfang 
der 1980er Jahre ihren Höhenpunkt hatte und danach wieder abebbte. Entge- 
gen der allgemeinen Meinung ist Deflation wieder ein ernsthaftes Problem 
geworden. Die Weltwirtschaft ist in den 1990er Jahren in eine Konstellation 
gelangt, die latente Deflationsrisiken beinhaltet. Deflationsgefahren sind somit 
kein kurzfristiges Phänomen, sondern gefährden die Weltwirtschaft in der vor- 
hersehbaren Zukunft. 

Von Deflation wird nicht nur auf den Gütermärkten gesprochen. Der Preisver- 
fall von Vermögenswerten wie Aktien oder Immobilien erzeugt ähnliche Prob- 
leme wie ein fallendes Preisniveau von Gütern. Schließlich können auch Ab- 
wertungen von Währungen Effekte erzeugen, die mit einer Deflation auf Gü- 
termärkten vergleichbar sind. Deflationen auf den Gütermärkten sowie Prozes- 
se auf den Vermögens- und Devisenmärkten sind im Zusammenhang zu sehen. 
Im ersten Abschnitt werden die aktuellen Deflationsgefahren und die Auswir- 
kungen einer Deflation auf die ökonomische Entwicklung diskutiert. Der 
zweite Abschnitt beschäftigt sich mit der Instabilität von Vermögensmärkten 
am Beispiel der Aktienmärkte. Denn diese Märkte sind durch ausgeprägte 
Vermögenspreisinflationen und -deflationen auch in der jüngsten Vergangen- 
heit gekennzeichnet. Seit dem Übergang zu flexiblen Wechselkursen funktio- 
nıeren Deyisenmärkte ähnlich wıe Aktienmärkte. Die Probleme, dıe sich dar- 
aus ergeben, werden im dritten Abschnitt analysiert. Im vierten Abschnitt wird 
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auf die Entwicklung der Arbeitsmärkte eingegangen, denn es ist die Lohnent- 
wicklung, die in vielen Ländern der Weit den letzten Anker gegen Deflation 
darstellt. Der Lohnanker unterliegt vor dem Hintergrund weltwirtschaftlicher 
Instabilitäten, hoher Arbeitslosenzahlen und der Dominanz neoliberaler Ideo- 
logien anhaltenden Erosionstendenzen und verstärkt die Deflationsgefahren, 
die von Vermögensmärkten ausgehen. Der letzte Abschnitt fasst die Argumen- 
te zusammen. 


1. Das Ende der Inflation und die Gefahren der Deflation 


Die Inflationsdynamik, welche die Weltwirtschaft noch in den 1980er und 
frühen 1990er Jahren beherrscht hat, ist vollständig abgeebbt. In den Industrie- 
ländern sank die Inflationsrate im Jahre 2003 unter 2% und in den Entwick- 
lungsländern unter 6% (vgl. Tabelle 1). Bei den Inflationsraten ist zu berück- 
sichtigen, dass aufgrund von Qualitätsverbesserungen und neuen Produkten die 
faktische Inflationsrate noch 1 - 2% unter der gemessenen liegt. Damit liegt 
die Inflationsrate in der westlichen Welt faktisch bei Null (vgl. Rogoff 2003). 


Tabelle 1: Inflationsraten (Konsumentenpreisindex) 
(jährliche Änderungen in Prozent) 


1980- 1985- 1990- 1995- 2000- 2000- 


84 89 94 99 03 04 en 
Welt 14,1 15,5 30,4 8,4 4,1 3,9 3,9 
Industrieländer 8,7 3,9 3,8 2,0 2,0 1,8 1,9 
Entwicklungsländer 31,4 48,0 53,2 13,1 557 5,6 6,0 
Afrika 16,8 17,9 39,8 20,6 11,8 11,0 10,7 
Asien 9,0 11,5 10,5 763 2,3 2,4 2,6 
Lateinamerika 82,4 185,9 232,6 17,2 82 7,9 10,9 
Mittlerer Osten 18,6 22,5 30,4 29,6 6,4 15,3 13,4 
Transformationslän. 6,2 7,7 363,2 53,9 14,5 13,4 10,0 


Quelle: Rogoff (2003) 


Zwar wird in Europa und insbesondere in Deutschland Deflation wenig disku- 
tiert, doch gibt es ab den 1990er Jahren wieder Länder mit anhaltenden Ab- 
senkungen des Preisniveaus. Von den entwickelten Ländern wurde Japan be- 
troffen, das ab Mitte der 1990er Jahre gegen eine Deflation kämpft. Doch 
dann, Anfang dieses Jahrzehnts, wurden vor dem Hintergrund des konjunktu- 
rellen Einbruchs von internationalen Organisationen auch Deflationsgefahren 
in anderen entwickelten Ländern gesehen. So stufte der Internationale Wäh- 
tungsfonds (IWF) Deutschland neben Japan, Taiwan und Hongkong ım Früh- 
jahr 2003 als Land mit hohen Deflationsrisiken ein (vgl. IMF 2003). Auch die 
US-amerikanische Notenbank äußerte sich besorgt über eine mögliche Defla- 
tion und hat mit außerordentlich schnellen und starken Zinssenkungen auf 
die Gefahr reagiert. Auch Entwicklungsländer wurden von Deflationen betrof- 
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fen. Insbesondere China kämpfte ab Ende der 1990er Jahre gegen ein faliendes 
Preisniveau. 

Ob die Deflationsbefürchtungen etwa des IWF Realität werden, hängt vor al- 
lem davon ab, ob sich die Konjunktur in den USA nachhaltig erholt oder 
nicht. Denn die ökonomische Entwicklung in Europa und in Japan ist im 
Vergleich zu den USA nur von einer geringen binnenwirtschaftlichen Dyna- 
mik getragen und bedarf der Unterstützung der USA als Weltkonjunkturlo- 
komotive. Sollte der Aufschwung schwach werden, dann könnten die USA 
nicht erneut als weltweite Konjunkturlokomotive agieren, die mit gigantischen 
Leistungsbilanzdefiziten die Nachfrage im Rest der Welt anregt. Selbst ein 
starkes Wachstum in den USA stabilisiert die Weltwirtschaft nicht automa- 
tisch. Denn versiegen die internationalen Kapitalströme in die USA und stürzt 
der Dollarkurs weiter ab - der US-Dollar hat gegenüber dem Euro in den bei- 
den letzten Jahre schon etwa ein Viertel seines Werts verloren -, dann würde 
das US-amerikanische Leistungsbilanzdefizit schrumpfen oder gar einem Über- 
schuss weichen. Verstärkte Deflationstendenzen im Rest der Welt wären in 
diesem Fall programmiert. Am gefährlichsten für die Weltwirtschaft wäre es, 
wenn der Dollarkurs unkontrolliert ins Trudeln kommt und sich die amerika- 
nische Zentralbank gezwungen sieht, durch Hochzinspolitik den Außenwert 
ihrer Währung zu verteidigen. In einer solchen Lage waren die USA Ende der 
1970er Jahre. Damals kam der US-Dollar in eine Abwertungsspirale, welche 
seine internationale Rolle in Gefahr brachte. Die damals verfolgte harte re- 
striktive Geldpolitik hat nicht nur den bislang tiefsten Konjunktureinbruch in 
den USA seit den Zweiten Weltkrieg erzeugt, sondern auch die Weltwirtschaft 
in eine tiefe Krise gestürzt, die sowohl die anderen Industrienationen als auch 
die Entwicklungsländer erfasste. Heute hätte eine solche Entwicklung eine 
noch weitaus fatalere Wirkung als damals, da die Weltwirtschaft insgesamt la- 
biler geworden ist. 

Wenden wir uns nun der Frage zu, was eine Deflation ist und welche Auswir- 
kungen sie hat. Von einer Deflation wird gesprochen, wenn das Preisniveau 
anhaltend sinkt. Ein solcher Prozess wirkt höchst destabilisierend auf die Öko- 
nomie und kann zu einer langen Phase von Stagnation und hoher Arbeitslo- 
sigkeit führen. Japan ab Mitte der 1990er Jahre ist hier ein Beispiel. Eine De- 
flation erzeugt sich selbst verstärkende Fffekte. Das bedeutet, dass eine einmal 
in Fahrt gekommene Deflation die deflationären Kräfte in einer Ökonomie 
verstärkt und zu immer intensiverer Deflation führt. Für die Wirtschaftspolitik 
ist es dann sehr schwer, sich gegen die deflationären Tendenzen zu stemmen. 
Dies liegt vor allem daran, dass während einer Deflation die Geldpolitik ihre 
Macht zur Stimulierung der Ökonomie vollständig einbüßt. Aus diesem 
Grund gibt es bei Ökonomen einen breiten Konsens, dass wirtschaftspolitisch 
deflationären Gefahren mit allen Mitteln entgegengesteuert werden muss, da- 
mit es erst gar nicht zu einer Deflation kommt. 
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Drei zerstörerische Fffekte von Deflationen können unterschieden werden 
(vgl. Heine/Herr 2003): 

- Erstens wirken sich Deflationen negativ auf die Verschuldungsposition von 
einzelnen Unternehmen, Banken, Versicherungen sowie privaten und staatli- 
chen Haushalten aus. Die klassische Analyse der negativen Fffekte von Defla- 
tionen stammt von Irving Fisher (1933), der die deflationäre Weltwirtschafts- 
krise Anfang der 1930er Jahre analysierte. Er stellte heraus, dass ein fallendes 
Preisniveau auf Gütermärkten ab einer gewissen Intensität automatisch die Re- 
alschulden erhöht und damit Schuidner in Liquiditätsproblem bringt oder gar 
zusammenbrechen lässt.' Nehmen wir ein Unternehmen, das, wie die meisten 
Unternehmen, einen Teil seines Produktivvermögens durch Kreditaufnahme 
finanziert hat. Bei allgemein sinkenden Preisen fallen selbst bei der optimisti- 
schen Annahme der gleichen Verkaufsmenge des Unternehmens dessen Um- 
satzerlöse. Die finanziellen Verpflichtungen des Unternehmens sinken dagegen 
nicht, da Kredite nominell fixiert sind. Nun mag zwar der Zinssatz im Defla- 
tionsprozess aufgrund einer Zinsindexierung oder Umschuldung gesenkt wer- 
den - in Japan lag der Zinssatz für etliche Jahre nahe bei Null (vgl. den Beı- 
trag von Cornelia Kaiser in diesem Heft) -, jedoch kann der nominelle Zins- 
satz nicht unter Null sinken, denn zu negativen Nominalzinsen würde kein 
Wirtschaftssubjekt Geld verleihen. Bei verschuldeten privaten und öffentlichen 
Haushalten sind ganz ähnliche Effekte zu erwarten. Versuchen Schuldner dann 
in ihrer Not ihre Waren oder Vermögenswerte zu verkaufen, fallen die Preise 
noch schneller und die realen Schulden explodieren weiter. Die Zahlungsun- 
fähigkeit von Unternehmen und Haushalten wirken sich früher oder später 
auch auf das Bankensystem aus, das während eines Deflationsprozesses faule 
Kredite aufbaut. In der Ökonomie werden Kreditketten zerrissen, und die all- 
gemeinen Zahlungsprobleme zerstören den für prosperierende Ökonomien 
typischen Kredit-Investitions-Einkommensbildungs-Mechanismus. Es ergibt 
sich dann, was Fisher bei der Analyse der „Großen Depression“ vor dem 
Zweiten Weltkrieg so treffend beschrieben hat: Eine Deflation lässt das öko- 
nomische Boot kippen, und es gibt keine Marktkräfte, die es aufrichten könn- 
ten.? Die allgemeine Verunsicherung, die mit einer massenhaften Zahlungsun- 
fähigkeit von Schuldnern verbunden ist, sowie die sich daraus ergebenen Prob- 
leme des gesamten Finanzsystems tun ein übriges, die Ökonomie zu zerrütten. 

- Zweitens wirken Deflationen negativ auf die Nachfrage nach Gütern ein. 
Erwarten Konsumenten sinkende Preise, dann werden sie ihre Nachfrage nach 
hochwertigen Konsumgütern (einschließlich Immobilien) zurückstellen. Bei 


1. Wir können den negativen Realschuldeneffekt auch so ausdrücken, dass während einer De- 
flation der Realzinssatz (Nominalzinssatz minus Inflationsrate) ansteigt. Beträgt der Nomi- 
nalzinssatz 2% und die Deflationsrate 10% ergibt sich ein Realzinssatz von 12%. 

2 „The more the economic boat tips, the more it tends to tip. It is not tending to right itself, 
but is capsizing.“ (Fisher 1933, 244) 
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der Investitionsnachfrage ergibt sich ein ähnlicher Effekt. Denn welcher Un- 
ternehmer würde heute eine Maschine kaufen, die sein Konkurrent in einem 
halben Jahr deutlich billiger kaufen kann? Der Einbruch der mengenmäßigen 
Nachfrage während einer Deflation verstärkt den oben angesprochenen nomi- 
nellen Umsatzeinbruch von Unternehmen. Kommt es zu Entlassungen und 
Gewinneinbrüchen, sinkt die Nachfrage auch aufgrund dieser Effekte zusätz- 
lich und treibt den Deflationsprozess weiter an.’ 

- Drittens können Vermögenspreisdeflationen die Konsum- und Investitions- 
nachfrage weiter senken. Dieser Punkt wird im nächsten Abschnitt beleuchtet. 


2. Überschwängliche Aktienmärkte und deren Sturz 


Aktienmärkte sind das Sinnbild von Vermögensmärkten. Es handelt sich dabei 
um Auktionsmärkte, also um Märkte, die immer und sofort durch die Anpas- 
sung des Preises, hier des Aktienkurses, Angebot und Nachfrage ausgleichen. 
Bei irgendwelchen Änderungen, die auf die Märkte einwirken, kommt es so- 
fort zu Kursreaktionen, die ein neues Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage herstellen. Auf Aktienmärkte wirken letztlich zwei Faktoren eın. 
Der erste Faktor sind die Zinssätze. Erhöhen sich die Zinssätze bei ansonsten 
unveränderten Bedingungen, dann sinkt der Aktienkurs, da verzinsliche Anla- 
gen als Alternative zu Aktien an Attraktivität gewonnen haben. Sinken die 
Zinssätze, dann hat dies positive Auswirkungen auf den Aktienkurs. Der zwer- 
te Faktor, der auf die Kursentwicklung einwirkt, sind die Erwartungen der Ak- 
tienanleger. Jede Verbesserung der Erwartungen führt sofort zu einem Anstieg 
der Kurse, jede Verschlechterung lässt die Kurse fallen. 

Akteure auf Aktienmärkten müssen sich Erwartungen darüber bilden, wie sich 
die Unternehmen, die hinter den Aktien stehen, am Markt behaupten, welche 
Profite sie realisieren, welche Dividenden sie auszahlen werden, welche Kurs- 
gewinne aufgrund steigenden Vermögens der Unternehmen zu erwarten sind 
etc. Der Typus von Aktionären, der gerade beschrieben wurde, hat einen lang- 
fristigen Zeithorizont. Jedoch gibt es auch Akteure auf Aktienmärkten, Speku- 
lanten genannt, die einen kurzfristigen Zeithorizont haben. Sie interessiert 
nicht die Entwicklung der Unternehmen, sondern nur die Kursentwicklung 
während der nächsten drei Monate, zwei Tage oder vier Stunden - je nach 
dem wie kurzfristig sie handeln. Diese Akteure versuchen herauszufinden, wel- 
chen Aktienkurs andere Akteure erwarten. Es ist wie bei einem Schönheits- 
wettbewerb, bei dem der gewinnt, der richtig prognostizieren kann, wen die 
anderen Teilnehmer am Wettbewerb für den Schönsten halten. 


3 Gibt es in einer Ökonomie Geldvermögen, das gleichzeitig Nettovermögen ist, so nimmt 
das Nettovermögen während einer Deflation zu und kann die Konsumnachfrage erhöhen. 
Dieser als Realkasseneffekt bekannte Sachverhalt ist jedoch quantitativ gering und existiert 
auch nur unter höchst unrealistischen Bedingungen (vgl. Heine/Herr 2003). 
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„Oder, um den Vergleich etwas zu ändern, kann die berufliche Investition mit jenen Zeitungs- 
wettbewerbern verglichen werden, bei denen die Teilnehmer die sechs nübschesten Gesichter von 
hundert Lichtbildern auszuwählen haben, wobei der Preis dem Teilnehmer zugesprochen wird, 
dessen Wahl am nächsten mit der durchschnittlichen Vorliege aller Teilnehmer übereinstimmt. 
(.). Es handelt sich nicht darum jene auszuwählen, die nach dem eigenen Urteil wirklich die 
hübschesten sind, ja sogar nicht einmal jene, welche die durchschnittliche Meinung wirklich als 
die hübscheste betrachtet. Wir haben den dritten Grad erreicht, wo wir unsere Intelligenz der 
Vorwegnahme dessen widmen, was die durchschnittliche Meinung als das Ergebnis der durch- 
schnittlichen Meinung erwartet. Und ich glaube, dass es sogar einige gibt, welche den vierten, 
fünften und noch höhere Grade ausüben.“ (Keynes 1936, 132) 

Spekulation ist auf Aktienmärkten dazu angetan, Übertreibungen und kumula- 
tive Prozesse zu verstärken. Aber selbst im Falle der Abwesenheit von Spekula- 
tion liegt das grundlegende Problem der Aktienmärkte darin, dass es keinen 
Anker für Aktienkurse gibt. Beim Preis von Senfgurken oder Campingstühlen 
gibt es ein Gravitationszentrum des Marktpreises, der durch die Produktions- 
kosten der Güter gegeben ist. Im Falle des Preises von Aktien gibt es gerade 
kein Gravitationszentrum des Preises, denn keiner kennt den „richtigen“ Preis 
von Aktien. Angesichts der Unsicherheit der Zukunft können Erwartungen 
nur subjektiver Natur sein und sind damit potentiell heftigen Schwankungen 
unterworfen. Phasen überoptimistischer Phantasien führen dann auf den Aktı- 
enmärkten zu Überschwänglichkeiten, während Pessimismus Aktienkurse tief 
und lange im Keller belassen kann. Aktienmärkte werden nicht von irgendwel- 
chen Fundamentalfaktoren - von welchen auch immer - gesteuert und sind ın 
diesem Sinne ohne Gravitationszentrum.' 

Abbildung 1 zeigt, dass die Entwicklung der Aktienkurse in der westlichen 
Welt ab den 1980er Jahren aus dem Ruder lief. Japan war in der zweiten Hälf 
te der 1980er Jahre von einer gigantischen Aktienpreisinflation betroffen, die 
nach ihrem Platzen einem enormen Fall der Aktienkurse Platz machte. Eine 
ähnliche Vermögensmarktinflation ım Rausch der New Economy mit nachfol- 
gender Vermögensmarktdeflation fand in den USA und Europa in der zweiten 
Hälfte der 1990er Jahre bzw. in den ersten Jahren des neuen Jahrhunderts 
statt. Alan Greenspan, der Präsident der US-Notenbank, hatte schon 1996 vor 
einer irrationalen Überschwänglichkeit auf den Aktienmärkten gemahnt, aber 
da ging der Tanz erst richtig los. Zwischen 1881 und 1998 hat es kein Jahr ge- 
geben, das ein vergleichbares Kurswert-Gewinn-Verhältnis in den USA gezeigt 
hätte, und in Europa war die Übertreibung nicht schwächer (Shiller 2000, 6ff). 
Immobilienmärkte sind den gleichen Preisschwankungen unterworfen wie Ak- 
tienmärkte. So wurde die Aktienblase in Japan von einer Immobilienblase be- 
gleitet. Mit dem Absturz der Börse fielen ın Japan auch die Immobilienwerte - 
in Tokio bis zu achtzig Prozent. Auch die Länder der Asienkrise 1997 erlebte 
vor dem Einbruch der Krise eine spekulative Börsen- und Immobilienblase. 


4 In der ökonomischen Theorie gibt es eine breite Debatte, ob Aktienpreise von 
Fundamentalfaktoren bestimmt werden oder nicht (zur Übersicht über die Debatte vgl. 
Shleifer 2000). 
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Abbildung 1: Die Entwicklung von Aktienpreisindices 
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Quelle: IWF in International Statistical Yearbook 2000/2003 


Vermögenspreisdeflationen können verheerende Wirkungen haben. Fallende 
Vermögenspreise belasten zunächst die Bilanzen von Banken und Unterneh- 
men. Für Banken werden Sicherungswerte zerstört. Erscheint die Kreditvergabe 
einer Bank (oder eines anderen Gläubigers) durch die Vermögenshaltung des 
Schuldners in der Form von Aktien und Immobilien gut abgesichert, so zer- 
stört die Vermögenspreisdeflation die Sicherheiten, die der Schuldner dem 
Gläubiger bietet, und die Bank kann bei Zahlungsproblemen des Schuldners 
nicht mehr darauf bauen, sich über Pfänder zu befriedigen. Hält die Bank 
selbst Immobilien und Aktien, dann wird bei einem Absturz der Vermögens- 
preise die Vermögensposition der Banken weiter belastet. Eine Vermögens- 
marktdeflation kann somit eine gesunde Bank über Nacht in eine angeschla- 
gene Bank verwandeln. Mangels Eigenkapital wird eine solche Bank dann die 
Vergabe neuer Kredite verweigern (müssen).” Es kommt zu einer harten Kredit- 
rationierung, da selbst bei niedrigen Zinssätzen und hoher Kreditnachfrage ein 
Bankensystem keine Kredite mehr vergibt (Stiglitz/Greenwald 2003; Minsky 
1990). Eine solche Kreditkrise führt dann zur Krise in der Gesamtökonomie, 
da ohne eine Kreditexpansion die ökonomische Entwicklung stagniert. Ein 


5 Da alle Industrieländer Basel I - Empfehlungen der Bank für Internationalen Zahlungsaus- 
gleich - übernommen haben und demnach das Eigenkapital einer Bank (risikogewichtet) 8% 
der vergebenen Kredite betragen muss, können Banken bei einer Vermögensmarktdeflation mit ih- 
rem Eigenkapital unter diese Marke fallen, so dass sie ihre Kreditvergabe zurückführen müssen. 
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anschauliches Beispiel für das Auftreten einer Kreditkrise als Folge einer Ver 
mögenspreisdeflation bietet Japan Anfang der 1990er Jahren. Japan hat sich 
bis heute nicht aus der Bankenkrise befreien können (vgl. den Beitrag von 
Cornelia Kaiser in diesem Heft). Ein weiterer starker Einbruch der Aktienkurse 
würde in den USA und Europa ähnliche Probleme hervorrufen. 

Unternehmen verschlechtern durch eine Vermögensmarktdeflation ebenfalls 
ihre Eigenkapitalposition und vernichten ihre Liquiditätsspeicher. Die Bedin- 
gungen zur Kreditaufnahme verschlechtern sich dadurch, oder die Unterneh- 
men kommen sogar in eine finanzielle Schieflage. Dies wirkt sich wiederum 
negativ auf die Banken aus. Soweit private Haushalte verschuldet sind, können 
sich bei ihnen ähnliche Prozesse abspielen. Man denke an die Bankenkrise in 
den USA in den 1980er Jahren, die wesentlich durch eine Überschuldung von 
privaten Haushalten - insbesondere Immobilienkäufern - erzeugt wurde. 

Die Konsumnachfrage hängt nicht nur vom laufenden Einkommen ab, son- 
dern auch vom Vermögen der Haushalte. So wie beim Aufbau einer Aktien- 
blase der Konsum angestachelt wird (vgl. für die USA ın den 1990er Jahren 
Evans 2001; Scherrer 2001), so wird er während einer Vermögenspreisdeflation 
negativ beeinflusst. Insbesondere bei kapitalgedeckten Rentensystemen oder 
stärkeren Elementen privater Altersvorsorge, die über Aktienvermögen laufen, 
können die negativen Effekte einer Vermögenspreisdeflation große Wirkungen 
zeitigen. Japan in den 1990er Jahren ist hier wieder ein instruktives Beispiel. 
Nun könnte man argumentieren, dass Geschehnisse an der Börse schr abge- 
hoben und Rückwirkungen auf die Gesamtökonomie begrenzt sind. Solange 
die Börse für die Gesamtökonomie relativ unbedeutend ist, ist dies auch der 
Fall. Eine solche Situation gab es z.B. in der Bundesrepublik in den 1950er 
und 1960er Jahren. In allen westlichen Ländern hat die Bedeutung der Börse 
während der letzten Jahrzehnte jedoch deutlich zugenommen, und es entwi- 
ckelte sich eine „Börsenkultur“ in der Gesellschaft. Einerseits versuchen Ak- 
teure mit mittleren und selbst kleinen Vermögen ihr Glück als Spekulanten an 
der Börse, anderseits wurde die Entwicklung der Kurse zu einem Bewertungs- 
kriterium für das Management (Shareholder-Value-Prinzip). Aktienvermögen 
spielt also insgesamt eine größere Rolle in der ökonomischen Entwicklung. 
Verstärkt wird die Volatilität (Schwankungsanfälligkeit) der Aktienkurse auch 
dadurch, dass Börsen vor dem Hintergrund liberalisierter internationaler Kapı- 
talmärkte immer stärker mit einander verbunden sind. So ist ein beachtlicher 
Teil des Kapitalzustroms in die USA in den 1990er Jahren Aktienkäufen in 
den USA durch Ausländer geschuldet. Ohne diesen Zustrom wäre wahrschein- 
lich die Übertreibung nicht so stark ausgefallen (vgl. Evans/Heine/Herr 2001). 
Ähnliche Verstärkungen lassen sich in Entwicklungsländern in Phasen starken 
Kapitalzustroms beobachten, die beim Abzug des Kapitals in eine Drillings- 
krise münden, da dann die Börsenkurse fallen, der Außenwert der Währung 
abstürzt und das inländische Finanzsystem zusammenbricht. 
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3. Internationale Devisenmärkte und Verschuldung 
3.1 Der Devisenmarkt als Vermögensmarkt 


Im Jahre 1973 brach das Währungssystem von Bretton Woods nach einigen 
Jahren der Krisen endgültig zusammen. Es war ein System mit festen Wechsel- 
kursen, die nur „bei fundamentalen Ungleichgewichten“, wie es hieß, durch 
politische Entscheidungen verändert werden konnten. Die Währungsordnung 
nach dem Zweiten Weltkrieg gab der westlichen Welt einen stabilen nationa- 
len wie internationalen monetären Rahmen, der ein wichtiges Element der 
„Wirtschaftswunder“ in den 1950er und 1960er Jahren war. Zusammen mit 
dem Ende des Systems von Bretton Woods begann die Welle der Deregulie- 
rung der internationalen Kapitalmärkte und des Abbaus von Kapitalverkehrs- 
beschränkungen, zuerst zwischen den Industrieländern, dann jedoch zuneh- 
mend auch bei den weniger entwickelten Ländern (vgl. Cooper 1999). 

Heute weist die Weltwirtschaft eine Mischung verschiedener Währungsregime 
auf. Die Wechselkurse zwischen den großen Währungsblöcken US-Dollar, D- 
Mark (Euro) und Yen sınd vollständig flexibel. Insgesamt folgten etwa 30% 
der Währungen der Welt ım Jahre 2001 einem Regime flexibler Wechselkurse. 
Etwas mehr als 20% waren durch feste Wechselkurse gekennzeichnet. Der Rest 
verfolgte ein mittleres Regime von Wechselkursanbindungen mit diskretionä- 
ren Änderungen bis hin zu einem System mit formal flexiblen Kursen aber 
mit massiven Interventionen der Zentralbank (Bubula/Ötker-Robe 2002). Die 
überwiegende Mehrzahl der unbedeutenden Währungen koppelt sich mehr 
oder weniger fest an den US-Dollar oder den Euro an. Der Yen konnte in sei- 
ner Geschichte bisher nicht in relevantem Umfang Währungen an sich bin- 
den. Das existierende Währungssystem ıst somit in weiten Teilen ein System 
von Währungsblöcken, die durch flexible Wechselkurse verbunden sınd, und 
die intern relativ feste Wechselkurse haben. 

Ab den 1970er Jahren kam es zu teilweise extremen mittelfristigen Verschie- 
bungen der Währungsparitäten zwischen den drei wichtigsten Währungen der 
Welt. Wenn wir hier von den Schwankungen etwa des Wechselkurses zwischen 
US-Dollar und D-Mark bzw. Euro sprechen, dann sind nicht Veränderungen 
von einigen Prozentpunkten gemeint. So betrug die Abwertung des US-Dollar 
gegenüber der D-Mark zwischen 1973 und Ende der 1970er Jahre rund 50%. 
Danach wertete der US-Dollar bis 1985 gegenüber der D-Mark um deutlich 
mehr als 80% auf, um dann innerhalb weniger Jahre wieder um fast 50% zu 
fallen. Der Euro verlor ın den Jahren 1999 bis Mitte 2001 gegenüber dem US- 
Dollar über 25% an Wert, die er danach wieder gewann (vgl. Abbildung 2). 
Die Wechselkursverschiebungen, welche die Welt nach 1973 kennzeichnen, 
sind exzessiv.‘ Das Währungssystem hat sich zu einer Schockmaschine trans- 


6 Vielfältige Transaktionen auf Spot- und Zukunftsmärkten sind die Folge einer privaten Risı- 
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formiert, die permanente Unsicherheiten in die Weltwirtschaft hineinträgt und 
zu einem Störfaktor der weltwirtschaftliche Entwicklung geworden ist (so auch 
Mundell 2000, 19%). 


Abbildung 2: Wechselkursentwicklung zwischen US-Dollar, Yen und D-Mark (Euro) 
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Devisenmärkte bei flexiblen Wechselkursen funktionieren ähnlich wie Aktı- 
enmärkte. Preisanpassungen führen immer sofort zum Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage nach Devisen, und sie sind vor allem erwartungsgetrieben. Ne- 
ben den Zinssätzen sind es die subjektiven Einschätzungen der Qualität von 
Währung sowie Erwartungen über die Kursentwicklung, welche die Wechsel- 
kurse bewegen. Und hier liegt der Hase ım Pfeffer: Es gibt kein ökonomisches 
Modell, dass die Wechselkursentwicklung aus Fundamentalfaktoren erklären 
kann. Differenzen ın den Inflationsraten, den Zinssätzen, den Produktivitäts- 
entwicklungen oder der Wachstumsraten können beispielsweise den Kurs des 
US-Dollar zur D-Mark oder zum Euro ebenso wenig erklären wir die Höhe 
der Leistungsbilanzdefizite oder der Budgetsalden. Wir wissen einfach nicht, 
welche Faktoren auf die Erwartungsbildung einwirkten. Deshalb wissen wir 
auch nicht, wie der Dollarkurs in einem Jahr sein wird oder auch nur in sechs 


kobewältigungsstrategie und erklären zu einem guten Teil die starke Zunahme der Transaktı- 
onen auf Devisenmärkten nach dem Zusammenbruch des Systems von Bretton Woods (Hei- 
ne/Herr 1996). Kurssicherungsgeschäfte gibt es allerdings nur für die kurze Frist, so dass es 
für den mittel- und langfristigen Zeithorizont keine Möglichkeit für Wirtschaftssubjekte gibt, 
sich über Geschäfte auf Zukunftsmärkten abzusichern. 
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Monaten. Damit haben Devisenmärkte bei flexiblen Wechselkursen das glei 
che Problem wie Aktienmärkte: Es gibt keinen Anker für das Niveau des 
Wechselkurses. Erwartungsänderungen können zu wildesten Wechselkursver- 
schiebungen führen. Dazu kommt, dass auf den Devisenmärkten das Spiel des 
Schönheitswettbewerbs mit der gleichen Hingabe gespielt werden kann wie auf 
den Aktienmärkten. In Anlehnung an Keynes (1936, 134) könnte man sagen: 
Ökonomien werden beständigen Schocks ausgesetzt, wenn die seriöse Ein- 
schätzung der zukünftigen Entwicklung des Wechselkurses eines Landes die 
Seifenblase auf einem Strudel der Spekulation wird. Wird die Wechseikursent- 
wicklung das Nebenerzeugnis eines Spielsaales, wird die Weltwirtschaft Scha- 
den nehmen. 

In der neueren Debatte wird die Nichtexistenz eines Ankers für Wechselkurse 
durch den Ansatz von multiplen Gleichgewichten erfasst. Es gibt dann nicht 
nur einen gleichgewichtigen Wechselkurs, sondern viele (Obstfeld 1994). Es 
kann dann z.B. sein, dass Erwartungsänderungen den Wechselkurs von einem 
„guten“ Gleichgewicht mit einem hohen Beschäftigungsniveau und einem in 
der Tendenz ausgeglichenen Leistungsbilanzsaldo in ein „schlechtes“ mit ge- 
ringer Beschäftigung und langfristig nicht mit Stabilität zu vereinbarendem 
Leistungsbilanzdefizit verschieben. Ökonomische Entwicklung folgt dann der 
Logik einer Sequenzökonomie. Ein bestimmter Zustand der Erwartungen so- 
wie andere Faktoren wie die Geldpolitik führen zu einem spezifischen kurzfris- 
tigen Gleichgewicht. Ändern sich die Erwartungen, springt die Ökonomie in 
die nächste Sequenz usw. Ein Gutteil der Dynamik liegt dann in Erwartungs- 
änderungen, die sich einer strikten Erklärung entziehen (Hahn 1984). 
Weltwährungssysteme können in hegemoniale Systeme und in Multiwährungs- 
standards unterteilt werden. In einem hegemonialen Währungssystem gibt es 
eine eindeutige und unumstrittene Leitwährung, die an der Spitze der Wäh- 
rungshierarchie steht. Sie genießt von allen Währungen ın den Einschätzungen 
der Wirtschaftssubjekte die höchste Reputation und steht unangefochten an 
der Spitze der Währungshierarchie. Historisch wurde die Leitwährungsfunkti- 
on immer von Ländern übernommen, die einerseits dank ihrer ökonomischen 
Potenz in der Weltwirtschaft eine wichtige Rolle spielten und die andererseits 
auch politisch und militärisch dominierten. Zentral für ein hegemoniales 
Leitwährungssystem ist die Abwesenheit einer Konkurrenz verschiedener Län- 
der um die Leitwährungsstellung. Bei einem stabilen Leitwährungssystem ist 
die Hürde der Verlagerung internationaler Geldfunktionen’ von der Leitwäh- 
rung auf andere Währungen äußerst hoch und wird faktisch nur bei starken 
inflationären Erosionstendenzen der Leitwährung übersprungen. In einem 


7 National wie international werden drei Geldfunktionen unterschieden: Erstens Geld als 
Wertstandard zur Definition von Kreditverträgen, zum Auspreisen von Waren und als Re- 
chengeld; zweitens Geld als Zahlungsmittel (Kreditmittel und Kaufmittel); und drittens Geld 
als Wertaufbewahrungsmittel (vgl. Heine/Herr 2004). 
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Multiwährungsstandard gibt es mehr als eine Währung, die in relevantem Um- 
fang internationale Funktionen übernimmt. Wirtschaftssubjekte werden in ei- 
nem Multiwährungsstandard die Länder mit international wichtigen Währun- 
gen genau beobachten und beı sich verändernden Einschätzungen ihr Vermö- 
gen von einer Währung in die andere verlagern oder bei internationalen Kredi- 
ten einen anderen Wertstandard wählen. Es kommt zu periodischen Verschie- 
bungen in der Rangfolge der Währungen in der Währungshierarchie. Die Wahr- 
scheinlichkeit destabilisierender Portfolioumschichtungen zwischen den Wäh- 
sungen am oberen Ende der Währungshierarchie nimmt im Vergleich zu einem 
System mit einer unangefochtenen Leitwährung drastisch zu (Herr 1992). 

Die Weltwirtschaft hat sich die letzten Jahrzehnte von einem stabilen Leitwäh- 
rungssystem in ein System mit einem harten Währungswettbewerb entwickelt. 
Die Konkurrenz verläuft insbesondere zwischen dem US-Dollar und dem Eu- 
ro. Eine gewisse Rolle spielt noch der japanische Yen. Andere Währungen 
spielen bei der Konkurrenz um internationale Geldfunktionen eine unterge- 
ordnete Rolle. Tabelle 2 verdeutlicht, dass der Euro bei Krediten von Banken 
in inländischer Währung an Gebietsfremde die erste Rolle einnimmt. Dies 
liegt unter anderem daran, dass die USA das größte Netto-Schuldnerland der 
Welt sind und Banken in den USA relativ wenige Kredite an Ausländer in US- 
Dollar geben. Bei internationalen Bankkrediten und Fremdwährungskrediten 
im Inland® nımmt der US-Dollar immer noch den ersten Platz ein. Dies signa- 
lisiert, dass US-Dollar-Geschäfte in großem Umfang außerhalb der USA abge- 
wickelt werden und dass der US-Dollar bei der Verdrängung nationaler Gelder 
im Inland etwa in Ländern der Peripherie eine größere Rolle spielt als der Eu- 
ro. Bei der Betrachtung des internationalen Marktes für Anleihen und Geld- 
marktpapiere hatte der US-Dollar im Juni 2003 einen Anteil von 43,7%, der 
Euro von 30,4% der Yen von 10,55% und sonstige Währungen von 15,3% 
(vgl. EZB 2003, 79). Insgesamt kann längst nicht mehr von einem Währungs- 
system gesprochen werden, in dem eine nationale Währung konkurrenzlos 
nahezu alle internationalen Geldfunktionen auf sich vereint. 

Die Konkurrenz zwischen Währungen läuft über verschiedene Mechanismen. 
Regierungen bzw. Zentralbanken können aktıv versuchen, mit der nationalen 
Währung eine wichtige oder gar dominante Stellung ın der Währungshierar- 
chie zu erkämpfen oder zu verteidigen.' Die entscheidenden ökonomischen 


8 Bei grenzüberschreitenden Forderungen kann ein Kredit in eigener Währung gegeben wer- 
den - eine Bank in Deutschland gibt einen Kredit an ein Unternehmen in Uganda in Euro - 
oder in Fremdwährung - in diesem Fall gibt eine Bank in Deutschland einen Kredit an das 
Unternehmen in Uganda beispielsweise in US-Dollar. Bei Fremdwährungsforderungen im In- 
land gibt beispielsweise eine Bank in Uganda einen Kredit an ein Unternehmen in Uganda 
in US-Dollar oder Euro. 

9 Bei anderen Indikatoren wie der Reservehaltung der Zentralbanken ergeben sich ähnliche 
Resultate (vgl. die Veröffentlichungen der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich BIS). 

10 Ein deutliches Beispiel für eine solche Politik war die Rückkehr Großbritanniens zum Gold- 
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Tabelle 2: Grenzüberschreitende Forderungen und inländische Fremdwäh- 
rungsforderungen von Banken im März 2000 in Mrd. US-Dollar (Bestände) 


Summe aus A, B, und C 10094,2 

A) Inländische Währung 3617,4 In Prozent von A) 
US-Dollar 813,5 225 
Euro-Währungen 1928,7 53,3 
Yen 465,6 12,9 
Pfund Sterling 219,3 6,1 
Schweizer Tranken 96,4 2,7 
Andere 93,9 2,6 

B) Ausländische Währung 5232,6 In Prozent von B) 
US-Dollar 3180,8 60,8 
Euro-Währungen 918,1 17,5 
Yen 394,7 75 
Pfund Sterling 238,5 4,6 
Schweizer Franken 161,9 3,1 
Andere 338,6 6,5 

C) Nicht aufteilbar 1244,2 

D) Fremdwährungsford. im Inland 1275,6 In Prozent von D) 
US-Dollar 653,8 51,3 
Euro-Währungen 205 16,1 
Yen 89,8 7 
Pfund Sterling 58,7 4,6 
Schweizer Franken 84,5 6,6 


Unaufgeteilt und andere 183.8 14.4 


Quelle: BIS (2000), Statistischer Anhang, $. II und 13 


Instrumente neben Dimensionen wie politischer Stabilität und politischer wie 
militärischer Dominanz für eine solche Politik sind ein hohes Maß an Preis- 
niveaustabilität, die Abwesenheit von Abwertungen (am günstigsten sind per- 
manente leichte Aufwertungen), die Realisierung von Leistungsbilanzüber- 
schüssen bzw. der Aufbau einer internationalen Nettogläubigerstellung'' sowie 
hohe Wachstumsraten und steigende Produktivität. Denn es sind dies die Fak- 
toren, die Vertrauen in eine Währung aufbauen. Japan (mit derzeit der größten 
Nettogläubigerstellung der Welt) und Deutschland (mit derzeit der zweitgröß- 
ten Nettogläubigerstellung) ın den ersten Jahrzehnten nach dem Zweiten 


standard im Jahre 1925 mit der Vorkriegsparität. Churchill, damals Schatzkanzler, wollte mit 
diesem Schritt trotz hoher binnenwirtschaftlicher Kosten die damals angeschlagene interna- 
tionale Rolle des Pfund-Sterling revitalisieren. Kindleberger (1973) führt einen großen Teil 
der Katastrophe in den 1930er Jahren auf die ungelöste Währungskonkurrenz zwischen 
Pfund-Sterling und US-Dollar zurück. 

li Der Leistungsbilanzsaldo eines Landes verändert seine Nettovermögensposition. Ein Über- 
schuss verbessert die Position, ein Defizit verschlechtert sie (vgl. Heine/Herr 2003). 
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Weltkrieg passen ins Bild, denn beide Tänder haben ihre Währungen faktisch 
aus dem Nichts zu international wichtigen Geldern aufgebaut. Es ist fraglich, 
ob bei Japan und der Bundesrepublik Deutschland eine wirkliche Strategie des 
Aufbaus des nationalen Geldes zu einer wichtigen internationalen Währung 
vorhanden war.'” Es ist für das Argument der Währungskonkurrenz auch nicht 
wichtig. Denn es sind die Aktionen der international agierenden Vermögen- 
den, Banken, Investment- und Pensionsfonds oder Unternehmen, welche die 
Reservewährungen in Konkurrenz setzten. Erfüllt ein Reservewährungsland 
nicht die erwarteten Standards bezüglich Preisniveaustabilität oder einer Wirt- 
schaftspolitik, die strikt die Stabilität der Währung in den Vordergrund rückt, 
dann wird Vermögen aus der entsprechenden Währung in eine andere Reser- 
vewährungen verlagert. Wirtschaftspolitische Einschätzungen oder an sich un- 
wichtige ökonomische und politische Ereignisse können Kapitalverlagerungen 
anstoßen. Zu beachten ist, dass nur Anleger ungeschoren aus einer Währung, 
die unter Abwertungsverdacht steht, aussteigen können, die zuerst ihr Vermö- 
gen in eine andere Währung umtauschen. Denn sind sie zu spät und hat die 
Abwertung stattgefunden, sitzen sie mit Vermögensverlusten in der abgewerte- 
ten Währung. Durch diese Logik von Vermögensmärkten treten bei Erwartungs- 
änderungen zeitlich und quantitativ konzentrierte Kapıtalverlagerungen auf. 
Die Folge sind die exzessiven Wechselkursschwankungen, welche die Weltwirt- 
schaft ab den 1970er Jahren erlebt hat. Das derzeitige Weltwährungssystem leidet 
an einem explosiven Gemisch. Flexible Wechselkurse haben kein Gravitations- 
zentrum, das Wechselkursverschiebungen begrenzen könnte, und gleichzeitig 
schafft die derzeitige Währungskonkurrenz eine Konstellation, die periodisch 
massive Kapitalbewegungen und damit Wechselkursinstabilitäten auslöst. 

Der Währungskonkurrenz sind nicht nur internationale Reservewährungen 
ausgesetzt. Bei deregulierten internationalen Kapitalmärkten müssen sich alle 
Währungen der Welt einem verstärkten Konkurrenzdruck stellen. Denn Wirt- 
schaftssubjekte in allen Länden haben dann die Option, ihr Vermögen nicht 
nur in inländischer Währung zu halten, sondern auch in ausländischen. Gibt 
es im Mittelbereich der Währungshierarchie Währungen, die binnenwirtschaft- 
lich nahezu alle Geldfunktionen übernehmen, jedoch keine internationale Rol- 
le spielen, so befinden sich auf der untersten Ebene der Währungshierarchie 
Währungen, die binnenwirtschaftliche Geldfunktionen nur partiell auf sich 
vereinen können. Es handelt sich dabei um nationale Geldsysteme, die von 
ausländischen Währungen durchlöchert sind. Üblicherweise spricht man in 
diesem Fall von Dollarisierung.'” Tabelle 3 zeigt das Ausmaß der Dollarisie- 


12 Die Deutsche Bundesbank war lange Zeit nicht glücklich über die zunehmende internatio- 
nale Rolle der D-Mark, stand sie doch den handelsmerkantilistischen Ambitionen Deutsch- 
lands entgegen (vgl. Emminger 1986). 

13  Selbstverständlich gibt es auch eine Euroisierung etc. Wir wollen jedoch unter Dollarisierung 
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rung. In Südamerika, den mittel- und osteuropäischen Ländern'! und im Mitt- 
leren Osten lauteten im Jahre 2001 mehr als 40% aller Bankeinlangen, die im 
Inland gehalten wurden, auf ausländische Währungen. Nimmt man noch die 
Fremdwährungsguthaben, die im Ausland gehalten werden, und die Bargeldbe- 
stände in Fremdwährung hinzu - beides ist statistisch schwer erfassbar -, dann 
lässt sich erahnen, in welchem Ausmaß die Masse der Währungen der Länder 
der Peripherie mit ihren Währungen den Konkurrenzkampf mit dem US- 
Dollar oder dem Euro verloren habt. Dollarisierung hat eine ganze Reihe von 
negativen Effekten.'® Hier interessiert Jedoch Folgendes: Sind Währungen von 
Ländern durch Dollarisierung in dem beschriebenen Maße durch die führen- 
den internationalen Reservewährungen in ihrer Existenz bedroht, dann wird 
der Zwang zu restriktiver Geldpolitik übermächtig. Der radikale Rückgang der 
Inflationsraten insbesondere in den Entwicklungsländern (vgl. Tabelle 1) ist 
diesem Umstand geschuldet. 


Tabelle 3: Entwicklung von inländischen Fremdwährungsguthaben 
ın Prozent aller Guthaben 


Region Anzahl de 996 1997 1998 1999 2000 2001 
Länder 

Südamerika 8 358 41 494 532 540 559 

Ma 26 373389 835 43 469 477 

ropäische Länder 

Mittlerer Osten 7 36.5 37.2 377 373 38.2 41.9 

Afrika 14 2 m m 289 327 332 

Asien 13 29 280 28 2388 287 282 

Mike AmEnkan und) 7 2 0 2 2 25 2M7 

Mexiko 

Karibische Staaten 10 6.3 7.6 6.8 6.7 6.1 6.2 

at 14 74 7.5 75 6.7 7 6.6 

Industrieländer 


Quelle: De Nicolö/Honohan/lze (2003) 


Länder mit schwachen Währungen am unteren Ende der Währungshierarchie 
müssen bei dereguliertem Kapitalverkehr die geringe Qualität ihrer Währung 
durch hohe Zinssätze kompensieren, um Wirtschaftssubjekte dazu zu bewe- 


alle Fremdwährungen fassen, die im Inland Geldfunktionen übernehmen. Bei der Dollarisie- 
rung spielt der US-Dollar die weitaus wichtigste Rolle (vgl. die Fremdwährungsforderungen 
in Tabelle 2). 

14 Es handelt sich hier um die ehemaligen Transformationsländer. 

15 Dollarisierung baut ein Währungs-Mismatch auf, da im Inland Unternehmen und andere 
ökonomische Einheiten in Fremdwährung verschuldet sind, jedoch unter Umständen aus- 
schließlich Umsatzerlöse in inländischer Währung realisieren können. Zudem höhlt Dolları- 
sierung die Funktion der Zentralbank als Lender of Last Resort aus und reduziert den Spiel- 
raum der Geldpolitik auf ein Minimum. Zur Debatte um Dollarisierung vgl. Haiduk u.a. (2003). 
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gen, überhaupt Geldvermögen in nationaler Währung zu halten. Abbildung 3 
verdeutlicht, dass Länder der Peripherie gezwungen waren, während der beiden 
letzten Jahrzehnte immer höhere Realzinssätze zu bieten, um in der Wäh- 
rungskonkurrenz bestehen zu können. Bei hohen Realzinssätzen ist eine öko- 
nomische Dynamik weitgehend ausgeschlossen, denn es gibt dann nur wenige 
Investitionsprojekte, welche eine höhere Verwertung als die Zinssätze erwarten 
lassen. Zur Unterdrückung von Investitionen und Wachstum gesellen sich 
noch die negativen Verteilungswirkungen hoher Realzinsen, welche die Real- 
löhne nach unten absenken (vgl. dazu den Beitrag von Elmar Altvater in die- 
sem Heft). 


Abbildung 3: Realer Zinssatz” in ausgewählten Ländern 
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** ausgewählt nach vollständiger Verfügbarkeit der Daten: Bangladesh, Cameroon, Central Afri- 
can Republic, Chad, Congo- Rep., Gambia, india, Kenya, Lesotho, Malawi, Nigeria, Sierra Leo- 
ne, Zambia, Zimbabwe 


Quelle: World Bank, World Development Indicators 2002 


Die zentrale These ist: Die Intensivierung der Währungskonkurrenz beginnend 
an der Spitze der Währungshierarchie bis hinunter zu den Währungen in den 
Ländern der Peripherie hat zu einem weltwirtschaftlichen Regime geführt, dass 
der Stabilität des Preisniveaus und generell einer Wirtschaftspolhtik ım Interes- 
se von Geldvermögensbesitzern Vorrang einräumt. Denn sobald ein Land keı- 
ne Währung bereitstellt, welche den Anforderungen der Eigentümer von Geld- 
vermögen entspricht, wird Vermögen in stabilere Währungen umgetauscht. 
Letztlich kann keine Zentralbank der Welt die Nicht-Akzeptanz ihres Geldes 
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ignorieren und muss mit restriktiver Geldpolitik ihr Geld bzw. ihre Existenz 
gen verteidigen‘‘, Währungen mittlerer Qualität werden die binnenwirtschaftli- 
chen Funktionen ihres Geldes verteidigen und viele Länder in der Peripherie 
kämpfen ums nackte Überleben ihrer Währungen. Durch die Konkurrenz der 
Länder an der Spitze der Währungshierarchie wird zudem der Standard bezüg- 
lich Preisniveaustabilität weltweit äußerst anspruchsvoll gesetzt. Dieser hohe 
Anspruch erhöht dann den Druck auf alle Währungen der Welt, ebenfalls für 
hohe Preisniveaustabilität zu sorgen. Die Folge ist eine weltwirtschaftliche 
Konstellation, die in der Tendenz deflationär ıst bzw. den Maßstab für Preis- 
niveaustabilität so hoch ansetzt, dass schon kleine Schocks die Ökonomien in 
eine deflationäre Lage bringen. Es sind somit Globalisierung und Deregulie- 
rung, die einer politischen Ökonomie gefährlich niedriger Inflationsraten zum 
Durchbruch verholfen haben. Und wenig spricht dafür, dass sich dies in den 
nächsten Dekaden ändern könnte.” 

Das Erstarken der Macht von Geldvermögensbesitzern und die Orientierung 
der Wirtschaftspolitik an deren Interessen impliziert für die Weltwirtschaft 
hohe Kosten. Im noch vergleichsweise positiven Fall werden den Interessen 
der Geldvermögensbesitzer Wachstum und Beschäftigung einschließlich Ent- 
wicklungsmöglichkeiten der Länder der Peripherie geopfert. Es besteht jedoch 
auch die Gefahr verstärkter Deflationstendenzen mit der Folge tiefer Depressi- 
onen und Stagnationen. Er wäre falsch diese Entwicklungen einer geschickten 
Lobbyarbeit von Geldvermögensbesitzern zuzuschreiben. In einer Geldwirt- 
schaft sind faktisch alle Geldvermögensbesitzer, wenngleich in unterschiedli- 
chem Ausmaß. Es ist das einzelwirtschaftliche Kalkül der Vermögenssiche- 
rung" und die Logik von Märkten, die im derzeitigen Rahmen der Weltwirt- 
schaft diese Resultate erzeugen. 


3.2 Auslandsverschuldung und Wechselkurse 


Die starken Wechselkursverschiebungen der letzten Jahrzehnte werden von in- 
ternationalen Kapitalströmen erzeugt, die wiederum primär auf Erwartungen 
zurückzuführen sind. Die enorme Zunahme der internationalen Kapitalströme 


16 So war beispielsweise die Rolle des US-Dollar Ende der 1970er Jahre aufgrund der starken 
Abwertungen und der hohen Inflationsraten in den USA ernsthaft in Gefahr. Die Europäi- 
sche Zentralbank folgte den US-amerikanischen Zinserhöhungen in den Jahren 2000 und 
2001, da sie den Wert des Euro nicht zu stark gegenüber dem US-Dollar hat abrutschen las- 
sen wollen (vgl. Heine/Herr 2004). 

17 Es ist Rogoff (2003, 21) ohne Abstriche zuzustimmen, wenn er schreibt: „I have argued that 
globalization and de-regulation have been powerful forces supporting the political economy 
of low inflation. Indeed, the most likely scenario is that these engines of higher competition 
and productivity will only continue to strengthen in coming decades.” 

18 Im Rahmen eines monetär-keynesianischen Ansatzes hat zuerst Riese das Kalkül der 
Vermögenssicherung in den Vordergrund gerückt (vgl. Riese 2001). 
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und deren Instabilität hat jedoch nicht nur zu Schwankungen der Wechsel- 
kurse geführt, sondern in den 1980er und 1990er Jahren auch zur deutlichen 
Zunahme der Leistungsbilanzungleichgewichte im Vergleich mit den Jahrzehn- 
ten zuvor. Abbildung 4 zeigt, dass die USA in den 1980er Jahren zusammen 
mit der Aufwertung des US-Dollar bisher unbekannte Leistungsbilanzdefizite 
realisierten, denen entsprechend hohe Nettokapitalimporte entsprachen. Zu- 
sammen mit der Abwertung des US-Dollar ab 1985 und der Abnahme der 
Kapitalzuflüsse in die USA wurde das Leistungsbilanzdefizit auf etwa Null zu- 
rückgeführt. In den 1990er Jahren bauten sich dann neue gewaltige Leistungs- 
bilanzdefizite der USA auf. In den 1980er Jahren standen den Defiziten der 
USA geradezu spiegelbildlich große Leistungsbilanzüberschüsse Japans und 
Deutschlands gegenüber. In den 1990er Jahren hatte vor allem Japan große 
Überschüsse und Deutschland baute erst Ende der 1990er Jahre wieder eine 
Überschussposition auf. Die Phase nach dem Zusammenbruch des Systems 
von Bretton Woods ıst damit auch ein Phase des Aufbaus von Gläubiger- 
Schuldner-Verhältnissen zwischen Ländern in einem Umfang, der davor unbe- 
kannt war. Die USA sind inzwischen das größte Schuldnerland der Welt. Ihre 
Bruttoschulden betragen über 2.000 Mrd. US-Dollar, was deutlich über 60% 
des US-amerikanischen BIP ausmacht (vgl. IWF 2003a). 


Abbildung 4: Leistungsbilanzsalden der USA, Deutschlands und Japans in 
Prozent am BIP 
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Quellen: IME, International Financial Statistics (2003), OECD, Statistical Compendium (2003). 
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Die Instabilität von internationalen Kapitalströmen, Leistungsbilanzen und 
Wechseikursen ist jedoch nicht auf die Industrieländer begrenzt, sondern cha- 
rakterisiert auch die Beziehung zwischen den Industrie- und Entwicklungslän- 
dern. Am ausgeprägtesten stellen sich die Volatilitäten im Falle der Schwellen- 
länder dar, denn die ganz armen Entwicklungsländer sind nicht in der Lage, 
private Kapitalströme anzuziehen und hängen sowieso von öffentlichen Ge- 
bern ab. Tabelle 4 zeigt, dass die Länder der Peripherie eine hohe Auslands- 
verschuldung aufgebaut haben. Ein Teil dieser Schuld ist Leistungsbilanzdefi- 
ziten geschuldet, ein anderer Teil dem Umstand, dass sich in den Ländern der 
Peripherie ın der Regel Unternehmen, Banken und öffentliche Haushalte im 
Ausland verschulden, während die privaten Haushalte gleichzeitig Geldvermö- 
gen ım Ausland aufbauen. Hier taucht ein zentrales Problem der Weltwirt- 
schaft auf: Internationale Kredite können in peripheren Ländern faktisch nur 
in US-Dollar, Euro oder Yen aufgenommen werden. Bei allen anderen Wäh- 
rungen ist dies nicht der Fall. Das bedeutet, dass sich ausschließlich Wirt- 
schaftssubjekte in den USA, ın der Europäischen Währungsunion oder ın Ja- 
pan ın ınländischer Währung im Ausland verschulden können. Wirtschafts- 
subjekte in anderen Ländern müssen sich bei internationalen Krediten ın 
Fremdwährungen verschulden. Dieser Makel, der unverschuldet und ökono- 
misch äußerst negativ ist, ging als „Erbsünde* in die ökonomische Debatte 
ein (Eichengreen/Hausmann/Panizza 2002). Zu der hohen Auslandsverschul- 
dung ın vielen dieser Länder gesellt sich noch die Verschuldung ın ausländı- 
scher Währung aufgrund von Dollarisierung. 


Tabelle 4: Außenverschuldung in Prozent am BIP 


1981 1986 1991 1996 1998 2000 
Entwicklungsländer (ohne mittel- 


; 27 4 
und osteuropäische Länder) 8 2% u aa an > 


Afrika 31,4 55,9 62,6 57,4 70,2 67,7 
Asien 18,6 27,1 32,9 27,8 31,6 27,9 
Lateinamerika 39,8 51,6 39,3 35,8 37,3 38,6 
Mittlerer Osten und Europa - 33,2 32,0 30,2 39,2 36,7 


Quelle: IWF, World Economic Outlook (verschiedene Jahrgänge) 


Sobald Gläubiger und Schuldner in unterschiedlichen Währungen wirtschaften 
- ob es sich nun um grenzüberschreitende Kredite handelt oder um Fremd- 
währungskredite innerhalb eines Landes -, taucht ein neues Rısıko auf. Mit 
dem Kredit ist potentiell ein Währungs-Mismatch entstanden, denn der 
Schuldner verkauft seine Waren möglicherweise im Inland gegen inländische 
Währung, während er gleichzeitig seinen Schuldendienst in ausländischer 
Währung leisten muss. Die Makel der Erbsünde besteht also darın, dass ın 
Ländern der Peripherie immer der Schuldner das Wechselkursrisiko tragen 
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muss und nicht der Gläubiger. Damit wird jeder Kreditvertrag mit einem 
Währungs-Mismatch durch die makroökonomische Entwicklung insbesondere 
ım Land des Schuldners beeinflusst. Sollte es nämlich zu einer Abwertung der 
Währung des Schuldners kommen, dann kann der Schuldner in massive Li- 
quiditäts- und Solvenzprobleme kommen, die ohne die Veränderung des 
Wechselkurses nicht entstanden wären. Denn bei einer Abwertung muss der 
Schuldner eine größere Summe in inländischer Währung aufbringen, um einen 
unveränderten Schuldendienst in Fremdwährung leisten zu können. Je höher 
die Fremdkapitalquote und je stärker die Abwertung, desto ausgeprägter ist 
der Anstieg der realen Schuldenlast im abwertenden Land. Es läuft hier ein 
Prozess ab, der dem einer Deflation ähnlich ist. Steigt die Realschuld im Falle 
der Deflation aufgrund des Wertanstiegs des inländischen Geldes gemessen in 
inländischen Waren, so steigt bei einer Abwertung die Realschuld aufgrund 
eines Wertgewinns des ausländischen Geldes gegenüber dem inländischen. 
Abwertungen bei hoher Verschuldung von Wirtschaftssubjekten in Fremdwäh- 
rung sind noch zerstörerischer als Deflationen, da die Zentralbank des abwerten- 
den Landes wenig Mittel hat, eine sich ausbreitende Liquiditätskrise zu bekämp- 
fen. Werden nämlich Banken und Unternehmen, die in fremder Währung ver- 
schuldet sind, massenhaft zahlungsunfähig, kann die inländische Zentralbank 
nicht die Funktion als Lender of Last Resort übernehmen, da sie nicht das Me- 
dıum schaffen kann, das die Liquiditätsprobleme der Schuldner lindern könnte. 
Spätestens nach Verbrauch ihrer Devisenreserven muss die Zentralbank einer 
sich ausbreitenden Zahlungsunfähigkeit von Banken und Unternehmen, die ın 
ausländischer Währung verschuldet sind, tatenlos zusehen.” 

Bei hoher Verschuldung in Fremdwährung muss davon ausgegangen werden, 
dass eine Währungskrise automatisch eine Bankenkrise nach sich zieht. Heftige 
Abwertungen führen aufgrund des Realschuldeneffektes im abwertenden Land zu 
einer Bankenkrise. Die Bankenkrise zerrüttet das Vertrauen in die abwertende 
Währung gänzlich und führt zu weiterer Kapitalflucht. Es kommt zur Panık. 
Dies ist der Punkt an dem jeder Inländer im abwertenden Land, also auch der 
kleine Vermögende, sein Schäflein ins Trockene bringen will und aus der Wäh- 
rung flüchtet. Die sich verstärkende Abwertung lässt die Realschulden weiter an- 
steigen und die Bankenkrise verschärft sich. Je mehr das ökonomische Boot 
kippt, desto mehr tendiert es zu kentern - diese Aussage von Fisher gilt auch 
hier.” In vielen Fällen kann bei Währungskrisen von einer Drillingskrise gespro- 


9 Dies ist einer der Gründe, warum eine offizielle Dollarisierung (die Übernahme einer fremden Wäh- 

rung als gesetzliches Zahlungsmittel) kein Finanzsystem schaffen kann, das Entwicklung fördert. 
20 In ihrer empirischen Untersuchung von Währungs- und Bankenkrisen ab Anfang der 1970er 
Jahre kommen Kaminsky/Reinhart (1999, 479) zu folgendem Resultat: „Taken together, the- 
se results seem to point to the existence of vicious circles. Financial-sector problems under- 
mine the currency. Devaluation, ın turn, aggravate the existing banking-sector problems and 
create new ones. (...). The presence of vicious circles would imply that, a priori, the twin eri- 
ses are more severe than currency or banking crises that occur in isolation.“ 
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chen werden. Dies meint, dass Währungs- und Bankenkrisen mit einem Zusam- 
menbruch des Aktien- und oftmals auch Grundstücksmarktes verbunden sind. 
Inländische und ausländische Anleger steigen aus Aktien und Immobilien aus, 
um ıhr Geld in ausländischer Währung anzulegen. Die mit Währungskrisen ın 
aller Regel einhergehende restriktive Geldpolitik mit steigenden Zinssätzen tut 
ein Übriges, inländische Vermögenswerte in ihrem Preis fallen zu lassen. Kommt 
es zu einem Ausstieg aus Aktien und Immobilien, dann bietet bei der Existenz 
einer Bankenkrise ein krisengeschütteltes inländisches Bankensystem — ganz ab- 
gesehen von der Angst vor Vermögensverlusten aufgrund von weiteren Abwer- 
tungen — kaum attraktive Anlagemöglichkeiten. Typischerweise baut sıch in Kır- 
senländern vor einer Krise die ausländische Verschuldung in fremder Währung 
auf, entweder über eine steigende Verschuldung der öffentlichen Haushalte (wie 
beispielsweise in Lateinamerika in den 1970er Jahren oder in Russland vor der 
Rubelkrise 1998) oder über einen inländischen Investitionsbooms (wie beispiels- 
weise in Asien vor dem Ausbruch der Asienkrise 1997). Die inländische Kredit- 
expansion koppelt sich mit einer zunehmender Kreditaufnahme in Fremdwäh- 
rung, wobei das Kreditangebot dann zu einem beachtlichen Teil aus dem Aus- 
land kommt. Gleichzeitig ergibt sich in vielen Fällen vor der Währungskrise eine 
Aktien- und Immobilienhausse, die das inländische Bankensystem zusätzlichen 
Risiken aussetzt, zumindest dann, wenn es Immobilien und Aktien hält, Immo- 
bilien- und Aktienhaltung finanziert oder Immobilien und Aktien als Sicherhei- 
ten bei der Kreditvergabe benutzt. 

Nur Länder, die internationale Reservewährungen bereitstellen und nicht von 
der „Erbsünde“ betroffen sind, können sich in inländischer Währung interna- 
tional verschulden. Dies zeigt die einzigartige Konstellation insbesondere der 
USA und auch der Europäischen Währungsunion in der Weltwirtschaft, die 
von anderen Ländern nicht imitiert werden kann. Die hohe Auslandsverschul- 
dung der USA löst bei Abwertungen eben keinen Realschuldeneffekt aus. Dies 
ist gegenüber den Ländern der Peripherie ein unglaubliches Privileg. 


4. Die Erosion des Lohnankers 


Im Gleichgewicht und langfristig wird das Preisniveau in einer Ökonomie 
durch die Produktionskosten bestimmt.” Kurzfristig kann auch ein Ungleich- 
gewicht auf den Gütermärkten das Preisniveau beeinflussen. Ein Nachfrage- 
überschuss erhöht dann das Preisniveau, ein Angebotsüberschuss zwingt die 
Unternehmen zu Preissenkungen. Wir konzentrieren uns hier zunächst auf die 


21 Der Ansatz geht auf Keynes (1930) zurück. Die Preise der Produktionsinputs bestimmen nach 
dieser Auffassung den Preis des Outputs. Eine Wertebene, wie in der klassischen und marxisti- 
schen Ökonomie, die von einer Preisebene unterschieden werden könnte, gibt es nicht. Aller- 
dings ging auch Keynes (1936) davon aus, dass Wertschöpfung nur durch Arbeit möglich ist. 
Kapital kann sich einen Teil der Wertschöpfung aneignen, weil es einen Zins gibt, den ein Un- 
ternehmen zu bezahlen hat und der aus Unternehmersicht ebenfalls ein Kostenfaktor ist. 
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Produktionskosten, denn die Unternehmen werden langfristig ihre Preise den 
Kosten anpassen. In einer geschlossenen Ökonomie ergeben sich die Produk- 
tionskosten letztlich durch Lohnkosten” und - vereinfacht - durch einen Pro- 
fitaufschlag. Letzterer entspricht mindestens den Zinskosten.” Zwar mögen 
Änderungen des Profitaufschlags das Preisniveau beeinflussen, aber es sind die 
Lohnkosten, welche letztlich das Preisniveau bestimmen. Steigen die Lohn- 
stückkosten, dann resultiert daraus eine Lohn-Preis-Spirale, welche einen infla- 
tionären Prozess einleitet. Sinken dagegen die Lohnstückkosten, dann sinken 
in einer Volkswirtschaft die Kosten und das Preisniveau. 

Bei einer Erhöhung des Niveaus der Lohnstückkosten gelingt es leicht, die er- 
höhten Kosten auf die Preise zu überwälzen, da alle Unternehmen von der 
Kostenerhöhung betroffen werden. Es ist wie bei einer Mehrwertsteuererhö- 
hung, die auch unmittelbar auf die Käufer der Güter- und Dienstleistungen 
überwälzt wird. Sinken dagegen die Kosten, dann werden die Unternehmen 
aufgrund des Konkurrenzdrucks die Preise senken. Dies ist auch bei vermach- 
teten Märkten der Fall, wenn der Monopolisierungsgrad nicht gleichzeitig 
steigt.” Die Deflation etwa in den letzten Jahren in Japan zeigt auch empi- 
risch, dass Preissenkungen in der Gesamtökonomie möglich sind. 

Die Lohnstückkosten hängen wiederum von der Veränderung der nominellen 
Stundenlöhne und der Veränderung der Arbeitsproduktivität ab. Erhöhen sich 
die Stundenlöhne stärker als die Produktivität, steigen die Lohnstückkosten 
mit dem Resultat einer Lohninflation. Steigen die Stundenlöhne weniger stark 
als die Produktivität oder sinken die Geldlöhne gar, dann versinkt die Öko- 
nomie aufgrund fallender Lohnstückkosten in eine Deflation.” 


22 Die Lohnkosten umfassen alle Kosten, welche die Unternehmen für Arbeit bezahlen müs- 
sen. Also neben den Bruttolöhnen auch die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung. 
23 Die Kosten von Vorleistungen lösen sich in einer geschlossenen Ökonomie in diese beiden 
ostenfaktoren auf. Aus der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung lassen sich unter der Be- 
dingung, dass die geplanten volkswirtschaftlichen Ersparnisse den geplanten Nettoinvestitio- 
nen entsprechen, anknüpfend and Keynes (1930) die Kostenfaktoren einer geschlossenen 
Volkswirtschaft ableiten: P= W/Yr + (1 - PV)/Yr In dieser Gleichung stehen P für das 
Preisniveau, Yr für das reale Sozialprodukt, W für die von den Unternehmen zu zahlende 
Lohnsumme in einer Volkswirtschaft, ı für den Zinssatz und PV für das eingesetzte Produk- 
ivvermögen der Unternehmen, so dass i- PV die Zinskosten wiedergibt. Der Einfachheit 
halber soll unterstellt werden, dass die Unternehmen nur mit Fremdkapital arbeiten. In die- 
sem Fall wird implizit unterstellt, dass die Verwertung des Eigenkapitals durch den Zinssatz 
gegeben wird. Der Zinssatz bestimmt damit opportunitätskostentheoretisch im Gleichge- 
wicht die Verwertungsrate von Eigenkapital. Ohne Probleme könnte auch eine höhere Ver- 
wertungstate für Eigenkapital angenommen werden. Allerdings müssen dann, eher in der 
Tradition von Kalecki, zur Bestimmung des Mark-Ups über den Zinssatz bestimmte An- 
nahmen über den Monopolisierungsgrad der Ökonomie getroffen werden. Das erste Glied 
auf der rechten Seite der Gleichung entspricht den Lohnstückkosten, das zweite den Zins- 
stückkosten (vgl. zur genaueren Analyse Heine/Herr 2003 und 2004). 
24 Ein gewinnmaximierendes Monopol wird nach üblicher mıkroökonomischer Analyse bei einer 
Reduktion der Nachfrage seinen Preis senken und nicht konstant halten. 
25 Wird W/Yr in der Gleichung in Fußnote 23 durch die Zahl der Arbeitsstunden H gekürzt, 
ergibt sich w/n mit W/H = w als nominellem Stundenlohn und Yr/H = n als durchschnitt- 
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In einer noch weiter ausdifferenzierteren Analyse könnten noch andere Kosten 
berücksichtigt werden. Steuer- und Abgabenerhöhungen, weiche die Unter- 
nehmen treffen, werden wie andere Kosten auf die Preise überwälzt. Die glei- 
che Logik gilt bei Erhöhungen der Rohstoffpreise - man denke an die inflati- 
onäre Wirkung der beiden Ölpreisschocks in den 1970er Jahren - oder einer 
Veränderung der Preise landwirtschaftlicher Produkte. Berücksichtigt man au- 
ßenwirtschaftliche Einflüsse, dann wirkt eine Aufwertung deflationär, da die 
Importpreise sinken”, im umgekehrten Fall führen steigende Importpreise zu 
einem steigenden Preisniveau. 

In starken Wachstumsphasen ist das Zusammenspiel einer Lohnkosteninflati- 
on und einer Nachfrageinflation, die sich gegenseitig verstärken, typisch. In 
einer anhaltenden Krisenphase wirken aufgrund einer hohen Arbeitslosigkeit 
Lohndeflationen und Nachfragedeflationen zusammen. Hohe Inflationen und 
Deflationen haben somit einen sich selbst verstärkenden Charakter. 

Strebt eine Zentralbank eine Inflationsrate von beispielsweise 2,5% an und 
steigt die Produktivität mittelfristig um 1,5%, dann müssen die Löhne jährlich 
in etwa um 4% ansteigen, damit die Zielinflationsrate von 2,5% erreicht 
wird.” Eine produktivitätsorientierte Lohnentwicklung, die der Ökonomie als 
nomineller Anker des Preisniveaus dient, würde somit Lohnerhöhungen impli- 
zieren, welche der Zielinflationsrate plus dem Anstieg der mittelfristigen Pro- 
duktivität entsprechen. Wichtig ist die Annahme der mittelfristigen Produkti- 
vitätsentwicklung, da in einem konjunkturellen Abschwung die Produktivität 
sinkt, weil die Unternehmen Arbeitskräfte nıcht so schnell abbauen können 
wie die Produktion abnımmt. Im Aufschwung steigt die Produktivität dann 
überdurchschnittlich, da Unternehmen zunächst mit der gleichen Anzahl von 
Arbeitkräften ihre Produktion ausdehnen können. 

Eine produktivitätsorientierte Lohnentwicklung ist ein wesentliches Element 
einer stabilen Geldwirtschaft. Sie entlastet einerseits die Geldpolitik von der 
Bekämpfung von Inflationen. Denn beginnt sich eine Lohn-Preis-Spirale in in- 
flationärer Richtung zu drehen, wird die Zentralbank letztlich mittels einer re- 
striktiven Geldpolitik das Wachstum des realen Sozialproduktes abbremsen 
und die Arbeitslosigkeit erhöhen, was schließlich die inflationären Lohnerhö- 
hungen zurückführt. Noch wichtiger ist der Lohnanker im Falle deflationärer 
Tendenzen. In einer Deflation verliert eine Zentralbank ihre Steuerungsmacht, 
da bei sinkendem Preisniveau die realen Zinssätze steigen, ohne dass die Zentral- 


licher Arbeitsproduktivität. Eine Lohndeflation taucht auf, wenn w geringer ansteigt als r. 

26 Die Stärke des Euro ist daher auch einer der Faktoren, die der Internationale Währungsfonds 
für die Deflationsgefahren in Deutschland angeführt hat (IMF 2003). 

27 Die Europäische Zentralbank strebt eine explizite — also öffentlich bekannt gegebene - Zielin- 
flationsrate von etwas unter 2% an und ist damit eine der restriktivsten Zentralbanken der 
Welt. Die Bank of England hat ein explizites Ziel von 2,5%. Die US-amerikanische Zentral- 
bank strebt ein implizites Inflationsziel von 3% an (vgl. Heine/Herr 2004). 
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bank etwas dagegen machen könnte. Sorgt die Zentralbank bei Inflationen für 
ein stabiles Preisniveau, so ist es der Lohnanker der bei deflationären Tenden- 
zen ein Abgleiten der Ökonomie in eine Deflation verhindern kann. 

Eine produktivitätsorientierte Entwicklung des Geldlohnniveaus ergibt sich 
nur, wenn ein reın marktmäßig gesteuerter Lohnbildungsmechanismus verhin- 
dert wird.”* Dies setzt Institutionen voraus, welche die Lohnentwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt steuern. Verschiedene Länder haben verschiedene Instituti- 
onalisierungen auf dem Arbeitsmarkt, welche die Lohnentwicklung rigide ma- 
chen. In Kontinentaleuropa dominieren Tarifverhandlungssysteme mit Ver- 
handlungslösungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden. Ei- 
nen rein über Märkte gesteuerten Lohnbildungsmechanismus gibt es aus gu- 
tem Grund nirgends in der Welt. Nationale Institutionen haben sich über 
Jahrzehnte herausgebildet und spiegeln die jeweils spezifischen historischen 
Entwicklungswege der verschiedenen Länder wider. Entscheidend ist nicht die 
historisch spezifische Form, sondern die Funktionsfähigkeit in dem Sinne, 
dass sich die Löhne in der Tendenz entsprechend der Produktivität plus der 
Zielinflationsrate entwickeln. 

Die Tarifverhandlungen in Deutschland haben gegen die Anforderung einer 
produktivitätsorientierten Lohnpolitik während der letzten Jahre deutlich ver- 
stoßen, da die Lohnsteigerungen zu niedrig ausgefallen sind und Deutschland 
mit Deflationsgefahren konfrontiert ist. Vor diesem Hintergrund kann man 
sich über die aktuellen Debatten über die Abschaffung allgemeinverbindlicher 
Tarifvereinbarungen im deutschen Tarifsystems nur wundern. 

In der Europäischen Währungsunion ist, um ein anderes Beispiel zu nennen, 
die Interaktion zwischen Lohnbildung und Geldpolitik noch völlig offen, was 
eine Quelle von Lohndumping in Europa werden kann, insbesondere dann, 
wenn ein so großes Land wie Deutschland bewusst oder unbewusst Lohndum- 
ping betreibt (vgl. den Beitrag von Hein/Schulten/Truger in diesem Heft). 

In Japan sind es eindeutig die sinkenden Lohnstückkosten, die das Land in 
der zweiten Hälfte der 1990er Jahre in eine deflationäre Konstellation gebracht 
haben (vgl. den Beitrag von Kaiser in diesem Heft). 

In den meisten Industrieländern wurden die Gewerkschaften angesichts teil- 
weise hoher und anhaltender Arbeitslosigkeit geschwächt. Es besteht dadurch 
die zunehmende Gefahr, dass die Marktkräfte auf dem Arbeitsmarkt eine pro- 
duktivitätsorientierte Lohnentwicklung in immer mehr Ländern aushöhlen 
und zu Lohnsenkungen führen. Dazu kommt, dass die herrschende Wirt- 


28 „Die Annahme, dass eine nachgiebige Lohnpolitik ein richtiges und angemessenes Zubehör 
eines im großen und ganzen auf laissez-faire beruhenden Systems ist, ist das Gegenteil der 
Wahrheit. (...). Das Hauptergebnis dieser Politik [flexibler Löhne, H.H] wäre eine große Un- 
beständigkeit der Preise, die so heftig sein könnte, dass sie die Geschäftsberechnungen in ei- 
ner Wirtschaftsgesellschaft vereiteln könnte, die nach der Art derer funktioniert, ın der wir 
leben.“ (Keynes 1936. 227). 
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schaftspolitik auf Lohnsenkungen zur Bewältigung des Arbeitslosenproblems 
setzt und stabilisierende Institutionalisierungen auf dem Arbeitsmarkt abbaut. 
Eine solche Politik ist in Deutschland nicht neu (vgl. den Beitrag von Michael 
Heine in diesem Heft), hat aber noch nie zu Erfolg geführt. 


5. Schlussfolgerungen 


Die Deflationsgefahren, die mit dem letzten konjunkturellen Einbruch verbun- 
den waren, sind nicht als einmalige Ausrutscher zu werten, sondern sie signali- 
sieren, dass sich die Weltwirtschaft in eine neue Konstellation hineinbewegt, 
die auf lange Sicht deflationäre Gefahren beinhaltet. Die Ursache dafür liegt 
darin, dass der Deregulierungs- und Globalisierungsprozess, der in den 1990er 
Jahren nochmals an Fahrt gewonnen hat, einerseits zur Abnutzung von Insti- 
tutionen geführt hat, welche die ökonomische Entwicklung stabilisieren und 
vor einer Deflation bewahren können, und anderseits Marktkräfte freigesetzt 
hat, die zu labilen und teilweise sich selbst verstärkenden Prozessen führen. 

Es sind insbesondere die folgenden Mechanismen, die deflationär wirken und 
negative Vermögens- und Erwartungseffekte auslösen. 

- Die schleichende Erosion des Lohnankers in vielen westlichen Ländern auf- 
grund der Schwächung der Gewerkschaften und einer Wirtschaftspolitik, die 
auf Lohnsenkungen zur Lösung der Massenarbeitslosigkeit setzt. 

- Die Zerstörung des nominellen Wechselkursankers, der schon mit dem Zu- 
sammenbruch des Systems von Bretton Woods zerbrach. 

- Der Aufbau von hohen Auslandsschulden und Dollarisierung und damit die 
Gefahr, dass in Ländern der Peripherie Finanzsysteme fundamental durch 
Wechselkursänderungen und andere Schocks destabilisiert werden können. 

- Eine zunehmende Rolle der Börse und damit die Gefahr von Vermögens- 
preisinflationen und folgenden -deflationen 

- Eine Intensivierung der Währungskonkurrenz sowohl am oberen Ende der 
Währungshierarchie aufgrund der Konkurrenz der Reservewährungen als auch 
am unteren Ende aufgrund fortschreitender Dollarisierung. 

Jeder einzelne dieser Punkte beinhaltet in unterschiedlichem Ausmaß detlationäre 
Potentiale. Sieht man alle Punkte im Zusammenhang, dann wird der tiefe Wandel 
der stabilen Marktkonstellation der ersten Jahrzehnte der Nachkriegszeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg in eine Marktkonstellation hoher weltwirtschaftlicher Insta- 
bilitätspotentiale deutlich. Ohne eine grundlegende Reregulierung auf verschie- 
densten ökonomischen Ebenen ist in den kommenden Jahrzehnten mit ernst- 
haften und zunehmenden Deflationsgefahren in der Weltwirtschaft zu rechnen. 
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Elmar Altvater 


Inflationäre Deflation oder 
die Dominanz der globalen Finanzmärkte 


Das Problem: „Finanzielle Repression” verlangt „Good Governance” 


Seit Anfang der 1980er Jahre sind in den Ländern der globalisierten Welt die 
Realzinsen höher als die realen Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP). Zwar sind gegen Ende der 1990er Jahre die Nominalzinsen gesunken, 
doch sınd erstens dıe Inflationsraten und zweitens die realen Wachstumsraten 
des BIP ın den meisten Ländern ebenfalls rückläufig. Und obendrein ist die 
Schallgrenze einer Senkung von Nominalzinsen die Null-Prozent-Marge; dar- 
unter geht es nicht. Denn wer würde schon Geld verleihen und noch etwas 
zuzahlen? Die Folge: Realzinsen sinken trotz abnehmender Nominalzinsen 
nicht unter die reale Wachstumsrate des BIP (vgl. auch Altvater 2002; Enque- 
te-Kommission 2002; Felix 2002; Upper/Worms 2003 und die Tabellen unten 
ım Text). In Entwicklungs- und Schwellenländern liegt das Zinsniveau fast 
durchgängig wegen des von Rating Agencies hoch gestuften Länder- und Pro- 
jektrisikos einige hundert, manchmal sogar einige tausend Basispunkte (ein 
Basispunkt ist gleich einem Hundertstel Prozent) über den globalen Referenz- 
zinsen der Wall Street (Prime Rate) oder des Londoner Bankenplatzes (LIBOR) 
(vgl. World Bank World Bank 2003a, Tab. 4.b: 183ff.; BIS 2003: 37). 

Es ist kein Wunder, wenn unter diesen Bedingungen vor allem der Finanzsek- 
tor floriert und die globalen Finanzmärkte ungestüm wachsen (vgl. die Daten 
der Enquete-Kommission 2002: 63ff.) - und gleichzeitig die reale Ökonomie 
von dem überschießenden Finanzsektor unter Druck gesetzt wird. Dies könn- 
te man financial repression nennen, weil die finanziellen Forderungen an reale 
Ökonomie und Gesellschaft in vielen Fällen eine Überforderung der Leis- 
tungsfähigkeit bei der Produktion des Überschusses bzw. Mehrwerts darstellen 
(vgl. auch Altvater/Mahnkopf 2002: 167ff). Allerdings sprechen die meisten 
neoklassisch-neoliberalen Ökonomen von financial repression nur dann, wenn 
die Finanzmärkte staatlich reguliert oder kontrolliert werden und die Freiräu- 
me der privaten Finanzmarktakteure einschränken: 


„It is well known that financial systems in developing countries tend to be 'restricted’ or ‘re- 
pressed’ through burdensome reserve requirements, through interest-rate ceilings, through for- 
eign-exchange regulations, through rules governing the composition of bank balance sheets, or 
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through forms of heavy taxation of the financial sector. Less understood is why governments are 
drawn io regulate financial markets to the point of financıal repression... In this view financial 
repression refers to a set of policies, laws, formal regulations, and informal controls, imposed by 
governments on the financial sector, that distort financial prices— interest rates and foreign ex- 
change rates-- and inhibit the operation of financial intermediaries at their full potential... Suc- 
cessful financial repression increases the demand for credit, and at the same time, creates disin- 
centives to save...“ (Denizer/Desai/Gueorguiev 1998; vgl. auch McKinnon 1973) 

Ganz ähnlich schreiben Roubini und Sala-I-Martin (1995), dass ein Regime fı- 
nanzieller Repression aus einem Bündel von Politiken, gesetzlichen Regelun- 
gen, steuerlichen Maßnahmen und Restriktionen bestehe, die alle darauf abzie- 
len oder doch zum Ergebnis haben, dass Finanzinstitute nicht mit ihrem „vol- 
len technologischen Potential operieren können“ (Roubini/Sala-i-Martın 
1995). Als „repressiv“ wird dieses Maßnahmebündel deshalb angesehen, weil 
die privaten Finanzdienstleister zu Gunsten der öffentlichen Hand belastet, ih- 
re möglichen gewinnträchtigen Aktivitäten also begrenzt werden. 

Dieser Zustand „finanzieller Repression“ des privaten durch den öffentlichen 
Sektor ist allerdings während der Transformationsprozesse (in Mittel- und 
Osteuropa nach dem Systemwechsel) oder bei der Öffnung der Märkte von 
Entwicklungsländern seit Beginn der 1980er Jahre (als Folge von Strukturan- 
passungsmaßßnahmen) oder im Zuge der Integration der Finanzmärkte in der 
EU durch Liberalisierung seit Beginn der 1990er Jahre radikal beseitigt wor- 
den. Mit anderen Worten: Die Politik hat die Finanzmärkte gefördert, deren 
„Repression“ eingestellt und die Liberalisierung in einem Maße durchgesetzt, 
dass nun die Finanzmärkte repressiv auf die reale Ökonomie wirken. Die reale 
Ökonomie umfasst den industriellen Sektor, die privaten Dienstleistungen, 
den öffentlichen Sektor der Daseinsvorsorge mit öffentlichen Gütern, die pri- 
vaten Haushalte, die für die gesellschaftliche Reproduktion zentral sind. 

In einem nun „finanzgetriebenen“ Akkumulationsregime (Aglietta 2000; 
Chesnais/Serfati 2003) können die bislang gedeckelten Renditeerwartungen 
der Finanzmarktakteure so sehr nach oben schnellen, dass die Profitraten des 
realen Kapitals nicht ausreichen, um die monetären Forderungen dauerhaft zu 
erfüllen. Es ist nichts Neues, dass in bestimmten Konjunkturphasen die Zin- 
sen steigen und auf Profiten und Lohneinkommen der realen Ökonomie drü- 
cken. Eine solche Situation gehört sozusagen zum klassischen Szenario des 
Konjunktur- und Krisenzyklus. Doch ıst der Tatbestand der die reale Leis- 
tungsfähigkeit überfordernden hohen Realzinsen heute kein konjunkturelles, 
sondern ein strukturelles, und zwar globales Problem. 

Renditen von 15 bis 20% werden zur benchmark auf globalen Finanzmärkten 
durch Rating Agencies und Fondsmanager im Interesse ihrer finanzkräftigen 
Anleger erklärt, obwohl die Profitraten auf Realkapıtal dauerhaft nicht auf ein 
vergleichbares Niveau gesteigert werden können und die realen Wachstumsra- 
ten des BIP beträchtlich darunter liegen (vgl. die Tabellen unten im Text). 
Renditen dieser Größenordnung können niemals zum globalen Gravitations- 
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zentrum ökonomischer Aktivitäten werden und sie sind auch in den Finanz- 
sektoren nur sehr kurzzeitig, und selbst in der kurzen Frist niemals für alle er- 
zielbar - selbst dann nicht, wenn die von den Finanzmärkten ausgeübte Re- 
pression bei der Umverteilung von Einkommensströmen zu Gunsten der 
Geldvermögensbesitzer und zu Lasten der Unternehmer und vor allem der 
Lohn- und Gehaltsempfänger erfolgreich sein sollte. 

In der Konsequenz verändert sich das globale Akkumulationsregime in Rich- 
tung der von David Harvey so genannten „accumulation by dispossession“ 
(Harvey 2003). Im „post-modernen“ globalen Kapitalismus werden Elemente 
eines „prä-modernen“ Plünderungs- und Wucherkapitalismus, der auch schon 
als „Raubtierkapitalismus“ (Helmut Schmidt) bezeichnet worden ist, erneut 
wirksam (Altvater/Mahnkopf 2002: 168ff). Werte werden von den Finanz- 
marktakteuren angeeignet, für deren Produktion sie keinerlei Verantwortung 
tragen. Die Aneignung in Form der Renditeansprüche (monetäre Forderungen, 
claims) wird wichtiger als die Produktion der Überschüsse, aus denen die 
claims allein befriedigt werden können. Aneignungs- und Produktionsweise ge- 
raten in einen Widerspruch, der plötzlich offenbar wird, wenn Schuldner ihren 
Verpflichtungen nicht mehr nachkommen können. Im Falle Argentiniens ha- 
ben Anleger Staatspapiere zu außerordentlich hohen Renditen von mehr als 
20% gezeichnet. Als Argentinien 2001 insolvent war und die Anleihen nicht 
mehr bedienen konnte, haben viele Anleger die Pleite nicht etwa als eine reale 
Grenze finanzieller Repression begriffen, sondern den Versuch unternommen, 
mit juristischen Mitteln die finanzielle Repression zu verstärken und den Staat 
zur Bedienung der Anleiheschulden vor Gericht zu zwingen. 

Die Finanzkrisen der vergangenen Jahrzehnte zeigen, wie instabil das „finanz- 
getriebene Akkumulationsregime“ ist. Es fehlt ihm jene gesellschaftliche Kohä- 
renz, die für die Reproduktion der Gesellschaft und eines „Blocks an der 
Macht“ unabdingbar ist. Dies wird als Mangel erkannt, dem aber abgeholfen 
werden kann. Angesichts des Drucks der Finanzmärkte auf die reale Ökono- 
mie, auf Gesellschaft und Politik kommen die Regeln der good governance ins 
Spiel. Sie werden zur Konditionalität bei der Vergabe von Krediten des IWF 
oder von Mitteln aus der Entwicklungszusammenarbeit verdichtet. Sie sind 
sozusagen das äußere Stützkorsett einer durch finanzielle Repression aus den 
Fugen geratenden Ökonomie und Gesellschaft. Die internationalen Institutio- 
nen verlangen die Einhaltung von Regeln des Finanzsystems, denn dessen Sta- 
bilität ist „essential for macroeconomic and financial stability in a world of 
increased capital flows“, wie der IWF die Auflagen ım Financıal Sector As- 
sessment Program und die Reports on Observance of Standards and Codes 
(ROSCs) begründet (http://www.imf.org/external/np/fsap.asp). Es geht eben 
um Stabilität nicht nur in den jeweiligen Ländern selbst, sondern für interna- 
tional operierende Anleger und für das hegemoniale System der „einzigen 
Weltmacht“ insgesamt. Die finanzielle Repression transformiert sich also in 
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eın ebenfalls repressives, globalcs Regelwerk der „guten Politik“, deren Oualı- 
tät sıch an den Zielen bemisst, die inzwischen von den internationalen Institu- 
tionen, den großen think tanks, zum Teil auch von Nicht-Regierungsorganı- 
sationen mit einem System von Indikatoren konkretisiert worden sind (vgl. die 
komplexe Darstellung von governance indicators bei den Weltbank-Autoren 
Kaufmann/Kraay/Mastruzzi 2003). Das Versprechen der Aufseher über die Re- 
gierungsführung lautet, dass mit ordentlicher Haushaltsführung, sprich verrin- 
gerten Haushaltsdefiziten, auch Wachstum beschleunigt werden kann; freilich 
sollte die Haushaltssanierung in erster Linie „by cutting subsidies, transfers 
(such as pensions), and the government wage bill“ erreicht werden, um einen 
dauerhaften Expansionseffekt zu erzielen, und nicht etwa durch „increasing 
taxes and cutting public investment“ (Baldacci/Clements/Gupta 2003). Good 
governance ist also keineswegs für alle gut, nicht für Pensionäre und öffentlich 
Bedienstete, wohl aber für die großen Steuerzahler und die durch öffentliche 
Investitionsaufträge begünstigten, häufig transnationalen Unternehmen. 
Susanne Söderberg verweist in diesem Zusammenhang auch auf den „Millen- 
nium Challenge Account“ der Bush-Regierung vom März 2002, der neben 
Kriterien zur Bewertung von Regierungshandeln und der Versorgung der Be- 
völkerung auch Indikatoren der economic freedom im entsprechenden Land 
als Auswahlkriterium für „Entwicklungshilfe“ benutzt. Sie bezeichnet dies als 
eine Strategie des pre-emptive development. Angesichts der Globalisierung 
und der repressiven Wirkungsweise der Finanzmärkte wird mit der Konditio- 
nalität einer good governance dem in vielen Weltregionen drohenden Staats- 
zerfall (state failure) oder einer eigenständigen, gegenüber den externen Sach- 
zwängen autonomen Politik, die nicht im erklärten Interesse der Supermacht 
und der Finanzmarktakteure liegt, entgegen zu wirken versucht (Söderberg 
2004). Wir werden unten noch sehen, dass die Regeln einer good goveinance 
für den privaten Sektor, für Unternehmen (corporate governance) viel weniger 
bindend sind. Die Liberalisierung der Finanzmärkte erlaubt die Ausübung fı- 
nanzieller Repression gegenüber dem öffentlichen Sektor und gegenüber der 
realen Ökonomie und sie schützt vor disziplinierenden Auflagen, die lediglich 
den Status von Verhaltensmaßtregeln (codes of conduct) oder Leitlinien (guide 
lines) besitzen. Die Gestaltung der good governance ist also asymmetrisch un- 
ter Berücksichtigung des privaten und des öffentlichen Sektors. 


Der Sachverhalt: Sinkende Preise, hohe Realzinsen, 
sinkendes Wachstum 


Schon in den 1970er Jahren hat Paul Mattick auf das Paradox der „deflationä- 
ren Inflation“ aufmerksam gemacht, allerdings damals noch unter Bedingun- 
gen einer Preisinflation in den Industrieländern (Mattick 1976) und niedrigen 
bis negativen Realzinsen. Inzwischen sind umgekehrt bei den Warenpreisen 
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deflationäre und bei den „Kapitalpreisen“, also bei den Zinsen, inflationäre 
Tendenzen festzustellen. Beides hat miteinander zu tun. Denn um das Preisni- 
veau zu stabilisieren und die Inflationsraten zu senken, werden restriktive fıs- 
kal- und geldpolitische Maßnahmen eingesetzt, die für Schuldner Kredite und 
Anleihen verteuern, den inländischen und ausländischen Geldvermögensbesit- 
zern aber eine schöne Rendite ermöglichen. Die letzteren werden auch noch 
dadurch begünstigt, dass der Wechselkurs der Währung in der globalen Wäh- 
rungskonkurrenz stabilisiert wird. Dies gelingt nicht immer, doch dann wer- 
den Anleihen ausgegeben, die auf US Dollar lauten und daher den Gläubigern 
das Wechselkursrisiko abnehmen - wie in Mexiko vor der Finanzkrise 1994 
oder in Brasilien nach 1999. Zugunsten der privaten Vermögensstabilität wird 
also das Risiko eines Wertverlustes auf lberalisierten und hoch volatilen 
Märkten sozialisiert. 

Nach der Asienkrise von 1997 veröffentlichte die Philippines Central Bank 
Daten über die Realzinsen (Differenz zwischen Prime Rate und Inflationsrate) 
in südostasiatischen Ländern, die von der Krise besonders betroffen waren. Sie 
lagen im Spätsommer 1999 ın den Philippinen bei 5,34%, in Indonesien bei 
17,23%, ın Hongkong bei 14,6%, in Thailand bei 9,3%, in Südkorea beı 
8,95%, ın Taiwan bei 7,25%, in Singapur bei 5,28%, in Malaysia bei 4,6% 
(Central Bank of Philippines, News Release, 22.10.1999). Die Realzınsen sınd 
dort noch am niedrigsten, wo die Finanzmärkte entgegen dem Rat des IWF re- 
guliert worden sind: in Malaysia und Singapur, auch wenn dies nicht vor er 
nem Negativwachstum hat schützen können. Die realen Wachstumsraten des 
BIP gingen in den von der Krise betroffenen Ländern, die noch kurz zuvor als 
„dynamische asiatische Ökonomien“ oder als „Tigerstaaten“ bezeichnet wur- 
den, zurück. In den Jahren 1997/98 betrugen sie in Hongkong -5,3%, in In- 
donesien -13,1%, ın Südkorea -6,7%, ın Thailand -10,8%, ın Malaysıa -10,8% 
und im Zeitraum 1998/99 in den lateinamerikanischen Ländern Argentinien 
-3,4%, Chile -1,1%, in Kolumbien -4,1%, in Ekuador -7,3%, in Uruguay -2,8%, 
in Venezuela -6,1% (Daten nach UNCTAD http://www.unctad.org/). 

Sowohl die Wachstumsraten als auch die Inflationsraten sind rückläufig, wıe 
folgende Tabelle, die auf Daten des IWF basiert, erkennen lässt. Die Tenden- 
zen sind unterschiedlich in den Weltregionen ausgeprägt. Es zeigt sich auch, 
dass die Renditen von Staatspapieren, ein Indikator für die Verzinsung von 
Geldvermögen, nicht in gleichem Maße wie die Inflationsraten zurückgehen, 
so dass die Realzinsen - jedenfalls in den USA und im Euroraum - nicht nur 
positiv, sondern hoch bleiben. Man kann davon ausgehen, dass dıe Realzınsen 
infolge der globalen Arbitrage auf liberalisierten und hochgradig integrierten 
Finanzmärkten an allen Finanzplätzen vergleichbar sind und sich vor allem 
durch den Risikoaufschlag (spread) unterscheiden. Die Realzinsen sind nicht 
nur hoch, sie „absorbieren“ den ın den realen Wachstumsraten des BIP zum 
Ausdruck kommenden gesellschaftlich produzierten Überschuss. 
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Tabelle 1: Zuwachsraten von Bruttoinlandsprodukt {in Preisen von 1995), 
19800 81 832 83 _ 84 35 86 87 ss 89 0 9 


Bruttoinlandsprodukt zu konstanten Preisen 


Welt 29.22 12 3049 37...37 4,1 47.37 28 1,6 
G7 20 18-02 3,1 5,0 367. 231 3,4 46 37 2,8 1,0 
Entwick- 44 28 25 27 5,9 5045 5,4 47 41 36 5,0 
lungslän.r 


West.He- 63 09 -,7 26 37 3,1 44 3,4 11 1506 40 
misphäre 


Inflation 


Welt 169 14,1 12,6 131 141 13,7 10,4 12,8 17,6) 22% 235-225 
G7 12,3 102 62 5,6 4,6 39,21 2,8 32 42 4,8 4,3 
USA 135103. 816 321 432 3,56 1,86 3,74 401 4,83 5,40 4,23 
Euroraum 

Entwick- 31,0 26,4 26,7 34,0 39,1 39,8 30,7 389 581 724 762 41,7 
lungslän. 

Westl. He- 65,0 55,3 66,4 100,8 124,6 135,1 82,4 117,4 222,3 3722 482 136,4 
misphäre 

Mittel- u. 


Osteuropa 


Zinsen (10-Jahres-Regierungsanleihen) 


USA 11,46 13,9 13,0 11,1 1244 106 7,68 8,38 8,85 850 855 7,86 
j 0 l 2 

Euroraum 

Deutschld. 8,50 10,38 8,95 7,89 7,78 6,87 5,92 5,84 6,10 7,09 8,88 8,63 

UK 13,79 14,74 12,88 10,81 10,42 10,50 9,86 9,47 9,36 9,58 11,1 9.92 


Korea 28,76 23,62 17,42 13,08 14,32 13,58 11,57 12,43 13,04 14,74 15 16,46 
Mexiko 


Realzinsen (Zinsen abzüglich Inflationsrate) 


USA -2,03 2,59 6,82 79% 812 7,06 5,82 4,64 4,84 3,67 3,15 3,63 
Furoraum 


Quelle: IMF, World Economic Outlook, Database, http://www.imf.org/external/pubs/ft/weo/ 
2003/02/data/index.htm (gesehen 1.2.04), eigene Berechnungen 


Auch die Berechnung der Entwicklung von Realzinsen' und realen Wachs- 
tumsraten des BIP durch David Felix (2002) zeigt, wie Ende der 1970er und 
Anfang der 1980er Jahre die Differenz positiv wurde, d.h. die Realzinsen liegen 
seitdem oberhalb der realen Wachstumsrate (Tabelle 2a). 

Beim Vergleich der realen Wachstumsraten des BIP mit kurzfristigen Realzin- 


1 In der Regel wird der reale Zinssatz „definiert als der um die erwartete Inflation im entspre- 
chenden Zeitraum bereinigte nominale Zinssatz“ (EZB - Monatsbericht, April 2001: 20; vgl. 
auch Upper/Worms 2003). Je länger der Zeitraum, desto ungewisser die Inflationserwartungen. 
Beı kurzfristigen Zinsen kann die aktuelle Inflationsrate (Steigerung der Verbraucherpreise) 
zugrunde gelegt werden. Langfristige Inflationserwatungen können nur geschätzt werden. 


Inflationäre Deflation oder die Dominanz der globalen Finanzmärkte 47 


Inflation und Renditen von Schatzanweisungen mit IOjähriger Laufzeit 


92 93 94 95 96 97 98 99 00 01 02 03 


2,2 2,4 3,7 3,7 4,0 4,2 2,8 3,6 4,8 2,4 3,0 3,2 
2,0 1,3 3,1 2,4 2,7 3,2 2,8 3,0 3,5 0,8 1,6 1,8 
6,2 6,3 6,7 6,1 6,6 5,9 3,5 3,9 3,7 4,1 4,6 5,0 


3,6 4,0 5,0 1,8 3,6 5,2 2,3 0,2 4,0 0,7 0,1 11 


384 360 294 155 91 6,3 5,8 5,4 46 43 3539 
322,8 2,2 2,3 2,2 2,0 1,3 1,4 22 20 13.18 
303 295 261 281 293 234 15 219 338 283 159 na 
215 158 1090 112 234 21l 225 na 
32 91 56 233 153 99 10465 580058 5359 


148,3 194,8 2014 36,1 20,9 12,4 9,2 7,4 6,8 6,4 8,7 10,9 


7,01 5,87 7,08 6,58 6,44 6,35 5,26 5,64 6,03 5,02 4,61 na. 
8,18 8,73 7,23 5,96 4,70 4,66 5,44 5,03 492 na. 
7,96 6,28 6,67 6,50 5,63 5,08 4,39 4,26 524 4,70 4,61 na 
9,12 7,87 8,05 8,26 8,10 7,09 5,45 4,70 4,68 4,78 483 na. 
15,08 12,08 12,3 12,40 10,90 11,70 12,80 8,72 850 6,66 6,47 na. 
51,74 3281 2144 _n.a. 20,11 15,8 10,28 10,1 _n.a. 


402 2,92 4,47 3,77 3,51 4,01 3. 3,35 2,65 2,19 3,02 n.a. 
5,08 4,38 3,61 3,58 3,06 2,92 2,63 n.a. 


sen zeigt sich das gleiche Bild einer Umkehrung des Verhältnisses von Real- 
zinsen und realem Wachstum des BIP gegen Ende der 1970er Jahre (Tabelle 2b). 
Für die hohen Realzinsen im Vergleich zum realen BIP-Zuwachs sind sowohl 
die nominellen Zinssteigerungen als auch der Rückgang der Inflationsrate - 
der IWF spricht in den späten 1990er Jahren bereits von einer drohenden De- 
flatıon (IMF 2003; World Bank 2003c: 15; Herr in diesem Heft) - und nicht 
zuletzt die verringerten Wachstumsraten des BIP verantwortlich. Diese Größen 
sind nicht unabhängig voneinander, sie beeinflussen sich wechselseitig. Die 
Zinssteigerungen drücken auf Investitionen und daher auf die monetäre Nach- 
frage. Die Nachfrageschwäche hat eine preisdämpfende Wirkung und beeinflusst 
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Tabelle 2a: Realzinsen in den G7-Ländern (Realzinsen in Prozent auf Schatz- 


anweisungen mit 10-jähriger Laufzeit minus realem Wachstum des BIP) 
Kanada Frankr. Detld. Italien Japan U.R. USA _ G-7 


1959-71 -2.05 -3.93 -1.99 -3.02 -8.74 -0.38 -1.91 -3.15 
1972-81 -3.57 -2.06 0.69 -6.44 -3.82 -2.76 2.13 -2.87 
1982-91 4.20 3.11 1.93 1.75 0.39 1.93 2.80 2.30 
1992-01 2.14 2.76 2.61 3.15 2.25 1.38 0.62 2.13 


Memoranda: Langfristige Realzinssätze in den G7-Ländern abzüglich der realen Wachstumsrate 
des BIP von 1946 bis 1958: -0,36% 


Tabelle 2b: G-7 Reale kurzfristige Zinsen minus dem realen Wachstum des BIP 
ın den G7-Ländern 


Kanada Frankr, Detld. Ital. Japan UK. USA G-7 


1959-71 3.33 4.54 4.41 5.79 -6.81 -1.72  -2.63 -4.18 
1972-81 -4.03 -3.09 -0.50 5.722 4.93 -4.75 -2.65 -3.67 
1982-91 3.27 2.12 0.74 2.00 0.20 2.63 1.86 1.83 
1992-01 0.36 2.01 1.54 2.35 0.68 0.98 -0.44 1.07 


Quelle: Felix (2002), dort auch weitere Angaben 


negativ das Wachstum des BIP. Zinssenkungen könnten Abhilfe schaffen und 
das Wachstum ankurbeln, weil Investitionen günstiger finanziert werden könn- 
ten. Doch wirkt die Währungskonkurrenz auf liberalisierten globalen Finanz- 
märkten dagegen. Finanzplätze und Währungen sind nur so lange attraktiv, 
wie die Renditen und daher auch die Zinsen konkurrenzfähig hoch sind. 
Wenn die deflationäre Spirale erst einmal lange genug gedreht worden ist, 
können auch Zinssenkungen in Richtung Null keine Investitionen stimulieren, 
die Wirtschaft gerät, wie in Japan (vgl. Kaiser 2004) ganz offensichtlich, in ei- 
ne „Liquiditätsfalle“. So entsteht eine prekäre Lage, da die Basis, auf der die 
finanzgetriebene Akkumulation allein erfolgreich sein könnte, nämlich eine dyna- 
mische reale Ökonomie, durch eben diesen Prozess in die Krise getrieben wird. 


Das Diktat: Stabilitätspolitik scheinbar ohne Alternative 


Hohe Realzinsen kompensieren in der Welt der Entwicklungs- und Schwellen- 
länder das Länderrisiko, das Rating agencies für die Akteure auf globalisierten 
Finanzmärkten einschätzen. Sie gestatten den wirtschaftspolitischen Instanzen, 
bei „Investoren“ mit hohen Renditen um Vertrauen zu buhlen. Oder wie die 
Weltbank schreibt: 


„Low returns in the major markets might be expected to promote a flow of funds to higher- 
yielding developing-country debt, while high returns in the major markets would be an attraction 
to keep this capital at home“ (World Bank 2003b: 46f). 

Die komparative Höhe der Zinsen ist also wesentlicher Faktor für Entscheı- 
dungen von Anlegern, und zwar sowohl bei langfristigen Direkt- wie bei kurz- 
und mittelfristigen Portfolioinvestitionen. Denn 
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„foreign investors are attracted not only by the higher yields offered by developing country 
bonds, but also by the prospect of capital gains arısing from interest-rate convergence...“ (World 
Bank 2003b: 55). 

Tatsächlich haben sich die Zinssätze (einschließlich Risıkoaufschlag) zwischen 
Ländergruppen angeglichen, was für einen ausgeprägten Arbitragehandel auf 
den globalen Märkten spricht. Aber nicht nur die Versuche, finanzielle Stabili- 
tät durch attraktive Zins- und Renditeangebote an Investoren in Ländern zu- 
rück zu gewinnen, die von Finanzkrisen und Kapitalflucht betroffen sind, er- 
klärt die hohen Realzinsen. Der andere Grund ist die Währungskonkurrenz, 
die mit hohen Zinsen und niedrigen Inflationsraten ausgetragen wird. Daher 
gehört auch Deutschland zu den „Weltmeistern“ der Realzinsen; denn die 
EZB verfolgt eine Politik hoher Zinsen, um den Euro zu stärken, und treibt 
insbesondere in Deutschland die Realzinsen nach oben, da Deutschland eine 
unterdurchschnittlich niedrige Inflationsrate im Euroraum aufweist. 


Tabelle 3: Zehn Länder mit den höchsten Realzinsen Ende 2002/ Ende 2003 


„Dezember 2002 ____._________..___ _November/ Dezember 2008 ______... 
1. Brasilien 11,1 1. Brasilien 10,03 
2. Türkei 9,4 2. Israel 7,1 
3. Polen 7,0 3. Ungarn 6,3 
4. Philippinen 4,3 4. Südafrika 6,1 
5. Tschechien 3,4 5. Türkei 5,7 
6. Hong Kong 3,0 6. Philippinen 4,9 
7. Indonesien 2:5 7. Polen 4,0 
8. Australien 2,5 8. Indonesien 3,3 
9. Deutschland 2,3 9. Hong Kong 3,1 
10. Mexiko 22 10. Taiwan 2,4 


Quelle: Global Invest, nach: Folha de Sao Paulo, 18.12.03 


Die Konsequenzen der hohen Zinsen (und Renditen) sind eine größere Ab- 
hängigkeit von globalen Finanzmärkten und eine Repression der realen Wirt- 
schaft. Denn Investitionen werden verteuert und kleine und mittlere Unter- 
nehmen werden vom Zugang zu Kredit abgeschnitten. Dies wird im Cruicks- 
hank-Report (Competition in UK Banking) aus dem Jahre 2000 belegt 
(www.hm-treasury.gov.uk/documents/financial_services/banking/bankreview/ 
fin_bank_reviewfinal.cfm). Die Verteuerung und Verknappung von Kredit 
trifft den informellen Sektor hart und steigert den Schuldendienst - auch der 
öffentlichen Haushalte - die sehr häufig die faulen Schulden der Privaten über- 
nehmen müssen. Die Gewinne und Vermögen der Privaten werden nıcht ange- 
tastet (eine Vermögenssteuer ist bei den Vermögenden höchst unbeliebt), die 
Verluste aber werden der Allgemeinheit aufgeladen, die etwa die hohen Kosten 
der Restrukturierung von notleidenden Banken zu tragen hat. Dann sind harte 
Einschnitte bei sozialen Ausgaben die Folge. Besonders tief und schmerzhaft 
sind diese im Verlauf von Finanzkrisen; in Chile mussten Anfang der 1980er 
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Jahre 40%, in Indonesien nach der Krise von 1997 ebenfalls an die 40%, ın 
Mexiko 1995 etwa 20% oder in der Tschechischen Republik 1994 15%, in 
Russland seit 1994 etwa 40% und ın Argentinien von 1994 bıs 1997 an die 
30% und nach 2001 nochmals ein noch nicht kalkulierbarer Betrag des Brut- 
toinlandsprodukts für die Rettung des kollabierenden Bankensystems aufge- 
bracht werden (vgl. z.B. World Bank 2000: 8; de Luna Martinez 2002: 77). 
Nur die neoliberale Hoffnung, dass sich nach dem Purgatorıum hoher Real- 
zinsen und der unausweichlichen Finanzkrise die Investitionsbereitschaft er- 
höht und dann auch Beschäftigung und Einkommen zunehmen, kann die 
Stabilitätspolitik rechtfertigen. Doch gibt es buchstäblich kein einziges Bei- 
spiel, das diese Hoffnung trägt. 

So lange das Fixkurs-System von Bretton Woods funktionierte, lagen die Real- 
zinsen unter der realen Wachstumsrate des BIP.’ Dies war die Voraussetzung 
für das Keynesianische Positivsummenspiel von kreditfinanzierten Investitio- 
nen, die den Kapitalisten positive Renditen (Profitraten) brachten, aus denen 
die Kreditzinsen an die Kreditgeber gezahlt werden konnten. Nur eine solche 
Konstellation ermöglicht in einer kapitalistischen Ökonomie beides, nämlich 
Akkumulation von realem Kapital und mithin positives Wachstum und - ce- 
teris paribus - dıe Schaffung neuer Arbeitsplätze einerseits und finanzielle Sta- 
bilität andererseits. Bis Ende der 1970er Jahre war das Niveau der realen Zin- 
sen sehr niedrig, zeitweise in einigen Ländern nahe Null (vgl. obige Tabellen). 
Doch dann kam die böse Überraschung: Öffentliche und private Kreditneh- 
mer, die Anleihen in US Dollar aufgenommen hatten, als der Realzins in den 
USA nahe Null lag, die Wachstumsraten der Weltwirtschaft hoch und die Ex- 
portpreise günstig waren, mussten seit Ende der 70er Jahre 


„..face high real interest rates, depressed global demand, and plunging commodity prices. In the 
three years following the Mexican payments suspension in August 1982, 24 middle-income 
countries were forced to renegotiate their debt with commercial banks“ (World Bank 2003b: 59). 


Die Schuldenkrise der 1980er Jahre nahm ihren Anfang. Das Niveau der Real- 
zinsen stieg für mehr als die nächsten zwei Jahrzehnte über die Zuwachsrate 
des BIP. Erst gegen Ende der 1990er Jahre gingen die Realzinsen erneut leicht 
zurück und wurden kurzfristig in Österreich und Portugal sogar negativ. In- 
zwischen war aber der New Economy Boom vorbei und auch die realen 


2 Dass es sich dabei nicht nur um Probleme von Entwicklungs- und Schwellenländern han- 
delt, zeigt die Inanspruchnahme öffentlicher Mittel des Landes Berlin in der Größenord- 
nung von mehr als 20 Mrd. € für die Risikoabschirmung der Bankgesellschaft Berlin, um die 
Bank vor der Pleite zu retten. Das sind auch für ein führendes G7-Land keine „peanuts“. 

3 Die Ursachen sind natürlich komplexer; sie haben mit dem Akkumulationsmodell nach 
dem zweiten Weltkrieg, der Phase der sogenannten Wirtschaftswunder zu tun. Darauf kann 
hier jedoch nicht eingegangen werden. Vgl. aber die methodischen und empirischen Analy- 
sen von Altvater/Hoffmann/Semmler (1979); Armstrong/Glyn/Harrison (1991); Brenner 
(2000) - um nur einige der vielen Schriften zum Kapitalismus in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts zu nennen. 
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Wachstumsraten des BIP waren rückläufig, so dass für die Industrieländer, und 
für die Entwicklungsländer erst recht, die Differenz von Realzinsen und realem 
Wachstum positiv blieb. 


Ein Beispiel: Brasilien unter der Regierung Lula 


Für die reale Ökonomie, also die Investitionen (sofern es sich nicht um Fi- 
nanzinvestitionen handelt), die Beschäftigung und den Sozialstaat sind die 
Konsequenzen der hohen Realzinsen vorwiegend negativ. Dies lässt sich am 
Beispiel Brasiliens nach dem ersten Jahr der Regierung Lula exemplarisch zei- 
gen (vgl. auch die Darstellung der Weltbank in World Bank 2003b: 56). Die 
Zinsen wurden von Mitte 2002, als „die Finanzmärkte“ nervös auf die bevor- 
stehende Wahl Lulas zum neuen Präsidenten Brasiliens reagierten, bis Juni 
2003 auf wucherische 26,5% angehoben; der brasilianische Finanzmarkt sollte 
attraktiv für externe Kreditgeber bleiben.' Dies war die Reaktion von Zentral- 
bank und Regierung auf das Verhalten von Anlegern, die ein höheres Risiko in 
Brasilien sahen und sich dagegen absichern wollten - und mussten, da sie sich 
jeweils refinanzieren müssen. Die Kreditkosten gingen folglich nach oben, so 
dass die Zinssteigerung sich zum Teil mit der spezifischen Funktionsweise der 
globalisierten Finanzmärkte erklärt: 


„..growing concerns about Brazil’s ability to service its sovereign debt in 2002 led many financial 
institutions with illiquid exposures in the country to seek ways to hedge their risk, raising the 
demand for default insurance...“ (World Bank 2003b: 48). 

Wenn die Nachfrage nach diesen Versicherungsleistungen steigt, dann auch 
deren Preis, der im Aufschlag auf den Zinssatz den Schuldnern in Rechnung 
gestellt wird. 

Ein positiver Effekt der hohen Zinsen war die rasche Reduktion der Inflations- 
rate von 2,7% ım Dezember des Jahres 2002 auf 0,37% im November 2003. 
Die Realzinsen (Nominalzinsen abzüglich Inflationsrate) sind also nicht merk- 
lich gesunken, nachdem die nominellen Zinsen durch die brasilianische Zent- 
ralbank bis Dezember 2003 auf 16,5% verringert worden sind. Im internatio- 
nalen Vergleich nehmen sie mit 11,1% Ende 2002 und 10,03% im Dezember 
2003 eine Spitzenposition ein (vgl. Tabelle 3) 

Gleichzeitig verzeichnete der Real eine Aufwertung gegenüber dem US Dollar; 
für einen US Dollar mussten zu Beginn des Jahres 3,63 Real gezahlt werden, 
am Ende 2,91 Real. Außerdem konnte mit der restriktiven Zinspolitik erreicht 
werden, dass Brasilien einen höheren Überschuss des Primärbudgets erzielen 
konnte als es der IWF als Konditionalität für einen Kredit im Jahre 2002 ver- 


4 Die Zinsen waren in Brasilien in den Jahren der Stabilisierung unter dem Vorgänger Lulas, 
des Präsidenten Fernando Henrique Cardoso, traditionell sehr hoch. Sie bewegten sich zwi- 
schen 40% und knapp 16%. Unter diese Marge sind sie seit der Finanzkrise von 1999 nie- 
mals gefallen. Vgl. http://www.bcb.gov.br/Pec/Copom/Port/taxaSelic.asp#notas 
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langt hatte, nämlich 4,25%. Dies wird von der Regierung Lula in einem „letter 
of ıntent“ an den IWF vom 21. November 2003 als Pluspunkt hervorgehoben. 
Der IWF honorierte die brasilianischen Stabilitätsbemühungen mit der Aus- 
zahlung einer weiteren Tranchen eines Kreditpaket von 6 Mrd. US Dollar am 
15. Dezember 2003. 

Der Preis der finanziellen Stabilität von internen und externen monetären 
Vermögen ist - infolge der „damaging high levels“ der Zinsen (World Bank 
2003b: 56) - die Strangulierung der realen Ökonomie. Das reale Wachstum des 
BIP sank von 3,87% im vierten Quartal 2002 auf -1,07% im zweiten und -1,49% 
im dritten Quartal 2003. Das reale Durchschnitteinkommen eines Arbeitneh- 
mers ging von 1110,21 Real (ein Real ist ungefähr 0,30 Euro wert) im Dezem- 
ber 2002 auf 841,31 Real ım September 2003 zurück, also um fast 25%. Die 
realen Investitionen schrumpften 2003 um fast 10%. Dagegen stieg die Ar- 
beitslosigkeit von Dezember 2002 bis Oktober 2003 von 10,5% auf 12,9%. 
Dass auch der informelle Sektor prekärer Beschäftigungsverhältnisse zuge- 
nommen hat, wird in der offiziellen Statistik nicht vermerkt. Anders ım Fall 
der Bankgewinne; diese erhöhten sich im ersten Jahr der Regierung Lula mit 
wenigen Ausnahmen in zweistelliger Größenordnung (alle Daten nach Folha 
de Sao Paulo, 19.12.03). Offensichtlich gibt es einen Zusammenhang zwischen 
einer „Inflation“ (also realen Steigerung) der Zinsen und einer Desinflation 
oder gar Deflation der Warenpreise, zwischen hohen Realzinsen und niedri- 
gem Wachstum. 


Die Ursachen: Währungskonkurrenz, Hegemoniekrise 
und Finanzmarktliberalisierung 


Welches sind die Gründe für hohe Realzinsen? Von der OECD (OECD 1993) 
werden cher konventionell genannt: (1) die Kreditnachfrage zur Finanzierung 
der öffentlichen Defizite, die nachfrageseitig den Zinssatz nach oben treibt, (2) 
der Inflationsdruck in den 70er und frühen 80er Jahren, der sowohl mit der 
Entwicklung der Nachfrage als auch mit derjenigen der Kosten („Lohn-Preis- 
Spirale“) erklärt werden kann. Mit der Inflation stiegen zunächst die Nomi- 
nalzinsen, die beim Rückgang der Inflationsraten nicht im Gleichschritt gefal- 
len sınd. Denn die unterstellten Inflationsgefahren sind auch weiterhin mit re- 
striktiver Geldpolitik, also hohen Zinsen bekämpft worden. Dann wird (3) die 
Globalisierung der Finanzanlagen als Ursache erwähnt, weil auf der Suche 
nach den höchsten Renditen die Zinsen überall, an allen Finanzplätzen, ange- 
hoben werden mussten, um mobile Geldvermögen an „Kapitalflucht“ zu hin- 
dern oder international hochgradig mobiles Kapital „an den Standort“ zu 
binden und so die jeweilige Währung in der globalen Währungskonkurrenz zu 
stärken. Dass (4) die Hochzinspolitik auch eine direkte Folge des Versuchs ist, 
mit monetären Mitteln dıe US-amerikanische Hegemonie auf Weltmärkten 
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und in der Weltpolitik zu sichern, wird von der OECD nicht erwähnt. Doch 
sind bereits 1979 unter der Präsidentschaft Carters die Zinsen angehoben 
worden, um den Verfall des US Dollar zu stoppen, eine politische Maßnahme, 
die unter dem nachfolgenden Präsidenten Reagan bis Mitte der 1980er Jahre 
fortgesetzt worden ist. Realzinsen und Kurs des US Dollar schossen ın die 
Höhe, ein Debakel für alle jene Schuldner, die ihre Verpflichtungen in US 
Dollar denominiert hatten. Mit Susan Strange lässt sich sagen, dass die Hoch- 
zinspolitik der USA den Übergang zu einer predatory hegemony, zu einer 
ausbeuterischen und finanziell repressiven new world order einer Hegemonie 
auf Kosten anderer markiert, die, wie zu Beginn angedeutet wurde, spezifische 
Regeln der good governance für Länder vorsieht, die der finanziellen Repressi- 
on ausgesetzt sind. 

Obendrein verschiebt sıch in den G7-Ländern (5) das Niveau der realen 
Wachstumsrate des BIP nach unten, nämlich von 3,1% im Durchschnitt aller 
Länder in den 1980er Jahren auf 2,5% in den 1990er Jahren (vgl. Tabelle 1). 
Dafür gibt es viele Gründe, nur zwei sollen kurze Erwähnung finden (vgl. aus- 
führlicher: Altvater 2002): Erstens müssten mit steigendem Niveau des Sozial- 
produkts die absoluten (realen) Zuwächse immer größer werden, um die 
Wachstumsrate auch nur konstant zu halten. Dies bereitet so lange keine 
Schwierigkeiten, wie die Potenzialgrenzen der Produktionsfaktoren nicht aus- 
geschöpft sind. Bei der Arbeit gibt es sie angesichts struktureller Arbeitslosig- 
keit in den Industrieländern (wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß) allen- 
falls auf Teilarbeitsmärkten und in den Entwicklungsländern ist der große in- 
formelle Sektor ein nahezu unerschöpfliches Reservoir, sofern die Akkumula- 
tion überhaupt in Gang kommt. Beim Kapital freilich sind Potenzialgrenzen 
vorhanden; diese bemessen sich an der erzielbaren Rentabilität bzw. Profitrate. 
Ist diese im Vergleich zu alternativen (Finanz)anlagen nicht hoch genug, un- 
terbleiben Investitionen in die reale Ökonomie, der Akkumulations- und 
Wachstumsprozess stockt. Die Potenzialgrenze des Kapitals ıst also umso en- 
ger, je niedriger die Profitrate, vor allem im Vergleich zu Finanzanlagen. Die 
finanzielle Repression engt also die Wachstumsmöglichkeiten ein, weil sie die 
Profitrate auf Kapital der realen Ökonomie mindert. Zweitens hat ein mit 
dem bereits erreichten BIP-Niveau steigender absoluter Zuwachs von Material- 
und Energieströmen wegen der ökologischen Wirkungen auch negative öko- 
nomische Effekte. In der neoklassischen Ökonomie werden diese unter „ex- 
ternen Effekten“ verbucht. Fern von den Grenzen der Belastung von Ressour- 
cen und Senken muss den ökologischen Folgen wirtschaftlichen Handelns 
nicht Rechnung getragen werden, an den Grenzen jedoch sehr wohl. Die De- 
gradation der Umwelt steigert sowohl die Arbeits- als auch die Kapitalkosten. 
Hohe Aufwendungen sind zur Abhilfe notwendig; diese werden von Jim 
O’Connor (mit Marx) als „general conditions of production“ bezeichnet, de- 
ren Gewicht im Akkumulationsprozess steigt (O’Connor 1988). Für David 
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Harvey sind sie der „spatial fix“ (Harvey 1989; 2003), der dafür sorgt, dass der 
Kapitalkoeffizient steigt und mithin der Kehrwert, die Kapitalproduktivität, 
sinkt. Wenn in dieser Lage die Realzinsen sehr hoch sind, kann die Profitrate 
nur stabilisiert werden, wenn die Verteilung zu Lasten der Lohn- und Ge- 
haltseinkommen verändert wird. Auf die um die dieses Problem geführte De- 
batte kann hier aber nicht eingegangen werden. 

Wir haben es also mit der paradoxen Lage zu tun, dass die Liberalisierung der 
Finanzmärkte seit den 1970er Jahren die Konkurrenz der „Finanzplätze“ und 
der Währungen verschärfte, so dass steigende (nominelle) Renditen und Zins- 
sätze nicht mehr unter- sondern nur noch überboten werden konnten. An- 
dernfalls wäre Kapitalflucht, und im schlimmsten Falle eine Finanzkrise die 
Folge gewesen. In der globalen Konkurrenz werden zwar ın aller Regel die Wa- 
renpreise nach unten, das Zins- und Renditeniveau aber nach oben konkur- 
rıiert. Der gleichzeitig ausgelöste Stabilitätswettlauf führt zu sinkenden Inflati- 
onsraten, so dass die Realzinsen durch diesen Mechanismus ebenfalls nach 
oben gedrückt werden. Investitionen werden verteuert, das Wachstum also ne- 
gativ beeinflusst. Die Schere zwischen realen Einkommenszuwächsen einerseits 
und monetären, ım Zins verbürgten Ansprüchen von Kapitaleignern an Teile 
der Einkommensströme öffnet sich. Fatalerweise steigen die Ansprüche schnel- 
ler als die real produzierten Zuwächse. Der Widerspruch löst sich in den peri- 
odischen Finanzkrisen, deren Zahl und Heftigkeit in der vergangenen Dekade 
enorm zugenommen hat (vgl. dazu die Angaben in World Bank 2000). Er- 
schwerend hinzu kommt die Tatsache, dass auch sinkende Nominalzinsen 
nicht unbedingt eine Verringerung der Realzinsen zur Folge haben. Denn die 
Nominalzinsen können nicht unter Null fallen. 


„Once prices start declining, the risk of adverse dynamics is heightened, particular!y in the case 
of a demand shock. Following such a shock and the onset of deflation, nominal interest rates 
will likely decline. However, given the zero bound on nominal rates, real interest rates will re- 
main positive, and the greater the deflation, the higher the real rates...“ (IMF 2003: 9). 

Die finanzielle Repression wird härter. David Harvey verweist darauf, dass der 
Kapitalismus im „neoimperialen“ Zeitalter „cannibalistic, as well as predatory 
and fraudulent practices“ (Harvey 2003: 75) aufweist. Diese schädlichen Züge 
werden durch eine zentrale Regel der good governance, dass der Schulden- 
dienst höchste Priorität vor allen anderen Ausgaben hat, noch gesteigert. So 
erklärt es sich, dass bei Betrachtung der öffentlichen Verschuldung nicht nur 
in Brasilien, sondern auch in den Industrieländern das Primärbudget (ohne 
Schuldendienst) einen manchmal beträchtlichen Überschuss aufweist, der vor 
allem durch harte Einschnitte bei den Staatsausgaben zustande kommt, aber 
infolge der Zahlungen des Schuldendienstes dennoch ein Defizit des Gesamt- 
budgets entsteht. 
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Folgen hoher Realzinsen: Finanzinnovationen und Finanzkrisen 


Realzinssätze über der BIP-Wachstumsrate sind so lange problemlos, wie der 
Bestand an Geldvermögen im Verhältnis zum BIP gering ist. Dann kann es 
sein, dass auf Zinseinkünfte ein geringer Teil des Zuwachses des BIP entfällt 
und ein entsprechend großer auf Kontrakteinkommen und Unternehmensge- 
winne. Allerdings darf die Dynamik dieser Konstellation nicht aus den Augen 
verloren werden. Höhere Realzinsen als die Wachstumsraten des BIP schlagen 
sich als Zuwachs der Geldvermögen nieder, deren Rendite- oder Zinsansprüche 
(ceteris paribus) an das BIP relativ zunehmen. In der Tendenz also üben die 
hohen Realzinsen Druck auf Einkommen der Arbeitnehmer wie der Unter- 
nehmer (auf Löhne und Gehälter und Profite) aus. 

Hohe Realzinsen auf Geldvermögen - gerade im Vergleich zu anderen Anla- 
gen, immer unter Berücksichtigung von Risikofaktoren - machen deren Anla- 
ge besonders attraktiv. Davon ist sicherlich ein ganz entscheidender Impuls 
zur Liberalisierung der Finanzmärkte, zur Entwicklung innovativer Finanzpro- 
dukte und neuer Managementstrategien oder zur Nutzung der durch Deregu- 
lierung geschaffenen Spielräume für kleine und große, illegitime, halblegale 
oder gar kriminelle Geschäfte ausgegangen. Die deregulierten Finanzmärkte 
sind vom Virus der „Enronitis“ oder „Parmalactose“ befallen. Auch dagegen 
wird die Medizin der good governance verabreicht. Die Unternehmen sollen 
die Regeln der corporate governance befolgen. Doch ist deren Verbindlich- 
keitsgrad geringer als im Fall der Konditionalität gegenüber Regierungen. Es 
handelt sich zumeist um freiwillige Selbstverpflichtungen oder wenig verbind- 
liche Leitlinien bzw. informelle Verhaltenscodizes. 

(Neo)liberale Ökonomen und Politiker sehen in der sich öffnenden Schere 
zwischen Realzinsentwicklung und Wachstumsraten des BIP alles andere als 
finanzielle Repression, nämlich den positiven Anreiz, die ökonomischen Ver- 
hältnısse in Wirtschaft und Staat rational und effizient zu ordnen, um der dis- 
ziplinierenden Wirkung der Finanzmärkte Rechnung zu tragen. Diese wird so- 
gar zu einer „fünften Gewalt“ in einer modernen Demokratie erhöht (so der 
ehemalige Vorstandschef der Deutschen Bank Breuer in einem Zeit-Gespräch, 
in: Die Zeit vom 27.4.2000). Die zu zahlenden Zinsen zwingen Schuldner, die 
zu Investitionszwecken aufgenommenen Beträge effizient zu verwenden. David 
Felix kritisiert diese „Fffizienzmarkt-Hypothese“ als theoretisch fragwürdig 
und empirisch nicht gesichert (Felix 2002). Denn die durch hohe Realzinsen 
konditionierte Projektauswahl kann „adverse“ Wirkungen haben: Langfristig 
wirkende wachstums- und beschäftigungswirksame Investitionen werden zu 
Gunsten von scheinbar hochrentierlichen kurzfristigen Engagements unterlas- 
sen. Diese haben in den Finanzkrisen des vergangenen Jahrzehnts eine verhee- 
rende, weil extrem destabilisierende Rolle gespielt (vgl. dazu Stiglitz 2002). 

Die hohe Volatilität kurzfristiger Kapitalanlagen hat mit der Attraktivität von 
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Renditen auf globalen Finanzmärkten zu tun. Finanzkrisen werden auch we- 
gen der plötzlichen Invasion und Evasion von Kapitalien großen Umfangs 
(„Herdenverhalten der Anleger“) ausgelöst; dies war der Grund für die Einset- 
zung des „Financial Stability Forum“ 1998 und für die Kritik der UNCTAD 
an der Funktionsweise der globalen Finanzmärkte. Denn gegen die Volatilität 
der Kapitalanlagen können sıch kleine Länder und kleinere Unternehmen we- 
niger schützen als große Konzerne und große Länder. Die großen Fonds, ins- 
besondere die hoch-spekulativen Hedgefonds, machen bei Kursbewegungen 
nach oben und nach unten Geschäfte, die ihnen verwehrt blieben, würde die 
Volatilität reduziert. Hier ist ein eindeutiges Ungleichgewicht der Wirkungs- 
weise von globalen Finanzmärkten zu Ungunsten der Entwicklungsländer und 
zu Gunsten der reichen Anleger aus den Industrieländern gegeben. 

Realzinsen oberhalb der realen Wachstumsrate sind wegen der einseitigen und 
an die Substanz gehenden Transfers von verschuldeten Ländern zu den Gläu- 
bigern (vor allem ın den Industrieländern) dafür verantwortlich, dass die Un- 
gleichheit in der Welt entgegen den Millenniumszielen nicht geringer wird 
sondern sogar steigt (vgl. World. Bank 2000; UNDP 2002). Die Misserfolge bei 
der Armutsbekämpfung werden so lange nicht aufhören, wie die finanzielle 
Repression bleibt. Denn bei hohen Realzinsen ist adverse selection unvermeid- 
lich. Je höher die Zinsen, desto kürzer die Laufzeit von Projekten; die Myopie, 
die Kurzsichtigkeit steigt also mit dem Zinssatz an. So kann es kommen, dass 
gerade längerfristig ausgelegte Projekte unterbunden werden. Verstärkt wird 
diese Tendenz noch, wenn infolge hoher Realzinsen periodische Finanzkrisen 
ausgelöst werden, die, wie wir gesehen haben, die Menschen in den betroffe- 
nen Ländern extrem teuer gekommen sind. 


(Entwicklungs)politische Konsequenzen: 
Aneignung gegen Enteignung 


Die Liberalisierung der Finanz- und Devisenmärkte hat weder zu stabilen 
Wechselkursen noch zu weniger volatilen (positiven aber niedrigen) Realzınsen 
geführt. Im Gegenteil, die Volatilität der beiden strategischen Preise des Geldes 
ist hoch und das Zinsniveau gemessen an den realen Wachstumsraten des BIP 
„damaging“, wie die Weltbank schreibt (World Bank 2003: 56) bzw. „predato- 
1y“, wie Susan Strange oder „cannibalistic“, wie David Harvey urteilen würden. 
Die Funktionsweise der finanziellen Globalisierung ist nur gut für Geldvermö- 
gensbesitzer und schädlich für alle anderen, also für diejenigen, die von Ar- 
beitseinkommen und Arbeitsplätzen abhängig sind. Der Reichtum der einen 
steigt und hat inzwischen extreme, ja absurde Dimensionen angenommen. 
Der Mangel an formellen Arbeitsplätzen ist eine Folge der zu teuren und da- 
her unterbleibenden Investitionen, und die Arbeitseinkommen stehen unter 
dem Druck finanzieller Stabilitätskriterien. Diese bestimmen die Politik, in 
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Gestalt der Maastricht-Kriterien in Europa oder als Strukturanpassungspläne 
gemäß dem „Konsens von Washington“ (Williamson 1990; 2003; Altvater/ 
Mahnkopf 2004: 210) in Schwellen- und Entwicklungsländern. So entsteht ein 
schädlicher, mit finanziellem Druckpotential ausgestatteter globaler Rentenka- 
pitalismus. Dieser bedeutet: Umverteilung der produzierten Einkommen mit 
Hilfe der globalen Finanzmärkte unter tatkräftiger Mithilfe der internationalen 
Institutionen und nationalstaatlichen Regierungen zu Gunsten der Finanzan- 
leger, insbesondere wenn es in den periodischen Finanzkrisen um die Absiche- 
rung von Vermögenspositionen der Anleger (Bail-out) geht. Dieser Effekt er- 
gibt sich auch aus den politischen Maßnahmen der Industrieländer, die Ent- 
wicklungsländer unbedingt in den Bereich der politischen Regulation und ö- 
konomischen Ausbeutung einzubeziehen und den entsprechenden Regeln der 
good governance zu unterwerfen. 

Die Dominanz der Finanzmärkte ergibt sich, wie gezeigt werden konnte, aus 
einem systemischen Zusammenhang, der nur systemisch und nicht durch Ein- 
zelmaßnahmen aufgelöst werden kann. Obendrein ist das System widersprüch- 
lich, so dass Maßnahmen nicht immer eine eindeutig prognostizierbare Wir- 
kung entfalten. Trotz dieses Caveat können (und müssen) einige Schlüsse ge- 
zogen werden. Wenn die Konkurrenz auf liberalisierten Finanzmärkten zur 
Steigerung und nicht zur Absenkung des Zinsniveaus geführt hat und die Vo- 
latilität von Kursen und Zinsen sehr hoch geblieben sind, dann folgt schlüs- 
sig, dass die Konkurrenz eingedämmt und die Deregulierung der Märkte rück- 
gängig gemacht werden müssen. Multilaterale Maßnahmen wie eine Devisen- 
umsatzsteuer (Tobin tax) sind dazu gut, doch weniger gut geeignet als Kapi- 
talverkehrskontrollen. Diese erfordern aber Macht und Selbstbewusstsein der 
politischen Akteure gegenüber den Finanzmärkten und den von ihnen abhän- 
gigen Politikern und Medien. Nichts läuft als technokratisch noch so gut be- 
gründeter Akt. Ohne die Mobilisierung einer globalen Öffentlichkeit lässt sich 
das System der Enteignung zu Gunsten von Finanzmärkten nicht überwinden. 
Dass die Mobilisierung möglich ist, hat sıch seit den Auseinandersetzungen in 
Seattle 1999 oder Cancun 2003 auch auf den Weltsozialforen ın Porto Alegre 
oder in Mumbai und auf den regionalen Ablegern, z.B. auf dem europäischen 
Sozialforum gezeigt. 

Wenn die Märkte weniger frei sind als in den Zeiten der heutigen Bonanza, 
dafür aber die Politik mehr Spielräume hat und weniger unter Sachzwängen 
der finanziellen Repression leidet, können auch Zielzonen für Wechselkurse 
vereinbart und Grau- und Dunkelzonen der nicht legalen Ökonomie ins helle 
Licht gerückt werden. So würde der schädlichen Spekulation der Nährboden 
entzogen, und mit dem verringerten Risiko von Kapitalanlagen würden auch 
die Risikoaufschläge und mithin die Zinsen sinken. 

Mittelfristig geht es gar nicht anders, als eine Politik der Zinssenkung und 
Wechselkursstabilisierung zu betreiben. Denn das reale Wachstum lässt sich 
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nachhaltig - von kurzfristigen konjunkturellen Boomphasen abgesehen - nicht 
steigern, weder in Industrie- noch in Entwicklungsländern. Dagegen stehen 
nicht nur ökonomische, sondern auch Naturgesetze des Stoff- und Energieum- 
satzes. Die hohen Renditen, an die sich Finanzkapitaleigner und Geldvermö- 
gensbesitzer gewöhnt haben, können nicht dauerhaft durch Ausplünderung 
derjenigen, die nicht über Geldvermögen verfügen, gesichert werden. 
Entwicklung zu Beginn des 21. Jahrhunderts heißt also nicht mehr in erster 
Linie Investitionen und Wachstum; dies ist das Programm der Bretton Woods- 
Institutionen zur Umsetzung der Millenniumsziele. Das dürfte trotz einer 
immensen Öffentlichkeitskampagne (vgl. die Berichte auf der Website der 
Weltbank - www.worldbank.org) kaum zum Erfolg führen, die hier dargestell- 
ten Mechanismen der inflationären Deflation sind Hindernis genug. 

Dies zeigt sich auch in Brasilien. Lula hat ja nicht nur finanzielle Stabilisie- 
rung zur Beruhigung der Finanzmärkte versprochen, sondern auch eine Land- 
reform, die Bekämpfung des Hungers (fome zero) und die politische Förde- 
rung des informellen Sektors, um eine „solidarische Ökonomie“ zu schaffen. 
Diese aus innen- und sozialpolitischen Gründen notwendigen und zur Legiti- 
mation des Regierungshandels unabdingbaren Maßnahmen können nur reali- 
siert werden, wenn die Dominanz der Finanzmärkte beseitigt und der auf ih- 
nen geltenden Handlungslogik durch politische Regulierung entgegen gewirkt 
werden. Die Regierungen folgen dem Druck der Märkte, auch „linke“ Regie- 
rungen machen da keine Ausnahme - es sei denn sie werden von den Men- 
schen unter Druck gesetzt, die sich gegen die Enteignung durch finanzielle 
Mechanismen und für die Aneignung ihres Landes und der von ihnen erzeug- 
ten Werte in Bewegung setzen. 
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Eckhard Hein, Thorsten Schulten, Achim Truger 


Lohnentwicklung und Deflationsgefahren 
in Deutschland und Europa 


1. Einleitung 


Die deflationären Gefahren in Deutschland lassen sich nicht mehr leugnen: 
Die Preisentwicklung hat in Deutschland mit Wachstumsraten von 1% im 
Jahr 2003 und erwarteten 0,8% im Jahr 2004 für den Deflator des Bruttoin- 
landsproduktes (BIP) und mit 0,9% im Jahr 2003 und erwarteten 1,2% im 
Jahr 2004 für den Preisindex des privaten Konsums (Institute 2003) im Prinzip 
schon die Rate erreicht, die die Europäische Zentralbank (EZB) in ihrer re- 
formulierten geldpolitischen Strategie für die gesamte Europäische Währungs- 
union (EWU) als Sicherheitsmarge gegen Deflation betrachtet (EZB 2003). Ein 
weiteres Absinken würde also die Gefahren einer sich kumulativ verstärkenden 
deflationären Abwärtsspirale akut erhöhen. Im April 2003 zählte der IWF 
(2003) in einem Task Force Bericht Deutschland neben Japan, Taiwan und 
Hong Kong zu den Volkswirtschaften mit dem weltweit höchsten Deflations- 
risiko. Unter Deflation wird dabei ein nachhaltiger Rückgang des Konsumen- 
tenpreisindexes oder des BIP-Deflators verstanden. ' 
Mittlerweile herrscht in der ökonomischen Wissenschaft - nicht zuletzt auf- 
grund der japanischen Erfahrungen der 1990er Jahre - auch weitestgehend Ei- 
_ nigkeit darüber, dass eine einmal eingetretene Deflationsspirale sehr schädliche 
Folgen für Wachstum und Beschäftigung zeitigt und nur sehr schwer wieder 
anzuhalten ist. Ursachen für Deflationsprozesse können dabei sowohl auf der 
Angebots- als auch auf der Nachfrageseite liegen (IWF 2003). Während aber 
durch positive Angebotsschocks (z.B. produktivitätssteigernde Innovationen) 
verursachte Preissenkungen üblicherweise mit einem Anstieg der ökonomi- 
schen Aktivität verbunden sind, zeichnen sich durch negative Nachfrage- 
schocks verursachte Deflationsprozesse durch einen allgemeinen Rückgang der 
ökonomischen Aktivität aus. Eine Kombination aus rückläufiger Güternach- 
frage und -produktion sowie fallenden Preisen, die dann weitere Preissen- 
kungserwartungen, Aufwertung von Realschulden, Rückgang von Aktienkur- 


1 Hierbei wird ein Rückgang über zwei Quartale, der üblicherweise als technisches Kriterium 
für Deflation herangezogen wird, als nicht hinreichend erachtet (IWF 2003: 6). 
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sen, gedämpfte Kreditvergabebereitschaft von Banken und Finanzintermediä- 
ren sowie letztlich Zahlungsunfähigkeit und Bankrott von Schuldnern nach 
sich zieht, stellt daher das eigentliche Deflationsproblem dar. Weitestgehende 
Einigkeit besteht wegen der Gefahr kumulativer Verschärfungen auch darüber, 
dass das Deflationsproblem von der Wirtschaftspolitik möglichst schon im 
Vorfeld rechtzeitig und energisch zu bekämpfen ist, auch weil insbesondere 
die Geldpolitik bei einem gegen Null gehenden Nominalzins zunehmend 
machtloser wird.’ 

Ein klarer Dissens innerhalb der ökonomischen Zunft zeigt sich jedoch, wenn 
es um die Frage geht, mit welchen Instrumenten eine (beginnende) Deflation 
zu bekämpfen ist. Während (post-)keynesianische Autoren immer schon die 
zentrale Rolle der Lohnpolitik als nominalen Anker zur Bekämpfung inflatio- 
närer wie deflationärer Entwicklungen hervorgehoben haben, taucht die 
Lohnpolitik als mögliches Instrument im neu-keynesianischen Mainstream gar 
nicht oder nur in einer sehr ambivalenten, letztlich widersprüchlichen Rolle 
auf. So werden in der IWF-Studie als wesentliche Indikatoren für die Existenz 
eines Deflationsrisikos die Entwicklungen folgender Größen herangezogen: 
1. Konsumenten- und Produzentenpreise, 2. Überkapazitäten und Output- 
gaps’, 3. Aktienkurse und Immobilienpreise sowie 4. Kredit- und Geldmengen 
(IWF 2003: 19ff). Die Lohn- oder Lohnstückkostenentwicklung findet keine 
explizite Berücksichtigung. Dies ist auch nicht verwunderlich, weil riıgide No- 
minallöhne einerseits bei dauerhafter nachfragebedingter Deflation als zusätz- 
lich destabilisierende Faktoren betrachtet werden, die zu einem Anstieg der 
Reallöhne und einem Rückgang der Beschäftigung führten und daher zu ver- 
meiden seien. Andererseits seien rigide Nominallöhne aber durchaus ein pro- 
bates Mittel, um bei temporären Nachfrageschocks Preissenkungserwartungen 
mit den deflationären Folgen erst gar nicht aufkommen zu lassen. Es bleibt 
dabei allerdings völlig unklar, an welcher Stelle denn ein temporärer Schock 
zu einem dauerhaften wird, der dann ein Nachgeben der Nominallöhne erfor- 
derlich macht, und wie denn eine Senkung der Nominallöhne einen bereits in 
Gang gesetzten deflationären Prozess mit den o.g. Eigenschaften aufhalten 
und umkehren kann. 

Ähnliche Ungereimtheiten bezüglich des Zusammenhangs von Nominallohn- 
rigiditäten, geringer Inflation bzw. Deflation und Beschäftigung finden sich ın 
einer Reihe grundlegender Arbeiten zu den Problemen niedriger Inflation und 
von Deflation. Akerlof/Dickens/Perry (1996) weisen z.B. nach, dass Nominal- 
lohnrigiditäten aus Gründen von Fairness- und Moralvorstellungen der abhän- 
gig Beschäftigten auch unabhängig von den vorherrschenden Arbeitsmarktin- 


2 Vgl. zu einer gegenteiligen Position im Hinblick auf die Machtlosigkeit der Geldpolitik bei 
Deflation z.B. Buiter (2003). 

3 Das Output-gap beschreibt die Differenz zwischen Produktionskapazität und tatsächlichem 
Output. 
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stitutionen unvermeidlich sind und bei geringer Inflation und rückläufiger 
Nachfrage die ihres Erachtens erforderlichen Realiohnanpassungen nach unten 
behindern und so die Gesamtwirtschaft destabilisieren.' Andererseits betrach- 
ten aber auch sie Nominallohnrigiditäten nach unten als Bremse für kumula- 
tive Deflationsprozesse und daher als gesamtwirtschaftlich stabilisierend! Ber- 
nanke (1995) macht neben der Schuldendeflation die zu geringe Nominal- 
lohnflexibilität nach unten für die Tiefe der durch einen negativen monetären 
Schock verursachten und durch massive Deflationsprozesse gekennzeichneten 
Großen Depression in den Jahren 1929ff. verantwortlich. In einer ansonsten 
sehr informativen Studie für das Board of Governors des US-amerikanischen 
Federal Reserve System über die zur Verhinderung von Deflation letztlich un- 
zureichenden wirtschaftspolitischen Maßnahmen in Japan in den 1990er Jah- 
ren wird von Ahearne et al. (2002) die Lohnentwicklung oder die Lohnpolitik 
erst gar nicht erwähnt. 

Im Gegensatz zu diesen wesentlich auf neu-keynesianischen Überlegungen be- 
ruhenden Ansätzen ist in jüngeren Arbeiten zu Deflationsgefahren in Deutsch- 
land auf die destabilisierende Rolle der hiesigen Lohnpolitik hingewiesen wor- 
den (z.B. Flassbeck/Maier-Rigaud 2003, Kromphardt 2003). Eine übermäßig 
zurückhaltende Lohnpolitik hat demnach zu geringem Lohnstückkosten- 
wachstum und damit zu einer geringen Inflationsrate geführt. Rückt man die 
Lohnentwicklung in das Zentrum der Untersuchung von Deflationsgefahren, 
so folgt man damit der von Keynes (1936: 257ff) in der General Theory skiz- 
zierten Forschungsrichtung, die sich in ihrer letzten Konsequenz heute eigent- 
lich nur noch bei post-keynesianischen AutorInnen findet. Im Unterschied zu 
den oben skizzierten, wesentlich auf neu-keynesianischen Überlegungen basie- 
renden Arbeiten, werden bei Keynes und in der nachfolgenden post- 
keynesianischen Theorie rigide Nominallohnsätze und stabile Lohnstückkos- 
ten als unverzichtbare Stabilitätsanker für das Preisniveau in einer Geldwirt- 
schaft betrachtet. Rigide Nominallöhne - hergestellt durch gewerkschaftliche 
Lohnpolitik oder staatliche Mindestlöhne - sind daher keine Störfaktoren im 
Marktsystem, die dessen optimales Funktionieren in Frage stellen, sondern 
sind vielmehr Funktionsbedingung für kapitalistische Geldwirtschaften. Denn 
ein Reißen des Lohnankers beseitigt die letzte Barriere gegen kumulative und 
zerstörerische Deflationsprozesse. 

Wir folgen in unserem Beitrag dieser Keynesschen bzw. post-keynesianischen 
Forschungsrichtung und zeigen, dass die Lohnpolitik insbesondere in 
Deutschland, aber auch in der EWU, ihrer stabilisierenden Rolle nicht gerecht 
wird und dass von der Lohnentwicklung Deflationsgefahren ausgehen. Im 


4 Aus diesem Grund solite die Geldpolitik eine zwar geringe aber deutlich positive Inflations- 
rate, jedoch keine absolute Preisniveaustabilität ansteuern. 

5 Die Deutsche Bundesbank (2003) sieht in Deutschland zwar keine Deflationsgefahren, be- 
zieht in ihre Überlegungen aber immerhin die Lohnstückkostenentwicklung mit ein. 
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zweiten Abschnitt rekapitulieren wir die wesentlichen theoretischen Zusam- 
menhänge zwischen Löhnen, Preisen und Beschäftigung aus Keynesscher bzw. 
post-keynesianischer Perspektive. Im dritten Abschnitt erfolgt eine empirische 
Untersuchung des Zusammenhangs von Lohnstückkostenentwicklung und In- 
flationsrate für Deutschland und die EWU. Dieser schließt sich im vierten 
Abschnitt eine Analyse der Ursachen für die beobachtete Lohnstückkosten- 
entwicklung an. Im fünften Abschnitt diskutieren wir die von der Lohnpolitik 
ausgehenden makroökonomischen Gefahren vor dem Hintergrund der in der 
EWU verfolgten Geld- und Fiskalpolitiken. 


2. Löhne, Preise und Beschäftigung 


Der in diesem Beitrag zugrunde gelegte post-keynesianische Ansatz zur Erklä- 
rung von Preisniveau und Beschäftigung unterscheidet sich grundlegend von 
den Vorstellungen der Orthodoxie. In den Modellen der Neoklassik, der neo- 
klassischen Synthese, des Monetarismus und der Neu-Klassik gelten in der 
langen Frist - in den neu-klassischen Modellen auch in der kurzen Frist - das 
Saysche Gesetz, nach dem jedes unter kostenminimalen Bedingungen produ- 
zierte Angebot über die damit verbundenen Einkommen eine gleich große 
Nachfrage schafft, und die klassische Dichotomie zwischen realer und mone- 
tärer Sphäre (z.B. Snowdon/Vane/Wynarczyk 1994: 137ff): Die Reallohnfın- 
dung am Arbeitsmarkt entscheidet über die Höhe von Beschäftigung und 
Produktion. Die von der Zentralbank gesteuerte Geldmenge bestimmt das 
Preisniveau. Inflation und Deflation sind ausschließlich monetäre Phänomene, 
die auf die Geldpolitik der Zentralbank zurückgeführt werden können. 

In den neu-keynesianischen Modellen (Snowdon/Vane/Wynarcyk 1994: 286ff) 
sowie insbesondere in den neu-keynesianisch inspirierten „neuen Konsensmo- 
dellen“ (Arestis/Sawyer 2003, Clarida/Gali/Gertler 1999, Meyer 2001) wird 
zwar die Annahme aufgegeben, die Zentralbank könne die Geldmenge steuern, 
und es wird für eine Kreditgeldökonomie realistischerweise unterstellt, der Ak- 
tionsparameter der Geldpolitik sei der Geldzinssatz.‘ Aufgrund der nun, im 
Gegensatz zur Neoklassischen Synthese, „mikrofundierten“ nominalen Rigidı- 
täten wird die Gültigkeit der Phillips-Kurve und damit des Trade-off von Infla- 
tion und Arbeitslosigkeit für die kurze Frist akzeptiert (Heine/Herr 2003). 
Von der Geldpolitik beeinflusste nominale Variablen haben daher in den neu- 


6 Die „neuen Konsensmodelle“ bestehen in ihrer einfachsten Form aus drei Gleichungen: ei- 
ner aggregierten Nachfragefunktion, die aus den Optimierungskalkülen von Haushalten und 
Unternehmen abgeleitet wird und die das Output-gap - die Differenz zwischen Produktions- 
kapazität und tatsächlichem Output - als inverse Funktion des Realzinses darstellt, einer Phil- 
lips-Kurve, ın der die Inflationsrate positiv vom Output-gap abhängt, und einer Reaktions- 
funktion der Zentralbank, die den von ihr gesetzten Nominalzinssatz vom gleichgewichtigen 
Realzinssatz, vom Output-gap und von der Abweichung der Inflationsrate vom Inflationsziel 
abhängig macht (Taylor-Regel). 
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keynesianischen Modellen kurzfristig auch reale Wirkungen auf Produktion 
und Beschäftigung, weil Preise und Nominaliöhne nicht unmittelbar auf exo- 
gene Schocks reagieren. In der langen Frist wird die Arbeitslosenquote jedoch 
durch die NAIRU (Non Accelerating Inflation Rate of Unemployment) be- 
stimmt, die selbst wiederum von Strukturfaktoren des Arbeitsmarktes, der Lohn- 
verhandlungen und der sozialen Sicherungssysteme abhängt. Die NAIRU be- 
schreibt dabei die Arbeitslosenquote, bei der die Verteilungsansprüche von Ar- 
beiterInnen und Unternehmen auf imperfekten Arbeits- und Gütermärkten 
keine Veränderung der Inflationsrate nach oben oder nach unten auslösen. Zu 
akzelerierender Inflation kommt es immer dann, wenn die Arbeitslosenquote un- 
ter die NAIRU fällt, zu Disinflation und Deflation, wenn sie über die NAIRU 
ansteigt. Damit sich die durch die eftektive Güternachfrage bestimmte und geld- 
politisch beeinflussbare Arbeitslosenquote der kurzen Frist an die durch die 
Angebotsbedingungen gegebene NAIRU der langen Frist anpasst, muss von 
symmetrischen Eingriffen der Zentralbank und von symmetrischen Wirkungen 
der Geldpolitik auf die Güternachfrage ausgegangen werden. Die Geldpolitik 
ist durch Einsatz des Zinsinstrumentes demnach jederzeit in der Lage, sowohl 
einen kumulativen Inflationsprozess als auch einen Deflationsprozess zu stop- 
pen und eine konstante Inflationsrate herzustellen. Sie hat aber in der langen 
Frist keinen Einfluss auf die dazugehörige Höhe der Beschäftigung - hier gilt 
also wieder die klassische Dichotomie und die Neutralität des Geldes.’ 

Der von uns hier herangezogene post-keynesianische Ansatz hat die von den 
neu-keynesianischen Konsensmodellen jüngst „entdeckte“ Endogenität des 
Geldes in einer modernen Kreditgeldökonomie schon seit Jahrzehnten vertre- 
ten (Kaldor 1970, 1982, 1985, Lavoie 1984, Moore 1989).° Steuerungsinstru- 
ment der Zentralbank in einer Kreditgeldökonomie ist demnach der Leitzins- 
satz und nicht die Geldmenge. Die Geldmenge ergibt sich endogen, indem die 
Geschäftsbanken die Kreditnachfrage der kreditwürdigen Konsumenten und 
Investoren zu einem gegebenen Zinssatz bedienen, der sich durch einen Auf 
schlag auf den Leitzinssatz der Zentralbank ergibt, und die erforderliche Zent- 
ralbankgeldmenge durch die Zentralbank gegen Hinterlegung von Sicherheiten 
akkommodiert wird. 

Das Preisniveau kann in einer solchen Ökonomie nicht quantitätstheoretisch 
durch die geldpolitische Steuerung der Geldmenge bestimmt werden. Es wird 
bei der Dominanz imperfekter Gütermärkte vielmehr durch Mark-up Preisset- 
zung auf die Stückkosten determiniert. Hier sind im Rahmen des post- 
keynesianischen Forschungsprogramms verschiedene Theorien über die 


7 Eine Ausnahme stellen neu-keynesianische Modelle dar, in denen Hysterese-Effekte der 
durch kurzfristige Gütermarktungleichgewichte bestimmten Arbeitslosenquote auf die lang- 
fristig gültige NAIRU zugelassen werden (Blanchard/Katz 1997, Mankiw 2001). 

8 Zu den Unterschieden zwischen Post- und Neu-Keynesianismus vgl. ausführlicher Hein 
(2003; 2004). 
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zugrunde zu legenden Stückkosten (Vollkosten oder variable Kosten) sowie 
über die Determinanten des Mark-up (Konkurrenzintensität, Finanzierungser- 
fordernisse, Zinssatz) vorgelegt worden (Lavoie 1992: 129ff, 2001, Lee 2003). 
In einer einfachen, auf Kalecki (1954: 11ff) zurückgehenden Variante wird da- 
von ausgegangen, dass die Unternehmen des industriellen Sektors in einer ge- 
schlossenen Ökonomie ihre Preise setzen, indem sie einen Mark-up auf die bıs 
zur Kapazitätsgrenze als konstant geltenden Lohnstückkosten schlagen. Die 
Höhe des Mark-up wird dabei einerseits durch die Intensität der Preiskonkur- 
renz auf Gütermärkten sowie andererseits durch die Stärke der Gewerkschaften 
bestimmt, angesichts hoher Profite deutliche Nominallohnsteigerungen durch- 
setzen zu können. Ist die Höhe des Mark-up gegeben, so werden die Lohn- 
stückkosten zur Determinante des Preisniveaus: 


„One of the most important insights of the Keynesian revolution was a proposition that now 
seems obvious, that the general level of prices in an industrial economy is determined by the 
general level of costs, and that the main influence upon costs is to be found in the relation be- 
tween money-wage rates and output per unit of employment.” (Robinson 1978: xix) 

Zu kumulativen Inflationsprozessen kommt es, wenn abhängig Beschäftigte 
und Gewerkschaften versuchen, ihren Anteil am Sozialprodukt zu erhöhen, 
indem sıe eine Wachstumsrate der Nominallohnsätze durchsetzen, dıe den 
neutralen Verteilungsspielraum aus der Wachstumsrate der Arbeitsproduktivi- 
tät plus der Inflationsrate übersteigt, und die Unternehmen in der Lage sind, 
diese Kostensteigerungen an die Preise weiterzugeben. Druck auf dıe Inflatı- 
onsrate wird aber auch ausgeübt, wenn die Unternehmen versuchen, einen 
höheren Mark-up durchzusetzen,’ oder wenn ein Rückgang des Produktivi- 
tätswachstums von den Akteuren der Lohnpolitik nicht antizipiert wird. 
Disinflation und Deflation entstehen, wenn die Lohnpolitik nicht willens oder 
in der Lage ist, den Verteilungsspielraum aus Produktivitätswachstum und In- 
. flationsrate auszuschöpfen. Die Fähigkeit zur Durchsetzung einer das Preisni- 
veau nach unten stabilisierenden Lohnpolitik wird dabei insbesondere von der 
Höhe der Beschäftigung bzw. der Arbeitslosigkeit abhängen. 

Die Höhe der Beschäftigung wird in den post-keynesianischen Ansätzen so- 
wohl kurzfristig als auch langfristig durch die effektive Nachfrage auf Güter- 
märkten bestimmt. Letztere wird insbesondere durch die privaten Investitio- 
nen dominiert, die von der erwarteten Profitrate in Relation zum monetären 
Zinssatz bestimmt werden. Im Unterschied zu den neu-keynesianischen „neu- 
en Konsensmodellen“ gibt es in einem post-keynesianischen Ansatz keine Ver- 
anlassung, von einer Anpassung der gütermarktbestimmten Arbeitslosenquote 
an eine durch Struktur- bzw. Angebotsfaktoren determinierte NAIRU auszu- 
gehen. Im Rahmen eines post-keynestanischen Modells lässt sich vielmehr zeı- 


9 Ursache hierfür kann eine Erhöhung der Zinssätze durch die Geldpolitik sein, wodurch die 
Unternehmen sich mit höheren Zinskosten konfrontiert sehen, die sie durch Erhöhung des 
Mark-up an die Preise weiterzugeben versuchen (Hein 2004). 


Lohnentwicklung und Deflationsgefahren in Deutschland und Europa 67 


gen, dass die NAIRU bestenfalls eine kurzfristige, geldpolitisch erzwungene 
Beschäftigungsgrenze darstellt und sich langfristig über verschiedene Kanäle 
endogen an die Entwicklung der tatsächlichen Arbeitslosenguote anpasst 
(Hein 2004). 

Folgt man dem post-keynesianischen Ansatz, so hat die Geldpolitik sowohl in 
der kurzen als auch in der langen Frist reale Wirkungen. Kurzfristig beeinflusst 
sie durch Einsatz ihres Zinsinstrumentes die effektive Nachfrage und damit die 
Beschäftigung. Allerdings sind die Wirkungen der Zinspolitik asymmetrisch: 
Durch Erhöhung des Zinssatz ist die Zentralbank zwar in der Lage, jeden in- 
flationstreibenden Boom abzuwürgen, indem sie die Übernachfrage auf Gü- 
termärkten reduziert und die Arbeitslosenquote erhöht. Eine noch so deutli- 
che Zinssatzsenkung kann für sich genommen jedoch keineswegs hinreichend 
sein, um eine höhere Investitionstätigkeit auszulösen und die Beschäftigung zu 
erhöhen, wenn sie in Phasen geringer oder sinkender Absatzerwartungen er- 
folgt und die Unternehmen nicht davon ausgehen, eine über dem Zinssatz lie- 
gende Profitrate realisieren zu können. Langfristig beeinflusst die Zinspolitik 
der Zentralbank zudem die funktionale Einkommensverteilung zwischen Un- 
ternehmen, Rentiers und abhängig Beschäftigten und damit Investitionen, 
Wachstum und Beschäftigung (Hein/Ochsen 2003).' 

Kommt es bei dauerhaft hoher Arbeitslosigkeit zu sinkenden Nominallöhnen 
oder zu sinkenden Lohnstückkosten, so ist hierdurch also ebenfalls ein Rück- 
gang des Preisniveaus impliziert - wenn auch wegen bestimmter Preisrigiditäten 
auf dem Gütermarkt möglicherweise nicht im selben Ausmaß.’ Werden sin- 
kende Lohnstückkosten nicht komplett an die Preise weitergegeben, so bedeu- 
tet dies eine Umverteilung zulasten der Arbeitseinkommensbezieher und eine 
Schwächung ihrer Konsumnachfrage. In einer offenen Volkswirtschaft verbes- 
sert sich allerdings der Handelsbilanzsaldo bei einer Preissenkung im Inland,’ 
solange es nicht zu Gegenreaktionen beim Wechselkurs oder durch die Lohns- 
stückkostenentwicklung im Ausland kommt, die jedoch bei dauerhaften Han- 
delsbilanzungleichgewichten zu erwarten sind. Gehen Unternehmen davon 
aus, dass die Nominallöhne zukünftig wieder steigen, so werden die Investiti- 
onen in der Gegenwart stimuliert. Wird jedoch erwartet, dass die Löhne weiter 
fallen, so werden Investitionen in Erwartung zukünftig höherer Stückprofite 


10 Die Verteilungs- und Wachstumswirkungen der Geldpolitik hängen dabei einerseits davon 
ab, inwieweit Zinssatzveränderungen an die Preise weitergegeben werden, so die Verteilung 
zwischen Zinseinkommen, Unternehmensprofiten und Arbeitseinkommen und damit die 
Konsumnachfrage beeinflussen. Zum anderen werden die Wirkungen davon bestimmt, wel- 
ches Gewicht Auslastungsgrad, Lohnstückkosten und Zinssätze für die Investitionsentschei- 
dungen haben. 

11 Die folgenden Überlegungen wurden im Wesentlichen bereits von Keynes (1936: 262ff) an- 
gestellt und werden hier etwas modifiziert und ergänzt dargestellt. 

12 Gleichzeitig verschlechtern sich durch eine Lohn- und Preissenkung jedoch die Terms of 
Trade, so dass das Realleinkommen zurückgeht. 
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verschoben und die gegenwärtige effektive Nachfrage geht zurück. Ein von 
Keynes (1936: 263) erwarteter Effekt sinkender Löhne und Preise auf den Zins- 
satz'” - durch eine sinkende Nachfrage nach Transaktionskasse - kann nur 
dann eintreten, wenn das Geldangebot wesentlich exogen gegeben ist und sich 
nicht über Kreditschöpfung und -vernichtung endogen an die Geldnachfrage 
anpasst. Gleiches gilt für den in der neoklassischen Theorie bemühten positi- 
ven Effekt sinkender Preise auf das Realvermögen und damit auf die Konsum- 
nachfrage: Auch für die Wirksamkeit dieses Pigou-Effekts muss unterstellt 
werden, dass das Geldvermögen für die Ökonomie als Ganzes ein exogen ge- 
gebenes Nettovermögen ist. Dieses ist in modernen Kreditgeldökonomien je- 
doch nicht der Fall, in denen Geld wesentlich über Gläubiger-Schuldner- 
Verhältnisse entsteht und jeder Forderung damit eine Verbindlichkeit gegen- 
über steht. Sinkende Löhne und Preise können hier nur dann einen Effekt auf 
die Zinssätze haben, wenn die Zentralbank diskretionär den Leitzinssatz senkt. 
Allerdings stehen selbst dann einem expansiven Effekt auf Investitionen und 
Konsum die mit sinkenden Preisen in einer Kreditgeldökonomie verbundene 
Umverteilung von Schuldnern zu Gläubigern mit den damit verbundenen 
Überschuldungsgefahren gegenüber. Dieser bereits von Fisher (1933) themati- 
sierte und auch von Keynes (1936: 264) erwähnte Debt-Deflation-Effekt wirkt 
dämpfend auf Investitionen und Konsum, wenn man realistischerweise davon 
ausgeht, dass die Ausgabenneigung der Gläubiger geringer ist als die der 
Schuldner. Verschärfend kommt hinzu, dass die Finanzierung von Ausgaben 
durch Kredite in Folge von Debt Deflation erschwert wird, da die Kreditver- 
gabebereitschaft der Banken und Finanzintermediäre von der Kreditwürdigkeit 
der Kreditnachfrager abhängt, für die wiederum der Verschuldungsgrad ein we- 
sentlicher Indikator ist. 

Geht man also realistischerweise von den im post-keynesianischen Ansatz un- 
terstellten Eigenschaften einer modernen Kreditgeld-Ökonomie aus, so wird 
selbst bei einer wachstums- und beschäftigungsfreundlichen Reaktion der 
Geldpolitik in der Rezession die Lohnentwicklung zum entscheidenden Anker, 
um kumulative Deflationsprozesse zu verhindern. Es ist bei der Untersuchung 
von Deflationstendenzen also insbesondere ein Augenmerk auf die Entwick- 
lung der Lohnpolitik und der Lohnstückkosten zu richten. Dies heißt jedoch 
nicht, dass damit Geld- und Fiskalpolitik aus der Verantwortung entlassen 
sind. Diese haben durch eine präventive Politik einerseits dazu beizutragen, 
dass es erst gar nicht zu kumulativen Abschwüngen mit den Gefahren für das 
Reißen des Lohnankers kommt und andererseits bei bereits einsetzenden Ab- 
schwüngen energisch gegenzusteuern, um die Lohnpolitik bei der Erfüllung 
ihrer nominal stabilisierenden Rolle zu entlasten. 


13 Fallende Preise erhöhen demnach das „reale Geldangebot“ und außerhalb der Liquiditätsfalle 
damit die Nachfrage nach Wertpapieren, wodurch deren Kurs steigt und der Zinssatz sinkt. 
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3. inflationsrate und Lohnstückkostenwachstum 


Wie im vorhergehenden Abschnitt erläutert, gehen post-keynesianische Ansät- 
ze davon aus, dass die Preise einer Volkswirtschaft sich auf unvollkommenen 
Gütermärkten im wesentlichen per Aufschlagskalkulation auf die Lohnstück- 
kosten herausbilden. Wenn dies richtig ist, dann müsste die Inflationsrate ım 
wesentlichen durch die Wachstumsrate der Lohnstückkosten bestimmt wer- 
den. Im folgenden wird für den Zeitraum von 1991 bis 2003 kurz illustriert, 
dass diese Behauptung mit den empirischen Daten für Deutschland und die 
EWU in Einklang steht. Ferner werden die Auswirkungen dieser Tatsache für 
die funktionale Einkommensverteilung beleuchtet. 

Die Abbildungen 1 und 2 zeigen für Deutschland und die EWU jeweils das pro- 
zentuale Wachstum der Lohnstückkosten und die Inflationsrate von 1991 bis 2003. 
Offensichtlich besteht ein relativ enger Zusammenhang zwischen beiden Grö- 
ßen: Die Kurve des Lohnstückkostenwachstums schwankt zwar etwas stärker 
als die ziemlich gleichmäßig verlaufende Kurve der Inflationsraten; beide Kur- 
ven weisen jedoch einen fallenden Trend auf. Die Kurve des volatileren Lohn- 
stückkostenwachstums schwankt dabei um die Kurve der trägeren Inflationsra- 
te, bei aber deutlich ausgeprägteren Abweichungen nach unten als nach oben. 
Die allein aufgrund der grafischen Analyse naheliegende enge Beziehung zwi- 
schen Lohnstückkostenwachstum und Inflationsrate lässt sich auch statistisch 
mit Hilfe von Regressionsanalysen bestätigen. Regressiert man die Inflationsra- 
te auf die Wachstumsrate der Lohnstückkosten, erhält man sowohl für 
Deutschland als auch für die EWU einen statistisch signifikanten Einfluss des 
Lohnstückkostenwachstums auf die Inflationsrate, der für die EWU etwas aus- 
geprägter ist als für Deutschland. In Deutschland führt ein Anstieg der Lohn- 
stückkosten um 1% zu einem Anstieg der Inflationsrate um 0,33%, in der 
EWU sind es 0,64%. Zudem liegt für Deutschland der Determinationskoefh- 
zient (r) bei immerhin 38%, für die EWU sogar bei 54%." Nimmt man die 
Wachstumsrate der Lohnstückkosten des Vorjahres als unabhängige Variable - 
was aufgrund von zeitlichen Verzögerungen bei der kostenbedingten Preisan- 
passung durch die Unternehmen auch theoretisch plausibel ist - so zeigt sich 
ein noch stärkerer und gleichfalls signifikanter Zusammenhang. In Deutsch- 
land führt dann ein Anstieg der Lohnstückkosten um 1% im darauf folgenden 
Jahr zu einem Anstieg der Inflationsrate um durchschnittlich 0,45%, ın der 
EWU sind es 0,55%. Der Erklärungsbeitrag des Lohnstückkostenwachstums 
zur Entwicklung der Inflationsrate steigt bei Betrachtung des Vorjahres stark 
an; für die EWU beträgt der Determinationskoeffizient ? 67% und für 
Deutschland sogar 80%. 


14 Der Determinationskoeffizient ist ein Maß für die Güte der Regression. Er gibt den Anteil 
der durch die Regressionsgrade erklärten Streuung der abhängigen Variablen an der tatsäch- 
lich beobachteten Streuung an. 
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Abb. 1: Lohnstückkostenwachstum und Inflationsrate 
(Privater Konsum) in Deutschland (1991-2003) 
Quelie: OECD 2003 
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Abb. 2: Lohnstückkostenwachstum und Inflationsrate 
(Privater Konsum) in der EWU (1991-2003) 
Quelle: OECD 2003 
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Der beschriebene statistisch enge Zusammenhang zwischen Lohnstückkosten- 
wachstum und Inflationsrate sagt natürlich noch nicht, dass das Lohnstück- 
kostenwachstum wirklich kausal für die Inflationsrate ist. Prinzipiell wäre auch 
der umgekehrte Zusammenhang denkbar, wonach das Lohnstückkostenwachs- 
tum von der Inflationsrate abhinge. Tatsächlich ergibt sich in der Regressions- 
analyse für Deutschland und die EWU auch ein signifikanter umgekehrter Zu- 
sammenhang, wenn auch bei deutlich geringerem r. Einen solchen umgekehr- 
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ten Zusammenhang schließen wir im vorliegenden Beitrag jedoch aus zwei Grün- 
den aus. Erstens wäre er theoretisch im Rahmen unseres post-keynesianischen 
Ansatzes problematisch, da es innerhalb dieses Rahmens bei endogenem Geld 
dann keine Erklärung für das Preisniveau mehr gäbe. Zweitens ergibt ein 
Granger-Kausalitätstest'® - bei allen Grenzen der Aussagefähigkeit solcher Tests 
- deutlich stärkere Anhaltspunkte dafür, dass das Lohnstückkostenwachstum 
tatsächlich die Inflationsrate beeinflusst und nicht umgekehrt." 

Daher kann man sowohl theoretisch als auch aufgrund der Datenlage empı- 
risch fundiert behaupten, dass ein generell fallender Trend beim Lohnstück- 
kostenwachstum seit Anfang der 1990er Jahre in Deutschland wie Europa zu 
einem ebenfalls fallenden Trend bei den Inflationsraten geführt hat. Dabei ha- 
ben sich die Lohnstückkosten in Deutschland nach einer kurzen Phase stärke- 
ren Wachstums zu Beginn der 1990er Jahre seit 1995 systematisch moderater 
entwickelt als in der EWU,; ihre Wachstumsrate blieb um durchschnittlich 1,5 
Prozentpunkte pro Jahr hinter dem EWU-Durchschnitt zurück (siehe Abbil- 
dung 3). Dies spiegelt sich dann auch entsprechend deutlich in einem syste- 
matischen Zurückbleiben der deutschen Inflationsraten hinter denen der 
EWU wider, im Durchschnitt pro Jahr um etwa 0,6 Prozentpunkte (siehe Ab- 
bildung 4). In absoluter Betrachtung lagen die deutschen Inflationsraten über 
den gesamten Beobachtungszeitraum durchschnittlich bei etwa 2%, worin aber 
die ungewöhnlich hohen Raten von etwa 4% im Gefolge des Einigungsbooms 
enthalten sind. Seit 1995 liegen sie im Schnitt nur noch bei 1,4%. Demgegen- 
über betrug die EWU-Inflationsrate im Schnitt des gesamten Beobachtungs- 
zeitraums immerhin 2,8%. Nach Höchstwerten von annähernd 6% zu Beginn 
der 1990er Jahre beträgt sie seit 1995 im Schnitt nur noch etwa 2,1%. 

Die tendenziell abnehmende Wachstumsrate der Lohnstückkosten hatte aber 
nicht nur die aufgezeigten disinflationären Tendenzen in Deutschland und 
Europa zur Folge, sondern wirkte sich auch auf die funktionale Einkommens- 
verteilung aus. Wie aus den Abbildungen 1 und 2 ersichtlich ist, lag die 
Wachstumsrate der Lohnstückkosten häufiger und deutlicher unter als über 
der Inflationsrate. Abgesehen von statistischen Differenzen’ müsste sich dies 


15 Siehe dazu etwa Gujarati (1995: 620ff). 

16 Bei dem durchgeführten Granger-Test mit einem lag von 1 war die Wachstumsrate der 
Lohnstückkosten für Deutschland auf dem 5%-Signifikanzniveau und für die EWU immer- 
hin noch auf dem 25%-Signifikanzniveau Granger-kausal für die Inflationsrate. Dagegen war 
weder für Deutschland noch für die EWU die Inflationsrate Granger-kausal für die Wachs- 
tumsrate der Lohnstückkosten. 

17 Eigentlich müsste sich die Änderung der Arbeitseinkommensquote bei kleinen Wachstums- 
raten aus der Differenz der Wachstumsrate der Lohnstückkosten und der Inflationsrate erge- 
ben. Bei den verwendeten Kenngrößen Arbeitseinkommensquote und Lohnstückkosten be- 
stehen jedoch Unterschiede in den zugrundegelegten Sozialproduktsgrößen. So geht in die 
hier verwendete Arbeitseinkommensquote letztlich das Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkos- 
ten je Erwerbstätigen eın, während in die gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten das Brut- 
toinlandsprodukt zu Marktpreisen von 1995 je abhängig Beschäftigten eingeht. Unterschiede 
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Abbildung 3: Lohnstückkostenwachstum in Deutschland und 
der EWU, 1991-2003 ( in Prozent) 
Quelle: OECD 2003 
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Abbildung 4: Inflationsrate (privater Konsum) in Deutschland 
und der EWU, 1991-2003 (in Prozent) 
Quelle: OECD 2003 
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in einer Verschiebung der funktionalen Einkommensverteilung zu Lasten der 
Arbeitseinkommen auswirken; die bereinigte Arbeitseinkommensquote sollte 
zurückgehen. Dieser Effekt sollte für Deutschland seit Mitte der 1990er Jahre 
etwas ausgeprägter als für die EWU sein, da das deutsche Lohnstückkosten- 
wachstum die Inflationsrate seitdem deutlicher unterschritt. Eine Betrachtung 
der Arbeitseinkommensquoten bestätigt diese Vermutung tendenziell (siehe 
Abbildung 5):'” Sowohl die deutsche als auch die EWU-Arbeitseinkommens- 


können sich also immer dann ergeben, wenn sich die Produktivität je Erwerbstätigen und je 
Beschäftigten oder das Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkosten und zu Marktpreisen unter- 
schiedlich entwickeln. 

18 Die Arbeitseinkommensquote stellt dabei den Anteil des Arbeitnehmerentgelts pro abhängig 
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quote gehen trendmäßig zurück; bis auf die jüngste Phase von 2000 bis 2002, 
für die sich klare Abweichungen ergeben,” steht die Entwicklung gut im Ein- 
klang mit der relativen Entwicklung der Wachstumsraten der Lohnstückkosten 
und der Inflationsrate. 


Abb. 5: Arbeitseinkommensquoten für Deutschland und die 
EWU in Prozent (1991-2003) 
Quelle: Europäische Kommission 2003 
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4. Lohnentwicklung und Tarifpolitik 


Der in den 1990er Jahren in der EWU zu beobachtende trendmäßige Rück- 
gang bei den jährlichen Wachstumsraten der Lohnstückkosten kann theore- 
tisch sowohl durch eine besonders zurückhaltende Lohnpolitik als auch durch 
ein hohes Produktivitätswachstum bedingt sein. Da die Entwicklung der Pro- 
duktivität sich innerhalb der EWU mit einem jahresdurchschnittlichen 
Wachstum von 1,5% ın den 1990er Jahren gegenüber 1,7% in den 1980er Jah- 
ren jedoch kaum verändert hat (Europäische Kommission 2003: 52), muss die 
entscheidende Ursache bei der Lohnpolitik gesucht werden. 

Die Entwicklung der Lohnkosten zeigt in der Tat einen deutlich rückläufigen 
Trend. Während innerhalb der EWU die nominalen Arbeitnehmerentgelte pro 
Arbeitnehmer” in den 1980er Jahren noch um durchschnittlich 6,9% pro Jahr 


Beschäftigten am Bruttoinlandsprodukt pro Erwerbstätigen dar. 

19 Wir schen zunächst noch keinen Anlass, der Ursache dieser Abweichungen vertieft nachzu- 
gehen: Wesentliche Abweichungen von der theoretisch zu erwartenden Entwicklung ergeben 
sich ausschließlich am aktuellen Rand, und die EU-Kommission hat gerade dort die Zahlen 
der Arbeitseinkommensquote in der Vergangenheit häufig und gravierend revidiert. Erst 
wenn die Abweichungen nach den zu erwartenden zukünftigen Revisionen nicht verschwin- 
den sollten, ergäbe sich u.E. tatsächlich ein Klärungsbedarf. 

20 Die Arbeitnehmerentgelte umfassen sowohl! die Bruttolöhne und -gehälter als auch die soge- 
nannten „Lohnnebenkosten“, d.h. die Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitgebers. 
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angestiegen sind, waren es in den 1990er Jahren gerade noch 3,6% (ebd.: 88). 
Innerhalb der 1990er Jahre sind die Zuwachsraten der Arbeitnehmerentgelte 
nahezu kontinuierlich zurückgegangen und weisen erst am Ende des Jahr- 
zehnts wieder einen leicht ansteigenden Trend auf (Abbildung 6). 


Abbildung 6: Arbeitnehmerenigelte* in Deutschland und der 
EWU 1993-2003, jährliche Veränderungen in Prozent 
Quelle: Europäische Kommission (2003) 
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Der trendmäßige Rückgang beim Zuwachs der Arbeitnehmerentgelte deutet 
darauf hin, dass vor dem Hintergrund anhaltender Massenarbeitslosigkeit die 
tarıfpolitische Verhandlungsposition und Durchsetzungsmacht der Gewerk- 
schaften in vielen europäischen Ländern deutlich geschwächt wurde. Die 
sichtbarsten Indikatoren hierfür bilden rückläufige gewerkschaftliche Mitglie- 
derzahlen und eine stark abnehmende Anzahl von Streiks und Arbeitskämpfen 
(Boeri u.a. 2001; Schulten 2004). Hinzu kommt, dass sich in den 1990er Jah- 
ren in zahlreichen europäischen Ländern neue wettbewerbskorporatistische 
Strukturen herausgebildet haben, die im Rahmen nationaler Sozialpakte oder 
„Bündnisse für Arbeit“ zu einer starken politischen Einbindung der Gewerk- 
schaften geführt haben und diese auf eine wettbewerbsorientierte Lohnpolitik 
verpflichteten (Fajertag/Pochet 2000). 

Seit Mitte der 1990er Jahre liegen die jährlichen nominalen Tariflohnerhö- 
hungen pro Arbeitnehmer innerhalb der EWU kontinuierlich unter 3% (Ta- 
belle 1). Interessanterweise steigen die Effektivlöhne in den meisten Jahren 
schneller als die Tariflöhne, so dass für den gesamten EWU-Raum eine positi- 
ve Lohndrift konstatiert werden kann.”' Die für die Unternehmen ausschlag- 


21 Von der EZB werden die Tariflöhne pro Arbeitnehmer, die Effektivlöhne jedoch pro Ar- 
beitnehmerstunde ausgewiesen, so dass strenggenommen beide Größen nicht hundertpro- 
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gebende Entwicklung der Arbeitnehmerentgelte liegt dagegen wiederum deut- 
lich unterhalb der Entwicklung der Effektivlöhne nd teilweise sogar unter- 
halb der Entwicklung der Tariflöhne, was auf einen überdurchschnittlich star- 
ken Rückgang der sogenannten „Lohnnebenkosten“ schließen lässt. Insgesamt 
wird der Verteilungsspielraum aus Preis- und Produktivitätszuwachs innerhalb 
der EWU in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre durch die Lohnkostenent- 
wicklung deutlich unterschritten und hat damit eine disflationäre Entwicklung 
befördert. Am Beginn des 21. Jahrhunderts zeigt die Lohnentwicklung in der 
EWU dagegen den für den zyklischen Abschwung typischen Verlauf, wonach 
es aufgrund des starken Rückgangs des Produktivitätswachstums zu einer 
leichten Überausschöpfung des Verteilungsspielraumes kommt. 


Tabelle 1: Entwicklung der Löhne und Ausschöpfung des Verteilungsspiel- 
raumes ın der EWU 


Verschiedene Indikatoren der Verteilungsspielraum = Ausschöpfung des Ver- 
Lohnentwicklung! Preise + Produktivität! teilungsspielraumes? 
durch 

Tarif- | Effek- | Lohn- | Arbeit- | Prei , Arbeits-  Vertei- |Tarif- | Effek- | Arbeit- 

löh- | tivlöh- ! drift® | nehmer | se® | produk- | lungs- | löh- |tivlöh- | nehmer- 

ne? ne? entgelte? tivität? spie- I ne | ne! | entgelte? 

raum? 

% 27 30 +03 23 |22 11 33 106 93 1,0 
97} 2,3 2,6 +0,3 1,9 ei 1,6 1,6 3,2 -0,9 -0.6 -1,3 
% 21 19 03 12 11 1,3 24 1903 05 2 
99 | 2,3 2,6 +0,3 19 T 11 0,9 2,0 +0,3 +06 -0,1 
0| 22 34 +12 257 2]21 12 33 |Jıı #1 0,8 
01! 2,6 355 +0,9 2,8 2,3 0,2 25 __1#+01 +10 +0,3 
@»|27 34 +07 26 \23 0 28 91 #06 02 
03 | 2,5 2,9 +0,4 2,8 2,1 0,4 2,5 0,0 +0,4 +0,3 


1 = in Prozent zum Vorjahr, 2 = in Prozentpunkten, 3 = pro Arbeitnehmer; 4 = pro Arbeitsstun- 
de, 5 = Differenz zwischen Effektiv- und Tariflöhnen in Prozentpunkten; 6 = Harmonisierter 
Verbraucherpreisindex (HVPI), 7 = Summe aus Preis- und Produktivitätsentwicklung. 

Angaben für 2003: 1. Halbjahr. - Quelle: EZB, Eigene Berechnungen 


Die Lohnentwicklung in den einzelnen EWU-Staaten war in den 1990er Jah- 
ren jedoch keineswegs einheitlich, sondern hat vielmehr die zum Teil gravie- 
renden Unterschiede in der nationalen Wachstums- und Beschäftigungsent- 
wicklung widergespiegelt. Insbesondere in einer Reihe kleinerer EWU-Länder, 
die wıe Irland, die Niederlande und zuletzt auch Spanien eine besonders dy- 
namische Wirtschaftsentwicklung verzeichneten, liegt die Lohnentwicklung 
deutlich oberhalb des EWU-Durchschnittes und hat durch ein zum Teil er- 


zentig vergleichbar sind. Da in der zweiten Hälfte der 1990er Jahren es mit Ausnahme von 
Frankreich in den anderen EWU-Staaten keine bedeutsamen Arbeitszeitverkürzungen gege- 
ben hat, dürften die Tariflohnsteigerungen pro Arbeitnehmer und pro Arbeitnehmerstunde 
aber nicht sonderlich weit auseinanderliegen. 
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hebliches Überausschöpfen der nationalen Verteilungsspielräume zu einer ü- 
berdurchschnittlich hohen Preisentwicklung beigetragen (Schulten 2002). 

Ein etwas anderes Bild zeigt sich dagegen für die großen EWU-Staaten Frank- 
reich, Italien und Deutschland. Während die Lohnentwicklung in Italien ıns- 
gesamt leicht über und in Frankreich leicht unterhalb des EWU-Durch- 
schnittes liegt, bleiben die Lohnzuwächse in Deutschland seit 1996 kontinu- 
ierlich hinter der EWU-Entwicklung zurück (Abbildung 6). Deutschland hält 
damit im Bereich der Lohnpolitik seit nunmehr acht Jahren die europäische 
Schlusslichtposition und drückt als größte Volkswirtschaft innerhalb der EWU 
deren durchschnittliche Lohnentwicklung deutlich nach unten. 

Die besonders niedrigen Lohnzuwächse in Deutschland sind zunächst Aus- 
druck der politischen Schwäche der Gewerkschaften. Waren letztere zu Beginn 
der 1990er Jahre vor dem Hintergrund des deutschen Vereinigungsbooms 
noch in der Lage außerordentlich hohe Tariflohnsteigerungen durchzusetzen, 
so ist die gewerkschaftliche Tarifpolitik spätestens seit 1996 in eine tiefgreifen- 
de Krise geraten und musste seitdem Tariflohnsteigerungen von unter 3% - 
teilweise sogar unter 2% - hinnehmen (Tabelle 2, siehe auch Flassbeck/Maier- 
Rigaud 2003). 


Tabelle 2: Entwicklung der Löhne und Ausschöpfung des Verteilungsspiel- 
raumes ın Deutschland 


Verschiedene Indikatoren der Verteilungsspielraum = | Ausschöpfung des Vertei- 
Lohnentwicklung! Preise + Produktivität! | lungsspielraumes? durch 
Tarif | Effek- |Lohn- | Arbeit- | Prei | Arbeits- |Vertei- | Tari- | Effek- | Arbeit- 
löh- |tivlöh- | drift! \nehmer- | se? } produk- | lungs- | löhne? | tivlöh- | nehmer- 
ne? ne’ entgelte? tivität’ | spiel- ne’ | entgelte? 
raum® 
92 : 12,0 9,1 -2,9 9,2 5,1 2,7 7,8 +4,2 +13 +1,4 
93 | 7,5 6,1 -1,4 5,8 4,4 1,6 6,0 +1,5 +0,1 02 
94 | 3,4 2,1 -1,3 3,1 2,7 2,6 5,3 -1,9 -3,2 2,2 
5 49 25 94 4,9 17 25 42 | #07 +03  *07 
96 | 2,6 3,0 +0,4 2,8 1,5 2,3 3,8 -12 -0,8 -1,0 
97 | 15 1,0 -0,5 1,6 19 2,0 3,9 -2,4 2,9 -2,3 
98 1,9 1,4 -0,5 1,5 0,9 1,3 2,2 -0,3 -0,8 -0,7 
99 | 2,9 2,3 -0,6 2,0 0,6 1,5 2,1 +0,8 +0,2 -0,1 
00 | 2,0 2,8 +0,8 3,3 1,4 2,2 3,6 -1,6 -0,8 -0,3 
01 | 2,0 2,7 +0,7 2,5 2,0 1,0 3,0 -1,0 -0,3 -0,5 
02 | 2,7 2,1 -0,6 2,2 1,4 1,3 2,7 0,0 -0,6 -0,5 
03 | 2,6 1,8 -D,8 2,2 11 11 2,2 +0,4 -0,4 0,0 


1 = in % zum Vorjahr, 2 = in Prozentpunkten, 3 = pro Arbeitnehmerstunde; 4 = Differenz zwi- 
schen Effektiv- und Tariflöhnen in Prozentpunkten; 5= Verbraucherpreisindex des Statistischen 
Bundesamtes , 6 = Summe aus Preis- und Produktivitätsentwicklung. Angaben für 2003: 1. Halbjahr. 
Quelle: Deutsche Bundesbank, Statistisches Bundesamt, Eigene Berechnungen 
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Noch deutlicher als bei der Entwicklung der Tariflöhne manifestiert sich die 
Krise gewerkschaftlicher Tarifpolitik ın der Entwicklung der Effektivlöhne. 
Anders als in den meisten übrigen EWÜU-Staaten verzeichnet die Lohnentwick- 
lung in Deutschland in den 1990er Jahren zumeist eine negative Lohndrift, 
bei der das Wachstum der Effektivlöhne noch hinter dem der Tariflöhne zu- 
rückbleibt. Den Gewerkschaften ist es demnach nicht gelungen, die von ihnen 
vereinbarten Tarıflohnerhöhungen in der Gesamtheit der Unternehmen auch 
effektiv durchzusetzen. 

Die negative Lohndrift in Deutschland bringt neben der politischen Schwäche 
der Gewerkschaften auch grundlegende Verschiebungen in der Struktur und 
Funktionsweise des deutschen Tarifvertragsystems zum Ausdruck.” Einen be- 
deutsamen Indikator hierfür bildet der seit Mitte der 1990er Jahre zu beo- 
bachtende Rückgang der Tarifbindung (Schnabel 2003: 29ff). Nach den Er- 
gebnissen des LAB-Betriebspanels waren in Westdeutschland im Jahre 2001 nur 
noch 48% aller Betriebe mit 71% der Beschäftigten tarifgebunden. In Ost- 
deutschland waren es sogar nur noch 28% der Betriebe mit 56% der Beschäf- 
tigten (Bispinck 2003: 395). Die negative Lohndrift scheint darauf hinzudeu- 
ten, dass die Lohnentwicklung in nicht-tarifgebundenen Unternehmen noch 
einmal deutlich geringer ausgefallen ist. 

Außerdem lassen sich jedoch auch innerhalb des deutschen Tarifvertragssys- 
tems zahlreiche Frosionserscheinungen beobachten, die eine effektive Durch- 
setzung vereinbarter Tariflohnerhöhungen erschweren und damit eine negative 
Lohndrift begünstigen. So gibt es mittlerweile eine signifikante Anzahl von 
Unternehmen, die zwar formal tarifgebunden sind, faktisch jedoch gegen gel- 
tende Tarifverträge verstoßen. Nach den wahrscheinlich nur den unteren Rand 
abdeckenden Ergebnissen der WSI-Betriebsrätebefragung haben im Jahr 2002 
10% der Betriebe gelegentlich und weitere 5% sogar öfter gegen geltende Ta- 
rifstandards verstoßen. Bei der Mehrzahl der Tarifverstöße handelte es sich um 
Formen einer untertariflichen Bezahlung (Bispinck/Schulten 2003: 159). 
Darüber hinaus wurden in den 1990er Jahren in fast allen wichtigen Bran- 
chentarifverträgen sogenannte Härtefall- und Öffnungsklauseln eingeführt, die 
es den Unternehmen erlauben, unter bestimmten Bedingungen vom Tarifver- 
trag nach unten abzuweichen.”” Mittlerweile werden die Öffnungsklauseln von 
mehr als einem Drittel der Betriebe genutzt. Allerdings dominieren hierbei vor 


22 Bei der insgesamt noch höher ausfallenden Bestimmung der negativen Lohndrift pro Ar- 
beitnehmer fallen vor allem Veränderungen bei der effektiven Arbeitszeit (wie z.B. Über- 
stunden oder Kurzarbeit) ins Gewicht. Diese Faktoren werden bei der hier verwendeten 
Lohndrift pro Arbeitnehmerstunde jedoch ausgeschlossen, so dass allein strukturelle Fragen 
der Tarifpolitik ın Betracht gezogen werden können. Zur aktuellen Diskussion um die Ent- 
wicklung des deutschen Tarifvertragssystems vgl. u.a. Bispinck (2003), Bispinck/Schulten 
(2003), Schnabel (2003) sowie die Beiträge in Wagner/Schild (2003). 

23 Für eine ausführliche Analyse und Dokumentation der wichtigsten Härtefall- und Öffnungs- 
klauseln vgl. Bispinck/WSI-Tarifarchiv (2003). 
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allem Regelungen zu einer vom Tarifvertrag abweichenden Gestaltung der Ar- 
beitszeit, während bei Entgeltfragen die Anwendung von Öffnungsklauseln 
bislang noch nicht sehr weit verbreitet ist (ebd.: 160). 

Ein wesentlicher Faktor zur Erklärung der negativen Lohndrift liegt schließlich 
in dem direkten Abbau übertariflicher Zahlungen. Nach wie vor zahlt eine 
große Anzahl der Unternehmen in Deutschland Löhne, die über dem tarifver- 
traglich festgelegten Niveau liegen. Nach Ergebnissen des LAB-Betriebspanels 
weist die Anzahl der Unternehmen mit übertariflichen Leistungen ın den 
1990er Jahren zwar einen rückläufigen Trend auf, sie betrug im Jahr 2000 aber 
immer noch 48% (Schnabel 2003: 95f). Die Lohnspanne, d.h. die absolute 
Differenz zwischen Tarıf- und Effektivlohn betrug dabei im Durchschnitt etwa 
11% (ebd.: 95). In den 1990er Jahren sind allerdings zahlreiche Unternehmen 
dazu übergegangen, im Rahmen sogenannter „betrieblicher Bündnisse für Ar- 
beit“ die vereinbarten Tariflohnsteigerungen mit einer Kürzung der übertarifli- 
chen Zahlungen „zu verrechnen“. Dabei hat sich eine neue Form von „con- 
cession bargaining“ etabliert, bei denen die Beschäftigten für eine begrenzte 
Beschäftigungssicherheit auf angestammte Leistungen verzichten und so zu ei- 
ner erheblichen Reduzierung der Arbeitskosten beitragen.” 

Seit Mitte der 1990er Jahre waren die deutschen Gewerkschaften in der Mehr- 
zahl der Jahre nicht mehr in der Lage, mit den von ihnen durchgesetzten Ta- 
riflohnerhöhungen den Verteilungsspielraum auszuschöpfen (Tabelle 2). Die 
negative Lohndrift deutet darüber hinaus auf einen signifikanten Bedeutungs- 
verlust gewerkschaftlicher Tarifpolitik und führt im Ergebnis dazu, dass die 
Entwicklung der Effektivlöhne noch deutlicher hinter der Preis- und Produkti- 
vitätsentwicklung zurückgeblieben ist. Auch wenn die Entwicklung der Ar- 
beitnehmerentgelte in den 1990er Jahren per Saldo wiederum etwas über der 
Entwicklung der Effektivlöhne liegt, so geht doch insgesamt von der deut- 
schen Tarıfpolitik eine deutlich disinflationäre Tendenz aus. Die deutsche Ta- 
rifpolitik ist damit wesentlich für die niedrigen Inflationsraten in der größten 
EWU-Ökonomie verantwortlich. 


5. Fazit 


Trotz der gegenwärtigen Wachstumsschwäche in der EWU gehen hier von der 
Lohnpolitik und der Lohnentwicklung noch keine akuten Deflationsgefahren 
aus. Dies muss aber nicht so bleiben, wenn der restriktive makroökonomische 
Politik-Mix der Vergangenheit fortgesetzt wird.” Die wachstumsfeindliche 
Geldpolitik der EZB mit ihrem für einen heterogenen Währungsraum mit 
deutlich unterschiedlichen Wachstums- und Inflationsraten viel zu geringem 


24 Zur Diskussion um die betrieblichen Bündnisse vgl. die Beiträge in Seifert (2002). 
25 Vgl. Hein (2003a) und Hein/Truger (2004, 2004a) zu einer ausführlichen Analyse des restrik- 
tiven Politik-Mix ın der EWU. 
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Inflationsziel von „unter, jedoch nahe 2%“ (EZB 2003: 89) und ıhrer asym- 
metrischen Geldpolitik, die einseitig nur auf die Verhinderung eines Über- 
schreitens des Inflationsziels orientiert, ıst hierbei wesentliche Ursache der 
Wachstumsschwäche. Verstärkt wird der wachstumshemmende Effekt der 
Geldpolitik durch eine europäische Fiskalpolitik, die durch den Stabilitäts- 
und Wachstumspakt in ein prozyklisches Verhalten und in eine Haushalts- 
konsolidierung durch Ausgabenkürzungen gezwungen wird, die letztlich zulas- 
ten der öffentlichen Investitionen geht. Wird sich die durch die Geld- und 
Fiskalpolitik zu verantwortende Stagnation verlängern, so ist nicht auszu- 
schließen, dass die damit verbundene hohe Arbeitslosigkeit auch den Druck 
auf die Lohnpolitik verstärkt und so die hiervon ausgehenden Deflationsge- 
fahren erhöht. 

In Deutschland sind die Deflationsgefahren bereits deutlich größer als in der 
EWU insgesamt. Hier verstärkt die deutlich zu moderate Lohnpolitik die von 
der Geld- und Fiskalpolitik verursachte Stagnation.” Das Lohnstückkosten- 
wachstum liegt seit geraumer Zeit deutlich unter dem Durchschnitt der EWU 
und trägt hierdurch wesentlich zu einer deutlich unterdurchschnittlichen In- 
flationsrate bei. Damit ist selbst eine für die EWU möglicherweise angemesse- 
ne Geldpolitik für das langsam wachsende Deutschland zu restriktiv. Zudem 
sind Konsumenten und Investoren in Deutschland bei einheitlichen Nomi- 
nalzinsen in der EWU und unterdurchschnittlicher deutscher Inflationsrate 
mit höheren Realzinsen als der Durchschnitt der EWU konfrontiert. Hinzu 
kommt, dass die übermäßige Lohnzurückhaltung auch zu einem tendenziellen 
Rückgang der Arbeitseinkommensquote geführt hat, der die binnenwirtschaft- 
liche Nachfrageschwäche weiter verstärkt. 

Die Kombination aus einer ausgeprägten Stagnationstendenz mit erheblichen 
Deflationsgefahren im größten Mitgliedsland und einem für den Währungs- 
raum insgesamt zu ehrgeizigen Inflationsziel der EZB stellt eine große Heraus- 
forderung für die Lohnpolitik in Deutschland und Europa dar. So erfordert 
eine lohnpolitisch gestützte Erholung in Deutschland hier eine Erhöhung des 
Lohnstückkostenwachstums und der Inflationsrate. Solange dieser Anstieg aber 
wegen deutlich über dem Inflationsziel der EZB liegenden Inflationsraten in 
anderen Mitgliedsländern zu einer Inflationsrate in der EWU führt, die das In- 
flationsziel der EZB überschreitet, ist mit restringierenden Eingriffen der 
Geldpolitik zu rechnen. Wenn die EZB nicht bereit ist, ihr Inflationsziel deut- 
lich zu erhöhen, um so auch den großen, langsam wachsenden Volkswirt- 
schaften mehr Raum für eine Erholung zu gewähren, ist eine Senkung der In- 
flationsrate in den anderen Mitgliedsländern erforderlich. Die Tarifparteien 
und hierbei insbesondere die Gewerkschaften sind daher gefordert, die An- 


26 Vgl. zu einer Analyse der Ursachen für die deutsche Stagnation ausführlicher Bartsch et al. 
(2003) sowie Truger/Hein (2002, 2003). 
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strengungen in Richtung einer europaweiten Koordinierung der Lohnpolitik 
zu verstärken. Ziel sollte hierbei ein Anstieg der Löhne in den jeweiligen Län- 
dern gemäß der Summe aus langfristigem nationalen Produktivitätswachstum 
und Zielinflationsrate der EZB sein. 

Seit dem Ende der 1990er Jahre lassen sıch innerhalb der europäischen Ge- 
werkschaften vermehrt Initiativen für eine grenzüberschreitende Koordinierung 
der Lohnpolitik beobachten.” Entsprechende Ansätze finden sich sowohl auf 
sektoraler Ebene im Rahmen der Europäischen Gewerkschaftsausschüsse (wie 
z.B. dem Europäischen Metallgewerkschaftsbund) als auch auf der Makroebe- 
ne ım Rahmen des Europäischen Gewerkschaftsbundes. Im Mittelpunkt dieser 
Initiativen steht das erklärte Ziel, durch eine lohnpolitische Ausschöpfung der 
nationalen Verteilungsspielräume ein gegenseitiges Lohndumping zu verhin- 
dern. Bislang beschränken sich diese Ansätze jedoch im Wesentlichen auf eine 
gemeinsame Evaluierung der in den nationalen Tarifrunden erzielten Ergebnis- 
se, ohne direkt Einfluss auf die nationalen Tarifauseinandersetzungen ausüben 
zu können. 

Eine effektive Koordinierung der Lohnpolitik ist zudem nach wie vor mit ei- 
ner Vielzahl struktureller Probleme konfrontiert. Die Tarifauseinandersetzun- 
gen werden durch die aktuellen politischen und ökonomischen Rahmenbe- 
dingungen eines jeweiligen Landes geprägt und durch die national unter- 
schiedlichen Tarifvertragssysteme institutionell strukturiert. Dies führt auch 
bei den Gewerkschaften zu einer primär nationalen Orientierung in ıhrer Ta- 
rifpolitik. Dementsprechend sind auch die auf europäischer Ebene beschlos- 
senen lohnpolitischen Koordinierungsregeln nicht viel mehr als „Good-Will- 
Erklärungen“, da den europäischen Gewerkschaftsorganisationen im Prinzip 
keine Sanktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen, das abweichende Verhal- 
ten eines nationalen Mitgliedsverbandes zu ahnden. Dabei kommt es in der 
Praxis immer wieder zu Verstößen gegen die europäischen Koordinierungsre- 
geln, zumal die Tarifpolitik ın vielen europäischen Ländern ın einen nationa- 
len Wettbewerbskorporatismus eingebunden ist, der die Gewerkschaften auf 
eine zurückhaltende Lohnpolitik zur Verbesserung der preislichen Wettbe- 
weıbsfähigkeit verpflichtet (Schulten 2004). Hinzu kommt, dass die Gewerk- 
schaften in vielen Ländern derzeit gar nicht über die notwendigen politischen 
Machtressourcen verfügen, eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik durchzu- 
setzen. Gelingt es insgesamt weder, die EZB zu einer Anhebung ihres Inflatı- 
onsziels zu bewegen, noch die Lohnpolitik in der EWU in der o.g. Weise zu 
koordinieren, drohen Stagnation und Deflationsgefahren in Deutschland zu- 
künftig stärker auf die EWU auszustrahlen. Die zu moderate Lohnentwicklung 
in Deutschland verstärkt nämlich nicht nur die Stagnationstendenzen in die- 


27 Zum Stand und den Perspektiven der verschiedenen gewerkschaftlichen Koordinierungsiniti- 
ativen vgl. ausführlich Schulten (2003; 2004) und Traxler/Mermet (2003). 
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sem Land, sie setzt mittelfristig auch die Lohnpolitik in den anderen EWU- 
Mitgliedsländern unter Druck. Denn mit der im EWU-Vergleich unterdurch- 
schnittlichen Inflationsrate in Deutschland ist eine laufende Verbesserung der 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Produzenten auf europäischen 
Märkten verbunden. Steigende Fxportüberschüsse haben in Deutschland zwar 
in den vergangenen Jahren ein Abgleiten der Stagnation in eine tiefe Rezession 
verhindert. Sie bedeuten für die anderen EWU-Länder jedoch steigende Im- 
portüberschüsse, die wegen der damit verbundenen negativen Finkommens- 
und Beschäftigungswirkungen nicht dauerhaft hingenommen werden können. 
Da die Möglichkeit einer Abwertung der Währung innerhalb der EWU nicht 
mehr zur Verfügung steht, muss es früher oder später zu lohnpolitischen Ge- 
genreaktionen kommen, wie die jüngst in den Niederlanden vereinbarten 
Nullrunden bei den Tariflöhnen zeigen (Schulten/Mühlhaupt 2003). Wird die 
Lohnpolitik aber auf breiter Front als Mittel zur Verbesserung der preislichen 
Wettbewerbspolitik eingesetzt, so droht damit ebenfalls auf breiter Front die 
Deflation. Dieser wird dann auch eine Geldpolitik, die stärker als gegenwärtig 
die EZB auf Wachstum und Beschäftigung schaut, machtlos gegenüberstehen. 
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Cornelia Kaiser 
Deflation und Arbeitsmarkt in Japan 


In den 1980er Jahren galt Japan als Musterbeispiel für industrielle Entwick- 
lung. Japan hatte es geschafft, hohes Wachstum mit niedrigen Arbeitslosen- 
quoten zu kombinieren und die Inflationsrate dabei gering zu halten. Diese 
Boomphase wurde Ende der 1980er Jahre durch mehrere Zinserhöhungen von 
der japanischen Zentralbank beendet. In der Folge kam es ın Japan zum Plat- 
zen der gigantischen Aktien- und Immobilienblase. Der Zusammenbruch so- 
wohl des Finanzsektors und in der Folge auch des realen Sektors folgte sozu- 
sagen „auf dem Fuße“. Eine anhaltende deflationäre Situation lässt die japanı- 
sche Wirtschaft seitdem nicht aus der Krise kommen. 

Im folgenden soll die Entwicklung, die Japan in diese Situation geführt hat, 
dargestellt werden. Insbesondere werden der Arbeitsmarkt bzw. die Lohnent- 
wicklung betrachtet, denen eine zentrale Bedeutung für die Entwicklung des 
Preisniveaus zukommt. Weder die geldpolitischen Maßnahmen der japanı- 
schen Zentralbank noch die Fiskalpolitik der Regierung konnten seitdem die 
wirtschaftliche Situation entscheidend verbessern. Deshalb erhofft man sich 
jetzt die Einleitung eines neuen Aufschwungs vom Ausspielen der merkanti- 
listischen Karte. 


Die Immobilien- und Aktienblase 


Aufgebaut hat sich die gigantische Spekulationsblase in Japan ab Mitte der 
1980er Jahre durch das Zusammenspiel verschiedener Faktoren. Angefangen 
hat es mit den Immobilienpreisen, die - besonders in den Ballungsgebieten - 
stark anstiegen. Gewinne aus Immobiliengeschäften mussten hoch versteuert 
werden, während bei Eigentum an Immobilien die Besteuerung nur gering 
war. Diese Steuergesetze sowie die Erwartung steigender Land- bzw. Immobi- 
lienpreise führten dazu, dass Verkäufe von Immobilien verzögert wurden, wo- 
durch sich das Angebot auf dem Immobilienmarkt verknappte. 

Der wirtschaftliche Boom in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre bewirkte zu- 
dem, dass internationale Finanzinstitutionen nach Tokyo drängten. Tokyo 
wurde zu einem internationalen Finanzzentrum. Dadurch nahm insbesondere 
in Tokyo die Nachfrage nach Immobilien zu und in der Folge stiegen die 
Immobilienpreise und es entstanden Erwartungen weiter steigender Immobi- 
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lienpreise. Die „National Land Agency“ hatte 1985 für Tokyo einen Bedarf an 
Büroräumen im Umfang von 250 Wolkenkratzern vorausgesagt (Okina et.al 
2001: 418). Die Erwartung steigender Preise ließ Figentümer den Verkauf ihrer 
Immobilien erst recht hinauszögern. Das Angebot wurde knapper, die Preise 
stiegen weiter. Ende der 1980er waren die Grundstückspreise in Tokyo 100 
Mal höher als in New York (Werner 2003: 89). 

Dazu kam eine zweite Entwicklung. Die G-5 Länder (Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Japan, USA) waren im September 1985 ım sog. „Plaza Agree- 
ment“ überein gekommen, dass eine Anpassung der Wechselkurse erforderlich 
sei, der US-Dollar wurde als „überbewertet“ eingeschätzt. Eine Abwertung soll- 
te erfolgen, im Zweifel auch durch Interventionen der Zentralbanken. Für die 
japanische Wirtschaft bedeutete dies einen Wettbewerbsverlust, denn mit der 
Aufwertung des Yen wurden japanische Waren im Ausland teurer. Das war so 
intendiert, denn Japan sollte seinen Leistungsbilanzüberschuss abbauen, der 
spiegelbildlich (zumindest zum Teil) dem Leistungsbilanzdefizit der USA ent- 
sprach. Der mit der Aufwertung des Yen verbundene Rückgang des Export- 
überschusses führte zu einem Wachstumseinbruch in Japan, den die japanı- 
sche Zentralbank durch Stimulation der Inlandsnachfrage über Zinssenkung 
auszugleichen suchte. Das funktionierte offensichtlich gut, denn das Wachs- 
tum erreichte zwischen 1985 und 1990 im jährlichen Durchschnitt beinahe 
fünf Prozent. Der größte Teil davon war getragen von privatem Konsum und 
von privaten Investitionen. Die Unternehmen nutzten die günstigen Bedin- 
gungen und investierten. Als Sicherheit für die Kredite dienten ihre Immobi- 
lien, Grundstücke und andere Anlagevermögen. 

Die Kapitalmärkte waren zwischenzeitlich dereguliert worden, und die Unter- 
nehmen konnten sich neuerdings leicht direkt an den Kapitalmärkten über die 
Ausgabe von Aktien und vor allem festverzinslichen Wertpapieren finanzieren, 
was ihnen bis Mitte der 1980er Jahre verboten war. 1970 hatten Banken und 
Versicherungen noch 97 Prozent der Unternehmenskredite vergeben, 1990 wa- 
ren es nur noch 60 Prozent (Hoshi et.al. 1993: 64). 

Der Nikkei Index stieg in der Zeit zwischen 1984 und 1989 um jährlich durch- 
schnittlich 30 Prozent (Werner 2003: 90). Demnach waren die Aktienmärkte 
ebenso von einer Vermögenspreisinflation betroffen wie die Immobilienmärk- 
te. Der rasante Anstieg der Aktienpreise ist rational schwer zu erklären. Auf 
den Märkten wurde unterstellt, dass der Boom nicht enden würde. Japan hatte 
sıch zur Vorzeigeökonomie entwickelt und wurde außerhalb Japans von vielen 
Ökonomen und Wirtschaftspolitikern als Vorbild betrachtet. Damit stiegen 
die Unternehmenswerte derjenigen Firmen, die über Land- bzw. Immobilienei- 
gentum und Aktien verfügten, denn die Bilanzierungsregeln in Japan erlauben 
es, diese immer mit dem aktuellen Wert in der Bilanz zu erfassen. 

Land und Immobilien wurden gleichzeitig zu Spekulationsobjekten und zu Si- 
cherheiten für Kredite zum Zwecke der Spekulation. Und die Banken - die 
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sich in der Sicherheit wogen, dass sie nicht in Konkurs gehen können - weite- 
ten ihre Kreditvergabe deutlich aus. Bedingt durch die niedrigen Zinsen und 
die Möglichkeit der Unternehmen, sich auf dem Kapitalmarkt zu finanzieren, 
waren die Profite der Banken geschrumpft. Dieser Profitrückgang sollte durch 
„Masse“ ausgeglichen werden. Werner berichtet, dass Vertreter der Banken den 
Unternehmen Kredite zum Kauf von Immobilien anboten, wobei die angebo- 
tene - und aufgenommene - Kreditsumme zum Teil über dem Kaufpreis der 
Immobilie lag. Da die Kreditsumme gesetzlich nur 70 Prozent des Wertes 
betragen durfte wurde einfach der in einem oder sogar in zwei Jahren erwarte- 
te Wert für die Kreditvergabe zugrunde gelegt - und zwar mit hohen zu erwar- 
tenden Wertsteigerungsraten (Werner 2003: 96). 

Die japanische Zentralbank hat mehrfach versucht, dieser Spekulationsblase 
entgegenzuwirken, konnte aber keine Zinserhöhung durchsetzen. Von den 
Geldmärkten her gesehen gab es auch keinen Grund für restriktive Geldpoli- 
tik. Denn die Inflationsrate blieb nicht zuletzt aufgrund der Aufwertung des 
Yen trotz alledem gering. Außerdem hatten sich die G5 ım Februar 1987 ım 
sog. Louvre Accord darauf verständigt, dass der US-Dollar nun ausreichend 
abgewertet wäre. Eine Zinserhöhung der japanischen Zentralbank hätte dem 
Entschluß, den US-Dollar jetzt stabil zu halten, entgegen gestanden. Premier- 
minister Nakasone hatte nach einem Treffen mit Präsident Reagan im Mai 
1987 eine Erklärung über die außergewöhnlichen Maßnahmen der Bank of 
Japan zur Stimulation der Inlandsnachfrage in Japan abgegeben, die Geld- 
marktoperationen zur Senkung der kurzfristigen Zinsen beinhalteten (Okina 
et.al. 2001: 422). Nachdem die kurzfristigen und die langfristigen Zinsen in 
Japan ım August und September 1987 etwas gestiegen waren und die Bank of 
Japan weitere Maßnahmen zur Zinserhöhung treffen wollte, kam es in USA 
am 20. Oktober 1987 zum Börsenkrach. Die japanische Zentralbank setzte al- 
le Maßnahmen zur Erhöhung der Zinsen aus, was die kurzfristigen Zinsen 
wieder sinken lief. Präsident Reagen und Premierminister Takeshita gaben im 
Januar 1988 nach einem Treffen dazu eine gemeinsame Erklärung ab, dass die 
japanische Zentralbank Anstrengungen unternehmen werde, die niedrigen Zin- 
sen bei Preisstabilität beizubehalten (Okina et.al. 2001: 423). Damit setzte sich 
die expansive Geldpolitik der japanischen Zentralbank fort, denn mit einer In- 
flationsgefahr war eine Zinserhöhung nicht begründbar. Die Inflationsrate lag 
zu der Zeit unter einem Prozent, was zum Teil auf den aufgewerteten Yen, zu- 
sätzlich aber auch auf den niedrigen Ölpreis zurückzuführen war. 

Auf diese Art und Weise hatte sich bis 1989 eine gigantische Aktien- und Im- 
mobilienblase aufgebaut. Zwischen Januar 1985 und Dezember 1989 waren 
die Aktienpreise um 240 Prozent und die Grundstückspreise um 245 Prozent 
gestiegen (Werner 2003: 89). 
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Abbildung 1: Reale Wachstumsrate, Arbeitslosenrate und Inflationsrate in Japan 
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Wachstumsrate real _ +-Arbeitsiosenrate = Inflation Quelle: OECD 


Das Ende der Boomphase 


Ende der 1980er Jahre wurde der Boom in Japan dann doch leicht inflationär. 
Schon im Sommer 1988 hatte die Bank of Japan in ihrem Economic Outlook 
auf Inflationsgefahren aufmerksam gemacht. Tatsächlich lag die Inflationsrate 
im Jahre 1988 aber nur bei 0,6 Prozent, 1989 stieg sie im Jahresdurchschnitt 
auf 2,1 Prozent. Obwohl dieser Preisanstieg zu einem Teil auf die Einführung 
einer Konsumsteuer im Maı 1989 zurückzuführen war, erhöhte die Bank of 
Japan zwischen Maı 1989 und August 1990 die Zinsen fünf Mal (von 2,5 auf 
6 Prozent), um den Anstieg der Inflationsrate zu stoppen (Nakaso 2001: 3). 
Damit setzte sie der Boomphase ein abruptes Ende. Die Aktienpreise erreich- 
ten ihren Höhepunkt Ende 1989, danach stürzten sie massiv ab. Die Grund- 
stückspreise folgten mit geringer Zeitverzögerung, sıe gingen ab 1991 zurück. 

Die Unternehmen hatten während der Boomphase großzügig Kredite aufge- 
nommen, die mit dem Wert der Immobilien gesichert waren. Die Kredite wa- 
ren allerdings nur zu einem kleinen Teil produktiv investiert worden. Der grö- 
ßere Teil war spekulativ in Aktien oder Immobilien angelegt worden, was hö- 
here Gewinne versprochen hatte. Werner beschreibt, dass z.B. die Firma Nis- 


Deflation und Arbeitsmarkt in Japan 89 


san laut ihrem Annual Report 1989/90 höhere Gewinne durch diese Art Spe- 
kulation erzielte als durch ihr eigentliches Kerngeschäft, die Produktion und 
den Verkauf von Autos (Werner 2003: 90). Die ersten beiden Zinserhöhungen 
im Mai 1989 um 0,75 Prozentpunkte und im Oktober 1989 um 0,5 Prozent- 
punkte konnten den Glauben der Anleger an die positive Entwicklung der Ak- 
tienkurse noch nicht erschüttern. Die Kurse kletterten bis Ende 1989 weiter 
nach oben. Die Zinserhöhung um 0,5 Prozentpunkte im Dezember 1989 ließ 
dann zumindest einige Anleger skeptisch werden, ob der Boom der vergange- 
nen Jahre weiter anhalten würde. Die ersten Anleger stiegen aus dem Aktien- 
markt aus. Schließlich können nur die ersten, die ihre Aktien verkaufen, einen 
Spekulationsgewinn realisieren. Ändern sich die Erwartungen an der Börse, 
versucht jeder, seine Aktien sehr schnell zu verkaufen um nicht zu den Verlie- 
rern zu gehören. Das führt dann meist sehr schnell zu abrupt fallenden Kur- 
sen und alle, die diesen Zeitpunkt verpassen, haben dann nur noch die Wahl 
zwischen „nicht verkaufen“ oder „mit Verlust verkaufen“. Spätestens mit der 
Zinserhöhung um einen ganzen Prozentpunkt im März 1990 setzte sich diese 
Erwartungsänderung in Japan auch auf breiter Front durch. Die Kurse stürzten 
ab. Im September 1990, einen Monat nach der letzten Zinsanhebung, waren 
die Aktienpreise auf die Hälfte ihres Spitzenpreises gefallen. Spekulanten 
mussten ihre Aktien mit hohen Verlusten verkaufen, um ihren Schuldendienst 
zu leisten bzw. ihre Kredite zu tilgen. 

Bei Grundstücken und Immobilien dauerte es etwas länger bis es zum Preis- 
verfall kam, aber auch hier konnte nicht verhindert werden, dass viele Speku- 
lanten mit Verlust verkaufen mussten, um ihre Kredite zu bedienen. 

Werner beziffert den Anteil der Kredite für spekulative Immobiliengeschäfte, 
die sog. „bubble loans“, Ende 1989 auf etwa 27 Prozent aller gewährten Kredi- 
te', und auf 25 Prozent des japanischen Bruttoinlandsproduktes des gleichen 
Jahres (Werner 2003: 95). Die Folgen des Platzens der Spekulationsblase bei 
einem solchen hohen Anteil spekulativer Kredite liegen für Werner auf der 
Hand: „When the bubble bursts, all the speculative lending must turn into 


bad debts.“ (Werner 2003: 97) 


Der „Credit Crunch” 


Die Banken waren vom Sturz der Aktien- und Immobilienpreise doppelt be- 
troffen. Zum einen hielten sie selbst Aktien von Unternehmen und besaßen 
Immobilien und Grundstücke. Der Preisverfall führte dazu, dass ihre Figenka- 
pitalbasis schrumpfte. Aufgrund der Regelungen über das Verhältnis zwischen 
der Eigenkapitalbasis einer Bank und den vergebenen Krediten - vor allem die 
Regel, dass das Eigenkapital einer Bank 8 Prozent der Kreditvolumen betragen 


1 Andere spekulative Sektoren hinzugerechnet, kommt Werner auf einen Anteil der sog. 
„bubble loans“ von 37 Prozent (Werner 2003: 300). 
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soll - konnten die Banken schon allein aufgrund dieses Fffektes kaum neue 
Kredite vergeben. 

Zum anderen befürchteten Banker und mussten es tatsächlich auch erleben, 
dass ein Teil der Kreditnehmer nicht mehr in der Lage war, seinen Schulden- 
dienst zu leisten. Die als Sicherheiten benutzten Vermögenswerte waren plötz- 
lich sehr viel weniger wert als die von den Banken gewährten Kreditsummen 
zum Erwerb derselben. Fin großer Teil der Kredite wurde „faul“, und niemand 
war auf das Ausmaß der faulen Kredite vorbereitet. Die Entwicklung mündete 
ın eine Bankenkrise, die bis heute anhält. 

Nach 1991 begannen die ersten Finanzinstitute insolvent zu werden. Betroffen 
waren zunächst nur kleinere Institute, weswegen man glaubte oder glauben 
wollte, es handele sich um Einzelerscheinungen (Nakaso 2001: 3). Vor allem 
die Nicht-Bank-Finanzinstitute, das sind Finanzinstitute, die keine Einlagen 
einwerben, sondern sich über Banken refinanzieren und diese Kredite grund- 
gesichert an Unternehmen weitervergeben - also nur eine Mittlerfunktion ü- 
bernehmen, unterlagen einer relativ großzügigen Überwachung. Wurden die 
Kredite bei den Nicht-Bank-Finanzinstituten faul, dann war damit auch deren 
kreditgebende Bank gefährdet, denn das Nicht-Bank-Finanzinstitut konnte 
nun seinerseits den Schuldendienst nicht leisten (Matsuda 2001: 6). 

Bis zu diesem Zeitpunkt waren Einleger und andere Interessengruppen davon 
überzeugt, dass Banken in Japan nicht in Konkurs gehen würden. Das sog. 
„convoy system“ sollte die Überlebensfähigkeit aller Banken, auch der 
schwächsten, sicherstellen. Das System bestand darin, dass im Falle eintreten- 
der Solvenzprobleme - die ohnehin nur bei kleinen Kreditinstituten erwartet 
wurden - das Finanzministerium Lösungen finden sollte. 

Im Dezember 1994 wurden mit „Tokyo Kyowa“ und „Anzen“ erstmals zwei 
große „Kreditkooperativen“” insolvent, und damit auch zum ersten Mal Insti- 
tutionen in der Metropole, die nicht nur Kapital vermitteln, sondern auch 
selbst Depositen entgegennehmen. Die Einlagen bei beiden Institutionen ad- 
dierten sich zu 310 Milliarden Yen? (Nakaso 2001: 4). Bei allen Banken war 
die Kapitaldecke dünner geworden. Hätten in dieser Situation die Anleger ihr 
Kapital verloren, weil die beiden Kooperativen in Konkurs gegangen wären, 
dann hätte das leicht zu einem Run auf die Banken führen können. Dieser 
Vertrauensverlust in das japanische Bankensystem sollte unbedingt vermieden 
werden. 


2 Bei diesen „Kreditkooperativen“ handelt es sich um Finanzinstitutionen, die als Kooperati- 
ven organisiert sind. Mitglieder sind in erster Linie kleine und mittelständische Unterneh- 
men. Das Geschäft dieser Kooperativen besteht darin, Einlagen und Ratenzahlungen von 
Mitgliedern einzunehmen und dieses Geld in Form von Krediten an andere Mitglieder zu 
vergeben (Hsu 1999: 38). 

3 Umgerechnet mit dem Wechselkurs vom 9. Dezember 1994 - dem Tag der Insolvenz - wa- 
ren das ca. 3,3 Milliarden DM, also etwa 1,69 Mrd. Euro. 
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Daher gaben die japanische Zentralbank und private Finanzinstitutionen zu- 
sammen 20 Mrd. Yen zur Gründung einer neuen Bank, die alle Geschäfte der 
beiden insolventen Institutionen übernahm. Die privaten Finanzinstitutionen 
gaben zusätzlich zinsgünstige Kredite an die neue Bank. So konnte genügend 
Kapital bereit gestellt werden, so dass mit Hilfe der „Deposit Insurance Cor- 
poration“' alle Anleger ihr Kapital zurückerhalten konnten. Die Kooperativen 
wurden aufgelöst. 

Noch während in Japan heftig darüber diskutiert wurde, ob diese „Rettungsak- 
tion“ richtig war, kamen die nächsten drei Banken in Zahlungsschwierigkeiten. 
Auch sie bzw. ihre Einlagen wurden gerettet, obwohl die Verluste dieses Mal 
höher waren als bei den beiden Kooperativen. Es kamen Zweifel darüber auf, 
ob die gesetzliche Einlagensicherung ausreichend sei. Dass diese Zweifel be- 
rechtigt waren, wurde klar, als 1995-96 mehrere Immobilienkreditinstitute, die 


5 “5 
sog. „Jusen 


‚ durch faul gewordene Kredite in Schwierigkeiten kamen. Erst- 
mals konnte der Bankrott der Institute nur durch den Einsatz von Steuergel- 
dern in Höhe von 685 Mrd. Yen abgewendet werden (Nakaso 2001: 6). 

Im Juni 1996 wurde das Gesetz über die Einlagenversicherung der Banken ge- 
ändert. Die Versicherungsprämie wurde erhöht und das Limit für Versiche- 
rungsleistungen vorübergehend ausgesetzt. In den darauf folgenden Jahren, be- 
sonders nach der Asienkrise 1997, kamen weitere, vor allem größere Banken 
und auch Wertpapierhäuser in Zahlungsschwierigkeiten. Die japanische Regie- 
rung wendete trotz der geänderten Einlagenversicherung schließlich 60.000 
Milliarden Yen an Steuergeldern auf, um die Institute und damit das japanı- 
sche Bankensystem zu retten.‘ 

Die Angst vor der eigenen Insolvenz und die ständige Konfrontation mit fau- 
len Krediten ließen die Banken bei der Vergabe neuer Kredite extrem vorsich- 
tig werden. Die ehemals großzügige Kreditvergabepraxis verkehrte sich ins Ge- 
genteil. Banken rationierten das Kreditangebot, es kam zum „credit crunch“, 
Gleichzeitig ging seitens der Unternehmen aufgrund hoher Verschuldung, 
mangelnder Sicherheiten und schlechter Gewinnerwartungen die Kreditnach- 


4 Die finanzielle Hilfe, die die Einlagenversicherung „Deposit Insurance Company“ laut Ge- 
setz geben durfte, war limitiert auf den Betrag der versicherten Depositen. Jeder Einleger 
durfte im Konkursfall mit maximal 10 Mio. Yen entschädigt werden, zur Rettung des Unter- 
nehmens war die Summe dieser Entschädigungen das Limit. Im vorliegenden Fall überstie- 
gen die Verbindlichkeiten der beiden Kooperativen diesen Betrag, so dass ohne die Grün- 
dung der neuen Bank mit frischem Kapital die Einleger Verluste erlitten hätten (Nakaso 
2001: 4). 

5  Jusen sind wie die Kooperativen Nicht-Bank-Finanzinstitute. Sie waren von Banken und an- 
deren Finanzinstituten gegründet worden und nahmen Kredite bei Banken und gaben diese 
in Form von Immobilienkrediten weiter. Diese Kredite waren fast ausschließlich durch Im- 
mobilien gesichert. 

6 Eine genaue Beschreibung des Zusammenbruchs der verschiedenen Banken sowie der fol- 
genden Rettungsaktionen durch die japanısche Regierung und die Bank of Japan findet sich 
bei Nakaso (2001). 
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frage zurück.’ Der starke Rückgang der Unternehmensinvestitionen minderte 
das Wachstum des japanischen Bruttoinlandsproduktes in 1992 um 1,7 und 
1993 sogar um 2 Prozentpunkte, 1994 um 0,6 Prozentpunkte. 1995 trugen die 
Unternehmensinvestitionen weder negativ noch positiv zum Wachstum bei. 
Es folgten zwei Jahre positiven Wachstumsbeitrags, aber 1998 waren die Un- 
ternehmensinvestitionen wieder rückläufig und minderten dadurch das Wachs- 
tum um 1 Prozentpunkt (vgl. Abbildung 2). Ogawa bestätigt in einer aufwän- 
digen Untersuchung zur Entwicklung der Investitionen in den 1990er Jahren, 
dass die finanzielle Notlage der Unternehmen und die Kreditvergabepraxis 
sich negativ auf die Investitionen besonders von kleinen Firmen ausgewirkt 
haben. Besonders Ende der 1990er Jahre hatte die Kreditrationierung einen 
nicht zu vernachlässigenden negativen Effekt auf die aggregierten Investitionen 
(Ogawa 2003: 18). 

In der ersten Hälfte der 1990er Jahre war das geringe Wachstum daher nur zu 
einem kleinen Teil vom privaten Konsum getragen, der sich jedoch verhalten 
entwickelte und weit hinter seinem Niveau der 1980er Jahre zurückblieb. Der 
starke Preisrückgang bei den Immobilien und Aktien führte zu dem subjektt- 
ven Gefühl, ärmer geworden zu sein - auch wenn diese Verluste nicht durch 
den Verkauf der Vermögenswerte realisiert wurden. Durch diesen Vermögensef- 
fekt und durch die zusätzliche Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung 
ging der private Konsum deutlich zurück. Die Erwartungen der Konsumenten, 
dass Produkte morgen billiger sein werden als heute, lässt sie alle nicht zwin- 
genden Anschaffungen zurückstellen. Dieser Logik entsprechend ist der priva- 
te Konsum in Japan in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre auf ein Minimum 
geschrumpft, vor allem nach der Erhöhung der Konsumsteuer in 1997 ging 
der private Konsum drastisch zurück. Die Exporte waren in dieser Phase eben- 
falls nur ein sehr geringer, 1994 bis 1996 sogar negativer Wachstumsmotor 
(vgl. Abbildung 2). In der ersten Hälfte der 1990er Jahre wurde das Wachstum 
somit zum großen Teil nur durch Staatsausgaben generiert. 


Auswirkungen auf die Arbeitnehmer 


Die traditionell niedrige Arbeitslosenquote in Japan stieg trotz des deutlichen 
Nachfragerückganges zunächst nur sehr wenig an. 1990 bis 1992 lag sie nur 
knapp über zwei Prozent und überschritt erst 1995 die 3-Prozent-Marke. Ein 
Grund dafür liegt sicher in der Besonderheit des japanischen Arbeitsmarktes, 
der zwischen regulär Beschäftigten und nicht-regulär Beschäftigten unterschei- 
det. Regulär Beschäftige zeichnen sich aus durch lebenslange Zugehörigkeit zu 
einer Firma, Entlohnung nach Seniorität (d.h. nach Alter und Unternehmens- 


7  Stiglitz beschreibt dieses Phänomen, wie sich in der Rezession sowohl die Kreditnachfrage- 
als auch die Kreditangebotskurve nach links verschiebt. Es kommt zur Kreditrationierung 
(Stiglitz 2003: 40f), vgl. auch Heine/Herr (2003). 
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Abbildung 2: Beitrag der verschiedenen Aggregate zum Wachstum des japanı- 
schen Bruttoinlandsproduktes? 
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zugehörigkeit) und Anspruch auf unternehmensinterne Sozialleistungen 
(Wohnung, Rente, Abschiedsentgelt etc.) (Oshiro 2003: 6). Welchen Anteil an 
allen Beschäftigten die regulär Beschäftigten ausmachen, lässt sich nicht genau 
sagen, da es sich bei der lebenslangen Firmenzugehörigkeit nicht um ein ein- 
klagbares Gut, sondern mehr um einen informellen Anspruch handelt (Ganß- 
mann/Haas 1999: 85). Fine genaue Zahl darüber findet sich somit in keiner 
offiziellen Statistik. Ganfßmann und Haas gehen davon aus, dass von allen Be- 
schäftigungsverhältnissen etwa ein Viertel bis ein Drittel reguläre sind (Ganß- 
mann/Haas 1999: 84). Freeman und Weitzman beschreiben in ıhrer Untersu- 
chung 66 Prozent der Arbeitnehmer als regulär Beschäftige, allerdings zählen 
sie auch Selbständige und mitarbeitende Familiengehörige dazu (Free- 
man/Weitzman 1987: 222). Traditionell wurde es als Vorteil angesehen, Ar- 
beitnehmer an ein Unternehmen zu binden und so sicherzustellen, dass un- 
ternehmensspezifische Kenntnisse und Fähigkeiten auch im Unternehmen 
bleiben. Im Aufschwung muss das Unternehmen dann nicht neue Mitarbeiter 
einstellen und kostspielig einarbeiten. In der Konsequenz erwarten die Unter- 
nehmen dadurch eine hohe Produktivität. Um in Rezessionsphasen die Mitar- 


8 Der Wachstumsbeitrag einer Größe x bezogen auf eine Größe y ergibt sich als 
[&(O-x(t-1))/y(t-1)}"100. Die Summe der Wachstumsbeiträge ergibt [(y(t/y(t-1))-1]”100, d.h. 
die prozentuale Veränderung der Größe y. Eingeführt hat dieses Maß der Lundberg, deshalb 
auch Lundberg-Komponente genannt. 
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beiter nicht zu entlassen, nutzen japanische Unternehmen den Auf und Ab- 
bau von Überstunden. In ihrer Befragung von vier großen Industrieunterneh- 
men? finden Ishikawa und Shiraishi einen Rückgang der Überstunden von 
monatlich 44 Stunden in 1984 auf monatlich nur noch 15 Stunden in 1994, 
was sie in erster Linie auf einen Überstundenabbau in der Rezession 1990 zu- 
rückführen (Ishikawa/Shiraishi 1998: 94). Innerhalb der Arbeitnehmerschaft 
variieren die Überstunden je nach Art der Tätigkeit und Art und Größe des 
Unternehmens. Unternehmen haben mit dem Auf- und Abbau von Überstun- 
den ein wirksames Mittel zur Senkung der Arbeitskosten in der Hand, das je- 
derzeit und vor allem kurzfristig eingesetzt werden kann. Nicht gemachte Über- 
stunden müssen eben nicht bezahlt werden. 

Das „Nicht-Entlassen“ von Arbeitnehmern in Zeiten des Abschwungs wird 
den Unternehmen zusätzlich durch das japanische Lohnsystem erleichtert. 
Neben den 12 Monatsgehältern, die japanische Arbeitnehmer erhalten, gibt es 
zweimal jährlich eine Bonuszahlung - im Juni oder Juli und im Dezember. 
Diese Boni machen insgesamt bis zu einem Viertel des gesamten Jahresein- 
kommens aus. Anstelle der Entlassung eines Teils der Arbeitnehmerschaft 
kann das Unternehmen die Bonuszahlungen senken. Die Löhne in Japan sind 
durch dieses Bonussystem kurzfristig flexibel. Flath kommt in seiner Unter- 
suchung zum Ergebnis: „When business is booming bonuses tend to be large, 
and when slack they tend to be small.“ (Flath 2000: 319) 

Dass die Arbeitgeber von dieser kurzfristigen Lohnsenkungsmöglichkeit 
Gebrauch gemacht haben, zeigt sich in der rückläufigen Entwicklung der 
Lohnstückkosten, die 1996 um fast zwei Prozent zurückgingen - ein Trend, 
der sıch in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre fortsetzte (vgl. Abbildung 3). 
Der nur geringe Anstieg der Arbeitslosenquote in der ersten Hälfte der 1990er 
bedeutet keineswegs, dass nur wenige Arbeitnehmer entlassen wurden. Es wur- 
den durchaus Beschäftigungsverhältnisse beendet, aber vor allem solche, beı 
denen die Entlassenen die Arbeitslosenstatistik nicht belasten. Frauen finden 
sich zumeist in den nicht-regulären Beschäftigungsverhältnissen'‘, sie arbeiten 
Teilzeit und in den schlecht bezahlten Positionen oder gleich ganz ohne Be- 
zahlung im Familienbetrieb. Verlieren sie ihre Arbeit, melden sie sich häufig 
nicht arbeitslos sondern verschwinden „freiwillig“ aus der Zahl der Erwerbstä- 
tigen ins Hausfrauendasein. Ohne diese Effekte wäre die Frauenarbeitslosen- 
quote nach der Rezession 1993 um mindestens 0,7 Prozentpunkte höher ge- 
wesen. Dieses Ausscheiden aus dem Erwerbsleben kann aber durchaus auch 
„unfreiwillig“ sein und Männer betreffen, denn die offizielle Arbeitslosenstatis- 
tik erfasst nur diejenigen Erwerbstätigen als Arbeitslose, die Anspruch auf Ar- 
beitslosenunterstützung haben. Einen solchen Anspruch haben japanische Ar- 


9  Befragt wurden die Arbeitnehmer der Firmen Sanyo Electric, Sharp, Fujitsu und NEC. 
10 Die Frauenerwerbsquote ist in Japan vergleichsweise hoch. 
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beitslose nur für einen vergleichsweise kurzen Zeitraum.'' So wurde die Ar- 
beitslosenquote der Männer ın der Rezession 1993 durch diesen Effekt um 
0,3% reduziert (Ganßmann/Haas 1999, 92f). Beschäftigte in Kleinbetrieben, 
Teilzeitbeschäftigte oder Heimarbeiter erwerben in der Regel keinen Anspruch 
auf Arbeitslosenunterstützung (Bosse 1997: 5). So kommt es, dass gegenwärtig 
nur vier von zehn Erwerbslosen staatliche Unterstützungsleistungen erhalten 
(Bertelsmann 2002:5). 

Ab Mitte der 1990er Jahre war der Überstundenabbau ganz offensichtlich 
nicht mehr ausreichend, um den hohen Beschäftigungsstand trotz des gerin- 
gen bzw. negativen Wachstums beizubehalten. Die Arbeitslosenquote stieg 
deutlich an. Der Rückgang der Erwerbsbeteiligung ließ den Anstieg der offı- 
ziellen Arbeitslosenrate jedoch geringer erscheinen als er tatsächlich war,” 
Oshiro untersucht die Entwicklung der Beschäftigung in Rezessionsphasen 
und kommt zu dem Schluss, dass es erstmals in der Phase 1997 bis 2001 zu 
einem Abbau der regulären Beschäftigung zugunsten der nicht-regulären'” Be- 
schäftigung gekommen ist. In der Folge sind die durchschnittlichen Einkom- 
men der Arbeitnehmer gesunken, denn die Entgelte der nicht-regulär Beschäf- 
tigten (Männer) betrugen nur knapp über 51 Prozent des Entgeltes ihrer regu- 
lär-beschäftigten Kollegen (Oshige 2003: 11). 

Der Abbau der regulär Beschäftigten spiegelt sich auch im gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad wider. Da die Gewerkschaften zum größten Teil auf Unter- 
nehmensbasis organisiert sind und hier wiederum nur die regulär Beschäftigen 
Mitglieder sind,” muss mit sinkendem Anteil an regulärer Beschäftigung 
zwangsläufig die Zahl der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer sinken. 
Die Interessen, die diese Unternehmensgewerkschaften vertreten, sind stark 
eingegrenzt. Man kann davon ausgehen, dass die Gewerkschaften die spezifi- 
sche ökonomische Situation des Unternehmens in ihr Kalkül einbeziehen. Ei- 
ne Untersuchung zum Einfluss der Gewerkschaften auf die Lohnhöhe kommt 
zu dem Ergebnis, dass die Löhne ın gewerkschaftlich organisierten Unterneh- 


il Wer unter einem Jahr sozialversicherungspflichtig beschäftigt war, hat normalerweise An- 
spruch auf 90 Tage Unterstützung. Der Anspruch kann unter bestimmten Umständen um 
60 bis 90 Tage verlängert werden. Die maximale Anspruchsdauer beträgt 330 Tage, Arbeits- 
lose erhalten zwischen 60 und 80 Prozent ihres vorherigen Lohnes. 

12 Das japanische Arbeitsministerium schreibt z.B. über das Jahr 1998: „...there were dramatic 
increases in the numbers of males and females exiting the labour market and entering the 
non-labour force. In addition, there was also an increase in the number of unemployed per- 
sons entering the non-labour force. As a result of these shifts, the labour force participation 
rate has declined.” (Ministry of Health, Labour and Welfare 1999, Part I, Chapter 1: 5). 

13 Es handelt sich bei den nicht-regulär Beschäftigten um Arbeitnehmer mit befristeten Be- 
schäftigungsverhältnissen, Leiharbeiter und Teiizeitbeschäftigte. Letztere können durchaus 
„full-ume“ arbeiten, sie werden dann „fulltime part-timer genannt“ (Oshige 2003: 11). 

14 Die regulär Beschäftigen werden häufig automatisch bei der Einstellung auch Mitglied der 
entsprechenden Unternehmensgewerkschaft (union shop-Prinzip). Nicht regulär Beschäftigte 
sind dagegen meist durch die Satzung von der Mitgliedschaft ausgeschlossen (Oshige 2003: 19). 
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men nicht höher sind als in gewerkschaftlich nicht organisierten Unternehmen 
(Tachibanakı/Noda 2000: 79ff).” Dieser Sachverhalt ist so zu erklären, dass 
betriebliche Lohnabschlüsse in einigen Großunternehmen einen Signalcharak- 
ter annehmen und sich die Lohnentwicklung dann in allen anderen Unter- 
nehmen an den Lohnabschlüssen in einigen Großunternehmen orientieren. 
Gewerkschaften, die nur für ein Unternehmen und die dort Beschäftigen zu- 
ständig sind, berücksichtigen bei ihren Lohnforderungen die nationale und in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit ihres Unternehmens. 

Die Lohnverhandlungen finden in Japan alljährlich im Frühjahr statt und 
werden „shunto“, Frühjahresoffensive, genannt. Der Dachverband der Gewerk- 
schaften, Rengo, gibt eine Forderung vor, der Arbeitgeberverband setzt dem 
seine Position entgegen. Die Verhandlungen selbst werden nicht von den 
Dachverbänden geführt, sondern von den Gewerkschaften auf Unternehmens- 
ebene direkt mit „ihren“ Unternehmen (Sommer 1998: 75). Falls ein Unter- 
nehmen bzw. eine Unternehmensgewerkschaft anfängt, das Lohnniveau zur 
Erhöhung der eigenen Wettbewerbsfähigkeit und zur Sicherung der eigenen 
Arbeitsplätze zu unterbieten, dann führt das sehr schnell zu einem Lohnsen- 
kungswettbewerb. Zu diesem Ergebnis kommen auch Tsuru und Rebnitzer, 
die den statistischen Zusammenhang zwischen Höhe des Einkommens und 
anderen Faktoren - besonders aber ım Hinblick auf die Zugehörigkeit zu einer 
Gewerkschaft - in Japan untersucht haben. Ebenso wie Tachibanaki/Noda 
finden sie Für die Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft keinen statistischen 
Zusammenhang zur Lohnhöhe - und zwar weder zum monatlichen Basislohn 
noch zum jährlichen Einkommen, in dem die Bonuszahlungen enthalten sind 
(Tsuru/Rebitzer 1995: 447ff).'* Sie halten den gewerkschaftlichen Organisati- 
onsgrad in Japan als einen Indikator dafür, dass Gewerkschaften auf Betriebs- 
ebene für Arbeitnehmer nicht attraktiv sind und kommen zu dem Schluss: 
„Enterprise unions, by their very nature, allow management and labour to 
reach agreements that are well suited to the particular needs of an enterprise. 
The identification of the union with the enterprise, however, limits the will- 
ingness of the union to seek wage gains that might hinder the competitive po- 
sition of the company. Should profits come under pressure (...) it ıs natural 
for enterprise unions to adopt an accommodating position.” (Tsuru/Rebitzer 
1995: 482) 

Genau so haben sich die Gewerkschaften, und vermutlich auch die nicht or- 
ganısierten Arbeitnehmer verhalten. Die Lohnsteigerungen blieben während 


15 Eine Ausnahme bilden hierbei die Frauen. Allerdings finden sich nur sehr wenige Frauen in 
regulären und damit gewerkschaftlich organisierten Beschäftigungsverhältnissen. 

16 Für regulär und gleichzeitig vollzeitbeschäftigte Frauen lässt sich die Hypothese, dass es ei- 
nen positiven Zusammenhang zwischen Gewerkschaftszugehörigkeit und Höhe der Bonus- 
zahlungen gibt, nicht ablehnen. Es ist also möglich, dass es sich für die wenigen regulär und 
vollzeitbeschäftigt angestellten Frauen auszahlt, Mitglied in der Gewerkschaft zu sein. 
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der gesamten 1990er Jahre hinter der Produktivität zurück, die Lohnstückkos- 
ten sind gesunken (vgl. Abbildung 3). Die unternehmensbezogenen Lohnver- 
handlungen folgten ausschließlich einer mikroökonomischen Logik, was ın 
der krisenhaften Entwicklung in Japan zu einem deflationären Lohnsenkungs- 
wettbewerb führte. Besonders deutlich wird das ab 1997, wo die Arbeıtslosen- 
quote sprunghaft ansteigt. Der mikroökonomischen Logik folgend sind die 
Lohnabschlüsse mehr als moderat, die Lohnstückkosten sinken und in der 


Folge gehen die Preise immer weiter zurück. Japan befindet sich in einer 
Lohndeflation. 


Abbildung 3: Entwicklung von Lohnstückkosten und Produktivität in Japan 
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Die Hilflosigkeit der Geldpolitik und die Grenzen der Fiskalpolitik 


Die japanische Zentralbank verfolgte in den 1990er Jahren, in denen die Infla- 
tionsrate stetig zurückging, das Ziel der langfristigen Preisstabilität. Die lange 
Zeit zögerlichen Zinssenkungen waren nicht ausreichend, um die Kreditnach- 
frage ausreichend anzukurbeln bzw. die Kreditrationierung der Banker zu über- 
winden (Werner 2003: 157ff). Erst im Aprıl 1999 versuchte die japanische 
Zentralbank mit einer Null-Zins-Politik der deflationären Entwicklung entge- 
genzusteuern. Explizit bekannte die Zentralbank sich nach ihrer Sitzung am 
9. April 1999 dazu, diese Null-Zins-Politik so lange zu verfolgen, bis die defla- 
tionären Tendenzen beseitigt seien (IWF 1999: 60). Um dieser Politik zum Er- 
folg zu verhelfen, wurde sie von Programmen der Bank of Japan und der Re- 
gierung flankiert, die beispielsweise für Kredite - besonders für kleine und 
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mittlere Unternehmen - bürgte. Außerdem wurde die Kreditvergabe durch 
staatliche Finanzinstitutionen ausgedehnt. 

Im Hinblick auf die privaten Investitionen und auch auf die Exporte waren 
die Maßnahmen der Bank of Japan und der japanischen Regierung offensicht- 
lich zielführend. Im Jahr 2000 sind die privaten Investitionen gestiegen. Ob- 
wohl die Banken sich aufgrund der Erfahrungen der vorangegangenen Jahre rı- 
sıkoavers verhielten und Kredite nur noch äußerst zurückhaltend vergaben, 
trugen die Unternehmensinvestitionen den größten Teil dazu bei, dass Japan 
für das Jahr 2000 wieder eın Wachstum in Höhe von 2,4 Prozent erreichte 
(vgl. Abbildung 2). Auch die Exporte hatten zugelegt, so dass die Handelsbi- 
lanz positiv zum Wachstum beitrug. 

Die Bank of Japan wertete diese Daten ganz offensichtlich als Zeichen für das 
nahende Ende der Rezession und sah damit auch die deflationäre Phase als 
überwunden an. Zwar waren die Produzentenpreise leicht gestiegen, aber auf- 
grund der mangelnden Inlandsnachfrage darf man es mit Sicherheit als Fehler 
bezeichnen, dass die Bank of Japan aufgrund dieser ersten Signale im Jahr 
2000 bereits im August 2000 beschloss, die Null-Zins-Politik zu beenden. Sie 
erhöhte die Zinsen - ganz offensichtlich viel zu früh. Im Gegensatz zu den 
Produzentenpreisen, die ab März 2000 auch nur geringfügig gestiegen waren, 
waren die Konsumentenpreise weiter rückläufig, die Ökonomie blieb in der 
Rezession - und in der Deflation. 

Es wird deutlich, wie schwierig es für eine Zentralbank ist, die Erwartungen 
der Konsumenten zu ändern. Abwarten lohnt sich bei der Erwartung sinken- 
der Preise! Niemand wird in der Deflation Geld leihen, um zu konsumieren. 
Liquiditätshaltung erweist sich als lohnend. Gelang es durch staatliche Politik, 
die Investitionen kurzfristig anzuregen, so ist es der japanischen Zentralbank 
nicht gelungen, die Konsumnachfrage durch niedrige Zinsen zu steigern. Ge- 
rade der private Konsum stellt aber mit einem Anteil zwischen 50 und 60 
Prozent die weitaus größte Komponente des Bruttoinlandsproduktes dar. Ent- 
sprechend hohe Bedeutung muss die Zentralbank dieser Komponente beimes- 
sen. 

Der Zinserhöhung folgte ein tiefer Einbruch sowohl bei den privaten Investi- 
tionen als auch bei den Exporten, das Wachstum im Jahr 2001 war wieder ne- 
gativ. Die Konsumentenpreise entwickelten sich nach wie vor rückläufig und 
ab Oktober 2000 gingen ebenfalls die Produzentenpreise wieder zurück. Daran 
konnte die Bank of Japan auch dadurch nichts ändern, dass sie im April 2001 
zu ihrer Null-Zins-Politik zurückkehrte. Die Politik einer Zentralbank muss 
Vertrauen in die Ökonomie generieren. Durch ihr Verhalten hat die japanische 
Zentralbank die Unsicherheit bei den Unternehmen erhöht. Obwohl sie An- 
fang 2000 eine Null-Zins-Politik bis zur Überwindung der Deflation verspro- 
chen hatte, wurde diese Politik schon bei den allerersten Anzeichen der Erho- 
lung beendet. Die eben gerade angesprungene Konjunktur wurde damit 
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prompt wieder abgewürgt und Investoren abgeschreckt. Die Unsicherheit, die 
die Bank of Japan durch ihre deutliche Aussage ja gerade reduzieren wollte, 
wurde so noch gesteigert. Das zeigt sich daran, dass dıe Unternehmensinvesti- 
tionen im Jahr 2002 noch drastischer zurückgingen als in 2001. 

Abgesehen von Fehlern bei der Zinspolitik zeigt das Beispiel von Japan, dass 
die Geldpolitik ihre Macht während einer Deflation verliert. Eine Zentralbank 
kann den Zinssatz nicht unter Null absenken. Setzt sie die Zinsen bei Null 
Prozent fest, so ergibt sich bei Deflation zum jeweiligen Preisniveau gerechnet 
ein positiver Realzins. Der Preisniveauentwicklung entsprechend erhöht sich 
auch die Realschuld der Kreditnehmer (vgl. dazu den Beitrag von Hansjörg 
Herr in diesem Heft). Beide Effekte führen zur Zurückhaltung bei der Nach- 
frage nach Krediten - auch bei Nullzins-Politik. 

Diese Erfahrungen der japanischen Zentralbank machen deutlich, wie wichtig 
es ist, dass eine Zentralbank rechtzeitig erste Anzeichen einer deflationären 
Entwicklung bekämpft und umgehend und nachhaltig mit niedrigen Zinsen 
gegensteuert. Ist die Deflation einmal eingetreten, ist die Zentralbank prak- 
tisch machtlos. Die Entwicklung in Japan zeigt, dass Geldpolitik, ist eine De- 
flatıon erst einmal entstanden, unwirksam wird. 

In einer Situation von Rezession plus Deflation ist die Regierung gefragt, die 
wirtschaftliche Entwicklung mittels Fiskalpolitik wieder auf einen Wachstums- 
kurs zu bringen. Sie kann ihre Ausgaben erhöhen, was natürlich mit einer hö- 
heren Verschuldung verbunden ist, da die Einnahmen ın der Rezession zu- 
rückgehen. Sie kann aber auch die Inlandsnachfrage z.B. durch Steuersenkun- 
gen ankurbeln. Auch dadurch steigt zunächst die Verschuldung, aber wenn die 
Maßnahmen greifen und die Konjunktur anspringt, kann das Defizit durch 
die Mehreinnahmen begrenzt werden. Versucht die Regierung in der Rezession 
ihre Mindereinnahmen durch Minderausgaben auszugleichen, dann führt das 
zwangsläufig zu einer Spirale nach unten. Die Rezession wird verstärkt, die Ein- 
nahmen gehen weiter zurück und die Verschuldung bleibt oder wird noch grö- 
ßer, und das nicht trotz, sondern wegen der Sparmaßnahmen der Regierung. 

Seit dem Platzen der Blase und dem Beginn der Rezession Anfang der 1990er 
Jahre hat die japanische Regierung immer wieder versucht, die Ökonomie 
durch fiskalpolitische Maßnahmen aus der Rezession zu bringen. Nicht alle 
getätigten Ausgaben waren wirklich wachstumsfördernd. Posen hat die Wirk- 
samkeit der von der Regierung zwischen 1992 und 1995 aufgelegten Ausga- 
benprogramme untersucht und kommt zu dem Ergebnis, dass diese in ihrer 
Wirkung mindestens um den Faktor 2 überschätzt wurden. Eine Ausgabener- 
höhung allein ist nämlich noch keine hinreichende Bedingung für das Gene- 
rieren von Wachstum. Es kommt darauf an, um welche Art Ausgaben es sich 
handelt. Wenn der Staat Immobilien kauft, dann handelt es sich lediglich um 
einen Figentümerwechsel und führt nicht direkt und vermutlich auch nicht 
indirekt zu einer Steigerung des Bruttoinlandsproduktes. Auch das Vorziehen 
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einer bereits geplanten Ausgabe führt lediglich zu höheren Ausgaben heute 
und entsprechend niedrigeren Ausgaben morgen. Trotzdem war ein Teil der 
beschlossenen Pakete durchaus zielführend (Posen 1998: 41ff). 

Allerdings hatte die japanische Regierung nicht den langen Atem, abzuwarten 
bis die Konjunktur einigermaßen gefestigt war und ausreichend durch die 
Nachfrage im Inland als wichtigstem Wachstumsmotor gestützt wurde. Immer 
wenn eın Programm zur Erhöhung der Nachfrage beschlossen wurde und erste 
Wirkung zeigte, setzten sich offensichtlich sofort diejenigen Politiker durch, 
die die Konsolidierung des Staatshaushaltes für wichtiger erachteten als die 
nachhaltige Unterstützung des Konjunkturaufschwunges. 

So wurde z.B. zwischen September 1992 und April 1993 ein Ausgabenpro- 
gramm im Umfang von fünf Prozent des Bruttoinlandsproduktes beschlossen. 
Laut Posen waren davon nur Ausgaben von etwa zwei Prozent des Bruttoin- 
landsproduktes wachstumswirksam. Trotzdem lieferten 1992 und 1993 die 
Staatsausgaben den größten Beitrag zum Wachstum. Im November 1994 wur- 
den Steuerkürzungen beschlossen, um den privaten Konsum zu stimulieren. 
Doch wurde die positive Wirkung dieser Maßnahme auf das Wachstum, die 
durchaus vorhanden war, durch eine gleichzeitig beschlossene Ausgabenkür- 
zung der Regierung kompensiert. Der private Konsum stieg, während die 
Staatsausgaben nur noch wenig zum Wachstum beitrugen. 1995 beschloss die 
japanische Regierung dann ein Paket aus Steuersenkungen und gleichzeitig 
höheren Staatsausgaben, was 1996 zu einem Wachstum von über drei Prozent 
führte. Nicht nur der private Konsum stieg, auch die Investitionen nahmen 
1996 wieder zu. Offensichtlich glaubte die japanische Regierung, dass die Re- 
zession überwunden sei und sah die Zeit für die Konsolidierung des Haushalts 
gekommen. 1997 - Japan befand sich immer noch in der Deflation - wurden 
die Steuersenkungen von 1995 zurückgenommen, gleichzeitig erhöhte die Re- 
gierung die Konsumsteuer von drei auf fünf Prozent (Kuttner/Posen 2001: 9). 
Die erhöhte Konsumsteuer führte 1997 zu Preissteigerungen. Japan blieb 
trotzdem weiter in der Deflation, denn eine solche einmalige Preissteigerung 
hat keine langfristigen Auswirkungen auf die Preise.'” Bedingt durch die höhe- 
re Steuerbelastung der Bürger stieg der private Konsum nur noch sehr gering- 
fügig. Die Investitionen brachen 1997 wieder völlig ein. Trotzdem war der 
Wille der japanischen Regierung zur Rückführung der Staatsverschuldung un- 
gebrochen. Im November 1997 wurde ein Gesetz zur Haushaltskonsolidierung 
beschlossen, der Fiscal Structural Reform Act. Der Schuldenstand der Zentral- 
regierung sollte auf 60 Prozent des BIP zurückgeführt werden und die Neuver- 
schuldung sollte 3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes nicht übersteigen (Iho- 


17 Analog dazu dürfte eine Zentralbank in einer Situation mit einer positiven Preisentwicklung 
einen Preisanstieg durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer auch nicht als Inflation deuten 
und zum Anlass für eine Zinserhöhung nehmen. Insofern ist die positive Preisentwicklung in 
Japan ın 1997 auch nicht als Ende der Deflation zu deuten. 
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ri et al. 2000: 5). Die japanische Bevölkerung glaubte offensichtlich nicht an 
diese Maßnahmen. Im Mai 1998 wurde eine neue Regierung gewählt. Der 
neue Premierminister Obuchi änderte dann auch die Ziele der Fiskalpolitik 
und setzte den Fiscal Structural Reform Act außer Kraft. Die neue Regierung 
beschloss wieder Steuersenkungen und eine Erhöhung der öffentlichen 
Beschäftigung. 

Die Verschuldung der Zentralregierung, die gerade noch auf 60 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes zurückgeführt werden sollte, stieg bis Ende des Fiskal- 
jahres 1999 auf 65 Prozent an. Dieser Wert ist kaum höher als die öffentliche 
Verschuldung in Deutschland oder in den USA. Leider hat diese Zahl einen 
kleinen Schönheitsfehler. Das japanische Rentensystem basiert zum Teil auf 
Kapitalfonds, die zu späteren Auszahlung heute angespart werden. Da die zu- 
künftige Verpflichtung der Rentenzahlung aus diesen Kapitalfonds nicht ge- 
gengerechnet wird, entstehen relativ hohe Überschüsse bei der Sozialversiche- 
rung und die werden zum Haushalt dazugezählt. Rechnet man das Defizit 
ohne die Überschüsse aus dem Sozialversicherungssystem, dann ist die japani- 
sche Zentralregierung Ende 1999 nicht mit 65 Prozent sondern mit 115,8 Pro- 
zent am Bruttoinlandsprodukt verschuldet. Ende 2002 betrug die Verschul- 
dung sogar 142,7 Prozent am Bruttoinlandsprodukt (Ministry of Finance 
2003). Diese Zahl - egal aus welcher Sicht - macht sofort den eingeengten 
Spielraum der japanischen Regierung für weitere fiskalpolitische Maßnahmen 
deutlich. Ihre Stop und Go-Politik in den 1990er Jahren hat nicht zu Wachs- 
tum geführt, die Einnahmen sind immer weiter zurückgegangen und die 
Schulden mittlerweile so weit gestiegen, dass es keinen Spielraum mehr für 
Fiskalpolitik gibt. Abgesehen von 1999 trugen die staatlichen Investitionen 
und der staatliche Konsum seither nicht oder nur sehr wenig zum Wachstum 
bei. Die fiskalpolitischen Maßnahmen der japanischen Regierung haben in 
den 1990er Jahren zwar ein Abgleiten in eine tiefere Deflation verhindert, sie 
waren aber nicht stark und nachhaltig genug, um einen Impuls zu geben, der 
aus der Deflation hinausführt. 

Damit befindet sich Japan in einem wirklichen Dilemma. Nach wie vor be- 
steht Deflation, die Arbeitslosenquote steigt und der private Konsum bleibt 
äußerst zurückhaltend, da die Menschen verunsichert sind. Die Investitionen 
sind eingebrochen, denn auch Unternehmen sind verunsichert. Außerdem er- 
warten alle, dass der Kauf von Investitions- und Konsumgütern in einem hal- 
ben Jahr sehr viel günstiger wird als heute. Der Spielraum für fiskalpolitische 
Maßnahmen ist aufgebraucht, da die Staatsverschuldung mittlerweile bei über 
150 Prozent des Bruttoinlandsproduktes angekommen ist und die Einnahmen 
beharrlich sınken. Die Zentralbank kann die Zinsen nicht weiter senken, da sie 
schon bei Null sind. 


18 Das japanische Fiskaljahr geht vom 1. April bis zum 30. März (Hsu 1999: 204). 
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Wie kann ein Land in einer solchen Situation wieder zu Wachstum kommen? 
Eine Komponente im Bruttoinlandsprodukt gibt es noch - und genau auf die 
setzt Japan jetzt alle Hoffnungen: der Außenhandel. Offensichtlich ıst das der 
einzige Faktor, der (ohne negative Nebeneffekte für Japan selbst) noch positiv 
hin zu mehr Wachstum beeinflusst werden kann. Um das zu erreichen, muss 
der Export Jahr für Jahr gesteigert werden, während der Import möglichst 
nicht zunehmen sollte, da es ja der positive Saldo ist, der das Wachstum stei- 
gert. Um das zu erreichen, müssen japanische Waren ım internationalen Kon- 
text wettbewerbsfähig sein. Japan muss eine Aufwertung des Yen verhindern, 
denn wird die Währung aufgewertet, werden japanische Waren im Ausland 
teurer. Es ist aber gar nicht so einfach, eine Kombination aus anhaltenden 
Leistungsbilanzüberschüssen ohne Aufwertung der Währung zu erreichen. Zur 
Aufrechterhaltung der Unterbewertung bedarf es immer ausreichender Kapital- 
exporte, die bei einer Schwäche des US-Dollar nur schwer zu induzieren sind. 
Einerseits sind die zur Zeit äußerst niedrigen Zinsen in Japan natürlich eine 
gute Voraussetzung dafür, den Aufwertungsdruck auf die Währung zu min- 
dern. Japanische Kapitalvermögensbesitzer werden es vorziehen, bei geringer 
Verzinsung ım Inland, ihr Geld lieber gewinnbringend im Ausland anzulegen 
und ausländische Kapitalanleger gehen erst recht nicht in Yen-Anlagen. Der 
über diese Schiene generierte Kapitalexport ist aber nicht ausreichend, um ei- 
ne Aufwertung zu verhindern. Die japanische Zentralbank hat während der 
1990er Jahre massiv auf den Devisenmärkten interveniert, d.h. sie hat US- 
Dollar gekauft. Auf diesem Wege hat die Bank of Japan im Verlauf der 1990er 
Jahre ihre Devisenreserven um viele Milliarden US-Dollar erhöht und damit 
für einen „künstlichen“ Kapitalexport gesorgt (vgl. Abbildung 4). Die zum 
Dollarkauf notwendigen Yen kann die Zentralbank drucken. 

Aus der Sicht Japans betrachtet scheint dieses Verhalten nur allzu verständ- 
lich. Schließlich handelt es sich um die einzige realistische Chance, das 
Wachstum zu steigern und dem Land aus der Krise zu helfen. Aus Sicht der 
Weltwirtschaft ist dieses Verhalten nicht ganz so positiv zu beurteilen, denn 
den Leistungsbilanzüberschüssen eines Landes stehen immer die Leistungs- 
bilanzdefizite eines oder mehrerer anderer Länder gegenüber. Im Falle von 
Japan handelt es sich dabei in erster Linie um die USA, die als wichtigster 
Handelspartner Japans (Hsu 1999: 458) ein Defizit zulassen müssen, damit 
Japan einen Überschuss erwirtschaften kann. Wenn die USA sich jetzt - so 
wie im Jahr 1985 - den Abbau ihres Leistungsbilanzdefizits zum Ziel setzen, 
dann wäre die Strategie Japans, über Leistungsbilanzüberschüsse Wachstum 
zu generieren, zum Scheitern verurteilt. Eine wirtschaftlich hochentwickelte 
Nation wie Japan darf sich nicht auf den Export als Ausweg aus der Rezes- 
sion stützen. Die japanische Regierung sollte, trotz hoher Verschuldung, die 
ersten Anzeichen einer Erholung, die zur Zeit sichtbar werden, durch nach- 
haltıge fiskalpolitische Maßnahmen unterstützen. Ziel der Politik muss es 
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sein, dass der private Konsum und die privaten Investitionen wieder zum 
Wachstumsmotor werden. 


Abbildung 4: Leistungsbilanzsaldo und Veränderung der Zentralbankreserven 
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Michael Heine 


Wie Deflationen entstehen - und was 
(nicht nur) die SPD von Brüning gelernt hat' 


Problemskizze 


Ende des Jahres 2003 ist noch immer nicht ausgeschlossen, dass die wirt- 
schaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland, wie zuvor bereits 
in Japan, in eine Deflation einmündet. Zwar scheinen sich zarte Anzeichen eı- 
ner konjunkturellen Besserung abzuzeichnen, ob es aber zu einem konjunktu- 
rellen Aufschwung kommt, ist nach wie vor unsicher. Doch selbst wenn wir 
einmal unterstellen, die nunmehr dreijährige Stagnation werde überwunden, so 
wäre dies nicht etwa das Resultat einer adäquaten Wirtschaftspolitik, sondern 
einfach nur Glück. Denn die Bundesrepublik hat sich - wie üblich - darauf 
verlassen, dass andere Länder, wie vor allem die USA, eine antizyklische Wirt- 
schaftspolitik betreiben und so für Deutschland die Funktion der Konjunktur- 
lokomotive übernehmen. 

Ob allerdings qua FExportsteigerungen die Krise hierzulande überwunden wer- 
den kann, ist ungewiss, da die außenwirtschaftlichen Konstellationen nicht 
von einem Land allein abhängen. Erstens ist unsicher, ob die Wirtschaftspoli- 
tik der USA auch tatsächlich den binnenwirtschaftlichen Erfolg bringen und 
nicht bloß ein Strohfeuer entfachen. Zweitens hängen die Exporterfolge der 
deutschen Wirtschaft von der Entwicklung des Wechselkurses ab. Eine massı- 
ve Aufwertung des Euro kann die preisliche Wettbewerbsfähigkeit beeinträch- 
tigen und zum Scheitern einer auf Exportüberschüsse orientierten „merkantı- 
listischen“ Politik führen. Drittens schließlich ist es eher unwahrscheinlich, 
dass die USA auch weiterhin bereit sein werden, Leistungsbilanzdefizite von 
dreihundert Milliarden US-Dollar und mehr zu akzeptieren. Misslingt aber die 
exportorientierte deutsche Strategie, dann sind deflationäre Entwicklungen 
keinesfalls auszuschließen. Denn Bund, Länder und Gemeinden orientieren 
sich an wirtschaftspolitischen Vorgaben, die deutliche Parallelen zu der Wirt- 
schaftspolitik Brünings aufweisen - auch dann, wenn Finanzminister Eichel 
erneut gegen das Maastrichtkriterium, wonach die Nettoneuverschuldung des 
Staates nicht höher als drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts sein darf, ver- 
stößt. Diese These soll im Folgenden näher begründet werden. 


1 Ich danke Günter Seiler und Hansjörg Herr für sachdienliche Anmerkungen. 
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Dabeı kann es nıcht darum gehen, die Ursachen der Weltwirtschaftskrise von 
1929 bis 1932 umfassend zu analysieren. Der Anspruch dieses Artikels ist be- 
scheidener. Es sollen lediglich zwei Fragestellungen verfolgt werden: Erstens 
soll die These überprüft werden, ob die Bindung der Wirtschaftspolitik an 
starre Regeln, seien sie nun „von aufen“ erzwungen oder auf eigenen Wunsch 
eingeführt, „Sachzwanglogiken“ schafft, die für geldgesteuerte Ökonomien 
dysfunktional sind und unter spezifischen Konstellationen in die Katastrophe 
führen können. Denn eine regelgebundene Fiskalpolitik, wie sie gegenwärtig 
durch das Maastrichtkriterrum zu implementieren versucht wird und eine re- 
gelgebundene Geldpolitik, wie sie durch die Vorgabe einer bestimmten 
Wachstumsrate der Geldmenge oder eines sehr eng definierten Inflationsziels 
umgesetzt werden, setzen inhärent stabile ökonomische Rahmenbedingungen 
voraus, die allen wirtschaftshistorischen Erfahrungen zu widersprechen schei- 
nen. Zweitens soll gezeigt werden, dass die jeweils praktizierte Wirtschaftspoli- 
tik selbst dann noch theoretischen Paradigmen folgt, wenn dies den Akteuren 
nicht bewusst ist. Diesen Gedanken hat Keynes sehr klar formuliert, indem er 
darauf hinwies, dass „die Gedanken der Ökonomen und Staatsphilosophen, 
sowohl wenn sie im Recht, als wenn sie im Unrecht sind, einflussreicher 
(sind), als gemeinhin angenommen wird. Die Welt wird in der Tat durch nicht 
viel anderes beherrscht. Praktiker, die sich ganz frei von intellektuellen Ein- 
flüssen glauben, sind gewöhnlich die Sklaven irgendeines verblichenen Öko- 
nomen“ (Keynes 1936: 323). Im Fall der gegenwärtigen rot-grünen Regierungs- 
koalition drängt sich die Vermutung auf, dass sie „Sklavin“ des neoklassischen 
Paradigmas ist und daher Gefahr läuft, eine Politik zu verfolgen, die qualitativ 
(nicht quantitativ) enge Berührungspunkte zu der Heinrich Brünings aufweist.? 

Für dessen Wirtschaftspolitik waren zwei Orientierungen charakteristisch. Zum 
einen wollte er mit Hilfe einer Politik der Lohn- und Preissenkung die Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft verbessern. Zum anderen war er 
nach Kräften bestrebt, den Staatshaushalt auszugleichen und konjunkturell 
bedingte Mindereinnahmen und Mehrausgaben durch Ausgabenkürzungen 
und Einnahmeerhöhungen zu kompensieren. Diese Zielsetzungen entsprechen 
zentralen wirtschaftspolitischen Schlussfolgerungen aus dem neoklassischen 
Paradigma. Ohne dies hier im Einzelnen begründen zu können (vgl. hierzu 
Korsch 1976 sowie Heine/Herr 2003, Kapitel 5), geht die Neoklassik von ei- 
nem (inversen) Zusammenhang zwischen Lohnhöhe und Beschäftigungsniveau 
aus, so dass sinkende Reallöhne zu mehr Beschäftigung führen. Des weiteren 


2 Heinrich Brüning wurde 1885 geboren und starb 1970. 1929 wurde er Führer der Zentrums- 
parteı und im März 1930, also kurz nach Ausbruch der Krise, Reichskanzler. Zuvor war er 
von 1920 bis 1930 Geschäftsführer des Christlichen Deutschen Gewerkschaftsbundes. Bereits 
im Mai 1932 wurde er von Hindenburg wieder entlassen, zu einem Zeitpunkt, als der Hö- 
hepunkt der ökonomischen Krise bereits überschritten war. 1934 emigrierte er in die USA. 
Dort arbeitete er als Professor an der Harvard University. 
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hält sie einen ausgeglichenen Staatshaushalt für notwendig, da eine Erhöhung 
der schuldenfinanzierten staatlichen Nachfrage letztlich nur die private Nach- 
frage nach Konsum- und Investitionsgütern verdrängen würde. 

Fingebettet war die wirtschaftspolitische Ausrichtung Brünings ın den seit 
1930 völkerrechtlich verbindlichen Youngplan, der die Reparationsverpflich- 
tungen Deutschlands gegenüber den Siegermächten des Ersten Weltkriegs fest- 
legte. Obwohl der Youngplan die Möglichkeiten der Fiskal- und Außenwirt- 
schaftspolitik stark begrenzte, sah sich Brüning veranlasst, dieses Abkommen 
gleichsam buchstabengetreu einzuhalten (vgl. zum Youngplan Curtius 1950). 
Denn dank des Youngplans wurden die direkten ausländischen Kontrollen der 
Wirtschaftspolitik in Deutschland beendet und schließlich die Besetzung des 
Rheinlands aufgegeben. Außerdem begrenzte er im Unterschied zum vorhert- 
gen Dawesplan die Jahre der Reparationszahlungen und legte realistischere 
Großenordnungen fest. Die jährlichen Zahlungen sollten 59 Jahre lang ım 
Jahresdurchschnitt zwei Milliarden Goldmark betragen. Insofern lag seine An- 
nahme durchaus im Interesse Deutschlands, zumal die Regierung Brüning zu 
Recht davon ausging, dass auch dieser Plan keine Zukunft haben werde. Um 
dieses Ziel zu erreichen, versuchte sie die Verpflichtungen unter allen Um- 
ständen zu erfüllen. Damit wollte Brüning den Gläubigernationen zeigen, dass 
Deutschland die auferlegten Leistungen nur um den Preis scharfer Krisen 
erbringen könne. Zugleich sollte die deutsche Wirtschaft durch drastische 
Kostensenkungen international so wettbewerbsfähig werden, dass die Gläubi- 
gerländer Marktanteile verlieren würden. Brüning hoffte, dass sie angesichts 
einer solchen Entwicklung auf die Reparationszahlungen verzichten würden, 
um Deutschland gleichsam zu mäßigen (vgl. Bracher 1980: LXTV sowie Haber- 
ler 1976: 234). Dieses Kalkül ging kurze Zeit später tatsächlich auf. Im Juli 
1932, also kurz nachdem Brüning die Regierungsverantwortung entzogen wor- 
den war, wurde auf der Konferenz von Lausanne vereinbart, dass Deutschland 
1935 eine einmalige Zahlung von drei Milliarden Mark zu leisten habe und 
damit die Reparationsleistungen erfüllt worden seien. Die Zahlungen selbst 
waren sogar schon 1931 aufgeschoben worden. 

Aber auch die Siegermächte hatten ihre Gründe, dem Youngplan zuzustim- 
men. Denn der bis 1929 gültige Dawesplan erfüllte ihre Erwartungen nicht. 
Zwar wurden die vorgesehenen Beträge transferiert, aber Deutschland gelang es 
nicht, zu einer positiven Leistungsbilanz zu kommen. Damit wurden weitere 
Zahlungen zunehmend fragwürdig. Deshalb kam es nicht zuletzt auf Betreiben 
des sogenannten Reparationsagenten, Parker Gilbert, zu einer Revision des 
Dawesplans, um eine realistischere Zielsetzung zu erreichen. Den Interessenla- 
gen der Gläubiger entsprach auch die Beibehaltung des Goldwerts der 
Reichsmark, die völkerrechtlich verbindlich im Youngplan festgeschrieben 
wurde (Haberler 1976: 234). Denn dadurch war es für Deutschland ausge- 
schlossen, über eine Abwertung der eigenen Währung zu einer positiven Leis- 
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tungsbilanz zu kommen (ebd.: 215ff). Gleichzeitig wurde so einer inflaticnär 
wirkenden Geldpolitik ein Riegel vorgeschoben. Da die von der Reichsbank 
emittierte Geldmenge zu 40% durch Gold oder ausländische Devisen gedeckt 
sein musste, war eine konjunkturpolitisch aktive Geldpolitik ebenso ausge- 
schlossen wie die Finanzierung der Staatsverschuldung durch die Notenpresse 
(vgl. James 1998: 54ff sowie Grotkopp 1954: 191M). 


Brüning unter „Sachzwang” 


Für Deutschland ergab sich somit der Zwang, ohne Abwertung zu einer posı- 
tiven Leistungsbilanz zu kommen, um die Reparationszahlungen leisten zu 
können. Die positive Leistungsbilanz war auch deshalb notwendig, um nicht 
länger von den Kapitalimporten aus dem Ausland abhängig zu sein. Die Aus- 
landsverschuldung hatte stetig zugenommen. Sie belief sich Ende 1930 auf das 
Zweieinhalbfache der bis dahin geleisteten Reparationszahlungen, nämlich auf 
rund 26 Mrd. Reichsmark. Drei Fünftel dieser Summe bestand aus kurzfristi- 
gen Kapitalanlagen (Stucken 1976: 279) und konnte bei politischen oder öko- 
nomischen Krisen, wie beispielsweise im Frühjahr 1929, im September 1930 
oder Mitte 1931, sehr schnell wieder abgezogen werden. Dadurch geriet 
Deutschland jedes Mal erheblich unter Druck (ebd.: 262ff sowie Irmler 1976: 
284ff) und wurde zu einer Hochzinspolitik gezwungen, die konjunkturpoli- 
tisch natürlich nicht in die Landschaft passte (Balderston 2002: 63ff sowie Ja- 
mes 1998: 54). 

Des weiteren wurden auch die fiskalpolitischen Spielräume durch den Young- 
Plan eingeengt (wie dies auch schon beim Dawesplan der Fall war). Denn das 
Reichsbankgesetz, das ein integraler Bestandteil des Young-Plans war, verbot 
eine Kreditausweitung an den Staat in nennenswertem Umfang (Korsch 1976: 
112). Allemal waren einer Verschuldungspolitik durch die Golddeckung der 
Reichsmark enge Grenzen gesetzt. Hinzu kam, dass die vorangegangene Hy- 
perinflation zu einem erheblichen Vertrauensverlust in die Geld- und Fiskalpo- 
litik des Deutschen Reichs geführt hatte, so dass steigende Defizite schnell als 
Wiedereinstieg in die Inflation gedeutet werden konnten. Dem entspricht, dass 
die Kapitalflucht, mit der sich Deutschland immer wieder konfrontiert sah, 
vor allem durch Inländer initiiert worden ist, die ihr Geld ın einen „sicheren 
Hafen“ bringen wollten (James 1986: 298ff). 

Diese Skizze zeigt, dass für die deutsche Regierung ein äußerst harter ökono- 
mischer „Sachzwang“ bestand, der sämtliche Freiheitsgrade der Geld- und Fis- 
kalpolitik scheinbar aufhob. Zugleich zeigt sich so recht anschaulich die 
Kernstruktur solcher „Sachzwänge“. Sie ergeben sich selbstverständlich nicht 
aus einer gleichsam naturgesetzlichen Logik, sondern sind Ausdruck von polı- 
tischen, also von Menschen etablierten Konstellationen. Damit sind sie 
grundsätzlich veränderbar. Insofern spiegeln sie vor allem die mit Hilfe der 
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vorherrschenden Theorien reflektierten Interessen und Erfahrungen der betei- 
ligten Akteure wider. In diesem Fall wäre der „Sachzwang“ beispielsweise 
durch die rechtzeitige Streichung der Reparationszahlungen und den Verzicht 
auf die Golddeckung der Reichsmark aufgehoben worden. 

Allerdings existieren in allen Gesellschaftsformationen jeweils unterschiedliche 
wirtschaftspolitische Restriktionen, die sıch aus der ökonomischen Logik die- 
ser Formationen ergeben. Zwei Beispiele mögen dies verdeutlichen. Eine Steu- 
erung ökonomischer Prozesse über Geld, wie dies in entwickelten kapitalisti- 
schen Ökonomien üblich ist, kann nur gelingen, wenn dieses Geld im Wesent- 
lichen wertstabil ist. Hierfür muss vor allem mit Hilfe der Geldpolitik der 
Zentralbank gesorgt werden. Eine weitere Restriktion ergibt sich für die Lohn- 
politik. Sie sollte produktivitätsorientiert sein, also die Produktivitätsfortschrit- 
te plus Zielinflationsrate zu Einkommensverbesserungen nutzen. Tarifab- 
schlüsse oberhalb dieser Marge provozieren inflationäre und Abschlüsse un- 
terhalb deflationäre Prozesse (vgl. Grafik 1). In Fällen dieser Art ist man mit 
formationsspezifischen Zwängen konfrontiert, die solange ins wirtschaftspoliti- 
sche Kalkül einzubeziehen sind, wie man mit der herrschenden kapitalisti- 
schen Produktionsweise nicht brechen möchte. Sie ergeben sich aus dem Um- 
stand, dass wirtschaftspolitische Maßnahmen nicht die Kohärenz der jeweili- 
gen Ökonomie gefährden dürfen. Freilich hatten die Zwänge, mit denen sich 
Brüning konfrontiert sah, mit formationsspezifischen Zwängen nichts zu tun. 
Hat man sich also, wie die Regierung Brüning, erst einmal auf die Einhaltung 
in diesem Fall des Young-Plans mit allen Konsequenzen festgelegt, dann 
scheint eine Deflationspolitik alternativlos zu sein. Denn erstens benötigte 
man einen Leistungsbilanzüberschuss, um die Reparationsleistungen finanzie- 
ren und Kapitalimporte begrenzen zu können. Da Abwertungen ausgeschlos- 
sen waren, musste die preisliche Wettbewerbsfähigkeit mit Hilfe von Kosten- 
senkungen erhöht werden (Korsch 1976: 29). Aus diesem Grunde kam es im 
Verlauf des Jahres 1930 zwischen Regierung, Gewerkschaften und Arbeitgeber- 
verbänden zu Verhandlungen über die anzustrebende Tarifpolitik. Man ver- 
suchte die Gewerkschaften zu bewegen, Lohnkürzungen zu akzeptieren, da 
diese durch Preissenkungen kompensiert werden würden (Bracher 1980: 
LXTVS). Da diese Verhandlungen zu scheitern drohten, setzte Brüning mit Hil- 
fe von Notverordnungen die angestrebten Lohnsenkungen durch. Zunächst 
kam es zu Gehaltskürzungen bei den Beamten. Allerdings sollten sie den Ein- 
stieg für Lohnsenkungen auch in der Privatwirtschaft darstellen (Hömig 2000: 
246). Die Einkommenskürzungen der Beamten beliefen sich auf ca. 10-18%. 
Ende 1931 wurden die Einkommenstarife in der Privatwirtschaft auf das Ni- 
veau von 1927, höchstens aber um 10-15% gekürzt und eine weitere Absen- 
kung der Beamtengehälter um 9% angeordnet. Der Tarifstundenlohn für 
männliche Facharbeiter fiel von rund einer Reichsmark 1929 auf 78,6 Pfennig 
1933 (Hömig 2000: 246ff sowie Irmler 1976: 313ff). 
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Die wirtschaftlichen Konsequenzen 


Der Vorschlag Brünings, dieser Lohnsenkungspolitik die soziale Härte durch 
Absenkungen der Güterpreise zu nehmen, war keine Propaganda. Brüning ver- 
suchte tatsächlich eine „Parallelpolitik* durchzusetzen, indem er qua Notver- 
ordnungen gleichzeitig zahlreiche Preise senkte. Dies galt insbesondere für die 
Preise zahlreicher Markenartikel und für die Preise der Güter aus kartellierten 
Branchen (Hömig 2000: 254f). Allerdings hat diese Parallelpolitik in keiner 
Weise funktioniert, sondern eine nicht mehr zu kontrollierende Deflationsdy- 
namik eingeleitet. Der Preisindex für Lebenshaltung fiel von rund 154 im Jah- 
re 1929 auf 118,5 im Jahr 1933 (Irmler 1976: 313). Noch stärker fiel der 
Großhandelspreisindex und zwar von rund 139 im Februar 1929 auf knapp 91 
im Aprıl 1933 (Grotkopp 1954: 51). 

Ein solcher Prozess führt bei den Unternehmen selbst dann zu Gewinneinbu- 
ßen und schließlich zu Verlusten, wenn die Löhne und Gehälter sinken. Denn 
erstens geht ein sinkendes Preisniveau mit Nachfragerückgängen einher, da es 
für Haushalte wie Unternehmen rational ist, geplante Käufe aufzuschieben, 
wenn morgen billiger eingekauft werden kann als heute. Zweitens bleiben 
auch in der Deflation bestimmte Kosten stabil beziehungsweise steigen real 
sogar, so dass rückläufige Umsätze zu Verlusten führen müssen. Dies gilt bei- 
spielsweise für die Abschreibungen auf Anlagen, die zu den vorherigen, höhe- 
ren Preisen erworben wurden oder für den Schuldendienst, der selbst bei no- 
minal unveränderten Zinssätzen mit sinkendem Preisniveau real ansteigt (vgl. 
dazu den Aufsatz von Hansjörg Herr in diesem Heft). 

Es zeigt sich hier sehr anschaulich, dass es keinen Zusammenhang zwischen 
Lohnhöhe und Beschäftigungsniveau gibt, wie dies (nicht nur) von Brüning 
behauptet wurde (Hömig 2000: 247). Allerdings gibt es eine enge Korrelation 
zwischen Lohnhöhe und Preisniveau (vgl. Grafik 1). Lohnsenkungen erhöhen 
nicht das Beschäftigungsniveau, sondern führen in die Deflation. Dies ist an 
sich wenig überraschend. Denn Löhne stellen wie Zinsbelastungen oder Miet- 
zahlungen für die Unternehmen einen Kostenfaktor dar. Sinken die Lohnkos- 
ten, so werden die Unternehmen über den Wettbewerb gezwungen, die gesun- 
kenen Kosten an die Preise weiterzugeben. Die Ökonomie droht in die Defla- 
tion zu rutschen. Umgekehrt verhält es sich bei allgemeinen Lohnerhöhungen, 
die über die Produktivitätszuwächse hinausgehen: es erhöhen sich die Kosten 
für die Unternehmen und da deren Preise beı Strafe des Bankrotts die Kosten 
decken müssen, führen solche Lohnerhöhungen zu Preisanhebungen und so- 
mit zu inflationären Tendenzen. Selbstverständlich kann das Preisniveau auch 
steigen, weil es einen Nachfrageüberhang gibt. Allerdings führen nur die soge- 
nannten Lohn-Preis-Spiralen zu kumulativen Prozessen; insofern sind sie für 
Preisniveauveränderungen relevanter als „Nachfrageinflationen“ (vgl. Heine/ 
Herr 2003, Kap. 4.5). 


Wie Deflationen entstehen - und was (nicht nur) die SPD von Brüning gelernt hat 111 


Brüning beschleunigt. Deren Bemühungen, den Staatshaushalt schuldenfrei 
auszugleichen, resultierten, wie gezeigt wurde, insbesondere aus den institutio- 
nellen Rahmenbedingungen (aber auch aus den Erwartungen der inflations- 
aversen Bevölkerung) des Youngplans und der Golddeckung der Währung. 
Das Problem besteht in diesem Fall darin, dass sıch die ökonomische Realität 
nicht um die institutionellen Arrangements kümmert. Denn die Wucht der 
Krise führte zu unvermeidlichen staatlichen Budgetdefiziten, indem konjunk- 
turbedingt die Steuereinnahmen zurückgingen und die Ausgaben für die Sozi- 
alpolitik, vor allem für die sogenannte Erwerbslosenfürsorge anstiegen (Bra- 
cher 1980: LXVIf). Trotz der geradezu verzweifelten Sparanstrengungen Brü- 
nings blieb das Budget während der Krise defizitär (Balderston 2002: 88ff). 
Gleichzeitig verschärften die Konsolidierungsbemühungen die Krise, da die 
Ausgabenkürzungen des Staates zu Einnahmeverlusten bei den übrigen Wirt- 
schaftssubjekten führten. 

Anstatt nun die konjunkturbedingten Defizite zu akzeptieren und die automa- 
tischen Stabilisatoren (d.h. die konjunkturstabilisierende Effekte der von der 
Konjunktur unabhängigen Staatsausgaben) wirken zu lassen, wurde versucht, 
mit Hilfe von Ausgabenkürzungen und Mehreinnahmen Nettoneuverschul- 
dungen zu vermeiden oder doch zumindest zu begrenzen. So wurde bereits im 
Juli 1930 mit Hilfe von Notverordnungen durchgesetzt, dass die Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung von 3,5 auf 4,5% des Bruttolohns angehoben wur- 
den. Mit der folgenden Notverordnung wurden die Beiträge auf 6,5% erhöht 
und zugleich wurden Dauer und Höhe der Zuwendungen gekürzt. Des weite- 
ren wurden Finkommenssteuerzuschläge und neue Steuern erhoben, aber die 
Umsatz-, Grund- und Gewerbesteuer gesenkt. Insgesamt sanken die staatlichen 
Ausgaben für Waren und Dienstleistungen von rund 12 Mrd. Reichsmark 
1929 auf etwa 8 Mrd. Reichsmark 1932, die öffentlichen Transferzahlungen 
von etwa 10 Mrd. auf rund 8 Mrd. Reichsmark (Balderston 2002: 80). Bemer- 
kenswert ist auch, dass die finanziellen Möglichkeiten der Gemeinden durch 
Kürzungen der Transfers und Mindereinnahmen stark beschnitten wurden. 
Die Gemeinden antworteten damals (wie heute) auf die finanzielle Misere mit 
deutlichen Kürzungen bei den Investitionen (James 1986: 97ff). 

Mit jeder dieser Maßnahmen verschärfte sich die Krise. Dieses Ergebnis kann 
eigentlich nur neoklassisch inspirierte Autoren überraschen. Denn konjunktu- 
telle Krisen zeichnen sich gerade dadurch aus, dass die private Investitions- 
nachfrage sinkt. In der Weltwirtschaftskrise lagen die Investitionen sogar un- 
terhalb der Abschreibungen (Balderston 2002: 80). In einer solchen Situation 
ist nicht damit zu rechnen, dass eın Anstieg der Nachfrage nach Konsumgü- 
tern die aggregierte Gesamtnachfrage stabilisiert. Denn die sprunghafte Zu- 
nahme der Arbeitslosigkeit und drastische Lohnkürzungen reduzieren die 
Nachfrage der privaten Haushalte, was auch tatsächlich geschah (Balderston 
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2002: 80). Wenn nun auch noch die staatliche Nachfrage zurückgefahren wird, 
dann ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass „der Damm bricht“. Auch eine 
Exportorientierung droht in diesem Fall zu scheitern, da die übrigen Nationen 
vor dem Hintergrund der Krise ihre Importe zu drosseln suchen. Zwar wurde 
die Leistungsbilanz Deutschlands ab 1931 positiv (Irmler 1976: 291), aller- 
dings nur, weil die Importe wertmäßig noch schneller zurückgingen als die 
Exporte (Balderston 2002: 78). 

Bekanntlich waren die Ergebnisse dieser Politik katastrophal. Einige Stichwor- 
te mögen reichen: 

- Der reale Bruttowert der Industrieproduktion sank von seinem Höchstwert 
im Jahre 1928 bis 1932 um deutlich mehr als 50%. 

- Allein zwischen Oktober 1929 und Oktober 1930 sarnık die Beschäftigung in 
der Industrie um 17%. 

- Die Zahl der bei den Arbeitsämtern registrierten Arbeitslosen stieg von 1,8 
Mio. Ende Januar 1928 auf 6 Mio. Ende Februar 1932. Faktisch belief sich die 
Zahl auf 7 bis 8 Mio. und umfasste etwa ein Drittel aller Erwerbspersonen. 

- Der Außenhandel sank von 1929 bis 1933 von 13,6 auf 4,9 Mrd. Reichs- 
mark. Ähnlich wie heute hing damals jeder dritte Arbeitsplatz in der Industrie 
vom Export ab. 

- Lagen die Aktienkurse 1929 im Durchschnitt bei einem Wert von 148, so 
lagen sie 1932 noch bei 54. 


Angesichts der faktischen Ergebnisse dieser Politik fragt man sich, warum das 
Kabinett Brüning nicht zurück „gerudert“ ist. Die Beantwortung dieser Frage 
ist bis heute umstritten, vor allem bei der Bewertung der Spielräume, die Brü- 
ning (nicht) zur Verfügung standen (vgl. Balderston 2002). Unstrittig aller- 
dings ist, dass die als Sachzwänge wahrgenommenen innen- und außenpoliti- 
schen Konstellationen ihn zu einer Politik geführt haben, die die Abwärtsspi- 
rale objektiv verschärft hat. Denn erstens haben die Lohnkürzungen nicht et- 
wa die Arbeitsmärkte belebt, sondern die Deflation beschleunigt. Zweitens 
haben die erfolglosen Bemühungen, das Staatsbudget auszugleichen, automati- 
sche Konjunkturstabilisatoren außer Kraft gesetzt und so die Krise verschärft. 
Drittens schließlich ist es nicht gelungen, die Reichsbank faktisch zu einer 
funktionalen Geldpolitik zu bewegen. Weder hat sie den Bankensektor zu Be- 
ginn der Weltwirtschaftskrise stabilisiert und so die Funktion des „lenders of 
last resort“ wahrgenommen, noch hat sie einen Beitrag zur Finanzierung zu- 
mindest konjunkturbedingter Budgetdefizite geleistet. Sicherlich waren die 
Golddeckungsvorschriften und institutionelle Beschränkungen hierfür hinder- 
lich, doch wie man unmittelbar nach der Absetzung Brünings sehen konnte, 
kein unüberwindbares Hindernis. Allemal aber haben die ökonomischen Pro- 


3 Die folgenden Zahlen finden sich bei Balderston (2002: 77ff), Grotkopp (1954: 13ff), Korsch 
(1976: 290), Stucken (1976: 276ff), Hömig (2000: 237), Bracher (1980: LXIIN), Böhme (1973: 121). 
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zesse auf wie auch immer begründeten „Sachzwanglogiken“ nicht die geringste 
Rücksicht genommen, sondern in die Katastrophe geführt. „Es war eine jener 
Schicksalsstunden, in denen das geschriebene Recht, an das sich die Verant- 
wortlichen in Reichsbank und Reichsregierung gehalten haben, in erkennbaren 
Widerspruch zu den wirtschaftlichen und letztlich auch politischen Notwen- 
digkeiten geriet“ (Irmler 1976: 290). 


Rot-grüne Schlussfolgerungen aus der Katastrophe 


Die Lehre aus diesen verhängnisvollen Erfahrungen sollte eigentlich sein, dass 
sich eine Regierung geld- und fiskalpolitisch nicht unnötig die Hände binden 
sollte. Denn regelgebundene Politiken sind nur möglich, wenn Märkte tat- 
sächlich endogen stabil wären und wenn Störungen stets nur aus „exogenen 
Schocks“ bestehen würden, nach denen die Märkte aber wieder von sich aus 
ins Gleichgewicht finden würden. Sind indes Krisen die Erscheinungsform in- 
härent instabiler Prozesse in einer prinzipiell unsicheren Welt, die durchaus 
auch zu kumulativen Fehlentwicklungen führen können, dann bedarf es geld- 
und fiskalpolitischer Spielräume. Denn so wenig, wie ein Segler unabhängig 
vom Wetter immer das gleiche Segel aufspannen darf, so wenig darf sich Wirt- 
schaftspolitik dann an starre Regeln binden. Diese Lehre ist freilich im Laufe 
der Jahrzehnte wieder verloren gegangen. Der Hintergrund dafür liegt unter 
anderem im Wiedererstarken neoklassischen Denkens. Da die meisten Vertre- 
ter dieses Paradigmas fest an die endogene Stabilität von Märkten glauben, se- 
hen sie in politisch diskretionären (d.h. fallabhängigen) Entscheidungen eine 
zentrale Quelle für wirtschaftliche Krisen. Die Lösung wäre dann eine Regel- 
bindung der Politik. Sie wird seit einigen Jahren wieder verstärkt für die Geld- 
und Fiskalpolitik gefordert. 

Unstrittig hatte sich Brüning wirtschaftspolitisch an neoklassischen Empfeh- 
lungen orientiert: Lohnsenkungen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, ein 
ausgeglichenes Staatsbudget und eine regelgebundene Geldpolitik entspringen 
deren Repertoire. Ob Brüning sich bewusst von diesem Paradigma hat leiten 
lassen, oder ob er in der obigen Diktion von Keynes eın „Sklave“ war, ist für 
den hier interessierenden Zusammenhang unwichtig. Unstrittig hat er die 
Strukturzusammenhänge einer geldgesteuerten Ökonomie theoretisch fehler- 
haft erfasst und dadurch die inhärent krisenhaften Prozesse wirtschaftspoli- 
tisch massiv verschärft.' 

Damit ist das Verbindungsglied zur aktuellen Wirtschaftspolitik in der Bun- 
desrepublik Deutschland gelegt. Am Beispiel der rot-grünen Bundesregierung 


4 Interessant ist, dass Brüning gleichwohl Beschäftigungsprogrammen aufgeschlossen gegenü- 
berstand. Während seiner Regierungszeit hatte er verschiedene Programme erstellen lassen, 
die er nach Beendigung der Reparationszahlungen implementieren wollte. Seine Nachfolger 
haben sich diese Vorarbeiten zu Nutze gemacht (vgl. Brüning 1954: 287). 
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und des rot-roten Berliner Senats lässt sich anschaulich zeigen, dass sich auch 
diese Koalitionen von neoklassischen Grundsätzen leiten lassen. Allerdings be- 
steht zwischen der damaligen Regierung und den heutigen Koalitionen ein 
entscheidender Unterschied: Während sich Brüning ohne Zweifel ın einer Si- 
tuation befand, die aufgrund des völkerrechtlich verbindlichen Young-Plans 
und der damit verbundenen Golddeckung der Reichsmark sowie der Prob- 
leme eines deficit spending keine Alternative zu seiner Politik zuzulassen 
schien, orientieren sich die heutigen Koalitionen aus Überzeugung an den 
Empfehlungen neoklassischer Provenienz. 

Bekanntlich sieht die Bundesregierung erheblichen Reformbedarf, den sie vor 
allem mit Hilfe der Agenda 2010 abbauen will (vgl. Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung 2003). Einen zentralen Stellenwert nehmen in diesem 
Kontext die Gesundheits- und die Rentenreform ein, mit denen vor allem die 
Beitragssätze und damit die sogenannten Lohnnebenkosten gesenkt werden 
sollen. Damit soll - wie damals schon - die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft erhalten und letztlich bestehende Arbeitsplätze 
gesichert und neue geschaffen werden. Diesem Ziel dient dem Vernehmen 
nach auch die von der Bundesregierung geforderte Öffnung der Tarifverträge. 
„Ich erwarte, dass sich die Tarifparteien auf betriebliche Bündnisse einigen, 
wie das ın vielen Branchen bereits der Fall ist. Geschieht dies nicht, wird der 
Gesetzgeber zu handeln haben“, so Bundeskanzler Gerhard Schröder in seiner 
sogenannten Reformrede vom 14.3.2003 (Tagesspiegel vom 6.12.2003, $. 15). 
Die Möglichkeit, Lohneinbußen auf betrieblicher Ebene zu beschließen, soll 
helfen, angeschlagene Unternehmen zu retten. 

Demnach vermutet die Bundesregierung einen (inversen) Zusammenhang zwı- 
schen Lohnhöhe und Beschäftigungsniveau und erweist sich somit als gelehri- 
ge Schülerin der neoklassischen Arbeitsmarkttheorie. Nimmt man als erste 
Annäherung die Erfahrungen der Weltwirtschaftskrise, so deutet nichts auf 
diese Form der Korrelation hin. Denn seinerzeit haben die Lohnsenkungen 
keinesfalls zur Vollbeschäftigung, sondern in die Deflation geführt. Auch die 
empirischen Erfahrungen beispielsweise seit den achtziger Jahren für die Bun- 
desrepublik Deutschland zeigen, dass die Lohnentwicklung, gemessen als 
Lohnstückkostenentwicklung’, das Preisniveau und nicht das Beschäftigungs- 
niveau determiniert hat. Daher kann es aus einer keynesianischen Perspektive 
auch nicht überraschen, dass der trendmäßig ausgesprochen schwache Anstieg 
der Lohnstückkosten seit 1994 eben keine Beschäftigungsimpulse, sondern 
Deflationsgefahren angestoßen hat. 


5 Bei den Lohnstückkosten werden die Löhne ins Verhältnis zur Arbeitsproduktivität gesetzt. 
Steigen die Nominallöhne schneller als die reale Arbeitsproduktivität, so steigen die Lohn- 
stückkosten, im umgekehrten Fall sinken sıe. 
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Grafik 1: Änderungsraten der Lohnstückkosten und der Inflation in der Bun- 
desrepublik Deutschland 


Prozent 
7 


„nn. 5 


1 Arena mn EIBERCER PIERRE ERERREELEER.,  ANEIECUE-SAEERE SERIES: EREEU- EEE TEELLCURERAEREIERGER REBEL >» DI EISEERRIEDE-NEENREEBEEER WIRTERRTERRRAE 


IB IR 1 I IR 17 1 1 1 I 12 1 14 105 105 107 18 199 2000 2001 


die se le an a tn 


EÄnderung Lohnstückkosten — Inflationsrate — |] Quelle:OECD 


Waren die Bemühungen Brünings, mit Hilfe einer Politik der Lohnsenkung zu 
einer positiven Leistungsbilanz zu gelangen, gemessen am Ergebnis, verhäng- 
nisvoll, so war sein Ansatz doch nachvollziehbar. Dies gilt für die entspre- 
chenden Versuche von Rot-Grün freilich nicht. Die deutschen Handelsbilanz- 
überschüsse bewegen sich auf Rekordniveau und selbst die Leistungsbilanz ist, 
trotz beispielsweise der immensen Ausgaben für Tourismus und für Transfers 
an internationale Organisationen, wieder positiv. Deutschland hat kein Wett- 
bewerbsproblem, im Gegenteil: „Der deutsche Außenhandel ist seit Beginn der 
Währungsunion insgesamt betrachtet kräftig gestiegen. ... Durch das ver- 
gleichsweise rasche Exportwachstum konnte Deutschland seinen realen Welt- 
marktanteil im Außenhandel seit Beginn der Währungsunion weiter leicht 
ausbauen. Von 1993 bis 2002 stieg dieser um etwa einen Prozentpunkt auf 
10,5 Prozent, nachdem er sich bereits in den drei Jahren davor von seinem 
1995 verzeichneten Tiefpunkt erholt hatte.“ (Deutsche Bundesbank 2003: 17%). 
Wenn aber der „Exportweltmeister“ den Gürtel enger schnallt, dann zwingt er 
die weniger erfolgreichen Länder faktisch in eine Deflationspolitik. Vor diesem 
Hintergrund zeigt sich, dass Deutschland nicht über, sondern unter seinen 
Verhältnissen lebt und als „Störenfried“ der Weltwirtschaft auftritt. 
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Berührungspunkte zwischen der „rot-grünen“ und der Brüning-Regierung exis- 
tieren auch im Hinblick auf das Ziel eines ausgeglichenen Staatshaushalts, 
auch wenn die gegenwärtige Regierungskoalition die automatischen Stabilisa- 
toren stärker wirken lässt als dies unter Brüning der Fall war. Obwohl, wie 
noch zu zeigen sein wird, die konjunkturelle Entwicklung seit 2001 es Rot- 
Grün nicht ermöglicht, die Lücke zwischen Ausgaben und Einnahmen zu 
schließen, hält die Koalition hartnäckig am Ziel eines ausgeglichenen Haus- 
halts fest und scheut sich nicht, auch in der Krise prozyklische Maßnahmen 
durchzusetzen. Diese Politik der Haushaltskonsolidierung wird seit 1996 mit 
Nachdruck verfolgt. Im Ergebnis ist das Defizit des Bundeshaushalts von 123 
Mrd. DM 1996 auf 47 Mrd. DM (2000) gesunken (DIW 2001: 21). Dadurch 
konnte die gesamtstaatliche Defizitquote von 3,4% auf 1,3% zurückgeführt 
werden (DIW 2002: 121f). Da ein Großteil der staatlichen Ausgaben gesetzlich 
fixiert und folglich zumindest kurzfristig nicht veränderbar ist, werden die 
Sparbemühungen des Staates vor allem an den Ausgabenentwicklungen für 
Investitionen gut sichtbar. In den siebziger Jahren pendelten die öffentlichen 
Investitionen zwischen 4,5% und knapp 3,5% des nominalen BIP. In den 
achtziger Jahren belief sich dieser Wert auf durchschnittlich etwa 2,5%. Rot- 
Grün hat ihn mittlerweile auf etwa 1,5% abgesenkt und hält damit im europä- 
ischen Vergleich die „rote Laterne“ (DIW 2003d: 558f). 

Begründet wird diese Politik unter anderem mit der letztlich notwendigen 
Einhaltung des Stabilitäts- und Wachstumspakts der Europäischen Währungs- 
union. Diese Regelbindung wurde vor allem auf Druck der damaligen CDU- 
FDP-Koalition und mit starker Unterstützung der gegenwärtigen Regierungs- 
parteien gegen den Willen anderer Mitgliedsstaaten durchgesetzt. Sie spiegelt 
insofern politische Willensbekundungen, aber weder einen formationsspezifi- 
schen Zwang noch - wie bei Brüning - von außen gesetzte Restriktionen wı- 
der. Der Pakt sieht vor, dass die Mitgliedsstaaten grundsätzlich einen ausgegli- 
chenen oder überschüssigen Gesamthaushalt anzustreben haben. Jährlich müs- 
sen sie ein Stabilitätsprogramm vorlegen, aus dem hervorgeht, wie und bis 
wann dieses Ziel erreicht werden kann. Als Obergrenze für eine zeitweilige 
Nettoneuverschuldung wurden 3% vom BIP festgelegt. Überschritten werden 
darf diese Obergrenze grundsätzlich nur bei einer schweren Rezession, die mit 
einem Minuswachstum von 2% definiert wurde. Verfehlungen gegen die Rege- 
lungen können bestraft werden. Die Strafmaßnahmen reichen von unverzinsli- 
chen Einlagen zwischen 0,2% und 0,5% des BIP bei der Europäischen Zent- 
ralbank bis hin zur Überführung der Einlagen in eine Geldbuße, falls das De- 
fizit nicht innerhalb von 2 Jahren zurückgeführt wird. Durch die Änderung 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes wurde das Ziel eines ausgeglichenen Haus- 
halts durch Rot-Grün später explizit festgeschrieben. 

Nun ist gegen einen zyklusübergreifenden ausgeglichenen Haushalt unter den 
Aspekten von Nachhaltigkeit, Verteilungsgerechtigkeit und Wiedergewinnung 
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Theoretische Überlegungen und empirische Befunde zeigen allerdings, dass 
Konsolidierungserfolge nur über ein kräftiges Wirtschaftswachstum, das zu 
sinkenden Ausgaben vor allem bei den Sozialversicherungen und steigenden 
Steuereinnahmen führt, erzielt werden können (vgl. DIW 2002a: 427ff). Aus- 
gabenkürzungen, vor allem, wenn so konjunkturell bedingte Defizite ausgegli- 
chen werden sollen, sind indes kein probates Mittel einer Konsolidierungspo- 
litik, da sie die Krise verschärfen und so Defizite perpetuieren. Gegen diese 
Erkenntnis hatte Brüning mit fatalen Konsequenzen immer wieder verstoßen. 
Damals wie heute zeigt sich, dass Regierungen Budgetdefizite nicht kontrollie- 
ren können, nicht einmal dann, wenn sie dies nach Kräften versuchen. Denn 
ein erheblicher Anteil der Einnahmen und Ausgaben sind konjunkturabhängig 
und damit aus der Sicht der Regierungen nicht steuerbar. Ein Beispiel mag 
dies verdeutlichen. Im Stabilitätsprogramm vom Oktober 2000 ist die Bundes- 
tegierung noch von einem Defizit in Höhe von 1,5% des BIP für das Jahr 
2001 ausgegangen. Diese Prognose schien insofern realistisch, als ausnahmslos 
alle Sachverständigen von einer weitaus günstigeren konjunkturellen Entwick- 
lung ausgegangen waren als diejenige, die sich dann tatsächlich durchsetzte 
(DIW 2002b: 580). Folgerichtig pendelte sich das Defizit nicht auf 1,5%, son- 
dern auf 2,8% ein (vgl. Tabelle 1).* Auch in den Folgejahren blieb die Netto- 
neuverschuldung aufgrund der schleppenden Konjunktur hoch. Mit 3,6% im 
Jahre 2002 und sogar 4,3% im Folgejahr wurde die Messlatte des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts deutlich gerissen. 


Tabelle 1 

12000 2001 [2002 [2003 
Wachstum des realen BIP 2,9 0,6 0,2 0,0 
gegenüber Vorjahr in Pro- 
zent 
Nettoneuverschuldung in -1,4 -2,8 -3,6 -4,3 
Prozent des BIP 


Quelle: DIW 2003 und 2003b 


Die Bundesregierung wollte diesen Trend nach Kräften stoppen. Daher verab- 
schiedete sie verschiedene Programme zur Senkung der Ausgaben und zur Er- 
höhung der Steuereinnahmen. Beispielsweise hat sie versucht, 2003 einen Be- 
trag von 17,7 Mrd. Euro durch Ausgabenkürzungen und Steuererhöhungen 


6 Neben der konjunkturelien Wirkung spielten auch die Auswirkungen der Steuerreform eine 
Rolle. Insofern war die konkrete Höhe des Defizits zum Teil auch hausgemacht. Dies ändert 
freilich nichts an dem Sachverhalt, dass die konjunktureli bedingten Entwicklungen der Fi- 
nanzplanung den Boden unter den Füßen entzogen haben. 
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für die Konsolidierung zu mobilisieren. Für 2004 ist ein Betrag von 10,3 Mrd. 
Euro vorgesehen (vgl. DIW 2003b: 261). Trotzdem gelang der Konsolidie- 
rungskurs unter den Bedingungen der wirtschaftlichen Stagnation erwartungs- 
gemäß nicht. Vor diesem Hintergrund kommt das Deutsche Institut für Wirt- 
schaftsforschung zu Recht zu der Einschätzung, dass „immer mehr sichtbar 
wird, in welch hohem Maße die Entwicklung der öffentlichen Haushalte Re- 
flex des Konjunkturverlaufs ist. Unter dieser Voraussetzung gleicht mitunter 
das Bemühen, die Defizite durch verstärkte Sparmaßnahmen zu begrenzen, 
dem Versuch, mit einem Sıeb Wasser zu schöpfen“ (DIW 2003a: 447). Ob- 
wohl sich ab Mitte 2002 zunehmend die Gefahr einer deflationären Entwick- 
lung abzeichnete (vgl. IMF 2003 oder DIW 2003), veränderte die Bundesregie- 
rung ihren fiskalpolitischen Schlingerkurs der Konsolidierungsbemühungen 
bei nur teilweiser Akzeptanz konjunkturbedingter Defizite nicht. 

Diese Entwicklung zeigt, dass der Stabilitäts-- und Wachstumspakt auch dann 
nicht sachadäquat ist, wenn man ein ausgeglichenes Budget zyklusübergrei- 
fend anstrebt. Denn Budgetdefizite sind vor allem ein Ergebnis des Marktge- 
schehens. Daher sollten konjunkturbedingte Defizite ohne Wenn und Aber 
zugelassen und erst bei einem Wachstum oberhalb des Trends wieder ausge- 
glichen werden. So haben sich beispielsweise die USA und England Anfang 
der neunziger Jahre verhalten als sie Budgetdefizite von rund 5 bzw. 8% zuge- 
lassen haben und in der zweiten Hälfte dieser Dekade deutliche Budgetüber- 
schüsse erzielen konnten. Des weiteren ist die Regelung, wonach erst beı ei- 
nem Minuswachstum von 2% die Obergrenze für die Nettoneuverschuldung 
verletzt werden darf, wenig plausibel. Denn sie verlangt, dass Regierungen bei 
kleineren Krisen notfalls so lange in die Krisen hinein sparen, bis sie sich zu 
großen entfaltet haben. Zur Verdeutlichung: Wenn wir realistischerweise von 
einem Trendwachstum bei der Produktivität von 2% ausgehen und ein Mı- 
nuswachstum beim BIP von 2% unterstellen, dann sinkt die Beschäftigung um 
immerhin 4%, ohne dass gegengesteuert werden darf. Am Rande sei erwähnt, 
dass die Festlegung auf drei Prozent vom BIP als Obergrenze der Neuver- 
schuldung ökonomisch betrachtet willkürlich ist. 

Eine Konsolidierungspolitik muss demnach anders modelliert werden. Erfolg- 
versprechender wäre es, die diskretionären Gesamtausgaben des Staates so zu 
begrenzen, dass sie auch ım konjunkturellen Aufschwung nicht erhöht werden 
dürfen. Wenn man gleichzeitig auf Steuersenkungen verzichtet, dann setzen 
sich Konsolidierungserfolge im Aufschwung automatisch durch. Unklar bleibt 
allemal, warum Rot-Grün auf eine Politik der Steuersenkungen setzt, wenn sie 
die Neuverschuldung begrenzen möchte. Denn die erhofften Wachstumsim- 
pulse sind unsicher, da in Konsum- und Investitionsentscheidungen mehr Pa- 
rameter als nur Steuersätze eingehen. Daher gibt es auch keinen empirischen 
Zusammenhang zwischen Steuersätzen und Wirtschaftswachstum (vgl. Hein 
u.a. 2003 sowie DIW 2002c). Selbst unter einem konjunkturellen Aspekt ist es 
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günstiger die staatlichen Einnahmen und Ausgaben stabil zu halten, als die 
Steuern zu senken. Denn Steuersenkungen führen zu Ausgabenkürzungen des 
Staates in gleicher Höhe, wenn die Verschuldung nicht erhöht werden soll. 
Man könnte glauben, es handele sich um ein Nullsummenspiel: Die Privaten 
geben dank der Steuersenkungen den Betrag zusätzlich aus, den der Staat 
einspart. Dem ist nicht so. Denn die Privaten sparen einen Teil der so entste- 
henden Einkommenserhöhung. Dieser Teil wird somit nicht nachfragewirk- 
sam. Dieser Fffekt ist um so stärker ausgeprägt, je stärker man die Einkommen 
der besser Verdienenden entlastet. Der Staat hingegen hätte dieses Geld voll- 
ständig ausgegeben, so dass es gesamtwirtschaftlich zu einem Nachfrageausfall 
in Höhe der privaten Ersparnisse kommt. Dieser Effekt ist in den Wirt- 
schaftswissenschaften als Haavelmo-Theorem bekannt. 

Wie die Tabelle 1 zeigt, spitzte sich die finanzielle Lage ab 2001 konjunktur- 
bedingt wieder zu. Leidtragende waren vor allem die Bundesländer und die 
Gemeinden. So stiegen die Fehlbeträge der Bundesländer von rund 10 Mrd. 
Euro im Jahr 2000 auf knapp 27 Mrd. Euro (DIW 2002b: 581). Die finanziel- 
le Lage des Bundes blieb im Wesentlichen stabil. Dieser Abwälzungsprozess 
wiederum führte dazu, dass sich die finanzielle Situation der Länder und Ge- 
meinden zuspitzte. Die Gemeinden reagierten auf diese Entwicklung wie ın 
den Jahren der Weltwirtschaftskrise, indem sie ihre öffentlichen Investitionen 
kürzten. Die Rückwirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung waren 
erheblich, da die Gemeinden etwa zwei Drittel aller öffentlichen Investitionen 
tätigen. 


Rot-rote Sparpolitik in der Krise 


In ihrer Not haben Länder und Gemeinden des weiteren zu fiskalpolitischen 
Maßnahmen gegriffen, die die Deflationsgefahren nochmals deutlich erhöht 
haben. Dies soll am Beispiel Berlins abschließend konkretisiert werden. In die- 
sem Rahmen wird ausschließlich auf die Haushaltspolitik ın Berlin eingegan- 
gen. Nicht berücksichtigt werden demnach die schweren konjunkturellen und 
strukturellen Krisen und deren Widerspiegelung auf dem Arbeitsmarkt. 

Durch die Konsolidierungsbemühungen des Bundes wurden bereits ın der ers- 
ten Hälfte der 1990er Jahre die Zuwendungen an den Berliner Haushalt deut- 
lich zurückgeführt. Erhielt Berlin 1991 vom Bund noch als „Berlin-Hilfe“ und 
ım Rahmen des Fonds deutscher Einheit jährlich rund 20 Mrd. D-Mark, so 
beliefen sich die Zuschüsse einschließlich der Gelder aus dem Länderfinanz- 
ausgleich Mitte der neunziger Jahre noch auf etwa 11 Mrd. D-Mark. Vor allem 
ab der zweiten Hälfte der neunziger Jahre wurde deutlich, dass Berlin - zum 
Teil, wie insbesondere die Affäre um die Bankgesellschaft Berlin zeigt, haus- 
gemacht, zum Teil unverschuldet - in eine Verschuldungsspirale geriet, der sie 
aus eigener Kraft mit Sicherheit nicht würde entrinnen können (vgl. DIW 
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2001a und 2003c). Trotzdem weigerten sich die alte und die neue Bundesre- 
gierung, Berlin mit Hilfe von erhöhten Bundesergänzungszuweisungen „unter 
die Arme zu greifen“, 

Berlin wiederum meinte mit Hilfe einer rigorosen Sparpolitik der Schuldenfal- 
le entgehen zu können. Vor allem ab Mitte der 1990er Jahre verfolgten die 
Senate eine rigorose Sparpolitik (vgl. DIW 2001a sowie 2003c): 

- Von 1996 bis 2000 sanken die staatlichen Ausgaben um 6%, während die 
anderen Bundesländer sie durchschnittlich um 8% erhöhten. 

- In diesem Zeitraum wurden etwa 35.000 Vollzeitstellen im Landesdienst ab- 
gebaut. 

- Die Sachinvestitionen für Bauten und Ausrüstungen betrugen 2002 nur 
noch ein Drittel jener, die noch 1995 getätigt wurden. 

Diese wenigen Beispiele mögen reichen, um die Anstrengungen der Stadt zu 
demonstrieren. Aber die Hoffnung, 2006 kein primäres Budgetdefizit mehr zu 
haben, erwies sich selbstverständlich als Trugschluss. Wie immer in solchen 
Fällen brachen mit jeder weiteren Sparmaßnahme Finnahmen weg und be- 
stimmte Ausgaben erhöhten sich. Hinzu kam der konjunkturelle Einbruch ab 
2001. Fazit: Trotz hoher zusätzlicher Einnahmen aus den zahlreichen Privatı- 
sierungen eskalierte das Budgetdefizit. Betrugen die Gesamtschulden 1991 
noch etwa 8 Mrd. Euro, so waren es 2003 bereits deutlich mehr als 50 Mrd. 
Euro. Und in den Prognosen für die nächsten Jahre wird davon ausgegangen, 
dass Berlin jährliche Budgetdefizite zwischen 2,5 und 3 Mrd. Euro aufweisen 
wird - bei unterstellten optimistischen Rahmenbedingungen (vgl. DIW 2003c). 
Gefangen in dieser Konstellation besann sich der „rot-rote“ Senat auf eine Po- 
litik, die aus den Notverordnungen Brünings abgeschrieben sein könnte. Er 
versuchte die Defizite durch Lohn- und Gehaltskürzungen zu reduzieren. Da- 
zu brachte er zunächst eine Initiative in den Bundesrat ein, mittels derer eine 
Öffnungsklausel in das Besoldungsrecht für Beamte eingeführt werden sollte, 
um deren Urlaubs- und Weihnachtsgeld kürzen zu können. Andere Bundes- 
länder schlossen sich dieser Initiative Berlins umgehend an, und im September 
2003 wurde die Öffnungsklausel gesetzlich verankert. Die Folge war eine Ein- 
kommenskürzung für die Berliner Beamten um ca. 8%. Weitere Bundesländer 
und auch der Bund haben mittlerweile ähnliche Kürzungen vollzogen. Außer- 
dem versuchte der „rot-rote“ Senat sich der Verpflichtung zu entziehen, seine 
Arbeiter und Angestellten nach geltendem Tarifrecht zu bezahlen. Er drängte 
die Gewerkschaften zum Abschluss von Vereinbarungen, die hinter den Tarı- 
fen für den öffentlichen Dienst zurückblieben. Um den Druck auf die Ge- 
werkschaften zu erhöhen, kündigte der Senat bestehende Vereinbarungen bzw. 
weigerte sich, auslaufende zu verlängern. Als der sozialistisch-sozialdemokrati- 
sche Senat die zwischen Bund, Ländern und Gewerkschaften ausgehandelten, 
bundesweiten Tariferhöhungen für Berlin zunächst nicht übernahm, gaben die 
Gewerkschaften schließlich nach und vereinbarten eine Arbeitszeitverkürzung 
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ohne Lohnausgleich, so dass die Löhne und Gehälter für Arbeiter und Ange- 
stellte je nach Vergütungsgruppe zwischen 8% und 12% sanken - „sozial“ ab- 
gefedert versteht sich. Auf jene Arbeitgeber, die - wie beispielsweise die Uni- 
versitäten und die öffentlichen Betriebe - das bundesweit geltende Tarifrecht 
des öffentlichen Dienstes nach wie vor anwenden, wird Druck ausgeübt, eben- 
falls Einkommenskürzungen mit den Gewerkschaften zu vereinbaren. Mittler- 
weile wollen andere Bundesländer dem Beispiel Berlins folgen, und der Druck 
ın der Privatwirtschaft, den Flächentarif zu durchlöchern, wächst zusehends. 
Bemerkenswert an dieser Entwicklung ist erstens, dass der Bund nicht gewillt 
ist, seine gesamtwirtschaftliche Verantwortung auch wahrzunehmen. Denn je 
kleiner ein ökonomischer Akteur ist, um so schwieriger ist es, die Froschper- 
spektive des einzelwirtschaftlichen Denkens aufzugeben und sich entspre- 
chend der gesamtwirtschaftlichen Notwendigkeiten zu verhalten. Der Bürger- 
meister eines kleinen Dorfes tut sich schwer, antizyklisch zu agieren, da die so 
erzeugten Effekte nicht im Dorf selbst wirksam werden dürften, obwohl dort 
die Ausgaben anfallen. Die Mikroeinheiten befinden sich im Gefangenendi- 
lemma und die „Makrovernunft“ muss vor allem der Bund durchsetzen.’ 
Zweitens zeigt diese Entwicklung, dass ein Denken in makroökonomischen 
Zusammenhängen mittlerweile wieder völlig verschüttet ist. Offenbar glaubt 
der Senat mit Hilfe einer einzelwirtschaftlichen Logik gesellschaftliche Prob- 
leme lösen zu können und verschließt die Augen vor den kreislauftheoreti- 
schen Zusammenhängen. Eine Politik der allgemeinen Lohnsenkung löst kein 
einziges Problem, sondern erhöht die Gefahr deflationärer Prozesse. Die (ver- 
meintlichen) Sachzwänge suggerieren auch heute noch Lösungsformen, die 
makroökonomisch im Regelfall dysfunktional sind. Drittens werden solche ge- 
samtwirtschaftlichen Irrationalitäten offenbar um so mächtiger, je schärfer die 
ökonomischen Krisenprozesse sind. Drei Jahre ökonomischer Stagnation ha- 
ben in Deutschland gereicht, um alle größeren Parteien „auf Linie zu brin- 
gen“: Auf die Linie der neoklassischen Mainstreamökonomie. 
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Emanzipation oder Bildungslobby? 
Die studentischen Proteste im Wintersemester 2003/2004 


Im Winter 2003 war es mal wieder so 
weit: der gesammelte studentische Un- 
mut über die Studienbedingungen an 
Deutschlands Universitäten entlud sich 
in einem bundesweiten Protest. Nach 
Großdemos und Protesten in Nieder- 
sachsen trat am 4.11 die Uni Frankfurt 
als erste Hochschule in den Streik, am 
5.11 folgte die Technische Universität 
Berlin. Daraufhin breitete sich der Stu- 
dierendenstreik schnell im ganzen Bun- 
desgebiet aus und bewegte die Massen: 
Die Vollversammlungen an der Hum- 
boldt-Universität zu Berlin sprengten mit 
5.000 Teilnehmern jeden Hörsaal und 
fanden im Innenhof statt, auf den Sams- 
tagsdemos in der Hauptstadt machten 
zeitweise über 30.000 Menschen ihrem 
Ärger Luft und forderten: Schluss mit 
Bildungs- und Sozialabbau. 

Dabei schwappte den Protestierenden ei- 
ne beachtliche Sympathiewelle entgegen: 
das Thema Bildungspolitik überholte in 
den Umfragen sogar zeitweise die Ar- 
beitslosigkeit als drängendstes Problem 
der Politik. 

Die jedoch blieb stur. Trotz aller Kreati- 
vität, trotz der Belagerung des öffentli- 
chen Raumes durch studentische Aktio- 
nen kam es nicht einmal zu Lippenbe- 
kenntnissen oder gar ernsthaften politi- 
schen Zugeständnissen: ın Berlin hält der 
rot-rote Senat an seinem drastischen 
Kürzungspaket für die Unis fest und 
plant weiterhin die Abschaffung des ge- 
bührenfreien Studiums per Studienkon- 
to, und auch ın anderen Bundesländern 
wurden weder Kürzungen noch Gebüh- 
renpläne zurückgenommen. Stattdessen 
forderte die SPD offen die weitere Hie- 
rarchisierung des Bildungswesens durch 
gezielte Förderung von sogenannten Eli- 
te-Universitäten. Diese Debatte überholte 


in der Presse dann auch schnell den stu- 
dentischen Protest. Irgendwie nimmt 
man sıe nicht mehr ernst, die Studieren- 
den: Klaus Wowereit, regierender Bür- 
germeister Berlins verkündete während 
der heißen Phase des Streiks öffentlich, 
er wolle die Sache „aussitzen“. Kanzler 
Schröder sprach sich zwar halbherzig ge- 
gen Studiengebühren aus, ein Politik- 
wechsel jedoch blieb aus. 

Waren die Proteste zu unrealistisch, zu 
„ideologisch“, hätte man sich lieber auf 
den kleinsten gemeinsamen Nenner „ge 
gen Studiengebühren“ beschränken sol- 
len? Oder waren die Proteste nicht radı- 
kal genug, waren sie der hilflose Aus- 
druck einer Möchtegern-Elite, die sich 
durch die schlechte Ausstattung der Uni- 
versitäten in ıhren Karriereträumen ge- 
fährdet sieht - in ihrer Verteidigung der 
bürgerlichen Wissenschaft ein im Grunde 
reaktionäres Unterfangen? 

Zwei Pole deuten sich an: Studierenden- 
lobby oder emanzipatorische Bewegung. 
Wie ist der aktuelle Protest einzuordnen? 
Zur Beantwortung dieser Fragen möchte 
ich eine kleine Bewegungsanalyse von 
innen liefern, eine Einschätzung der Pro- 
teste aus Sicht eines Berliner Aktivisten. 
Grundlage dieser Einschätzung soll ein 
kurzer historischer Abriss der Entwick- 
lung von Universität und Studierenden- 
bewegung sein - sie stellen die Aus 
gangsbasis des aktuellen Protestes dar. 
Insbesondere die Frage nach dem politi- 
schen oder emanzipatorischen Charakter 
des Geschehens kann nur an seinen his- 
torischen Vorläufern gemessen werden." 


1 Ein historischer Vergleich studentischen 
Protestes von 1968 bis 1997 findet sich aus- 
führlicher in meinem Aufsatz Hoffrogge 
(2003). 
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Aufstieg und Fall der linken 
Hegemonie an den Hochschulen 


Jeder Protest von Studierenden (nicht 
nur) in Deutschland wird bald nach sei- 
ner Entstehung schon mit den soge- 
nannten „68ern“ verglichen und muss 
sich an deren historischen Taten messen 
lassen. Verkannt wird dabei regelmäßig, 
dass jede Generation von Studierenden 
andere Universitäten und eine andere 
Gesellschaft vorfand, in der oder gegen 
die sie ihren Protest artikulierte. 

Die Anfänge überregionaler studenti- 
scher Bewegungen beginnen in Deutsch- 
land mit dem Widerstand gegen die Na- 
poleonische Besetzung und den Befrei- 
ungskriegen von 1813/1814. In der nun 
entstehenden bürgerlichen Nationalbe- 
wegung engagierten sich auch und gera- 
de Studierende für bürgerlich-liberale 
Forderungen nach Pressefreiheit, nationa- 
ler Einheit, Abschaffung feudaler Privile- 
gien und Sozialreformen. 

Aber bereits durch der Entstehung dieser 
Bewegung als Abwehr gegen die französi- 
sche Besatzung einschließlich ihrer fort- 
schrittlichen Elemente wie etwa dem 
Code Napoleon war für die bürgerliche 
Emanzipationsbewegung die Nation und 
das Deutschtum viel eher ein Integrati- 
onsmoment als der Liberalismus. Nach 
der gescheiterten Revolution von 1848 
versöhnte sich das Bürgertum endgültig 
mit dem preußischen Obrigkeitsstaat 
und vollzog nach der Reichsgründung 
1871 auch dessen Wende zum Imperia- 
lismus mit. 

Seit dieser Abkehr des deutschen Bürger- 
tums von seinen liberalen Forderungen 
schieden auch die deutschen Studenten 
aus jeder progressiv zu nennenden Bewe- 
gung aus und erwiesen sich nicht nur als 
Stütze des deutschen Obrigkeitsstaates, 
sondern trieben dessen Weg in die Ka- 
tastrophe aktiv voran. Bei Ausbruch des 
ersten Weltkriegs gab es statt organisier- 
ter Proteste nur patriotischen Jubel an 
den Universitäten. Auch der Siegeszug 
des Nationalsozialismus wurde von den 
meist in Burschenschaften und Corps 


organisierten Studenten mitgetragen und 
aktiv vorangetrieben: bei den AStA-Wah- 
len an der Berliner Friedrich-Wilhelms 
Universität (heute Humboldt-Universität) 
erhielt der NS-Studentenbund bereits im 
Februar 1932 mit 65% der Stimmen die 
absolute Mehrheit. 

Trotz Re-education und Entnazifizierung 
änderte sich die autoritäre Struktur der 
westdeutschen Universitäten nach Kriegs- 
ende nicht wesentlich. Professoren und 
Ordinarien, vielfach dieselben Personen 
wie vor 1945, schmückten sich weiterhin 
mit Titeln wie Exzellenz und Magnifi- 
zienz und entschieden im Alleingang über 
die Angelegenheiten der Hochschule. 

Erst 20 Jahre später vollzog in West- 
deutschland eine neue Studierendenbe- 
wegung den entscheidenden Bruch. Eine 
Generation nach dem Faschismus be- 
gann die Jugend Fragen zu stellen, erst- 
mals seit über einem Jahrhundert gab es 
wieder eine emanzipatorische studenti- 
sche Bewegung. Diesmal jedoch nicht 
auf Seiten des Bürgertums, sondern als 
Systemopposition von Links (vgl. Fich- 
ter/Lönnendonker 1977). 

Waren anfangs noch inneruniversitäre 
Konflikte bestimmend, so weiteten sich 
die Proteste in Auseinandersetzung mit 
dem Vietnam-Krieg und den Notstands- 
gesetzen aus und radıkalisierten sich (vgl. 
AStA FU 2002: 57-102). Nach den tödlı- 
chen Schüssen auf Benno Ohnesorg am 
2. Junı 1967 kıppte die Stimmung end- 
gültig zugunsten der sozialistischen Frak- 
tionen wie etwa dem SDS, der eine Vor- 
reiterrolle übernahm. 

Indem die „68er“ ıhre Rolle als zukünfti- 
ge gesellschaftliche Elite schlicht verwei- 
gerten, oder aber uminterpretierten im 
Sinne einer „sozialistischen Intelligenz“ 
wurden sie zur eigenständigen gesell- 
schaftlichen Kraft. Die erste reine „Stu- 
dentenbewegung“ begründete eine lange 
unangefochtene linke Hegemonie an den 
Universitäten der BRD. Die revolutionä- 
re Naherwartung wurde jedoch bald 
schon enttäuscht und trieb die Bewe- 
gung auseinander, sie zersplitterte in di- 
verse K-Gruppen und orthodoxe Sekten. 
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Dennoch wurde die deutsche Nach- 
kriegsgeselischaft und mit ihr die Univer- 
sität bleibenden Veränderungen unterzo- 
gen. Emanzipatorische Bewegung und 
die zunehmende Bedeutung der Wissen- 
schaft für die Modernisierung der indus- 
triellen Produktion erzwangen die Öff 
nung der Hochschulen. Studiengebühren 
wurden abgeschafft, das BAFöG_ einge- 
führt, die Hochschulen ausgebaut und 
den Studierenden gewisse, allerdings be- 
schränkte Mitbestimmungsrechte einge- 
räumt. 

Ende der Siebziger begann sich der 
Trend umzukehren: die Finanzmittel für 
die Hochschulen stagnierten, die ÖfE 
nung der Universitäten wurde jedoch 
beibehalten. Die Krise des Fordismus 
und die Antwort in Form von neolibera- 
ler Sparpolitik erzeugten ein Phänomen, 
das seit dem Ende der achtziger Jahre 
zum hauptsächlichen Gegenstand stu- 
dentischen Protests wurde: die unterfi- 
nanzierte Massenuniversität. 

Waren es in den Siebzigern stets politi- 
sche Anlässe wie etwa die Berufsverbote, 
gegen die sich studentische Streiks und 
Proteste richteten, so lösten seit dem 
bundesweiten Streik im Wintersemester 
1988/89 allein die Überfüllung der 
Hochschulen, die Streichung von Stellen 
und die Schließung von Instituten Pro- 
teste aus. 

Allerdings blieben die Studierenden hier 
nicht stehen. Besonders der Streik von 
1988 entfaltete eine besondere politische 
Sprengkraft. Er verweigerte sich dem ge- 
liehenem Revolutionspathos der verblie- 
benen linken Splittergruppen und setzte 
eigene basisdemokratische Vorstellungen 
um. An der studentisch besetzten FÜ 
Berlin entstand für einen Winter in Form 
der „B*freiten Uni“ eine regelrechte Rä- 
terepublik inklusive selbstverwaltetem 
Lehrbetrieb mit Hunderten von auto- 
nomen Seminaren (vgl. AStA FU 2004). 
Bereits damals machte sich jedoch eine 
Spaltungslinie innerhalb der Studieren- 
denschaft bemerkbar. Die Forderung 
nach besserer Ausstattung, nach mehr 
Geld für die Universitäten in ihrer bisheri- 


gen Form standen in offenem Wider- 
spruch zu den weitergehenden politisch- 
emanzipatorischen Vorstellungen. Es 
wurde für bessere Studienbedingungen 
und bessere Ausbildung, demonstriert - 
andererseits sollten gerade diese gesell- 
schaftlichen Anforderungen nach ver- 
wertbarer, berufs- und arbeitsmarktorien- 
tierter Wissenschaft kritisiert werden. 
Dieser zentrale Widerspruch ist Merkmal 
eines jeden rein studentischen Protestes. 
Die 68er lösten ihn, indem sie die Hoch- 
schulen verließen und gesamtgesellschaft- 
liche Umwälzungen anstreben. Die Ent- 
scheidung fiel ihnen leichter als uns heu- 
te, weil damals ein Phänomen wie „Aka- 
demikerarbeitslosigkeit“ noch unbekannt 
war. In Frankreich folgten im Mai '68 
dann tatsächlich Generalstreik und 
Staatskrise, aber die revolutionären Hoff- 
nungen erfüllten sich letztendlich weder 
in Paris noch in der BRD. 

1989 ging der Streik auch an diesem Wi- 
derspruch zugrunde. Die Mehrzahl der 
Studierenden besann sich auf den Wert 
ihrer Ausbildung, der Streik bröckelte im 
Januar zunehmend, um dann ganz zu er- 
schlaffen. Die Linken besannen sich auf 
Politikfelder außerhalb der Universitäten, 
um dann ab November selbigen Jahres 
ihre bislang größte Sinnkrise zu erleiden. 
Im nächsten bundesweiten Studieren- 
denprotest im Jahr 1997 löste sich daher 
der Widerspruch schlicht durch die 
mehrheitliche Aufgabe der kritisch eman- 
zipatorischen Ansprüche. Die einfache 
Forderung nach mehr Geld war der un- 
überhörbare und nahezu einzige Kon- 
sens des studentischen Protestes (vgl. 
Hoffrogge 2003: 82-91). Die linke He- 
gemonie, die 1967 begründet wurde, war 
dreißig Jahre später endgültig abhanden 
gekommen. 

Kompensiert wurde dieser Verlust durch 
möglichst viele, möglichst bunte und öf- 
fentlichkeitswirksame Aktionen - tatsäch- 
lich erreichte dieser Protest eine Beteili- 
gung und ein Presseecho, wie kaum eine 
studentische Regung vorher. Hundert- 
tausende beteiligten sich an den Aktio- 
nen, nahezu jede gesellschaftliche Grup- 
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pe von der Gewerkschaft bis zur Kohl- 
Regierung äußerte „Verständnis“ für die 
Bedürfnisse der Studierenden. Dennoch 
blieb am Ende nur ein Hochschulson- 
derprogramm in Höhe von 40 Millionen 
D-Mark als Erfolg - durchschnittlich 20 
Mark für jeden der damals 2 Millionen 
Studierenden. 

Die revolutionäre Herangehensweise an 
das studentische Dilemma hatte 68ff den 
Kapitalismus zwar nicht umstürzen, aber 
doch dıe Gesellschaft verändern können. 
Die pragmatisch-lobbyistische hatte mit 
diesem Ergebnis selbst ihr niedrig ge- 
stecktes Ziel verfehlt. 


Gegen Bildungs- und Sozialabbau 


Die Auslöser der Streikbewegung im 
Wintersemester 2003/04 waren weitere 
einschneidende Mittelkürzungen an den 
Universitäten. In Pleiteländern wie Berlin 
fielen die Kürzungen mit Stellenstrei- 
chungen von bis zu 30% an den Univer- 
sitäten besonders drastisch aus’, aber 
auch im „reichen Süden“ regte sich stu- 
dentischer Protest gegen den immer of- 
feneren Rückzug des Staates aus der 
Hochschulfinanzierung. Im Rahmen die- 
ses Prozesses erfolgt momentan in vielen 
Bundesländern der Einstieg in eine priva- 
te Bildungsfinanzierung durch Studien- 
gebühren (ein Überblick unter: 
www.studis-online.de/StudInfo/Gebuehren/ 
Zugriff: 8.2.04). Dieser erfolgt entweder 
durch die von der CDU propagierten 
„Langzeitstudiengebühren“ ın Höhe von 
meist 500 Euro für Menschen ab dem 
14. Semester (Hessen, Bayern), oder 
durch die von SPD und Grünen bevor- 
zugten „Studienkonten“, bei denen ein 
bestimmtes Guthaben an Credit-Points 
gegen Lehrveranstaltungen eingetauscht 
werden kann. Ist das Anfangsguthaben 
verbraucht, können zusätzliche Credit- 
points nachgekauft werden - ebenfalls 


2 In Berlin gab es vielleicht auch deswegen 
bereits im Sommersemester 2003 eine heftige 
Protestwelle gegen die schon damals angekün- 
digten Studiengebühren, vgl. Hoffrogge (20036). 


für etwa 500 Euro pro Semester (Berlın, 
Rheinland-Pfalz, NRW). Besonders das 
Kontenmodell bedeutet den Schritt zur 
völligen Ökonomisierung des Studienall- 
tags, muss doch für jede Veranstaltung 
eine Preis-Leistungs Abwägung getroffen 
werden (vgl. Himpele 2002). Dennoch 
wurde gerade dieses Modell zur sozialen 
Alternative gegenüber direkten Studien- 
gebühren erklärt - und vom „sozualisti- 
schen“ Berliner Bildungssenator Flierl 
entschieden verteidigt. Explizit neolıbera- 
le Steuerungsmodelle sınd somit in allen 
Parteien einschließlich der PDS hoffähig 
geworden. 

Diese Tatsache macht einen Unterschied 
gegenüber den 97er Protesten. Damals 
war mit der konservativen Kohl- 
Regierung der Gegner klar, mit dem rot- 
grünen Regierungswechsel Anfang 1998 
verbanden sich gerade unter Studieren- 
den reale Hoffnungen auf einen Politik- 
wechsel. 

Diese Hoffnung können sich die Studie- 
renden sechs Jahre später nicht mehr 
machen - die nahezu gleichlautenden 
Politikrezepte der etablierten Parteien 
schienen geradezu zum Widerstand und 
zur grundsätzlichen Strukturkritik zu 
drängen. 

Betrachtet man die Forderungen und Re- 
solutionen, so zeigte sich auch durchaus 
eine Analyse gesamtgesellschaftlicher Zu- 
sammenhänge. Die Resolution der Tech- 
nischen Universität vom 5.11.2003 be- 
schränkte sich zwar auf vornehmlich 
hochschulpolitische Themen: Verhinde- 
rung der geplanten Kürzungen und Ein- 
sparungen, Ablehnung von Studienge- 
bühren einschließlich des in Berlin ge- 
planten Studienkontenmodells, Einfüh- 
rung viertelparitätischer Mitbestimmung 
ın den universitären Gremien. Den Ab- 
schluss bildete allerdings eine deutliche 
Ablehnung von „Bildungskürzungen So- 
zialabbau und Entsolidarisierung* (vgl. 
TU-Streik Info Nr.]). 

Am 24. November legte dann die ım 
Streik befindliche Freie Universität Berlin 
ihre Forderungen vor und betonte den 
gesamtgesellschaftlichen Anspruch der 
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Proteste: „..so solidarisieren wir uns mit 
allen von den bundes- und senatspoliti- 
schen Sparplänen Betroffenen und leh- 
nen es ab, die Einschnitte im hoch- 
schulpolitischen Bereich als singuläre 
Angelegenheit ohne weiteren sozialen 
Kontext zu begreifen“. Die Studierenden 
verweigerten eine Abwälzung der Kür- 
zungen auf andere Gruppen und defi- 
nierten ihren Streik als „Teil des berlin- 
weiten, bundesweiten und europäischen 
Protests gegen Bildungs- und Sozialab- 
bau“ (vgl. StreikZeit Nr. 2). Diese Prä- 
ambel fand später Eingang in einen Ber- 
linweiten Forderungskatalog, dem die 
Vollversammlungen aller drei großen 
Universitäten zustimmten. 

Sei es durch die Erfahrungen des erfolg- 
losen Streiks von 1997 oder durch die 
von allen Parteien gleichermaßen betrie- 
bene Spar- und Umstrukturierungspoli- 
tık: im Jahr 2003 zeigte sich gleich zu 
Beginn des Streiks eine gesamtgesell- 
schaftliche Wahrnehmung und Einord- 
nung der eigenen Probleme. 

Allerdings hatte man manchmal den 
Eindruck, dass die Resolutionen sich 
nicht ganz herumgesprochen hatten oder 
nicht verstanden wurden. Denn trotz al- 
ler verbalen Ablehnung der „neoliberalen 
Verwertungslogik“ versuchten viele Stu- 
dierende immer wieder, ihre Nützlichkeit 
für Staat und Nation zu beweisen. So 
bezeichneten sich etwa die Kulturwissen- 
schaftlerlnnen der HU Berlin in einer 24- 
Stunden Marathonvorlesung als „weiche 
Standortfaktoren“, auf einem Flugblatt 
streikender HistorikerInnen wurde die 
Bedeutung der Tätigkeit von Ge- 
schichtswissenschaftlerInnen „insbeson- 
dere im Außenministerium“ betont und 
auf keiner Demo fehlte das obligatori- 
sche Transparent „Deutschland bleibt 
dumm - wir sind dabei“ (vgl. Titelbild 
Unicum 1/2004). 

Auch das demonstrative Mitführen von 
Pappsärgen („wir tragen die Bildung zu 
Grabe“) unterstrich wieder einmal wir- 
kungsvoll den Habitus des beleidigten 
Intellektuellen und trug gleichzeitig die 
eigene Ohnmacht zur Schau. 


Wie bereits 1997 wurde im aktuellen 
Protest von vielen AktivistInnen ihre 
Stellung in der Gesellschaft und die Rot 
le der Universität als Institution zur 
Elitenreproduktion nicht reflektiert oder 
aber stillschweigend akzeptiert. Stattdes- 
sen wurde wieder auf möglichst viele, 
möglichst „kreative“ und öffentlichkeits- 
wirksame Aktionen gesetzt, um über ein 
positives Presseecho die Politik von ihrer 
vermeintlich irrationalen Haltung abzu- 
bringen. 

Dabei besitzen die derzeit ablaufenden 
Transformationen eine ganz eigene Ratı- 
onalität, eben die oftmals kritisierte Lo- 
gik der Verwertung. Die Universitäten 
verlassen in diesem Prozess die staatliche 
Sphäre und treten direkt in einen markt- 
förmig organisierten Wettbewerb. Nicht 
nur die universitär zugerichtete Arbeits- 
kraft, sondern auch die modular ge- 
normte Bildung wird zur Ware, die per 
Studiengebühr erworben werden muss. 
So werden letztendlich die Studierenden 
selbst durch ihre mit creditpoint- 
Kaufkraft ausgestattete Nachfrage dafür 
sorgen, dass nur noch direkt am Ar- 
beitsmarkt verwertbare Bildungsinhalte 
angeboten werden. Die Sparpolitik hat 
hier nur eine Legitimationsfunktion, sie 
erzeugt den nötigen Druck, schafft Ak- 
zeptanz für die kapitalistische Landnah- 
me im zu privatisierenden Bildungswesen 
(zur Transformation vgl. Bultmann 
1996). 

Im Protest wurde diese Transformation 
jedoch meist als rein fiskalischer Prozess 
wahrgenommen: es wird gekürzt, uns 
wird was weggenommen. Ein Musterbei- 
spiel für diese eingeschränkte Wahrneh- 
mung bildet ein Antragsentwurf der 
Grünen Hochschulgruppe an der FÜ 
Berlin. Sowohl die menschenrechtswidri- 
ge Ausländerpolitik als auch die repressi- 
ve Drogenpolitik in der BRD werden al- 
lein aus finanziellen Überlegungen abge- 
lehnt: sie sind zu teuer, man solle doch 
lieber in Bildung investieren. Politische 
Kategorien jenseits von Haushaltslogik 
kommen hier nicht vor (Beck/Gruner 
2003). 
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Die vermeintliche Entpolitisierung von 
Entscheidungen, die Ideologie von Sach- 
zwang und leeren Kassen bilden daher 
nach wie vor die mächtigsten Waffen zur 
Umsetzung eines neoliberalen Gesell- 
schaftsprojektes. Diese Ideologeme fin- 
den ihre Entsprechung in einer Studie- 
rendenschaft, in der es nicht nur keine 
linke Hegemonie mehr gibt, sondern 
auch die Unterscheidungsfähigkeit zwi- 
schen Links und Rechts stark nachgelas- 
sen hat: ın einer Umfrage aus dem Jahr 
1996 sprachen sich 42% der „linken“ 
Studierenden dafür aus, das Wissen- 
schaftlerInnen sich mit ihrer Arbeit für 
die Sicherung des Industriestandortes 
Deutschland auseinandersetzen sollten 
(Demirovic 1996: 384). 

Stattdessen hat sich seit der Zeitenwende 
von 1989 eine Art postmoderner Mei- 
nungspluralismus unter Studierenden e- 
tabliert: jeder darf mal reden, alle sind 
undogmatisch und erfrischend ideologie- 
frei. Die damit verbundene Abkehr vom 
orthodoxen Marxismus als steriler Dog- 
mensammlung, die sich bereits in den 
antiautoritären Tendenzen des Streiks 
von 1988 abzeichnete, wäre ein Gewinn 
für studentische Bewegtheit. Nur leider 
schießen die Studierenden von heute in 
ihrer undogmatischen Haltung gerne 
auch mal übers Ziel hinaus: auf einer 
Vollversammlung der TU Berlin wurde 
tatsächlich eine Resolution gegen „sozia- 
listische und kommunistische“ Flugblät- 
ter beschlossen, besonders Eifrige fingen 
gleich an, verdächtiges Schriftgut zu kon- 
fiszieren. Der Beschluss wurde zwar nicht 
veröffentlicht und bereits durch die 
nächste VV eine Woche später wieder 
aufgehoben, zeigte jedoch den mehr als 
unsicheren Stand emanzipatorischer Ideen. 
Die Abgrenzung nach rechts hingegen 
klappte nicht immer so recht. So wurde 
dıe Solidaritätserklärung des emeritierten 
Politik-Professors Fritz Vilmar mehrheit- 
lich begrüßt. Obwohl Vilmar durch seine 
antiamerikanischen und nationalistischen 
Seminarinhalte, etwa zur „Amerikanisie- 
rung der Deutschen Sprache“, bereits seit 
längerem in der Kritik stand, gab er meh- 


mehrere Veranstaltungen im Rahmen des 
Streiks (zur Debatte um Vilmar: 
http://www.nadir.org/nadir/periodika/ 
jungle_world/_2001/23/23b.htm, Zugriff: 
8.2.2003). Bei der Band Mia und ihren 
Song „Was es ist“, einem poppigen Lie- 
beslied über einen Neuanfang, wie zufäl- 
lig assoziiert mit den Farben Schwarz- 
Rot-Gold, reagierten zumindest einige be- 
herzt: ihren umstrittenen Auftritt auf ei- 
nem Streik-Soli Konzert am 15.1 musste 
die Band wegen Protesten und Eierwür- 
fen abbrechen (StreikZeit 10). Gleichzei- 
tig kursierte zeitweise unter dem Titel 
„Einigkeit und Recht auf Bildung“ eine 
auf die Melodie des Deutschlandliedes 
gereimte „Streikhymmne“. 

Dieses absurde Beispiel zeigt vielleicht 
am besten die Heterogenität der Streik- 
bewegung, die lediglich in der Ableh- 
nung von Bildungsabbau, Studiengebüh- 
ren und Soziallabbau eine vorerst nega- 
tive Einheit fand. Die oft fehlende Kritik 
an Staat und Nation veranlasste dann 
auch größere Teile der verbliebenen stu- 
dentischen Linken, sich aus den Protes- 
ten herauszuhalten - dadurch wurden 
diese allerdings auch nicht politischer 
oder aufgeklärter. 

Offensichtlich haben die 90er Jahre eine 
bleibende politische Orientierungslosig- 
keit hinterlassen, die sich auch und gera- 
de in studentischen Protesten widerspie- 
gelt. Die infolge dessen weit verbreitete 
Vorstellung, allein durch kreative Aktio- 
nen und gute Presse ließe sich der bil- 
dungs- und sozialpolitische Kurs des 
Staates grundsätzlich verändern, erwies 
sich wie schon 1997 als Trugschluss und 
führte bei vielen AktivistInnen zu Ent- 
täuschung und Resignation. Überhaupt 
lässt sıch feststellen, dass der Studieren- 
denprotest sich mehrheitlich auf einer 
rein symbolischen Ebene abspielte. 

Diese Beschränkung auf symbolische Ak- 
tionen und die völlig abhanden gekom- 
mene Staatskritik sind sicher auch Grün- 
de für das Scheitern studentischer Protes- 
te in den Neunzigern. Zudem äußerten 
sich die Streiks seit den achtziger Jahren 
stets als heftige und spektakuläre, aber 
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eben kurzfristige und in ihren Zielset- 
zungen wenig radikale Ausbrüche, die 
meist nach wenigen Wochen in sich zu- 
sammenfielen. Auch deswegen meinen 
die herrschenden politischen Akteure 
von heute, sie könnten diese Bewegun- 
gen einfach „aussitzen“ und machen in- 
haltlich keinerlei Zugeständnisse. Ob sie 
damit weiterhin Erfolg haben, wird sich 
zeigen. 

Denn neben den dominanten symboli- 
schen Aktionen setzten entschlossene 
Teile der Studierendenschaft in den ak- 
tuellen Protesten immer wieder auf di- 
rekte Konfrontation: besonders in Berlin 
suchten sie die politischen Eliten und 
MeinungsmacherInnen auf, besetzten ih- 
re Büros und brachten ihre Forderungen 
vor. Sowohl die PDS-Parteizentrale, als 
auch das Willy-Brandt-Haus, das Büro 
von Kultursenator Flierl und Finanzsena- 
tor Sarrazin, das rote Rathaus, die Ber- 
telsmann-Zentrale unter den Linden und 
die taz-Redaktion in Berlin erhielten un- 
erwarteten studentischen Besuch, in an- 
deren Städten fanden ähnliche Aktionen 
statt. Manchmal wurden die Besetzungen 
nach einigen Stunden abgebrochen, ab 
und an wurden sie durch Polizeigewalt 
beendet. Oder die Forderungen wurden 
erfüllt: in der taz vom 16.12. erhielten 
die BesetzerInnen mehrere Sonderseiten, 
in denen sie nicht nur die Bildungspoli- 
tik, sondern auch die einseitige Bericht- 
erstattung der bürgerlichen Medien (ein- 
schließlich taz) heftig kritisierten . 

Einen Höhepunkt dieser direkten Kon- 
frontationen stellte sicher die Blockade 
des Berliner Abgeordnetenhauses am 15. 
Januar dar. Etwa 3000 Demonstrantlin- 
nen zogen einen Belagerungsring um das 
Parlament, um die Lesung des Haushal- 
tes zu verhindern und eine Neuverhand- 
lung über Sozialabbau und Kürzungen 
zu erzwingen. Nur dank massivem Poli- 
zeischutz konnte die Sitzung dennoch 
stattfinden. 

Diese Aktion, die sich explizit nicht nur 
gegen Bildungsabbau, sondern gegen die 
gesamte unsoziale Sparpolitik der Stadt 
Berlin richtete, war ein praktisches Bei- 


spiel für die notwendige Ausdehnung des 
politischen Widerstands. Dennoch folg- 
ten nur wenige Nicht-Studierende dem 
Aufruf. Offensichtlich müssen erst ge- 
meinsame Kommunikations, Wider- 
stands- und vor allem Organisationsfor- 
men von Studierenden und anderen ge- 
sellschaftlichen Gruppen gefunden und 
aufgebaut werden. Auch, um von der 
negativen Einheit „gegen Sozialabbau“ 
zu positiven emanzipatorischen Zielen 
voranzuschreiten. 

Studentischer Protest bleibt somit an 
sich widersprüchlich. Solange er nur an 
studentische Interessen gebunden bleibt, 
ist er notwendig elitär, lobbyistisch und 
in weiten Teilen wirkungslos. Will er sich 
zur emanzipatorischen und wirkungs- 
mächtigen Bewegung auswachsen, so 
muss er ernsthaft (und nicht nur in 
Form von Solidaritätserklärungen), sich 
mit den Unterdrückten, Benachteiligten, 
Entrechteten verbünden und in eine ge- 
samtgesellschaftliche Bewegung einmün- 
den. Erste Ansätze dazu waren 2003 
durchaus vorhanden, ihre Entwicklung 
bleibt abzuwarten. Denn angesichts der 
zunehmend globalen Verflechtung der 
Weltwirtschaft, der erst heute sich endgül- 
tig durchsetzenden kapitalistischen Tota- 
lität, ergeben sich trotz des scheinbar 
übermächtigen Gegners auch neue 
Chancen einer globalen Bewegung. Die 
Privatisierung und Inwertsetzung der 
Bildung, von Wasserwirtschaft, Gesund- 
heitssystem und dem menschlichem 
Erbgut selbst folgen derselben Logik von 
Kapitalexpansion und Verwertung. Glo- 
balisiert sich der Widerstand weiter, in- 
tegrieren sich studentische Proteste in 
diesen Widerstand, dann können sie ıh- 
ren inneren Widerspruch überwinden 
und die Emanzipation des Menschen 
mit vorantreiben. Ansonsten sind sie 
nicht der Rede wert. 
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Zur Lage der bürgerlichen Demokratie in Deutschland 


„Möchten doch angesichts dessen diejenigen, welche in steter Angst davor leben, 
es könnte in Zukunft in der Welt zu viel ‚Demokratie’ und ‚Individualismus’ ge- 
ben ..., sich endlich beruhigen: es ist, nur allzusehr, dafür gesorgt, daß die Bäume 
des demokratischen Individualismus nicht bis in den Himmel wachsen.“ 

Max Weber, Zur Lage der bürgerlichen Demokratie in Rußland (1906) 


In der langen Geschichte der „sozialen 
Frage“ und ihrer sozialpolitischen Regu- 
lierung wird derzeit ein neues Kapitel 
aufgeschlagen.! Bis in die jüngste Ver- 
gangenheit hinein wurde diese Geschich- 
te durch wechselnde Diagnosen defizitä- 
rer Lebenslagen und -verhältnisse voran- 
getrieben: Gemeinsamer Nenner aller im 
Zuge des industriegesellschaftlichen Zeit- 
alters thematisierten sozialen Fragen - 
vom Pauperismus bis zu Heiner Geißler 
- war die Vorstellung, dass es den jeweils 
entdeckten sozialen Problemgruppen 
„schlecht“ oder jedenfalls, gemessen an 
absoluten Größen oder vergleichbaren 
Gruppen, zu schlecht gehe. Der sozial- 
politischen Programmatik unserer Tage 
hingegen liegt das entgegen gesetzte 
Deutungsmuster zugrunde: Den Men- 
schen, so heißt es, gehe es „gut“ - gewis- 
sermaßen zu gut. Es geht (in) der deut- 
schen Sozialpolitik nicht länger um De- 
fizite, sondern um Redundanzen. Was 
vorrangig politische Aktivitäten auslöst, 
sind nicht soziale Missstände, sondern 
soziale Besitzstände - sozialpolitische 
Überhänge aus vergangenen, „besseren“ 
Zeiten. 


1 Die zentrale These des vorliegenden Bei- 
trages beruht auf einem Referat, das ım No- 
vember 2003 anlässlich einer Impulstagung 
zum Thema „Gibt es eine neue soziale Frage?“ 
am Hamburger Institut für Sozialforschung 
gehalten wurde. Ich danke Heinz Bude und 
Berthold Vogel als Organisatoren sowie allen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Veran- 
staltung für die ebenso kontroverse wie kon- 
struktive Diskussion desselben. 


Das „goldene Zeitalter“ des Wohlfahrts- 
staates ist vergangen. Die Tage stetigen 
Wirtschaftswachstums, dauerbeschäftigter 
Familienernährer und sorgloser Sozial- 
rentner sind vorbei. Die Frage des nun 
anbrechenden „silver age“ (vgl. Taylor- 
Gooby 2002) - des Zeitalters unkalku- 
lierbarer Weltmärkte, brüchiger Erwerbs- 
verläufe und erodierender Alterspyrami- 
den - lautet: Wie sollen und können 
Wohlfahrtsverluste in der Wohlstandsge- 
sellschaft verteilt und vermittelt werden? 
Dass diese Frage nicht nur eine materiel- 
le, sondern auch eine ideelle Dimension 
hat, also eine Frage politischer Steuerung 
(verteilen) und politischer Kommunika- 
tion (vermitteln) gleichermaßen ist, liegt 
auf der Hand. Aber wie wird diese dop- 
pelte sozial-politische Aufgabe bewältigt? 
In welcher Weise vollzieht sich die mate- 
rielle und ideelle Umorientierung von 
Sozialpolitik im „silbernen Zeitalter“? 

Offenbar nach dem Prinzip kommuni- 
zierender Röhren: In dem Maße, wie 
dem „neuen“ Sozialstaat der sozialpoliti- 
sche Verteilungsspielraum ökonomisch 
abhanden kommt bzw. politisch ge- 
nommen wird, wächst das öffentlich zur 
Schau getragene Ressentiment gegen jene 
Demokratisierung sozialer Sicherheit und 
individueller Wohlfahrt, für die der „al- 
te“ Sozialstaat - was auch immer man 
ansonsten gegen ihn sagen mag - in dem 
vergangenen halben Jahrhundert seiner 
Existenz durchaus gesorgt hat. Mit der 
unangenehmen Situation (oder gegebe- 
nenfalls auch nur: der Perspektive) kon- 
frontiert, „den Gürtel enger schnallen“ 
zu müssen, findet der deutsche Median- 
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rkommenen „Autonomiegewinne der 


Leute“ (Vobruba 2003) - Autonomiege- 
winne, wie sie im Verlaufe des 20. Jahr- 
hunderts aus der Universalisierung des 
Staatsbürgerstatus und dessen beständi- 
ger Anreicherung mit sozialen Rechtsan- 
sprüchen hervorgegangen sind,’ - nun 
politisch beschnitten und auf ein „ver- 
nünftiges Maß“ zurückgeführt werden. 

Diese Gewissheit - und mit ihr eine ge- 
wisse Genugtuung, dass der akkumulierte 
Überschuss an sozialpolitisch unterfüt- 
terten Freiheiten zurückgefahren wird, - 
gründet sich auf einen politischen „Re- 
form“-Diskurs, den man in doppelter 
Hinsicht als freiheitskritisch bezeichnen 
könnte. Auf der einen Seite wird Freiheit 
hier nur mehr auf die eigenverantwortli- 
che Nutzung der individuellen Markt- 
chance reduziert (und sozialpolitische 
Intervention auf die Ermöglichung dieser 
Nutzung konzentriert). Auf der anderen 
Seite nimmt dieser Diskurs die - tatsäch- 
lich oder vermeintlich - gewachsene ge- 
sellschaftliche Sensibilität für (vermutete) 
Formen des sozial inkorrekten, d.h. ge- 
meinschaftsschädigenden, Freiheitsge- 
brauchs in sich auf. Dabei stehen gesell- 
schaftliches Ressentiment und politische 
Intervention in einem wechselseitigen 
Steigerungsverhältnis zueinander: Der 
viel und gern beschworene (und kritisier- 
te) „Sozialneid“ der Mittelschichten - 
der freilich weniger nach „oben“ als 
vielmehr nach „unten“ und nach „ne 
benan“ gerichtet ist: gegen das unver- 
diente, unwürdige Glück der Anderen, 
von den faulen Arbeitslosen über die un- 
sozialen Kinderlosen bis zu den überver- 
sorgten Rentnern - wird im Prozess der 
„Modernisierung“ des Sozialstaats, der 
„Neujustierung von Rechten und Pflich- 
ten“ und der „Neubalancierung von Ei- 
genverantwortung und Gemeinwohl“, 
durch die politischen Eliten aufgenom- 
men, reproduziert und verstärkt. Beispie- 


2 So die klassische Theorie wohlfahrtsstaat- 
licher Entwicklung Marshalls (Marshall 1963). 


le gefällig? Nichts leichter als das: Will- 
kommen im aktuellen Feindbildkabinett 


der deutschen Sozialpolitik. 


Sozialfiguren des Sozialneids 


Geraume Zeit schon, spätestens seit Be- 
ginn der langen Welle wohlfahrtsstaatli- 
cher „Krisen“ in den frühen 1970er Jah- 
ren, gehört die Figur des faulen Arbeits- 
losen zu den Hauptdarstellern der zyk- 
lisch wiederkehrenden Aufführungen des 
sozialpolitischen „Missbrauchs“-Dramas. 
So vorhersehbar sind die politischen 
Konjunkturen der Faulheitsdebatte, dass 
man fast von „einem politischen Paw- 
low-Reflex“ (Oschmiansky et al 2003: 3) 
sprechen könnte: Gilt es Bundes- oder 
Landtagswahlen zu bestehen oder - man 
kann es ja mal versuchen - haltlose Ver- 
sprechungen zur Halbierung oder ähn- 
lich massiven Reduzierung der Arbeitslo- 
senzahlen zu revidieren, kommt ein 
Hinweis auf die mangelnde Arbeitsbe- 
reitschaft der Erwerbslosen, verbunden 
mit der Forderung nach gebührendem 
Schutz der Steuer- und Beitragszahlerge- 
meinschaft vor missbräuchlicher Inan- 
spruchnahme ihrer Zahlungsbereitschaft, 
immer gut. „Wer arbeiten kann, aber 
nicht will, der kann nicht mit Solidarität 
rechnen“: Gerhard Schröders geradezu 
klassische Adaptation des gesunden 
Volksempfindens für den politischen 
Demagogiegebrauch läutete im April 
2001 die bislang letzte Runde in der lan- 
gen Geschichte verschärfter Zumutbar- 
keitskriterien für arbeitslose Leistungs- 
empfänger ein. 

Das Praktische an der politisch-medialen 
Suggestion, derzufolge „viele“ Arbeitslose 
gar nicht arbeiten wollen, ist, dass sie 
nicht nur gegen anderslautende empiri- 
sche Evidenz (vgl. z.B. Gebauer, Pet- 
schauer, Vobruba 2002; Gangl 1998) 
immun ist, sondern im Grunde genom- 
men auch gar nicht empirisch widerlegt 
werden kann: Erst wenn der (die) letzte 
Arbeitslose die Statistik in Richtung Ar- 
beitsmarkt verlassen hätte, wäre der Ge- 
neralverdacht wirklich ausgeräumt. Inso- 
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fern wird uns der entsprechende Kam- 
pagnenzyklus auf unabsehbare Zeit er- 
halten bleiben: Die Pflege des Wahnbil- 
des vom faulen Arbeitslosen ist wahlpoli- 
tisch wie medienökonomisch rational, 
und die Skandalisierung devianter Exis- 
tenzformen wirkt zudem - in einer Mit- 
telschichtsgesellschaft, deren Wohlstand 
zunehmend prekär zu werden droht, - 
sozial stabilisierend (vgl. dazu auch Les- 
senich 2004: 38ff). Doch dies ist noch 
nicht alles. Die Remoralisierung der Ar- 
beitslosigkeit, die in der Figur des faulen 
Arbeitslosen aufscheint, und die damit 
verbundene Forderung, die Erwerbslosen 
generell, wahlweise durch Sanktions- 
oder durch Anreizinstrumente, zur akti- 
ven Wiedererlangung ihrer Beschäfti- 
gungsfähigkeit anzuhalten, greift in ihren 
Effekten über die Gruppe der unmittel- 
bar Betroffenen hinaus. Auf paradoxe 
Weise wendet sich die aus dem mehr- 
heitsgesellschaftlichen Ressentiment ge- 
gen eine sozialstaatlich geschützte Min- 
derheit geborene, politisch inszenierte 
Verpflichtung und Disziplinierungs- 
kampagne gegen die sozialstaatlichen 
Statusverbürgungen der Mehrheit selbst. 
Die sozialwissenschaftliche Legitimation 
dieser expansiven, tendenziell grenzenlo- 
sen Dynamik des veränderten sozialpoli- 
tischen Umgangs mit der arbeitslosen 
Minderheit wird interessanterweise von 
einer Gruppe von Arbeitsmarktforschern 
geliefert, die sich kritisch mit dem 
„Missbrauch des Missbrauchverdachts“ 
(Vobruba 1989: 186-188) auseinanderset- 
zen. Um die Arbeitslosen, die „gegen- 
über der Solidargemeinschaft in der 
Pflicht stehen, ... intensiv nach Erwerbs- 
chancen zu suchen und diese auch wahr- 
zunehmen“, vor falschen Verdächtigun- 
gen und diskriminierenden Vornahmen 
zu bewahren, gelte es - so das Argu- 
ment -, die entsprechenden arbeitsmarkt- 
politischen Verhaltensanforderungen 
(„die Erweiterung des Entscheidungs- 
spielraums auf individueller Ebene“) für 
alle Erwerbspersonen verbindlich zu ma- 
chen. Die politische Logik des Gedan- 
kens ist bestechend: „Die präventive In- 


klusion der ‚Insider’ durch Verpflichtung 
bzw. durch Anreize zur alltäglichen Vor- 
sorge und Verbesserung der Beschäfti- 
gungsfähigkeit würde der reaktiven Ver- 
pflichtung der Arbeitslosen zur Arbeits- 
und Mobilitätsbereitschaft nicht nur 
mehr Legitimität, sondern auch mehr 
Wirksamkeit verleihen.“ (Oschmiansky et 
al. 2003: 29). Ja, dem wird wohl so sein: 
Alltägliche Marktfähigkeitsvorsorge stellt 
nicht als exklusives Minderheitenerfor- 
dernis, sondern als allgemeinverbindli- 
ches Inklusionsgebot eine sozialpolitisch 
reizvolle Programmoption dar. Oder an- 
ders formuliert: Sind wir nicht alle ein 
bisschen faule Arbeitslose? 

Der Fall der unsozialen Kinderlosen ist 
etwas anders gelagert. Ihre Entdeckung 
für die bundesdeutsche sozialpolitische 
Debatte beginnt im Grunde erst mit der 
öffentlichen Bewusstwerdung der dro- 
henden „demographischen Katastrophe“. 
Seither ist Adenauers auf die Sicherheit 
der umlagefinanzierten Rente gemünztes 
Diktum „Kinder kriegen die Leute sowie- 
so“ - so die Überlieferung - rasch zum 
geflügelten Unwort der deutschen Sozi- 
alpolitikgeschichte aufgestiegen, und das 
Bundesverfassungsgericht hat sich zum 
obersten Fürsprecher der Leistungsge- 
meinschaft der Kindererziehenden aufge- 
schwungen. Immer wieder, vom Trüm- 
merfrauen- bis zum „Beitragskinder“- 
Urteil, wurde von höchstrichterlicher Sei- 
te die sozialpolitische Honorierung des 
generativen Beitrags zur Sicherung der 
sozialen Sicherung eingeklagt. Zuletzt 
forderten die Verfassungshüter, Er- 
ziehende seien in der Pflegeversicherung 
- und zukünftig womöglich auch in den 
anderen Sozialversicherungszweigen - re- 
lativ zu nicht-erziehenden Versicherten 
zu entlasten. Bezeichnenderweise ver- 
stand die Bundesregierung dies als Auf- 
forderung zur Belastung der Kinderlosen 
(mit einem pauschalen monatlichen Zu- 
satzbeitrag) und erklärte - in einem An- 
fall sozialpolitischer Kreativität - Eltern 
ohne Kinder mit Kindergeldanspruch 
sogleich zu Kinderlosen ehrenhalber, de- 
nen der Solidarbeitrag zugunsten der 
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„uchtigen“, aktıv erziehenden Eitern 
gleichfalls zuzumuten seı. Der „Wert“ 
eines Kindes, den findige Ökonomen für 
die Rentenversicherung bereits berechnet 
haben (Sinn 1997), hält somit - auch dies 
ein Paradoxon sozialpolitischer Interven- 
tion - in der Logik der Pflegeversiche- 
rungsreform nicht lange vor.’ 

Umso mehr und nachhaltiger streiten 
besagte Ökonomen, im Einklang mit 
dem „familienfreundlichen“ Zeitgeist, für 
die sozialpolitische Diskriminierung je- 
ner Personen, die die wohlfahrtsstaatliche 
Sozialisierung des Altersrisikos nutzen, 
um auf Nachwuchs zu verzichten und 
sich von den Kindern anderer Leute aus- 
halten zu lassen. Besonders aktiv in die- 
sem Sinne ist Hans-Werner Sinn, Präsi- 
dent des Münchner Wirtschaftsfor- 
schungsinstituts „ifo“, der - wenn er 
nicht gerade für die Rückkehr zum 
„Heimatlandprinzip“ wirbt, um sozialpo- 
litische Wanderungsanreize in der erwei- 
terten EU zu neutralisieren (vgl. Sinn 
2000, dazu auch Lessenich 2004: 37f), - 
für die „Rente nach Kinderzahl“ mobili- 
siert. Die Rentenversicherung, so Sinns 
Argument (vgl. zum Folgenden Sinn 
2003), sei im Kern „eine Versicherung 
gegen Kinderlosigkeit“ und habe damit 
„Fehlanreize für die Familienplanung“ 
institutionalisiert. Jede Generation müsse 
zum Zweck ihrer Alterssicherung entwe- 
der Human- oder Realkapital bilden, d.h. 
Kinder in die Welt setzen und aufziehen 
oder aber einen Kapitalstock aufbauen, 
von dem sie dereinst zehren könne. Wer 
mithin freiwillig auf Humankapitalpro- 
duktion verzichte, müsse „die Konse- 
quenzen tragen und selbst auf dem Wege 


3 Wie im Übrigen auch die Pfiegeversiche- 
rungsreform selbst: Nach neuesten Informati- 
onen (vgl. „Schröder setzt Reform der Pflege 
aus“, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
29.1.2004, S. 13) soll nun statt des geplanten 
Beitragszuschlags für die weit definierten 
„Kinderlosen“ doch eine Entlastung der Er- 
ziehenden (in Form von Freibeträgen auf das 
beitragspflichtige Einkommen) erfolgen, wobei 
auch diese Regelung aber nur Personen mit An- 
spruch auf Kindergeld zugute kommen soll. 


der Ersparnis für Ersatz sorgen“, anstatt 
von den Reproduktionsleistungen Dritter 
zu profitieren. „Statt eine ganze Genera- 
tion kollektiv in die Verantwortung zu 
nehmen, sollten die notwendigen Ren- 
tenkürzungen und das kompensierende 
Riester-Sparen auf die Kinderlosen kon- 
zentriert werden.“ Bei entsprechender Be- 
lastung der Übeltäter - Halbierung ihrer 
Umlagerenten, Verpflichtung zur Ver- 
wendung von acht Prozent des Brutto- 
einkommens für die ergänzende private 
Vorsorge - werde es mit einiger Wahr- 
scheinlichkeit zu gesellschaftlich wün- 
schenswerten Verhaltensänderungen kom- 
men: „Manch ein bislang unschlüssiges 
Paar wird sich unter diesen Umständen 
vielleicht doch für Kinder entscheiden. 
Alle Erfahrung zeigt, dass gerade auch 
die Familienplanung sehr stark auf öko- 
nomische Anreize reagiert.“ Mit anderen 
Worten: Wer nicht zeugen will, muss 
fühlen. Oder das Ganze einfach noch 
mal in Ruhe durchrechnen.? 

Aber nicht nur die unverantwortlichen 
Kinderlosen, auch die überversorgten 
Rentner werden allenthalben - und 
gleichsam spiegelbildlich - der Ausbeu- 
tung der Solidargemeinschaft bezich- 
tigt. Die Ansicht, dass „die Jungen“ die 
Zeche eines sorgenfreien Lebens „der 
Alten“ zu zahlen hätten, ist innerhalb 
kürzester Zeit zum kaum mehr wider- 
spruchsfähigen Standardargument der 
sozialpolitischen Debatte geworden, und 
wer öffentlich als Rächer der von den 


4 Es gehört zu den Lebenslügen der libera- 
len Ökonomik, entsprechende - durch politi- 
sche Intervention erzwungene - Verhaltensän- 
derungen zu Wirkungseffekten von „Entstaat- 
lichung“ zu erklären: „Das heißt nicht, dass 
einer staatlichen Bevölkerungspolitik das Wort 
geredet werden soll, deren Ziel es ist, in die 
freien Entscheidungen der Menschen ein- 
zugreifen und sie bei der Kinderwahl zu be- 
vormunden, im Gegenteil. ... Die Rente nach 
der Kinderzahl einzuführen heißt, den Grad 
der Sozialisierung zurückzufahren, also den 
Staat wieder ein Stück weit aus der Familien- 
planung herauszunehmen“ (Sinn 2003). Das 
nennt man wohl neoklassische Dialektik. 
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Wirtschaftswundergewinnlern Enterbten 
auftritt und in bemüht-besorgter Ma- 
nier „Generationengerechtigkeit“ ein- 
klagt, erntet den wohlfeilen Applaus 
und das gedankenlose Kopfnicken des 
Publikums. In diesem gesellschaftlichen 
Klima können historische Errungen- 
schaften der Alterssicherungspolitik wie 
z.B. die Idee der Teilhabe der älteren 
Generation am gesellschaftlichen Reich- 
tum ihrer Zeit ohne großes Aufsehen 
zur Disposition gestellt werden. Was 
die Sozialhilfeklientel (von den Asylsu- 
chenden ganz zu schweigen) schon seit 
längerem kennt - die Abkopplung ihres 
Sicherungsniveaus vom Lebensstandard 
der Erwerbstätigen - wird mit den 
jüngsten Sozialreformen nun endgültig 
auch dem durchschnittlichen Rentner- 
haushalt verordnet. Dass dieser mate- 
riell überausgestattet sei und eine Re- 
duktion seiner Lohnersatzansprüche da- 
her durchaus angemessen erscheint, wird 
dabei stillschweigend unterstellt (wenn 
nicht sogar explizit hervorgehoben). 

Was im Bild von den gierigen Alten und 
in der - in allen politischen Lagern ange- 
stimmten - Klage über eine Rentenpoli- 
tik „auf Kosten künftiger Generationen“ 
aufscheint, ist nichts weniger als eine Re- 
vision des überkommenen gesellschaftli- 
chen „Generationenvertrags“. Beruhte 
dieser auf der Idee der Umverteilung des 
in der laufenden Periode erwirtschafteten 
Sozialproduktes zum Zweck der Exis- 
tenzsicherung der jeweiligen Rentnerpo- 
pulation, so werden nunmehr den ge- 
genwärtigen Rentenbeziehern jene mate- 
riellen Einschränkungen auferlegt, welche 
die heutigen Erwerbstätigen in Zukunft 
auf sich selbst zukommen sehen. Dieses 
verquere, ahistorische Verständnis von 
„Generationengerechtigkeit“ kann als pro- 
totypisches Beispiel sozialpolitisch instru- 
mentalisierten Sozialneides gelten - und 
seiner paradoxen Implikationen: Wird 
hier doch eine gesellschaftliche Gene- 
ration, die im Übrigen ihrer Verpflich- 
tung zur Humankapitalproduktion recht 
gewissenhaft nachgekommen ist, gewis- 
sermaßen präventiv für eine zukünftig 


erwartete Verringerung des gesellschaft- 
lichen Umverteilungsspielraums haftbar 
gemacht. Man könnte auch sagen: Für 
den Schutz des ungeborenen Beitragszah- 
lerlebens geht die deutsche Sozialpolitik 
schon heute über Rentenanspruchsleichen. 


Die Ängste der Wohlstands- 
gesellschaft 


Faule Arbeitslose, unsoziale Kinderlose, 
überversorgte Rentner - die Feindbild- 
produktion der deutschen „Sozialre- 
form“ gebiert fast schon täglich neue 
Monster. Und ob es nun die Idee der 
Arbeitsdienstverpflichtung, des Famili- 
enwahlrechts oder eines „Generationen- 
TÜVs“ ist: Keiner der auf die Sozialfı- 
guren des Sozialneids gemünzten politi- 
schen Reformvorschläge scheint zu au- 
toritär, zu reaktionär oder - seien wir 
ehrlich - zu blöde zu sein, um nicht 
doch irgendwie Gehör zu finden. Die 
„Schluss mit lustig“-Stimmung im Lan- 
de macht fast alles möglich - oder zu- 
mindest schon mal denkmöglich. Den 
letztlich kontingenten Objekten gesell- 
schaftlicher Sozialneiddiskurse - die 
keineswegs bloß auf „Randgruppen“ 
zielen, sondern selbst „in der Mitte der 
Gesellschaft“ solidaritätsausbeuterische 
Sozialpraktiken ausmachen, denen es 
Einhalt zu bieten gelte, - stehen mithin 
harte Zeiten bevor. Der Ratsvorsitzende 
der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land (EKD), Bischof Huber, predigte 
entsprechend in seinem Neujahrsgot- 
tesdienst Verzicht und forderte zu- 
gleich, mehr vor- denn fürsorglich, dazu 
auf, „schärfere soziale Gegensätze in 
unserem Land“ auszuhalten (Huber 
2004: 1). Die katholischen Bischöfe ih- 
rerseits mahnen in einem praktisch 
zeitgleich veröffentlichten „Impulstext“ 
Initiativen an, „das Soziale neu [zu] 
denken“, und gehen sogleich mit gutem 
Beispiel voran, indem sie dafür plädie- 
ren, „die Lebenslagen und -risiken enger 
zu definieren, für die eine Sicherung 
notwendig ist“ (Die deutschen Bischöfe 
2003: 17). Da soll noch einmal jemand 
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sagen, die beiden großen Kirchen gin- 
gen nicht mit der Zeit.’ 

Was in dieser Zeit, der Zeit wohlfeiler So- 
zialstaatskritik, verloren geht, ist der Sınn 
dafür, dass der moderne Wohlfahrtsstaat 
jene Formen der Selbstorganisation und 
Armenhilfe, die den heutigen Kritikern als 
allein legitimer Kern sozialpolitischer In- 
tervention gelten, gerade zu überwinden 
trachtete und dass es nicht der kostenbe- 
wusste Appell an „Eigenverantwortung“ 
und die öffentliche Selbstbeschränkung 
auf Hilfen für die „wirklich Bedürftigen“ 
sind, die dieses wohlfahrtsstaatliche Arran- 
gement legitimatorisch begründen oder 
begründen können. Was den entwickelten 
Wohlfahrtsstaat „zusammenhält“ und al- 
lein zusammenhalten kann ist ein norma- 
tives Fundament verallgemeinerter Gegen- 
seitigkeit, die gesellschaftsweite Durchset- 
zung des demokratischen Prinzips wech- 
selseitiger Anerkennung und Unterstüt- 
zung. Dieses Prinzip, das rein denklogisch 
die Solidarität auch mit den vermeintlich 
Faulen, Unsozialen und Überversorgten 
einschließt, wird durch die unablässige 
politische Konstruktion, Moralisierung 
und Skandalisierung eben dieser Sozialfı- 
guren effektiv ausgehöhlt. Die politische 
Apologie des Sozialneids gräbt beständig 
an den sozialmoralischen Fundamenten 
eines universalistischen Sozialstaats. Die- 
ses moralökonomische Argument aber 
taucht mittlerweile nirgendwo mehr auf, 


5 Ganz im Gegenteil: Bischof Huber (2004) 
liegt mit der Aussage „Wir haben soziale Er- 
rungenschaften einzuschränken, wenn wir sie 
erhalten sollen.“, voll im Trend des gegenwär- 
tigen sozialpolitischen Diskurses, und die 
Denkschrift der Deutschen Bischofskonferenz 
reproduziert von vorne bis hinten so ziemlich 
alle Gemeinplätze der aktuellen Sozialstaats- 
debatte, von „Reformen sind notwendig. 
Deutschland verträgt keinen weiteren Still- 
stand.“ (Die deutschen Bischöfe 2003: 3) über 
„Heute erscheint nicht mehr vorrangig die 
Verteilungsgerechtigkeit als das Hauptprob- 
lem.“ (ebd.: 16) bis hin zu „Durchbrochen 
werden muss der Vorrang ... der Interessen 
von heute vor den Interessen von morgen“ 
(ebd.: 28). Das ist gelebte Ökumene. 


auch in den sozialpolitischen Kirchen- 
männerrechnungen nicht - dabei müss- 
ten gerade sie es besser wissen: It’s the 
moral economy, stupid! 

Stattdessen erleben wir die Wiederholung 
der immergleichen Kampagnen, die of- 
fenbar einer uralten - und beliebig er- 
neuerbaren - Angst vor „zu viel“ Indivi- 
dualität und Autonomie, ja vor „zu viel“ 
Demokratie im Sinne eines demokrati- 
schen Wohlfahrtsindividualismus ent- 
springen und diese Ängste wiederum be- 
dienen. Es ist ziemlich genau hundert 
Jahre her, dass Max Weber, mit Blick auf 
die „Lage der bürgerlichen Demokratie 
in Rußland“, „diejenigen, welche ın ste- 
ter Angst davor leben, es könnte in Zu- 
kunft in der Welt zu viel ‚Demokratie’ 
und ‚Individualismus’ geben“, zu mah- 
nen versuchte, sie möchten sich doch 
„endlich beruhigen: es ist, nur allzusehr, 
dafür gesorgt, daß die Bäume des demo- 
kratischen Individualismus nicht bis ın 
den Himmel wachsen. ... alle ökonomi- 
schen Wetterzeichen“, so Weber damals 
weiter, wiesen vielmehr „nach der Rıch- 
tung zunehmender ‚Unfreiheit'“ (Weber 
1988: 63). Nun: Es hat offensichtlich 
nichts genutzt. Heute, unter Bedingun- 
gen ausgebauter Wohlfahrtsstaatlichkeit, 
kehrt die von Weber inkriminierte Sorge 
als Angst vor „zu viel“ Wohlfahrtsdemo- 
kratie und vor „zu viel“ Wohlfahrtsin- 
divdualismus, als Angst vor jenen Frei- 
heitsgewinnen der Wohlfahrtsgesellschaft, 
die der gesellschaftlich verallgemeinerten 
Solidarität entspringen, zurück - und wird 
mit der politischen Anerkennung der 
heilenden, „charakterbildenden Kraft“ 
(Streeck 1998: 42) von Marktzwängen 
und der autoritativen Durchsetzung von 
Gemeinwohlkonstruktionen gegen öf- 
fentlich enttarnte Solidaritätsgewinnler 
beantwortet. Insofern weisen heute in 
Deutschland nicht nur die ökonomı- 
schen, sondern auch die politischen 
Wetterzeichen „nach der Richtung zu- 
nehmender ‚Unfreiheit”“. Wir lernen: 
Max Weber hatte - wie fast immer - 
recht. Und die Geschichte der „sozialen 
Frage“ geht weiter. 


Zur Lage der bürgerlichen Demokratie in Deutschland 163 


Literatur 

Die deutschen Bischöfe - Kommission für ge- 
sellschaftliche und soziale Fragen (2003): 
Das Soziale neu denken. Für eine langfris- 
tig angelegte Reformpolitik, Bonn, 12. De- 
zember 2003 

Gangl, Markus (1998): Sozialhilfebezug und 
Arbeitsmarktverhalten. Eine Längsschnitt- 
analyse der Übergänge aus der Sozialhilfe in 
den Arbeitsmarkt, in: Zeitschrift für Soziolo- 
gie 27 (3), 5. 212232. 

Gebauer, Ronald; Petschauer, Hanna; Vobru- 
ba, Georg (2002): Wer sitzt in der Armuts- 
falle? Selbstbehauptung zwischen Sozialhil- 
fe und Arbeitsmarkt, Berlin: edition sigma. 

Huber, Wolfgang (2004)’Einen kleiner wer- 
denden Kuchen fair verteilen’, Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 2.1.2004. 

Lessenich, Stephan (2004): Auf welcher Bau- 
stelle wollen wir leben? Die ‚Krise’ des 
Wohlfahrtsstaats, die ‚Reform’ der Sozial- 
politik und die Chancen soziologischer 
Diagnose, in: Soziologische Revue 27 (1), 
S. 29-43 

Marshall, Thomas H. (1963): Citizenship and 
Social Class, in: ders., Sociology at the 
crossroads and other essays, London: Her 
nemann, [zuerst 1949], S. 67-127. 

Oschmiansky, Frank; Schmid, Günther; Kull, 
Silke (2003 ): Faule Arbeitslose? Politische 
Konjunkturen und Strukturprobleme der 
Missbrauchsdebatte, in: Levrathan 31 (1), 
S. 3-31 

Sinn, Hans-Werner (1997 ): The Value of 
Children and Immigrants in a Pay-As-You- 
Go Pension System: A Proposal for a Par- 
tial Transition to a Funded System, NBER 


Working Paper 6229, National Bureau of 
Economic Reserach, Cambridge/Mass. 

Sinn, Hans-Werner (2000): Die Osterweiterung 
der EU und die Zukunft des Sozialstaates, 
in: Stephan Leibfried und Uwe Wagschal 
(Hg.), Der deutsche Sozialstaat. Bilanzen - 
Reformen - Perspektiven, Frankfurt/New 
York: Campus, $. 474-489. 

Sinn, Hans-Werner (2003): Rente nach Kin- 
derzahl, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 14.1.2003, S. 12. 

Streeck, Wolfgang (1998): Einleitung: Interna- 
tionale Wirtschaft, nationale Demokratie?, 
in: ders. (Hg.), Internationale Wirtschaft, 
nationale Demokratie. Herausforderungen 
für die Demokratietheorie, Frankfurt/New 
York: Campus, S. 11-58. 

Taylor-Gooby, Peter (2002): The Silver Age of 
the Welfare State: Perspectives on Resilience, 
in: Journal of Social Policy 31 (4), S. 597-621. 

Vobruba, Georg (1989): „Sozialstaatskritik. 
Neokonservative Interpretationen zur Ver- 
einzelung im Wohlfahrtsstaat“, in: ders., 
Arbeiten und Essen. Politik an den Gren- 
zen des Arbeitsmarkts, Wien: Passagen, S. 
181-192 

Vobruba, Georg (2003 ): Freiheit: Autonomie- 
gewinne der Leute im Wohlfahrtsstaat, in: 
Stephan Lessenich (Hg.), Wohlfahrtsstaatli- 
che Grundbegriffe. Historische und aktuel- 
le Diskurse, Frankfurt/New York: Campus, 
S. 137-155. 

Weber, Max (1988 ): Zur Lage der bürgerli- 
chen Demokratie in Russland, in: ders., 
Gesammelte Politische Schriften, Heraus- 
gegeben von Johannes Winckelmann, 
Tübingen: J.C.B. Mohr (Paul Siebeck), 5. 
Aufl. [zuerst 1906], S. 33-68. 


Pierre Salama 


Eine neue Art von Finanzkrisen in Lateinamerika 


Zwei Typen von Krisen 


Die lateinamerikanischen Finanzkrisen der 1980er Jahre unterscheiden sich 
grundlegend von denen der 1990er Jahre. Die früheren resultierten aus der un- 
geheuren Belastung durch die Aufßenverschuldung und aus der Notwendigkeit 
einen großen Teil der internen Ressourcen für den Schuldendienst einzuset- 
zen. Die neueren Krisen beruhen dagegen auf extrem starken finanziellen 
Zwängen, die von außen kommen. 

Kehren wir kurz zu den früheren Finanzkrisen zurück: Anfang der 1980er Jah- 
re sah sich Mexiko außerstande, seine Schulden zurückzuzahlen, worauf die 
internationalen Finanzmärkte auf extrem brutale Weise reagierten: Die latein- 
amerikanischen wie auch mehrere asiatische Länder erhielten internationale 
Kredite nur noch unter der Bedingung, dass sie beim Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) einen letter of intent unterschrieben. Von nun an mussten 
sie einen erheblichen Teil ihres Schuldendienstes über ihre internen Ressour- 
cen finanzieren und die Bedingungen der Umschuldung des anderen, wesent- 
licheren Teils mit dem IWF aushandelten. Sie mussten sich zu einer Austeri- 
tätspolitik verpflichten, die eine drastische Reduzierung der öffentlichen Aus- 
gaben und eine maximale Abwertung ihrer Währungen einschloss, um ihre 
Exporte zu steigern und einen positiven Saldo ıhrer Handelbilanz zu errei- 
chen, so dass ausreichend Devisen zur Verfügung stehen würden, um einen 
Teil ihres Schuldendienstes zu erfüllen. Insgesamt führte dies dazu, dass in eı- 
nigen Ländern die Exporte die Importe um rund 30% überstiegen und die 
Rückzahlung der Auslandsschuld zwischen 2 und 5% des gesamten Bruttoin- 
landsproduktes ausmachte - das ist mehr als die Siegermächte nach dem Ers- 
ten Weltkrieg im Vertrag von Versailles von Deutschland als Reparationszah- 
lungen auferlegten. Die Nettoströme des Kapitals kehrten sich auf diese Art 
um: Lateinamerika exportiert nun mehr Kapital als es bekommt. Der Preis da- 
für ist extrem hoch: eine zehnjährige Depression, die vor allem auf die Ein- 
schnitte bei den öffentlichen Ausgaben zurückgeht, in der Folge eine zurück- 
gehende Investitionsneigung, in mehreren Ländern als Effekt der massiven 
Abwertungen eine Hyperinflation, ein Anwachsen der Armut und der sozialen 
Ungleichheiten. In dieser Situation leiden die Armen unter der Inflation um 
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so mehr, je ärmer sie sind. Die Ökonomen bezeichnen dieses Phänomen als 
„Inflationssteuer“. Der auswärtige Schuldendienst stellt eine Ausgabe des öf- 
fentlichen Haushalts dar, da ein großer Teil der Schulden aus öffentlichen 
Kreditaufnahmen besteht, und da sich die Regierungen meist dafür entschie- 
den haben, das Wechselkursrisiko der privaten Verschuldung zu übernehmen. 
Die öffentlichen Einnahmen blieben unzureichend, gleichzeitig bestand die 
Verpflichtung, das Budgetdefizit zu reduzieren, aber die mit dem Schulden- 
dienst zusammenhängenden Ausgaben stiegen um so mehr an, je stärker die 
Währung abgewertet wurde. Daraufhin gaben die Regierungen Schatzbriefe 
aus, die sie dadurch attraktiv machten, dass sie ihren Wert entweder mit einem 
Inflationsausgleich oder mit einer Angleichung an den inoffiziellen Wechsel- 
kurs, der als Indikator für zukünftige Geldentwertung gilt, indexierte. Dieser 
stark inflationistische Kontext und die durch den Schwarzmarktkurs angekün- 
digten Abwertungen erlaubten somit den wohlhabendsten 5% der jeweiligen 
Bevölkerung, sich mit Hilfe dieser indexierten Produkte weiter zu bereichern. 
Die Auslandsschuld generierte eine Inlandsschuld, die schwer zu kontrollieren 
ist und die sich für die Banken wie für einen kleinen Teil der Bevölkerung als 
immer lukrativer erwies. Demgegenüber waren die Auswirkungen des Schul- 
dendienstes für die große Mehrheit der Bevölkerung, und da vor allem für die 
unteren Schichten, katastrophal. Indirekt waren es die Armen, die nicht über 
Dollarguthaben verfügten, aber für die Bezahlung der Auslandschuld aufka- 
men - eine Auslandsschuld, die in einigen Ländern (Argentinien, Venezuela, 
teilweise auch Mexiko) ursprünglich dadurch entstanden war, dass die Reichen 
ihre Kapıtalien ın die USA transferiert hatten. 

Die Krisen der 1990er Jahre sind jedoch anderer Art. Der Ausweg aus der vor- 
hergehenden Krise geschah durch eine plötzliche und brutale Liberalisierung 
der Gesamtheit der Märkte. Die Inflation wurde gestoppt, es kam wieder zu 
Wachstum. In den ersten Jahren ging auch die Armut zurück, gelegentlich, wie 
in Brasilien, sogar in erheblichem Ausmaß. Sehr bald traten aber Finanzprob- 
leme auf, die kaum überwindbar erschienen. Die Wirtschaft funktionierte 
mehr und mehr in der Art des „Kasinokapitalismus“, wie Keynes ihn bezeich- 
nete. Die Fortsetzung des Wachstumskurses stieß ın zunehmendem Maß auf 
finanzielle Hindernisse. Die Raten des Wachstums schwächten sich ab und 
schwankten immer stärker. 

Besonders große Schwankungen gab es in Mexiko und in Argentinien mit ei- 
ner Krise ım Jahr 1995, dann 1998 einer in Brasilien und im folgenden Jahr 
wiederum einer in Argentinien, wo es 2002 zu einem massiven Einbruch des 
Sozialprodukts von fast 11% kam, was dazu führte, dass mehr als die Hälfte 
der Bevölkerung unter der Armutsgrenze lebte, während Mexiko, Brasilien und 
die meisten lateinamerikanischen Länder 2002 und 2003 ein stark verlangsam- 
tes Wachstum erlebten. Dennoch waren die Schwankungen der 1990er Jahre 
weniger ausgeprägt als diejenigen der 1980er Jahre, die als „verlorenes Jahr- 
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zehnt“ bezeichnet werden. Auch die Ursachen dieser Schwankungen unter- 
scheiden sich - damals lagen sie im Schuldendienst, der auf Kosten der natio- 
nalen Ressourcen ging, im letzten Jahrzehnt dagegen in der gesteigerten finan- 
ziellen Abhängigkeit als Folge der neuen Wachstumsmuster, die zur Überwin- 
dung der Hyperinflationskrisen implantiert wurden. 


Tabelle 1: Wachstumsraten des BIP in den wichtigsten 
lateinamerikanischen Ländern 


Argentinien | Brasilien Chile Kolumbien Mexiko 
1921 10,6 1,0 73 1,8 4,2 
1992 9,6 1-0,3 10,9 3,6 3,7 
1993 5,9 4,5 6,6 \ 44 1,8 
1994 5,8 62 5,1 5,9 4,4 
1995 2,9 4,2 9,0 4,9 -6,1 


5,5 2,5 6,9 1,9 5,4 
8,0 3,3 6,8 


2003° (geschätzt) 
Quelle: Cepal: Proyecciones de America Latina y Caraibes 2003 


Es gab nicht nur häufige, sondern auch sehr heftige Konjunkturschwankun- 
gen, deren Ausprägungen eher an die europäischen Zyklen des 19. Jahrhun- 
derts mit ihren starken Ausschlägen nach oben und unten erinnerten, als an 
die moderaten Bewegungen des 20. Jahrhunderts. Dieser häufige Wechsel traf 
die Armen sehr viel mehr als das geringe Wachstum. 


Die Auswirkungen der Liberalisierung 


Ein kurzer Rückblick auf den internationalen Kontext zeigt, dass Bankkredite 
für den internationalen Zahlungsverkehr der lateinamerikanischen Ökonomien 
zur Restgröße wurden, sie dienten ın erster Linie zur Refinanzierung der 
Schulden, wie sie, entsprechend den letters of intent, mit dem IWF vereinbart 
wurden (daher auch die Bezeichnung „unfreiwillige Kredite“). Dagegen nah- 
men Anleihen, Schatzanweisungen und Aktien, die allesamt Finanzinvestitio- 
nen darstellen, einen wichtigen Platz ein. Auch ausländische Direktinvestitio- 
nen, die in den 1980er Jahren marginal geblieben waren, erlebten in der Mitte 
der 1990er Jahre einen ungewöhnlichen Aufschwung. 

Im nationalen Kontext ist demgegenüber festzustellen, dass die Realsphäre der 
Ökonomie in einzelnen Ländern mehr oder weniger von der Krise der 1980er 
Jahre in Mitleidenschaft gezogen wurde. Die brutale Öffnung der Märkte 
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führte in einigen Ökonomien zu erheblichen Defiziten der Handelsbilanz, 
welche die bisherigen Überschüsse ersetzte, die ihrerseits Ergebnis des ausge- 
prägten Protektionismus und der Krise waren. Tatsächlich war die Wettbe- 
werbssituation der meisten Länder so schwach, dass sie nicht in der Lage wa- 
ren, den massiven Zustrom ausländischer Waren, der mit der plötzlichen Libe- 
ralisierung einsetzte, zu verhindern, nicht nur weil eine „Entwaffnung“ bei den 
Einfuhrzöllen stattgefunden hatte, sondern auch eine erhebliche Reduzierung 
der Subventionen für den Exportsektor, und man ganz allgemein zu einer Po- 
litik der Zinserhöhungen übergegangen war. Ein weiterer Faktor, der das Defi- 
zit stark ansteigen ließ, lag in der realen Aufwertung der Währung. Diese ergab 
sich automatisch aus der neuen Anti-Inflations-Politik: das Ende der Preisstei- 
gerungen führte zur Aufwertung, was Importe begünstigte, aber Exporte er- 
schwerte. 

Da aus dem bisherigen Handelsbilanzüberschuss ein Defizit wurde, war der 
Schuldendienst darüber nicht mehr zu finanzieren. Gleichwohl führten Libera- 
lisierung und Deregulierung sowie eine Hochzinspolitik dazu, dass spekulati- 
ves Kapital angezogen wurde. In einer ersten Phase sicherte dieses die Finan- 
zierung des Schuldendienstes und des Defizits der Handelsbilanz. Diese Wirt- 
schaftspolitik erhöhte die Kreditwürdigkeit bei den internationalen Finanz- 
märkten, so dass Kapital in die Länder strömte, die Reserven der Zentralban- 
ken zunahmen und die Aufwertung der nationalen Währungen sich weiter 
fortsetzte, und zwar nominal wie real (dies mit Ausnahme von Argentinien, 
wo der gesetzlich fixierte nominale Wechselkurs durch den Ausbruch der Fi- 
nanzkrise Ende des Jahre 2001 praktisch „hinweggefegt“ wurde). 

Die erste Krise ereignete sich Mitte der 1990er Jahre in Mexiko. Das Handels- 
bilanzdefizit schwoll derartig an, dass die ausländischen Investoren daran zu 
zweifeln begannen, ob das Land die Gesamtheit seiner finanziellen Verpflich- 
tungen erfüllen würde. Aus Angst vor einer Abwertung setzte eine Flucht na- 
tionalen wie internationalen Kapitals ein. Die Währung wurde zwei Mal stark 
abgewertet. Die US-amerikanische Regierung erklärte sich der mexikanischen 
gegenüber zu massiven Stützungsmaßnahmen bereit, um die dramatische Ka- 
pitalflucht zu stoppen. Was man hier erlebte, war eine neue Art von Krisen: 
erstmalig werden die Auswirkungen einer brutalen und massiven Liberalisie- 
rung dieser Ökonomien deutlich sichtbar. Gleichzeitig entstand damit ein 
Kontext, der auch in anderen schwachen Ländern wie in Argentinien das Ab- 
fließen von Kapital begünstigte (der „Tequila-Effekt“). 

Die bedenkenlose Öffnung der Kapitalmärkte führt zu extrem harten Folgen 
für die Realsphäre der Ökonomie: um die Kapitalflucht zu stoppen, mussten 
astronomisch hohe Zinssätze eingeführt werden, was sehr schnell und ohne 
die Kapitalabflüsse zu verlangsamen, zu einer Lähmung der Produktion führte 
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und die ökonomische Krise beschleunigte. Die Ökonomen entdeckten er- 
neut, dass die Reaktionsgeschwindigkeit der realen Sphäre sehr viel langsamer 
ist als diejenige der finanziellen Sphäre. So zeigt sich etwa der positive Effekt 
einer erhöhten Investitionsquote auf das Wachstum erst mit einer gewissen 
Verzögerung. Selbst wenn es zu einer erheblichen Abwertung der nationalen 
Währung aufgrund von Spekulationsbewegungen kommt, lässt diese die Ex- 
porte erst nach einiger Zeit steigen. Und auch das findet in einer Wirtschaft, 
die nur zum Teil offen ıst und deren Exporte nicht in erster Linie in Rohstof- 
fen bestehen, nur dann statt, wenn die Abwertung wirklich einschneidend aus- 
fällt. 

Umgekehrt zeigt sich der Finanzsektor äußerst empfindlich gegenüber speku- 
lativen Bewegungen, und die Geldströme, die plötzlich aus einem Land ab- 
fließen, können sehr hoch sein. Diese heftigen und schnellen Reaktionen ü- 
bertragen sich mit einer starken Hebelwirkung auf die Realsphäre. Hier einige 
Beispiele: Als die Zinssätze erheblich angehoben wurden (in Brasilien etwa zur 
Zeit des Höhepunktes der spekulativen Attacken bis zu 50%), um den Abfluss 
von Kapital zu stoppen und eine Bewegung in umgekehrter Richtung einzulei- 
ten, zeigten sich als erste Auswirkungen eine massive Verteuerung der Kredite 
und ein Anstieg der internen Staatsverschuldung, so dass es noch schwieriger 
wurde, das Staatsdefizit wie versprochen zu reduzieren; es kam sehr rasch zu 
einer Rezession oder zu einer Verschärfung der Krise in der Realsphäre. Man 
erlebt hier etwas, was man ein overshooting des Finanzsektors auf den Real- 
sektor nennen könnte. Diese unterschiedlich ausgeprägten Empfindlichkeiten 
vervielfachen sich, wenn die Wirtschaft relativ geschlossen bleiben, was bei ei- 
nigen Ländern der Fall ist, auch wenn sie sich in den letzten zehn Jahren im- 
mer mehr geöffnet haben. Von nun an ist eine der wichtigsten Quoten, die 
besondere Aufmerksamkeit verdient, nicht mehr diejenige der Außenschuld ım 
Verhältnis zum BIP, sondern diejenige der Außenschuld im Vergleich zu den 
Exporten, die ın den lateinamerikanischen Ländern extrem geworden ist. 


Tabelle 2: Schulden und Exporterlöse 


2000 ] 2001 20022 | 2003 (geschätzt) 
Bruttoschuld von 17 Ländern | 721 713 715 726 
in Mrd. US Dollar 
In Prozent der Exporte. 170 176 177 | 170 


Quelle: Dresdner Bank: Latin American Spotlight, März 2003 


Zumindest auf der finanziellen Ebene kommt die Krise dann zum Stillstand, 


1 Um ein Beispiel zu nennen: während der Diskontsatz Anfang des Jahres 2003 in Brasilien 
bei 26% lag, betrug der Zinssatz für Bankkredite 200%. 
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wenn die internationale Glaubwürdigkeit der Regierung wiederhergestellt ist - 
normalerweise als Folge einer starken Abwertung der heimischen Währung, 
der erheblichen Kürzung der Staatsausgaben mit Ausnahme des Schulden- 
dienstes, der Attraktivität äußerst lukrativer Zinssätze und der finanziellen 
„Panzerung“, wie sie von den Großbanken und vom IWF als Gegenleistung 
für eine Fortsetzung des Liberalisierungskurses angeboten wird. 


Immer schärfere finanzielle Zwänge, Kasinokapitalismus 


Das Ende der mexikanischen und der argentinischen Krise bedeutete Mitte 
der 1990er Jahre gleichzeitig den Einstieg ın eine neue Phase. Diese hatte zwei 
wesentliche Kennzeichen: die Salden der Handelsbilanz wiesen in einigen 
Ländern Überschüsse auf, in anderen nahm zumindest das Defizit ab; die aus- 
ländischen Investitionen erlebten einen neuen Aufschwung, insbesondere in 
Brasilien und in Mexiko, was die Finanzinvestitionen (in Schatzanweisungen 
und Aktien) auf eine Nebenrolle reduzierte, die dennoch aber nicht gering zu 
schätzen ist. Schen wir uns zunächst die Entwicklung der Handelsbilanz an. 
Die Öffnung der nationalen Ökonomien hat zu einer Veränderung der indus- 
triellen Struktur geführt, wobei die Bedeutung der verarbeitenden Industrie 
insgesamt zugunsten anderer Sektoren wie der Landwirtschaft oder der Aus- 
beutung von Rohstoffen abgenommen hat. Die industrielle Struktur hat sich 
durch die Einfuhr von hochmodernen Anlagen geändert. Sie waren durch die 
Liberalisierung der Austauschbeziehungen und die Aufwertung der eigenen 
Währung preiswerter geworden, wenngleich diese Entwicklung durch die Ab- 
wertungen im Gefolge von Finanzkrisen unterbrochen worden war. Diese Im- 
porte bewirkten, dass die Arbeitsprozesse neu organisiert wurden und die Ar- 
beitskräfte flexibler werden mussten, was wiederum - abgesehen von den zeit- 
weıligen Krisen - die Arbeitsproduktivität anwachsen ließ und zu den steigen- 
den Ausfuhren führte. In einigen Ländern verlief die Entwicklung etwas an- 
ders, indem komplette Industriezweige verschwanden und das Wachstum der 
Exporte vor allem auf eine stärkere Spezialisierung auf Rohstoffe aus der 
Landwirtschaft und aus dem Bergbau zurückgingen, so etwa in Argentinien 
und Chile. Demgegenüber erhöhten sich in anderen Ländern wie in Mexiko 
und in mehreren mittelamerikanischen Ländern die ausländischen Investitio- 
nen, um entweder für den Binnenmarkt (in Mexiko) oder aber bei geringer 
Wertschöpfung für ausländische Märkte zu produzieren (Mexiko, Mittelame- 
rıka). 

Auf unterschiedliche Weise kam es demnach entweder zu bedeutenden Redu- 
zierungen von Handelsbilanzdefiziten oder sogar zu entsprechenden Über- 
schüssen, wie in der nächsten Tabelle am Beispiel von Brasilien zu sehen ist. 
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Tabelle 3:Wesentliche Posten der Zahlungsbilanz Brasiliens 
(in Mrd. US Dollar) 


1998 1999 2000 2001 2002 
Handelsbilanz -6,6 -1,3 -0,7 2,6 9,9 
Exporte 51,1 48,0 551 58,2 60,4 
mporte 57,7 49,3 55,8 55,6 50,5 
Dienstleistungsbilanz 28,3 -25,8 25,5 -27,5 -23,2 
davon Zinszahlungen -11,40 -14,9 -14,6 -14,9 -13,3 
Dividenden, Gewinne -6,9 -4,1 -3,3 -5 -5,5 
Leistungsbilanz -33,5 -25,4 -24,7 u -23,2 -7,5 
in Prozent des BIP 4,25 4,81 415, 4,58 1,62 
Tilgung von mittel- und 29,8 -45,4 -32,0 -35,2 -30,0 
angfristigen Schulden 
Abflüsse insgesamt -63,3 -70,8 -56,7 -58,4 -37,5 
Ausländische Direktin- 28 29 32,8 22,6 15,8 
vestitionen (ADI) 
Wertpapieranlagen (An- -2 13 2,8 2,8 0,5 
leihen und Aktien) 
Kurz, mittel- u. lang- 241,6 236,2 226,1 223,2 
frist. Auslandsschulden 


Quelle: BACEN 


Aber nicht nur die Bedeutung des Schuldendienstes nahm zu, weil dieser ab- 
solut anstieg und gleichzeitig die Risikoprämien wuchsen, sondern es trat auch 
ein neues Element in Erscheinung: Kapitalabflüsse in Form von Dividenden, 
die aus den Ansprüchen der Aktionäre multinationaler Unternehmen herrüh- 
ren. In Brasilien stellen sie bereits mehr als ein Drittel des Werts der Schuld- 
zinsen dar. Diese zunehmende Bedeutung des Schuldendienstes resultiert un- 
mittelbar aus dem Aufschwung der ausländischen Investitionen, die vor allem 
im Bereich der Dienstleistungen stattfinden, bei denen es erhebliche Importe, 
aber wenig Exporte gibt. Was die ausländischen Investoren anzieht, sind Kapı- 
talanlagen in Zusammenhang mit den wirtschaftlichen Integrationsprozessen 
in Lateinamerika (vor allem Mercosur und Alena), zum anderen die massiven 
Privatisierungen in mehreren Ländern (Mexiko, Argentinien). Brasilien stellt 
dafür ein eindrucksvolles Beispiel dar, da sich hier die Direktinvestitionen in 
einem Jahrzehnt verzehnfacht haben, so dass das Land inzwischen einen 
zweimal so hohen Internationalisierungsgrad aufweist wie die USA, wenn man 
diesen an der Gesamtheit der Aktiva multinationaler Unternehmungen, ge- 
wichtet mit dem jeweiligen Sozialprodukt, misst. 

Insgesamt waren die Zuflüsse an ausländischen Investitionen nach Lateiname- 
rıka im Jahrfünft nach 1995 höher als diejenigen in asiatische Schwellenländer 
(ohne China), wobei die Unterschiede zwischen den beiden regionalen Blö- 
cken vor allem ın diesen Jahren deutlich wurden, sich aber seit Anfang des 
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Jahres 2000 wieder verringerten, weil die Kapitalflüsse seit dieser Zeit insge- 
samt abgenommen haben. 

Nun sınd noch die Wertpapieranlagen zu betrachten. Diese haben relativ an 
Bedeutung verloren, blieben aber wichtig. Im wesentlichen sind diese Anlagen 
per Saldo (Zuflüsse/Abflüsse) zurückgegangen, wobei die Zuflüsse vor allem 
dazu dienten, frühere Schatzbriefe zu tilgen. Ohne diese Zuflüsse wären die 
Tilgungen noch viel schwieriger, weshalb man mit hohen Zinssätzen Kapital 
anzuziehen versucht. 

Kapitalabflüsse im Zusammenhang mit der Tilgung der Schulden sowie mit der 
Zahlung von Zinsen, Dividenden usw. sind unausweichlich, sie sind aber schwie- 
ig zu finanzieren. Sie werden teilweise durch den positiven Saldo der Handelsbi- 
lanz, sofern ein solcher besteht, aufgebracht, teilweise durch die Devisen, die mit 
der plötzlichen Flut der Direktinvestitionen in den letzten beiden Jahren herein- 
kamen, teilweise auch durch Finanzinvestitionen, deren Saldo mittlerweile je- 
doch gegen Null tendiert, und schließlich zum Teil durch Kredite von internati- 
onalen Organisationen. Diese Kredite sind zwar nicht so teuer, zwingen die Län- 
der dafür jedoch auf eine neoliberale Schiene, die ihrerseits in großem Maß für 
die Instabilitäten und die Verlangsamung des Wachstums verantwortlich ist. 

Die Fähigkeit des Wachstumsregimes, das ın den 1990er Jahren durchgesetzt 
wurde, Finanzkrisen zu produzieren, ist bemerkenswert. Der mit ihm verbun- 
dene Finanzierungsbedarf ist umfangreich und auf der Ebene von Zinsen, Di- 
videnden und Tilgungszahlungen wenig beherrschbar, auf der Ebene der rea- 
len Entwicklung ergibt sich die Schwierigkeit, dass die Exporte gewaltig erhöht 
werden müssten, um eine dauerhaft positive Handelsbilanz zu erreichen. Die 
Finanzierungsmöglichkeiten hängen von mehreren Faktoren ab, wovon die ei- 
nen zu perversen Effekten führen (Liberalisierung der Finanzmärkte und 
Hochzinspolitik), die anderen durch die nationalen Regierungen schwer kon- 
trollierbar sind (die Handlungsspielräume sind von der jeweiligen Konjunktur 
abhängig). Insofern wird verständlich, dass das Problem der Glaubwürdigkeit 
der jeweiligen Regierungspolitik nicht auf einem absoluten, sondern auf einem 
relativen Niveau besteht. So kann es beispielsweise passieren, dass die Nach- 
frage nach Kapital zurückgeht, das Angebot aber in noch stärkerem Ausmaß 
sinkt, so dass eine Lücke entsteht, die von ihrer Größe her bereits ausreicht, 
um eine Reihe von negativen Wirkungen auszulösen: spekulative Bewegungen, 
eine Anhebung der Zinssätze, eine Finanzkrise, eine Abwertung der Währung, 
eine Verlangsamung des Wachstums. In den entwickelten Ländern gibt es seit 
zwei Jahren einen andauernden Kursverfall an den Börsen, Verluste von gro- 
ßen Unternehmen, die niedrigere Renditen in Kauf nehmen mussten, und eine 
Verlangsamung des Wachstums - all dies ıst nicht dazu angetan, private Kapı- 
talströme fließen zu lassen. 

Das Angebot an Finanzmitteln kann also stärker zurückgehen als die gesun- 
kene Nachfrage, und dies wird insbesondere dann eine Krise herbeiführen, 
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wenn eine neue Regierung an die Macht kommt, die bei den Finanzmärkten 
Zweifel in bezug auf die weitere Wirtschaftspolitik aufkommen lässt. So erging 
es Lula in Brasilien, bis dieser dem IWF wesentliche Zusicherungen gab, die 
Politik seines Vorgängers fortzusetzen. 


Fazit 


Die Beeinflussung von Zu- und Abflüssen der Zahlungsbilanz erfolgt heutzu- 
tage vor allem über die Anpassung der Zinssätze, sie sind ein wesentliches In- 
strument der Wirtschaftspolitik. Die Anhebung der Zinsen und ihr anhaltend 
hohes Niveau stellen notwendige, aber nicht ausreichende Bedingungen dar, 
um Kapital anzuziehen. Allerdings schwächt dies die Banken, da ein Teil ihrer 
Aktiva entwertet wird (steigende Zinsen führen zu sinkenden Wertpapierkur- 
sen), und sie sich außerdem dazu veranlasst sehen, schlechte Kredite zu ge- 
währen. Wenn das Risiko zunimmt, dass Kredite faul werden können, dann 
verteuert dies insgesamt die Kreditkosten. In der Folge steigt das Budgetdefizit 
der öffentlichen Hand, selbst wenn Ausgaben gestrichen werden. Investitions- 
projekte der Unternehmen werden aufgeschoben, und zwar einerseits wegen _ 
ihrer Kosten, andererseits, weıl der Kauf von Schatzbriefen rentabler erscheint, 
als selbst zu investieren. Der Anstieg der Zinsen wirkt konjunkturdämpfend, 
was einen circulus vitiosus in Gang setzt: Die hohen Zinsen vergrößern die 
Schwierigkeiten beim Haushaltsbudget, führen zu einer Rezession, worauf es 
zu weiteren Zinserhöhungen und zu einer Abwertung der Währung kommt. 
Diese Automatik ist sehr schwer zu stoppen und vergrößert auf dramatische 
Weise die soziale Schieflage. 
Die Situation vieler Länder ist heutzutage insofern paradox, als sie sich gleich- 
zeitig verbessern und verschlechtern kann. Es findet zwar Wachstum statt, 
aber es ist ein langsameres und unstetiges Wachstum; die soziale Lage der 
Mehrheit der Bevölkerung ist instabil und innerhalb dieses Wachstumsregimes 
ist es unmöglich, die massive Armut nachhaltig zu bekämpfen. 
Die Finanzlogik, die durch den Kasinokapitalismus eingeführt wurde, bringt 
eine erhebliche Instabilität des Wirtschaftslebens mit sich, entweder, weil Fi- 
nanzkrisen vermieden werden sollen oder weil sie gerade ausgebrochen sind, 
wobei beide Erscheinungen miteinander verbunden sind. Wachstumsprofile 
sehen unter der Herrschaft dieser Finanzlogik aus wie zackige Gebirge. Insge- 
samt ist es ein Wachstum „auf Messers Schneide“. 

Aus dem Französischen übersetzt von Dorothea Schmidt 
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Loic Wacquant 


Was ist ein Ghetto? , 
Konstruktion eines soziologischen Konzepts 


Es ist ein Paradox, dass die Sozialwissenschaften den Ausdruck „Ghetto“ zwar 
sehr häufig in deskriptiver Weise benutzt haben, dass es ihnen aber nicht ge- 
lungen ist, ein tragfähiges analytisches Konzept des Ghettos zu entwickeln. In 
drei Bereichen findet der Begriff des Ghettos traditionell Verwendung: in der 
Geschichtsschreibung der jüdischen Diaspora der frühen europäischen Neu- 
zeit und unter den Nazis, in soziologischen Untersuchungen zur Geschichte 
der Afroamerikaner in den Metropolen des 20. Jahrhunderts und in der Anth- 
ropologie jener Gruppen in Afrika und Ostasien, welche auf der Basis von 
ethnischen Zuschreibungen aus der jeweiligen Gesellschaft ausgegrenzt wur- 
den. „Ghetto“ dient hier in unterschiedlicher Weise als Beschreibung für einen 
abgegrenzten städtischen Bezirk, für ein Netz von gruppenspezifischen Institu- 
tionen und für eine spezifische kulturelle und kognitive Konstellation (be- 
stimmte Werte, Denkweisen, Mentalitäten), die mit der sozialen Isolation ei- 
ner stigmatisierten Gruppe sowie mit der systematischen Beschneidung des 
Lebensraumes und der Lebenschancen ihrer Mitglieder einhergeht. Keine die- 
ser Forschungsrichtungen hat sich jedoch die Mühe gemacht zu spezifizieren, 
was genau ein Ghetto als soziale Form überhaupt ausmacht, welche seiner Ei- 
genschaften konstitutiv sind und welche als abgeleitet betrachtet werden kön- 
nen, genauso wie über alle Epochen hinweg das Konzept des Volkes, das in 
der zu untersuchenden Gesellschaft existiert, als gegeben angenommen wurde. 
Dies erklärt, warum dieser Begriff - der sich scheinbar selbst erklärt - in den 
meisten Wörterbüchern der Sozialwissenschaften nicht auftaucht. 


Ein verschwommener und sich wandelnder Begriff 


Die Bedeutung des Begriffs „Ghetto“ hat sich in der US-amerikanischen Ge- 
sellschaft und den US-amerikanischen Sozialwissenschaften, die die Erfor- 
schung des Gegenstands sowohl quantitativ als auch thematisch dominierten, 
sukzessive ausgedehnt und eingeschränkt, je nachdem wie die politischen und 
intellektuellen Eliten den Zusammenhang von Ethnizität und Armut in der 


Dieser Beitrag wird in Neil J. Smelser, Paul B. Baltes (eds.), International Encyclopedia of 
the Social and Behavioral Sciences (London: Pergamon Press, 2004, rev. ed.) erscheinen. 
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tadt verknüpften (Ward 1989). Zunächst, in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts, wurde der Begriff auf jene europäische Juden angewendet, die sich 
in den Hafenstädten der Atlantikküste konzentrierten. Der Begriff „Ghetto“ 
war von „Slum“ klar abgegrenzt. Mit Letzterem wurde eher eine herunterge- 
kommene Wohngegend mit schlechten sozialen Verhältnissen bezeichnet. 
Während der progressiven Ära dehnte sich diese Bedeutung jedoch aus und 
umfasste alle innerstädtischen Bezirke, in denen sich exotische Neuankömm- 
linge sammelten. Dies waren in der Regel Unterschichtsimmigranten aus den 
südöstlichen Regionen Europas und Afroamerikaner, die vor dem diskriminie- 
renden Jim-Crow-Regime ım Süden der USA geflohen waren. Die Besorgnisse 
der herrschenden Klasse darüber, ob diese Gruppen an die dominierenden an- 
gelsächsischen Strukturen des Landes überhaupt angepasst werden könnten, 
bzw. sollten, führten zu einer erneuten Bedeutungsverschiebung von „Ghetto“: 
Als Ghetto wurden jetzt ethnisch bestimmte Wohngegenden mit großer Ar- 
mut bezeichnet. Segregation war hier kombiniert mit physischem Verfall und 
Übervölkerung, wodurch die für Metropolen typischen Erscheinungen wie 
Kriminalität, zerrüttete Familien und Armut sich noch verschlimmerten. 
Zugleich war den Bewohnern dieser Viertel die Teilnahme am kulturellen Le- 
ben des Landes verwehrt. Diesem Bedeutungskonzept wurde durch das Um- 
welt-Paradigma der (soziologischen) Schule von Chicago wissenschaftliche Au- 
torität verliehen. In seinem Klassiker The Ghetto nennt Louis Wirth (1928: 6) 
das jüdische Ghetto des mittelalterlichen Europas in einem Atemzug mit 
„Klein-Sizilien, Klein-Polen, Chinatown und den Schwarzenvierteln in unseren 
großen Städten“ und mit den „lasterhaften Orten“, welche „abweichende“ Per- 
sonen wie Landstreicher, Bohemiens und Prostituierte beherbergen. Dabei 
wurden alle diese Gegenden als „natürlich“ klassifiziert, sie seien aus dem unt- 
versellen Bedürfnis dieser verschiedenen Gruppen geboren worden, ihre „be- 
sonderen kulturellen Formen“ zu bewahren und jede von ihnen würde so eine 
spezifische Funktion in dem weiten, urbanen Organismus erfüllen. 

Nach dem zweiten Weltkrieg verengte sich dieser Bedeutungsgehalt unter dem 
Druck der Bürgerrechtsbewegung. Nun waren in der Hauptsache die voll ge- 
stopften Viertel gemeint, in welchen die Afroamerikaner leben mussten, wenn 
sie in die industriellen Zentren des Nordens zogen. Das Wachstum einer 
„schwarzen Stadt im Mutterleib der weißen Stadt“, in welcher sıch deutlich 
abgegrenzte und parallele Institutionen entwickelten, die als Kompensation 
und Schutzschild angesichts des unerbittlichen Ausschlusses der Afroamerika- 
ner durch die Weißen fungierten (Drake and Cayton 1945), stand in scharfem 
Kontrast zu der gleichmäßig verteilten Ansiedlung von Amerikanern europät- 
scher Herkunft. Kenneth Clark (1965: 11), der auf dem Höhepunkt der afro- 
amerikanischen Aufstände der sechziger Jahre schrieb, machte diese ethno- 
rassistische Unterwerfung zum Zentrum seiner Analyse des „schwarzen Ghet- 
tos“: „Der Beitrag Amerikas zum Konzept des Ghettos, war es, Personen auf 
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der Grundlage ihrer Hautfarbe in ihrer Freiheit zu beschränken und auf eine 
bestimmte Gegend festzulegen. Die unsichtbaren Wände der schwarzen Ghet- 
tos wurden von der weißen Gesellschaft errichtet, von jenen, die die Macht 
haben“. Diese Diagnose wurde von der Kerner Kommission (1968: 2) bestä- 
tigt, einer von Präsident Johnson eingesetzten Arbeitsgruppe, welche sich mit 
den gewalttätigen Ausschreitungen befassen sollte, die ab der Mitte der 1960er 
Jahre viele US-amerikanischen Städte erschütterten. In dem von der Kommis- 
sıon vorgelegten Bericht wurde davor gewarnt, dass aufgrund des unnachgiebi- 


gen Rassismus Amerika in zwei Gesellschaften gespalten werde, „eine schwarz, 
eine weiß - getrennt und ungleich“. Aber während der darauffolgenden zwei 
Dekaden zerfiel das „schwarze Ghetto“ vor dem Hintergrund der Deindustria- 
lisierung und der staatlichen Ausgabenkürzungen im sozialen und kommuna- 
len Bereich in ein ödes Territorıum voller Angst und Zerstörung. Als der Ras- 
sismus diffuser und stärker durch die Strukturen der Klassengesellschaft gebro- 
chen wurde, wurde auch die Kategorie des „schwarzen Ghettos“ abgelöst. Nun 
wurde ein Begriffspaar aus dem geographischen Euphemismus „Innenstadt“ 
und der Wortneuschöpfung „underclass“ gebildet, womit die Ghetto- 
Bewohner bezeichnet werden sollten, die von antisozialem Verhalten, akuter 
Arbeitslosigkeit und sozialer Isolation geplagt waren (Wilson 1987). Um 1990 
kulminierte die Neutralisierung des Begriffs „Ghetto“ in Forschungsansätzen, 
die vor allem an Politikberatung orientiert waren. Man bereinigte den Begriff 
um Kriterien wie Rasse und Macht, letztlich war nur noch ein Gebiet gemeint, 
in welchem extreme Armut herrscht, unabhängig davon wer dort wohnt. 
„Ghetto“ war damit wieder auf „Slum“ reduziert. 

Die Ausdehnung des Begriffs „Ghetto“ auf die Untersuchung von klar ab- 
grenzbaren soziokulturellen Mustern, die nach den Stonewall-Unruhen in den 
Städten fortgeschrittener Gesellschaften von Schwulen sowohl „gegen die 
Stigmatisierung als auch für die Befreiung der Schwulen“ entwickelt wurden 
(Levine 1979: 31), ebenso wie die kürzlich wiederauferstandene Rezeption des 
Begriffs in Westeuropa im Rahmen hitziger Debatten über den Zusammen- 
hang von postkolonialer Immigration, postindustrieller ökonomischer Re- 
strukturierung und städtischer Polarisierung (Mingione 1996) scheint seine 
Bedeutung nur weiter zu verwischen. Dennoch lassen sich aus all diesen Un- 


tersuchungen einige gemeinsame Ansätze und Eigenschaften entnehmen, mit 
denen eın relationales Konzept des Ghettos als Instrument der Schließung 
und Kontrolle konstruiert werden kann, welches einen guten Teil der entstan- 
denen Konfusion klärt und das ein wirkungsvolles Werkzeug für die soztalwis- 
senschaftliche Analyse ethnisch-rassistischer Herrschaft und städtischer Un- 
gleichheit darstellt. Dafür ist es sinnvoll zum historischen Ursprung des Wor- 
tes zurück zu gehen und seine Bedeutung im Venedig der Renaissance zu be- 
leuchten. 
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Eine Janusköpfige Institution ethnisch basierter Schließung 
und Kontrolle 


Das Wort Ghetto stammt vom italienischen guidecca, borghetto oder gietto 
ab (oder von dem deutschen Gitter oder dem talmudischen Hebräisch get: 
Die Etymologie ist umstritten). Ursprünglich bezog sich Ghetto auf die durch 
die politischen und kirchlichen Behörden veranlasste Verbringung der Juden 
in bestimmte Bezirke. Im mittelalterlichen Europa lebten die Juden im allge- 
meinen in ihnen zugewiesenen Vierteln, verwalteten dort ihre eigenen Angele- 
genheiten und folgten ihren Bräuchen. Solche Bezirke wurden als Privilegien 
gewährt oder verkauft, um Juden ın die Städte und Fürstentümer zu locken, 
wo sie eine wichtige Rolle als Geldverleiher, Steuereintreiber und Fernhandels- 
Kaufleute spielten. Doch zwischen dem 13. und dem 16. Jahrhundert, ım Lau- 
fe der durch die Kreuzzüge verursachten Umbrüche, verwandelte sich die an- 
fängliche Gunst langsam ın ein Zwangsverhältnis (Stow 1982). Im Jahre 1516 
ordnete der Senat von Venedig an, alle Juden im ghetto nuovo zusammenzu- 
treiben. Es handelte sich dabei um eine leer stehende Gießerei auf einer Insel, 
umgeben von zwei hohen Mauern, deren Außenfenster und Türen abgeschlos- 
sen waren, während Aufseher die beiden Brücken bewachten und in Booten 
auf den angrenzenden Kanälen patrouillierten. Den Juden war es fortan nur 
bei Tag erlaubt dieses Viertel zu verlassen, um ihren Geschäften nachzugehen, 
aber sie mussten eine deutlich erkennbare Kleidung tragen und, wenn sıe 
schlimmen Strafen entgehen wollten, wieder vor Sonnenuntergang zurück sein. 
Diese Maßnahmen waren als Alternative zur Vertreibung gedacht, denn auf 
diese Weise konnten sich die Stadtstaaten den ökonomischen Nutzen (Pacht, 
spezielle Steuern und Zwangsabgaben) sichern, den die Anwesenheit der Juden 
mit sich brachte. Zugleich wurden die Christen vor der „Kontaminierung“ mit 
den Juden geschützt: Juden galten als unrein, als in gefährlicher Weise genuss- 
süchtig, man hielt sie für Träger von Syphilis und Häresie. Außerdem lastete 
auf ihnen der Makel sich durch Wucher zu bereichern, was die katholische 
Kirche mit Prostitution gleichsetzte (Sennett 1994: 224). 

Das venezianische Modell breitete sich bald über ganz Europa und die Küsten 
des Mittelmeers aus (Johnson 1997: 235-245). Die territoriale Fixierung und 
Abgeschlossenheit führte einerseits zu Übervölkerung, zum Verfall der Häuser, 
zu Verelendung, Krankheiten und erhöhter Sterblichkeit. Auf der anderen Seı- 
te bildeten sich vielfältige Institutionen und eine ganz eigene Kultur heraus. 
Die städtischen Juden reagierten auf die politischen und beruflichen Ein- 
schränkungen, indem sie ein dichtes Netz von spezifischen Organisationen 
entwickelten, die als Instrument des kollektiven Beistands und der Solidarität 
fungierten: kommerzielle Verbände, Wohlfahrts- und Hilfsvereine, Orte religiö- 
ser Andacht und Lehre. Die Judenstadt ın Prag, Europas größtes Ghetto im 
18. Jahrhundert, hatte sogar sein eigenes Rathaus, ein Symbol der relativen 
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Autonomie und kommunalen Stärke seiner Bewohner. Und seine Synagogen 
hatten nicht nur spirituelle Aufgaben, sie waren auch für administrative und 
juristische Anliegen der Bevölkerung zuständig. Das soziale Leben des jüdı- 
schen Ghettos war ganz nach innen gerichtet und befand sich am Rande einer 
Art „Überorganisation“ (Wirth 1928: 62). Dies verstärkte sowohl die Integrati- 
on nach innen als auch die Isolation nach außen. 

Man kann bereits anhand dieser frühen Entwicklung die vier konstituierenden 
Elemente des Ghettos identifizieren, als da wären Stigma, Zwang, räumliche 
Einsperrung und institutionelle Ausstattung. Das Ghetto ist eine sozial- 
organisatorische Einrichtung, das den Raum benutzt, um gleichzeitig zwei wi- 
dersprüchliche Ziele zu erreichen: Die Maximierung des materiellen Profits, 
der sich aus einer Gruppe von als „verunreinigt“ geltenden, geächteten Men- 
schen ziehen lässt und die Minimierung eines engen Kontakts mit den Mit- 
gliedern dieser Gruppe, um die Bedrohung der durch sie symbolisierten und 
ihnen zugeschriebenen Zersetzung und Verseuchung abzuwehren. Die gleiche 
doppelte Zielsetzung von ökonomischer Ausbeutung und sozialer Ächtung 
bestimmte die Entstehung, die Struktur und das Funktionieren des afroameri- 
kanischen Ghettos in der fordistischen Stadt während eines Großteils des 20. 
Jahrhunderts. Nach dem ersten Weltkrieg wurden Schwarze von den Städten 
des US-amerikanischen Nordens angezogen, da ihre unqualifizierte Arbeits- 
kraft unabdingbar für diejenige Industrie war, die damals das Rückgrat der ex- 
pandierenden Fabrikökonomie bildete. Aber es kam nicht in Frage, dass sich 
die Schwarzen mit der weißen Bevölkerung vermischen könnte. Letztere hiel- 
ten die Ankömmlinge für von Natur aus widerlich, für minderwertig und ihrer 
ethnischen Ehre beraubt, was dem Makel der Sklaverei geschuldet war. Als 
Schwarze in Millionen aus dem Süden einwanderten, nahm die Feindschaft 
der Weißen zu. Diskriminierung und Absonderung, die bislang eher ınformell 
und inkonsistent gewesen waren, begannen sich in den Bereichen Wohnen, 
Schule und auf öffentlichen Plätzen zu verfestigen und dehnten sich auch auf 
Wirtschaft und Gemeinwesen aus (Spear 1968, Osofsky 1971). Es blieb den 
Afroamerikanern nichts anderes übrig, als im begrenzten Umkreis eigener Vier- 
tel Zuflucht zu suchen und in diesem Rahmen ein Netzwerk von eigenen In- 
stitutionen zu entwickeln, um die Grundbedürfnisse einer ausgestoßenen Ge- 
meinschaft zu stillen. Auf diese Weise entstand eine Art Parallelstadt, mit eı- 
genen schwarzen Kirchen und Zeitungen, schwarzen Nachbarschaftsvereinen 
und Treffpunkten, schwarzen Schulen und Geschäften, schwarzen politischen 
und kommunalen Verbänden. Wie ein Nest saß diese schwarze Stadt mitten 
im Herz der weißen Metropole, jedoch abgeschottet von einem unüberwind- 
baren Mauer aus Gewohnheiten, Maßregelungen, ökonomischer Diskriminie- 
rung (durch Makler, Banken und den Staat) und durch die Gewalt, in Form 
von Prügeleien, Brandbomben und Unruhen, der all jene begegneten, die es 
wagten, die Grenze zu überschreiten. 
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Diese aufgezwungene institutionelle Parallelwelt, die auf einer Einschließung 
und starren räumlichen Absonderung - und nicht auf extremer Armut, herun- 
tergekommenen Häusern, kultureller Differenz oder der bloßen Trennung von 
Wohngegenden - gründet, unterscheidet die Afroamerikaner von jeder anderen 
Gruppe der amerikanischen Geschichte, was ın allen grundlegenden Studien 
von Du Bois und Frazier über Drake und Cayton bis zu Kenneth Clark und 
Oliver Cox konstatiert wurde (Wacquant 1998). Die erzwungene Entstehung 
eıner Parallelwelt charakterisiert auch die Entwicklung der Burakumin in der 
japanischen Stadt nach dem Ende der Tokugawa Ära (Hane 1982). Als Nach- 
kommen der Eta - der niedrigsten der vier Kasten, des feudalen Japans waren 
die Burakumin aus der Sicht der buddhistischen und shintoistischen Religion 
Unberührbare. Sie waren gesetzlich verpflichtet sich von Sonnenuntergang bis 
Sonnenaufgang ın abgelegenen Dörfern (buraku) aufzuhalten, sie mussten eine 
gelbe Halskrause tragen, barfuss gehen und auf Knie und Hände niedersinken, 
wenn sie sich an einen Bürger wenden wollten und sie durften nur Ihresglei- 
chen heiraten. Im Jahre 1871 wurden sie zwar rechtlich gleichgestellt, jedoch 
wurden sie, wenn sie in die Stadt zogen, gegen ihren Willen in Bezirke ver- 
bannt, die als kriminell und moralisch verkommen galten und die sich häufig 
in der Nähe von Mülldeponien, Krematorien, Gefängnissen und Schlachthäu- 
sern befanden. Dort war ihnen der Zugang zur Beschäftigung in der Industrie 
versperrt. Sie mussten niedrig bezahlte, schmutzige Arbeiten annehmen, auf 
separate Schulen gehen und wurden gezwungen, nur Personen des gleichen, 
„befleckten“ Blutes zu heiraten, was sich mittels der „Familien-Registrierung“ 
überprüfen ließ (DeVos/Wagatsuma 1966). Dem Interessensverband der Bura- 
kumin zufolge zählten sie Ende der 70er Jahre etwa 3 Millionen Menschen, 
die eingepfercht in 6000 Ghettos in einigen tausend Städten lebten. 

Verteilt über drei Kontinente und fünf Jahrhunderte demonstrieren die hier 
dargelegten Fälle von Juden, Afroamerikanern und den Burakumin, dass das 
Ghetto kein - wie Wirth (1928: 284-285) meinte - „natürliches Areal“ ist, das 
aufgrund einer Anpassung an die Umwelt entstanden und von einer biologi- 
schen Logik, „ganz wie die auf Konkurrenz beruhende Kooperation der Pflan- 
zenwelt“ geleitet ist. Der Fehler der frühen Chicagoer Schule lag darın, dass 
sie fälschlicherweise „Geschichte in Naturgeschichte“ verwandelte und aus der 
Ghettoisierung eine „Manifestation der menschlichen Natur“ machte, die sıe 
in eins setzte mit der „Geschichte der Migration“ (Wirth 1918: 285). Bei der 
Ghettobildung handelt es sich jedoch um eine ganz eigene Form der Urbani- 
sierung, die durch die asymmetrischen Machtbeziehungen zwischen ethnı- 
schen Gruppen geformt wurde: Eine spezielle Art kollektiver Gewalt, die sich 
ım Stadtraum konkretisiert. Die Ghettoisierung ist kein „unkontrollierter und 
ungeplanter“ Prozess, wie Robert E. Park im Vorwort von The Ghetto (Wirth 
1928: vu) behauptete. Dies zeigte sich ganz besonders nach dem zweiten 
Weltkrieg, als das Schwarzenghetto „von oben“ rekonstruiert wurde. Durch 
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Maßnahmen des staatlichen Sozialwohnungsbaus, der Stadterneuerung und 
der Förderung der ökonomischen Entwicklung der Vorstädte wurde versucht, 
die rigide Trennung der Schwarzen von den Weißen noch zu verstärken 
(Hirsch 1983). Dass es sich bei der Ghettoisierung nicht um einen „natürli- 
chen“ Prozess handelt, wird bei vielen von Kolonialmächten errichteten Städ- 
ten noch deutlicher. In ihnen wurde die hierarchische ethnische Ordnung der 
Kolonien in den Raum eingeschrieben, so in Rabat unter der französischen 
Herrschaft über Marokko und in Kapstadt nach der Verabschiedung des 
Group Area Acts unter dem Apartheid Regime in Südafrika (Abu-Lughod 
1980, Western 1982). 

Begreift man das Ghetto als ein Produkt und Instrument von Gruppenmacht, 
wird deutlich, dass es in seiner voll ausgebildeten Form eine janusköpfige In- 
stitution ist. Denn es hat für beide Gruppen (jene im und jene außerhalb des 
Ghettos), welche asymmetrisch voneinander abhängig sind, jeweils entgegenge- 
setzte Funktionen. Für die dominierende Gruppe dient es der Abgrenzung 
und Kontrolle; es entspricht dem, was Max Weber die „ausschließende Schlie- 
ßung“ der herrschenden Klasse genannt hat. Für die anderen jedoch ist es eine 
integrierende und schützende Einrichtung, insofern sie ihre Mitglieder vom 
ständigen Kontakt mit den Herrschenden abschirmt und den Zusammenhalt 
und die Gemeinschaftsbildung innerhalb der beschränkten Sphäre, in welcher 
ihre Mitglieder miteinander zu tun haben, fördert. Innerhalb dieser Sphäre 
führt die erzwungene Isolation zu einer Intensivierung des sozialen Austauschs 
und der kulturellen Teilhabe. Ghettos sind das Produkt einer veränderlichen 
und spannungsreichen Dialektik von äußerer Anfeindung und innerer Affınt- 
tät, die sich in ambivalenter Weise im kollektiven Bewusstsein niederschlägt 
Denn obgleich die europäischen Juden stets gegen die Verbannung in abge- 
sonderte Bezirke protestierten, fühlten sie sich auch von ihnen angezogen, da 
sie die relative Sicherheit und die besondere Art des kollektiven Lebens dort 
schätzten. Das Frankfurter Ghetto war im 18. Jahrhundert „nicht nur ein Ort 
des Eingesperrtseins und der Verfolgung, sondern auch ein Platz, an dem sich 
Juden zutiefst zu Hause fühlten“ (Gay 1992: 67). In ähnlicher Weise waren 
auch die Afroamerikaner stolz darauf, eine „Gemeinde nach ihren eigenen 
Vorstellungen errichtet zu haben“, obwohl sie darüber aufgebracht waren, dass 
sie dies unter Druck tun mussten: Es war das Ergebnis des unerbittlichen Aus- 
schlusses durch die Weißen, der darauf abzielte, das Gespenst der „sozialen 
Gleichheit“, letztlich die Mischung der Geschlechter, abzuwehren (Dra- 
ke/Cayton 1945: 115). 
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Armut, Segregation und ethnische Konzentration: 
Eine Entwirrung 


Die Erarbeitung eines analytischen Konzepts von „Ghetto“ ermöglicht es, die 
Beziehung zwischen Ghettoisierung, städtischer Armut und Segregation zu 
entwirren und die strukturellen und funktionellen Unterschiede zwischen 
Ghettos und ethnischen Wohngegenden aufzuzeigen. Es erlaubt uns auch die 
Rolle des Ghettos als symbolischer Brutstätte und Matrix für die Produktion 
einer verzerrten Identität zu beleuchten. 


Armut ist ein häufiges aber abgeleitetes und variables Kennzeichen von Ghet- 
tos. Der Umstand, dass historisch die meisten Ghettos Orte des bitteren Elends 
waren, was dem Platzmangel, der Bevölkerungsdichte, der ökonomischen 
Ausbeutung und ganz allgemein der schlechten Behandlung geschuldet war, 
heißt nicht, dass das Ghetto notwendigerweise ein Platz der Armut oder einer 
gleichmäßigen Benachteiligung sein muss. Die Judengasse in Frankfurt, die 
1490 eingerichtet und 1811 abgeschafft wurde, kannte Phasen des Wohlstands 
genauso wie Phasen großer Armut. Stellenweise kam es sogar aufgrund der 
Hofjuden, die aus der Stadt ein lebhaftes Finanz- und Handelszentrum mach- 
ten, zu opulentem Reichtum und als Stätte der Vorfahren der Rothschilds 
stammt mancher heutige Glanz noch aus dieser Zeit (Wirth 1928: Kapitel 4). 
James Weldon Johnson (1937: 4) insistierte darauf, dass das Harlem der drei- 
Riger Jahre kein „Slum“ gewesen sei, sondern die „kulturelle Hauptstadt“ des 
schwarzen Amerika, wo die „Vorteile und Möglichkeiten der Afroamerikaner 
größer waren als in jedem anderen Ort des Landes“. Ebenso verhielt es sich 
mit Chicagos „Bronzeville“, es war ın der Mitte des Jahrhunderts weitaus 
prosperierender als die schwarzen Communities des Südens. In Bronzeville 
lebte die größte und wohlhabendste afroamerikanische Bourgeoisie jener Zeit 
(Drake/ Cayton 1945). Ob ın einem Ghetto Armut herrscht oder nicht hängt 
von äußeren Faktoren ab, von der Demographie, den Umweltbedingungen, 
der staatlicher Politik und der sie umgebenden Ökonomie. 

Umgekehrt sind nicht alle verfallenen, städtischen Bezirke Ghettos. Verarmte 
weißße Bezirke in den deindustrialisierten Städten des mittleren Westens der 
Vereinigten Staaten, in den britischen Midlands, krisengeschüttelte ländliche 
Städte im Osten Deutschlands und in Süditalien und die verrufene Villa Mise- 
zias von Buenos Aires - all dies sind Territorien einer degradierten und zerfal- 
lenden Arbeiterklasse am Ende des 20. Jahrhunderts und keineswegs nach eth- 
nischen Kriterien gefüllte Container, die dazu dienen, eine ausgestoßene 
Gruppe einzuschließen. Man kann von ihnen als Ghettos nur in einem meta- 
phorischen Sinne sprechen, unabhängig davon, wie verarmt diese Gebiete 
sind. Wenn extreme Verarmung ein ausreichendes Definitionsmerkmal wäre, 
dann wäre ein großer Teil der früheren Sowjetunion und die meisten Städte 
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der Dritten Welt riesige Ghettos. Die Favelas der brasilianischen Städte wur- 
den oft als abgetrennte Stätten des Verfalls und der Desorganisation porträ- 
tiert, aber es sind Arbeiterbezirke mit einem feinmaschigen Netz von Bindun- 
gen zur Industrie und zu den wohlhabenden Gegenden, für welche Dienstleis- 
tungen im Haushalt verrichtet werden. Ganz ähnlich sieht es in den Ranchoz 
von Venezuela und den Poblaciones von Chile aus: Familien, die ın diesen 
Siedlungen hausen, gehören zu einem weiten ethnischen Kontinuum und sie 
haben ausgedehnte verwandtschaftliche Verbindungen zu Haushalten der hö- 
heren Einkommensschichten; sie sind „nicht sozial und kulturell marginali- 
siert, aber von einem geschlossenen Klassenssystem stigmatisiert und ausge- 
schlossen“. (Perlman 1976: 195; vgl. auch Quijano 1968). Da nicht alle Ghet- 
tos arm sind und nicht alle armen Gegenden Ghettos, sollte man die Analyse 
der Ghettoisierung nicht mit Studien über Slums und Bezirke der Unter- 
schicht verwechseln. 


Ebenso gilt: Alle Ghettos sind abgesondert, aber nicht alle abgesonderten Ge- 
biete sind Ghettos. Die ausgesuchten Viertel des westlichen Paris, die exklusi- 
ven Vororte der Oberschichten von Boston oder Berlin und die Gated Com- 
munities, die ın Global Cities wıe Säo Paulo, Toronto und Miami wie Pilze 
aus dem Boden schießen, sınd zwar, was Reichtum, Einkommen, Beschäfti- 
gung und häufig auch Ethnizität angeht, ziemlich einförmig, das macht sie 
aber noch lange nicht zu einem Ghetto. Die Segregation ist hier freiwillig ge- 
wählt und aus diesem Grund ist sie weder umfassend noch ewig. Es handelt 
sich hier um befestigte Enklaven, die in luxuriöser Weise „Sicherheit, Zurück- 
gezogenheit, soziale Homogenität, Annehmlichkeiten und Dienstleistungen“ 
bieten, damit die reichen Familien vor dem fliehen können, was sie als „Cha- 
os, Schmutz und Gefährlichkeit der Stadt“ wahrnehmen (Caldeira 2000: 264- 
265). Diese Inseln der Privilegien dienen dazu die Lebenschancen zu verbes- 
sern, nicht sie zu beschneiden. Sie schützen den Lebensstil ihrer Bewohner 
und strahlen die positive Aura der Distinktion aus, nicht eine der Schande 
oder Angst. 

Damit wird deutlich, dass die Segregation der Wohngebiete eine notwendige, 
aber keine hinreichende Bedingung für die Ghettoisierung ist. Damit aus ei- 
nem Bezirk ein Ghetto wird, muss erstens die räumliche Segregation aufge- 
zwungen und allumfassend sein. Zweitens muss dieses Viertel deutlich ab- 
grenzbare Parallel-Institutionen aufweisen, die es der eingeschlossenen Gruppe 
ermöglicht sich dort auch zu reproduzieren. Wenn Schwarze als die einzige 
ethnische Gruppe gelten, die ın der amerikanischen Gesellschaft „übersegre- 
giert“ (Massey und Denton 1992) ist, dann weil sie die einzige Community 
sind, die die unfreiwillige Segregation mit der Schaffung einer organisatori- 
schen Parallelwelt kombiniert hat. Sie sind in ihrer ganz eigenen, separaten 
und sozial unterlegenen Welt gefangen, was umgekehrt die räumliche Isolation 
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noch verstärkt. Dass sogar unfreiwillige Segregation am untersten Ende der 
urbanen Ordnung nicht unbedingt ein Ghetto konstituieren muss, zeigt sich 
am Verfall der französischen Banlieus nach 1980. Obwohl sie im öffentlichen 
Diskurs weıthin als Ghettos in Verruf geraten sind und ihre Bewohner das in- 
tensive Gefühl haben, als Ausgeschlossene in einem „Strafraum“ zu leben, der 
mit Langeweile, Angst und Verzweiflung angefüllt ist (Petonnet 1982), erfolgte 
die Konzentration des sozialen Wohnungsbaus an der städtischen Peripherie 
nach Kriterien der Klasse und nicht nach jenen der Ethnizität. Im Ergebnis 
sind die Banlieus daher in kultureller Hinsicht heterogen und beherbergen typi- 
sche französische Familien zusammen mit Immigranten aus zwei Dutzend Nati- 
onen. Die Bewohner leiden nicht unter einer institutionellen Verdoppelung, 
sondern im Gegenteil, an einem Mangel an gewachsenen organisatorischeren 
Strukturen, bei denen sie angesichts des Mangels an einträglichen Arbeitsmög- 
lichkeiten und adäquaten öffentlichen Einrichtungen Unterstützung finden 
könnten. Ähnlich den britischen oder holländischen Innenstädten und den ur- 
banen Wohngebieten der Immigranten in Deutschland oder Italien, sind die 
französischen Vororte, soziologisch gesprochen, Anti-Ghettos (Wacquant 2004). 


Ghettos und ethnisch bestimmte Wohnbezirke haben divergierende Struktu- 
ren und entgegengesetzte Funktionen. Untersucht man das besondere Muster 
der sozialen Beziehungen sowohl innerhalb eines Ghettos als auch zwischen 
ihm und der umliegenden Stadt, dann erkennen wir ganz erhebliche Unter- 
schiede zwischen einem Ghetto und der bloßen Konzentration von Menschen 
gleicher ethnischer Herkunft oder den Wohngegenden von Immigranten. Die 
verschiedenen „Kolonien“ des Chicagos der Zwischenkriegszeit, welche von 
Robert Park, Ernest Burgess und Louis Wirth und danach von liberalen Sozio- 
logen und Historikern fälschlicherweise als weiße „Ghettos“ interpretiert wur- 
den, waren verstreute und bewegliche Konstellationen, die sich einer kulturel- 
len Affinität und der Konzentration bestimmter Berufe verdankten. Die Segre- 
gation war hier partiell und brüchig, sie war ein Produkt der Solidarität unter 
Immigranten und der Anziehungskraft einer gleichen ethnischen Herkunft, sie 
war aber nicht durch die Ablehnung des umgebenden Kollektivs aufgezwun- 
gen. Konsequenterweise war die räumliche Trennung weder einförmig noch rı- 
gide: Im Jahre 1930, als das durch und durch schwarze Bronzeville 92 Prozent 
der afroamerikanischen Stadtbevölkerung beherbergte, war Chicagos Klein-Irland 
„ein ethnisches Misch-Masch“ von 25 Nationalitäten, nur ein Drittel der Ein- 
wohner waren irischer Abstammung. Und lediglich 3 Prozent der irischstäm- 
migen Stadtbewohner lebten dort (Philpott 1978: 141-145). 

Aber was noch wichtiger ist, die besonderen Institutionen in den Enklaven der 
europäischen Immigranten waren nach außen gerichtet, sie dienten dazu, die 
Anpassung an die neue Umgebung der amerikanischen Städte zu erleichtern. 
Sie reproduzierten weder die Organisationen des Herkunftslandes, noch verfes- 


Was ist ein Ghetto? 143 


tigten sie die soziale Isolation und die kulturellen Unterschiede. Typischerwei- 
se verloren diese Institutionen innerhalb von zwei Generationen ihre Bedeu- 
tung, da ihre Nutzer zunehmend Zugang zu den entsprechenden amerikanı- 
schen Institutionen erhielten und in der Klassenordnung aufstiegen, womit 
auch ein Aufstieg auf der Skala der Wohnorte korrespondierte (Nelli 1970; 
vgl. auch Noiriel 1989, der einen ähnlichen Prozess von räumlicher Diffusion 
durch Klassenintegration bei belgischen, italienischen, polnischen und ibert- 
schen Immigranten in den französischen Industriestädten beschrieb). Dies al- 
les steht in scharfem Kontrast mit der wechselseitigen ethnischen Ausschlie- 
ßung und den dauerhaften Alternativinstitutionen in den Vierteln der Schwar- 
zen. Die an Chicago illustrierten Verhältnisse zeigen deutlich, dass Immigran- 
tenviertel und Ghettos zwei diametral entgegengesetzte Funktionen haben: 
Das eine ist ein Sprungbrett für die Assimilation durch kulturelles Lernen und 
sozialräumliche Mobilität, das andere ist ein Bezirk der materiellen und sym- 
bolischen Isolation, der auf Dissimilation ausgerichtet ist. Das erste wird am 
besten durch eine Brücke, das letztere durch eine Mauer versinnbildlicht. 


Eine Maschine, die eine beschädigte Identität produziert 


Das Ghetto ist nicht nur ein konkretes Mittel und die Materialisierung einer 
ethnisch-rassistischen Herrschaft durch die räumliche Aufteilung der Stadt, 
sondern auch eine wirkungsvolle, eigenständige Maschine zur Produktion kol- 
lektiver Identitäten. Denn es trägt durch zwei komplementäre und sich gegen- 
seitig verstärkende Wirkungen dazu bei, die Spaltung zu verhärten und zu ver- 
vollkommnen deren Ausdruck es ist. Erstens verschärft das Ghetto die Grenz- 
ziehung zwischen der ausgestoßenen Gruppe und der sie umgebenden Bevöl- 
kerung, ındem es die soziokulturelle Spaltung vertieft: es verstärkt die objekti- 
ven und subjektiven Unterschiede der Ghettobewohner gegenüber den ande- 
ren Bewohnern der Stadt, indem sie im Ghetto einheitlichen Konditionierun- 
gen unterworfen werden, so dass ihre Verhaltens- und Denkmuster von Nicht- 
Insidern aller Wahrscheinlichkeit nach als eigentümlich, exotisch oder sogar 
als abnormal empfunden werden (Sennett 1994: 244; Wilson 1987: 7-8), was 
wiederum entsprechende Vorurteile verstärkt. Zweitens ist das Ghetto ein kul- 
tureller Hochofen, der die Unterschiede innerhalb der eingeschlossenen 
Gruppe einschmilzt und deren kollektiven Stolz verstärkt, sogar dann, wenn 
damit das Stigma, womit diese Gruppe behaftet ist, befestigt wird. Räumliche 
und institutionelle Abgeschlossenheit lenkt von Klassenunterschieden ab und 
zersetzt die kulturellen Unterschiede innerhalb der Eingeschlossenen. In dieser 
Weise schweißte die christliche Ächtung ashkenasische und sephardische Ju- 
den unter einer übergreifenden jüdischen Identität zusammen, so dass sich in 
den Ghettos überall in Europa ein gemeinsamer „Sozialtypus“ und eine „ge- 
meinsame Geisteshaltung“ entwickelten (Wirth 1928: 71-83 and 1964). Ameri- 
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kas schwarze Ghettos beschleunigten die soziale und symbolische Verschmel- 
zung von Mulatten und Schwarzen zu einer einzigen „Rasse“ auf die gleiche 
Weise und verwandelten das Bewusstsein, einer bestimmten „Rasse“ anzugehö- 
ren, in ein Massenphänomen. Dies wiederum verstärkte die Mobilisierung ge- 
gen die fortlaufende Diskriminierung (Drake/Cayton 1945: 390). 

Allerdings ist diese vereinheitlichte Identität zwiespältig, sie bleibt beschädigt, 
denn Ghettoisierung bedeutet - in den Worten Max Webers - eine „negative 
Bewertung der Ehre“ der eingeschlossenen Gruppe. Dadurch entstehen Gefüh- 
le des Selbstzweifels und Selbsthasses, die eigene Herkunft wird verheimlicht, 
indem man sich als ein anderer ausgibt, die eigenen Leute werden verleugnet 
bis hin zur Identifikation mit der dominanten Gruppe (Clark 1965: 63-67). Da 
Ghettoisierung typischerweise eng mit Ethnizität, Segregation und Armut ein- 
hergeht, ist es empirisch schwer zu entscheiden, bei welchen der Figenschaften 
der Ghettobewohner es sich tatsächlich um „ghettospezifische kulturelle Zü- 
ge“ handelt, die von Ausdrucksformen der Klasse, oder der Männlichkeit zu 
unterscheiden sind (Hannerz 1968: 79). Hinzu kommt, dass kulturelle Aus- 
drucksformen, die ım Ghetto erfunden wurden, durch dessen Grenzen hin- 
durch sickern und sich in der Restgesellschaft verbreiten, wo sie oft zu äuße- 
ren Zeichen kultureller Rebellion und sozialen Andersseins werden - wie etwa 
bei der Faszination bürgerlicher Teenager rund um den Globus für den 
schwarzen, amerikanischen gangster rap. Dies macht es schwierig zwischen 
kulturellen Formen, die für die Ghettobewohner tatsächlich Geltung haben 
und den öffentlichen Vorstellungen von ihnen, die sich in der Gesellschaft 
verbreiten (u.a. auch durch akademische Publikationen), zu unterscheiden. 

Es erscheint sinnvoll, sich Ghetto und ethnisch bestimmte Wohngegenden als 
zwei idealtypische Konfigurationen an den entgegengesetzten Enden eines 
Kontinuums vorzustellen. Entlang dieses Kontinuums können die verschiede- 
nen Gruppen angeordnet werden oder auch wandern, je nachdem wie stark 
Stigmatisierung, Zwang, räumliche Einsperrung und institutionelle Verdoppe- 
lungen vorhanden sind und sich miteinander verbinden. Ghettoisierung kann 
dann zu einer mehrdimensionalen Variable für vergleichende Analysen und 
empirische Beschreibungen werden. Ghettoisierung kann schwächer werden, 
wenn durch allmähliche Erosion der räumlichen, sozialen und mentalen 
Grenzen aus dem Ghetto ein freiwillig gewählter ethnischer Ballungsraum 
wird, der als Sprungbrett für eine strukturelle Integration und/oder kulturelle 
Assımilation dient. Dieses Modell kann die Entwicklung der Chinatowns ın 
den USA während des 20. Jahrhunderts (Zhou 1994) gut erklären, ebenso die 
Rolle der kubanischen Immigranten-Enklave in Miami, die nach dem Mariel 
exodus' im Jahre 1980 die Integration förderte (Portes/Stepick 1993). Es cha- 


1 Eine Auswanderungswelle aus Kuba, bei der mehrere zehntausend Kubaner über den Hafen 
Mariel das Land verließen (Anm. der Übersetzerin). 
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rakterisiert auch die Kımchee Towns, in denen Koreaner in den Metropolen 
Japans lebten. Man findet hier eine Mischung von Merkmalen, so dass man 
von einem Hybrid zwischen Ghetto und ethnischem Ballungsgebiet sprechen 
kann (DeVos/Chung 1981). Zunächst galten die Kimchee Towns als schändli- 
che Orte. Sie waren aufgrund von Einschränkungen und der Feindschaft der 
japanischen Bevölkerung entstanden. Allerdings durchmischte sich ihre Bevöl- 
kerung im Laufe der Jahre und ermöglichte es den Koreanern, mit ıhren Japa- 
nischen Nachbarn eine Gemeinschaft zu bilden, unter einander zu heiraten 
und schließlich durch Einbürgerung die japanische Staatsbürgerschaft zu er- 
halten. Dieses Schema passt auch auf das so genannte gay ghetto, welches pas- 
sender als „quasi-ethnische Gemeinschaft“ zu bezeichnen wäre, da „die meis- 
ten schwulen Personen ‘heraus’ können und nicht auf Beziehungen mit den 
“eigenen Leuten’ eingeschränkt sind“; außerdem wird niemand gezwungen, in 
diesen Gebieten, in denen Einrichtungen von und für Schwule sichtbar kon- 
zentriert sind, zu wohnen (Murray 1979: 169). 

Die Eigenschaft des Ghettos als Waffe und Schild impliziert, dass in dem Ma- 
ße wie seine Institutionen ihre Autonomie und ihre Vollständigkeit verlieren, 
auch die schützende Funktion des Ghettos abnimmt. Das Ghetto stellt dann 
nur noch einen Ausschließungsmechanismus dar. Sobald seine Einwohner ih- 
ren ökonomischen Wert für die herrschende Gruppe verlieren, kann sich die 
ethnisch-rassistische Einschließung soweit verschärfen, dass das Ghetto nur 
noch als eine Einrichtung zur Aufbewahrung der ausgesonderten Gruppe oder 
als Vorbereitung zur ultimativen Form der Ausgrenzung, der physischen Ver- 
nichtung dient. Das erste Szenario passt auf die Entwicklung des schwarzen 
amerikanischen Hyperghettos in der Zeit nach der Bürgerrechtsbewegung: Als 
es seine Funktion, ein Reservoir von unqualifizierter Arbeitskraft bereit zu stel- 
len, verlor, entwickelte es eine symbiotische Beziehung zum hypertrophen Ge- 
fängnissystem der USA, die durch strukturelle Homologie, funktionale Ergän- 
zung und kulturelle Verschmelzung charakterisiert ist (Wacquant 2003). Das 
zweite Szenario existierte in Nazi-Deutschland, wo zwischen 1939 und 1944 
das Judenghetto wieder eingeführt wurde. Zunächst, um die Juden mit der 
Perspektive auf eine Umsiedlung zu verelenden und räumlich zu sammeln und 
später, als sich die Massendeportation als unpraktikabel erwiesen hatte, um sıe 
in die Vernichtungslager zu verschicken (Friedman 1980, Browning 1986). 

Die hemmungslose Intensivierung seiner ausschließenden Tendenzen macht 
deutlich, dass das Ghetto weniger mit städtischen Elendsvierteln, Unterklas- 
senquartieren und Immigranten-Enklaven verglichen werden sollte, als viel- 
mehr mit dem Reservat, dem Flüchtlingslager und dem Gefängnis: alles Ein- 
richtungen, die der erzwungenen Einschließung enteigneter und entehrter 
Gruppen dienen. Nicht zufällig entstanden das Zuchthaus ın Bridewell beı 
London (1555), das Zuchthaus in Amsterdam (1654) und das Hospital general 
in Paris (1656) - alle konzipiert, um Landstreicher, Bettler und Kriminelle 
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mittels Einkerkerung zur Lohnarbeit zu erziehen und zu disziplinieren - um 
die gleiche Zeit wie das jüdische Ghetto. Ebensowenig ıst es Zufall, dass die 
sich gegenwärtig ausbreitenden Flüchtlingscamps in Ruanda, Sri Lanka und 
den besetzten Gebieten von Palästina zunehmend aussehen wie eine Kreuzung 
zwischen den Ghettos des spätmittelalterlichen Europas und gigantischen 
Gulags. 

Aus dem Amerikanischen übersetzt von Sabine Nuss 
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